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76. Sitzung 

Bonn, den 14. Januar 1982 

Beginn: 8.00 Uhr 

Vizepräsident Windelen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ehe wir in die Fragestunde eintreten, habe ich Ih-
nen folgendes mitzuteilen. Im interfraktionellen 
Einvernehmen wird vorgeschlagen, in der nächsten 
Sitzungswoche mit Rücksicht auf die für diese Wo-
che vorgesehene Haushaltsberatung keine Frage-
stunde durchzuführen. Diese Abweichung von den 
Richtlinien für die Fragestunde muß nach § 126 un-
serer Geschäftsordnung mit Zweidrittelmehrheit 
der anwesenden Mitglieder beschlossen werden. Ist 
das Haus mit der Abweichung einverstanden? — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist dies so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 9/1252 — 

Wir kommen zunächst zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bundes-
kanzleramtes. Zu diesem Geschäftsbereich liegen 
die Frage 38 des Herrn Abgeordneten Reddemann 
sowie die Fragen 39 und 40 des Herrn Abgeordneten 
Niegel vor. Diese Fragen werden auf Grund von Nr. 2 
Abs. 2 der Richtlinien schriftlich beantwortet, weil 
das Thema der Fragen in dieser Sitzung ohnehin auf 
der Tagesordnung steht und erörtert wird. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe dann den Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Auswärtigen auf. Wir kommen zu-
nächst zur Frage 41 des Abgeordneten Hansen: 

Trifft es zu, daß Kongreß und Senat der Vereinigten Staaten 
von Amerika die Ausgabe von 20 Millionen Dollar für eine 
neue Binärgasfabrik in Pine Bluff, Arkansas, als erste Tran-
che für ein Vier- bis Sechs-Milliarden-Dollar-Projekt zur Her-
stellung neuer chemischer Waffen genehmigt haben, die aus-
schließlich auf dem „potentiellen europäischen Schlachtfeld" 
(Senator Hatfield, gleichlautend Senator Hard) gelagert wer-
den sollen? 

Das Haus ist durch seinen Staatsminister Dr. Corte-
rier vertreten. Herr Staatsminister, bitte. 

Dr. Corterier, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Der amerikanische Kongreß hat im Mai 1981 auf An-
trag der US-Regierung den Betrag von 20 Millionen 
Dollar für die Ausrüstung einer Produktionsanlage 
für binäre chemische Munition in Pine Bluff im 
Staate Arkansas bewilligt. Regierungsantrag und 

Bewilligung bezogen sich ausschließlich auf das ge-
nannte Projekt und den genannten Betrag. Ein an-
gebliches CW-Programm in Milliardenhöhe wurde 
nur von Kritikern des Regierungsantrages in der 
Debatte erwähnt. Außenminister Haig begründete 
den Antrag seiner Regierung mit der Notwendigkeit, 
angesichts der bedeutenden sowjetischen chemi-
schen Rüstung eine begrenzte Kapazität an ameri-
kanischen chemischen Waffen zur Aufrechterhal-
tung glaubwürdiger Abschreckung zu bewahren. 
Eine eventuelle Entscheidung über die Lagerung 
außerhalb der Vereinigten Staaten, die ohnehin erst 
in einigen Jahren anstehe, werde mit den betroffe-
nen Bündnispartnern eng konsultiert werden. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Han-
sen. 

Hansen (fraktionslos): Herr Staatsminister, darf 
ich Ihrer Antwort entnehmen, daß der Bundesregie-
rung nicht bekannt ist, daß in diesen Tagen wahr-
scheinlich eine Entscheidung über die Produktion 
von rund einer Million Artilleriegranaten 203 mm 
und 155 mm mit Nervengas, die ausschließlich dazu 
bestimmt sind, auf deutschem Boden gelagert zu 
werden, in den nächsten Jahren in Amerika fallen 
wird und daß diese Entscheidung von Senator Hat-
field, der immerhin der Vorsitzende des Finanzaus-
schusses des Senats ist, als wahnsinnig bezeichnet 
worden ist und von ihm des weiteren zum Ausdruck 
gebracht wurde, er halte es für einen tragischen Irr-
tum, wenn die europäischen Verbündeten sich über 
eine solche weitreichende Entscheidung erst post 
festum unterrichten lassen würden? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Diese Information 
liegt mir nicht vor, Herr Abgeordneter. 

• Hansen (fraktionslos): Würden Sie dann so gütig 
sein, sich diese Information zu beschaffen — — 

Vizepräsident Windelen: Wollen Sie eine weitere 
Zusatzfrage stellen? 

Hansen (fraktionslos): Ja. 

Vizepräsident Windelen: Bitte schön. 
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Hansen (fraktionslos): Wären Sie denn bereit, sich 
diese Information zu verschaffen, da es hier doch um 
wirkliche Interessen der Bevölkerung, die hier auf 
diesem Boden lebt, geht, wenn es zu einer solchen 
Nachrüstung mit chemischen Waffen kommen 
sollte? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Ich finde es zunächst 
einmal interessant, daß Sie von Nachrüstung spre-
chen. Insofern stellen Sie ganz offensichtlich den 
Zusammenhang mit der sowjetischen Vorrüstung 
her. 

(Hansen [fraktionslos]: Ich habe die Anfüh-
rungszeichen mitgesprochen! Das haben 

Sie vielleicht überhört!) 

— Nein, ich will als Feststellung von Ihrer Seite gern 
zunächst einmal festhalten, daß es hier offensicht-
lich um eine Nachrüstung gegenüber einer beden-
kenerregenden sowjetischen Vorrüstung geht. Herr 
Abgeordneter, es kann aber nicht Sache der Bundes-
regierung sein, sich in souveräne Rüstungsentschei-
dungen anderer Staaten einzumischen. Uns kann es 
nur darum gehen, dann, wenn irgend jemand die Ab-
sicht haben sollte — und darüber ist uns bisher 
nichts bekannt —, derartige Waffen auf dem Territo-
rium der Bundesrepublik Deutschland zu lagern, un-
ser Mitspracherecht in Anspruch zu nehmen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Ehmke. 

Dr. Ehmke (SPD): Herr Staatsminister, ist Ihnen 
bekannt, daß die Fraktion der Sozialdemokratie auf 
Grund von Gesprächen mit Senator Hatfield darum 
bemüht ist, auch die chemischen Waffen in die Rü-
stungskontrolle in Europa einzubeziehen? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Das ist mir bekannt. 
Es ist selbstverständlich, Herr Abgeordneter, die 
wichtigste Aufgabe, die sich auch in diesem Bereich 
stellt, daß wir an Stelle einer möglicherweise not-
wendig werdenden Nachrüstung zu Rüstungskon-
trollvereinbarungen kommen. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 42 des 
Abgeordneten Hansen auf: 

Wird die Bundesregierung vcn den USA verlangen, an den 
Entscheidungen über Entwicklung, Produktion und Lagerung 
neuer chemischer Waffen beteiligt zu werden? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Wie es ihrer ständi-
gen bewährten Praxis entspricht, strebt die Bundes-
regierung auch künftig kein Mitspracherecht an 
souveränen Rüstungsentscheidungen ihrer Bünd-
nispartner an. 

Sie weiß sich jedoch mit der amerikanischen Re-
gierung darin einig, daß eine eventuelle Lagerung 
neuartiger chemischer Kampfstoffe im Bundes-
gebiet gegenseitige Konsultationen voraussetzen 
würde. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hansen. 

Hansen (fraktionslos): Herr Staatsminister, finden 
Sie es nicht einigermaßen beunruhigend, daß sich 
die Bundesregierung offensichtlich weniger Sorgen 

um die Produktion der chemischen Waffen macht, 
die — ich sage noch einmal — ausdrücklich für Eu-
ropa bestimmt sind, als ein amerikanischer Senator, 
der sich seit Monaten darüber sehr verwundert 
zeigt, daß die europäischen Verbündeten nicht ihr 
Konsultationsrecht in dieser Frage in Anspruch 
nehmen, und das vor dem Hintergrund, daß es doch 
bei uns, auch in Ihren Reihen, nicht wenige gibt, die 
vom Konsultationsrecht schon zu einer Konsulta-
tionspflicht im Rahmen des Bündnisses hininterpre-
tiert haben? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
Sie gehen von Informationen aus, die mir in dieser 
Form nicht vorliegen. Es kann nicht Sache der Bun-
desregierung sein, auf Grund von Debatten im ame-
rikanischen Kongreß oder auch auf Grund von Ä u-
ßerungen, die es dort in der Presse gibt, derartige 
Konsultationen einzuleiten, sondern sie kann dies 
erst dann tun, wenn die amerikanische Regierung 
offiziell in dieser Frage an sie herantritt. Ich glaube, 
das sollte selbstverständlich sein. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Hansen. 

Hansen (fraktionslos): Da Sie sich ja sonst nicht 
unbeeindruckt von amerikanischen Wünschen zei-
gen, möchte ich Sie fragen, ob Sie es für verantwort-
liches Regierungshandeln und für mit den Verpflich-
tungen gegenüber der Bevölkerung in der Bundesre-
publik vereinbar halten, daß Sie es zulassen — ohne 
nach Informationen zu forschen —, daß hier eine 
klammheimliche sogenannte Nachrüstung mit che-
mischen Waffen stattfindet, ohne — und da möchte 
ich Sie gerne korrigieren — daß es eine entspre-
chende verifizierbare Vorrüstung der Sowjetunion 
gegeben hat, denn dazu wären Vor-Ort-Inspektionen 
notwendig, die es nicht gibt? Ich weiß nicht, wie man 
das sonst feststellen könnte. 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
der Bundesaußenminister hat gestern im Kabinett 
festgestellt, daß es oft sehr wichtig sei, sich nicht so 
sehr darauf zu konzentrieren, den Splitter im Auge 
des Freundes zu beleuchten und dabei den Balken 
im Auge von anderen zu vergessen. 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktio

-

nen) 

Ich glaube, dieser Grundsatz sollte auch hier beach-
tet werden. Ich kann nur noch einmal wiederholen: 
Wenn es ein Ersuchen der amerikanischen Regie-
rung, solche Waffen hier zu lagern, geben sollte, wer-
den wir uns damit befassen. Diese Waffen können 
hier nicht ohne unsere Zustimmung gelagert wer-
den. Wir werden zu gegebener Zeit diese Frage prü-
fen, aber nicht in diesem Stadium auf Grund von In-
formationen, die uns in dieser Form nicht zugegan-
gen sind. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Thüsing. 

Thüsing (SPD): Herr Staatsminister, da Sie in Ih-
ren Antworten mehrmals betont haben, daß vor der 
Lagerung neuer chemischer Waffen die Bundesre- 
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Thüsing 
gierung gefragt werden würde: Geschah das auch in 
der Vergangenheit, und ist ihr bekannt, wie viele 
chemische Waffen augenblicklich in der Bundesre-
publik gelagert sind? 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, diese 
Frage steht in keinem mittelbaren oder unmittelba-
ren Zusammenhang mit der Ausgangsfrage. In der 
Ausgangsfrage wurde lediglich gefragt, ob die Bun-
desregierung verlangen werde, an den Entscheidun-
gen beteiligt zu werden. 

Ich rufe die Frage 43 des Abgeordneten Weirich 
auf. Er hat um schriftliche Beantwortung gebeten. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 44 des Abgeordneten Jäger 
(Wangen) auf: 

Aus welchen Staaten, die von einer Militärdiktatur be-
herrscht sind, hat der Bundesaußenminister in den letzten 
drei Jahren Regierungsmitglieder empfangen und mit ihnen 
politische Gespräche geführt, und bei welchen Staaten dieser 
Art hat der Bundesaußenminister es in diesem Zeitraum ab-
gelehnt, Regierungsmitglieder in Bonn zu empfangen oder 
mit ihnen Gespräche zu führen? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Der Bundesminister 
des Auswärtigen hat in den vergangenen drei Jah-
ren Regierungsmitglieder aus zahlreichen Ländern 
zu Gesprächen empfangen. In den Jahren 1979 bis 
1981 haben allein 118 Außenministerbesuche statt-
gefunden. Darüber hinaus hat der Bundesminister 
Gespräche mit zahlreichen anderen Regierungsmit-
gliedern aus einer Vielzahl von Ländern geführt. Die 
Länder, aus denen die Besucher kamen, weisen ein 
breites Spektrum von Regierungsformen auf. Eine 
Kategorisierung dieser Staaten wäre allerdings an-
gesichts der Vielgestaltigkeit ihrer Regierungs- und 
Verfassungsformen problematisch. Darüber hinaus 
liegen der Bundesregierung Besuchswünsche aus 
einer Vielzahl von Staaten vor. Manchmal konnten 
Besuche aus Gründen, die in der Person des Gastes 
oder des betreffenden Landes lagen, nicht durchge-
führt werden. In zahlreichen anderen Fällen konn-
ten wir unsererseits Besuchswünsche noch nicht er-
füllen, vor allem natürlich aus Termin- und Zeit-
gründen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
können Sie angeben, aus welchen Staaten der Bun-
desaußenminister den Empfang und das Gespräch 
mit Regierungsmitgliedern in dem genannten Zeit-
raum abgelehnt hat, ohne sie jetzt kategorisieren zu 
wollen? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Ich habe keine solche 
Information, Herr Abgeordneter. Im übrigen möchte 
ich Sie darauf hinweisen, daß es kaum je zu Ableh-
nungen von Besuchswünschen kommen kann, weil 
in der Regel ein offizieller Besuchswunsch erst dann 
ausgesprochen wird, wenn Einverständnis darüber 
besteht, daß er auch akzeptiert wird. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
darf ich aus der Weigerung der Bundesregierung, 
meine Frage in der Substanz zu beantworten, schlie-
ßen, daß sich die Bundesregierung im Hinblick dar-
auf, daß der Bundesaußenminister erst vor wenigen 
Tagen den prominenten Vertreter einer Militärdik-
tatur, nämlich den Entsandten der polnischen Mili-
tärdiktatur, empfangen hat, scheut, hier Vergleiche 
zu ziehen, um nicht offenkundig werden zu lassen, 
daß hier mit unterschiedlichen Maßstäben gemes-
sen wird? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
über die Lage in Polen wird heute nachmittag in die-
sem Hause zu sprechen sein. Ich glaube, es liegt aber 
auf der Hand, daß es nicht unseren außenpolitischen 
Interessen entsprechen kann, hier derartige Katego-
risierungen und Vergleiche vorzunehmen, wie Sie 
sie sich offenbar wünschen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer. weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Thüsing. 

Thüsing (SPD): Herr Staatsminister, stimmen Sie 
mir zu, daß die hier angesprochene neue Weltinfor-
mationsordnung in der Tat höchst unbefriedigend 
ist, was die Informationsmöglichkeiten der Staaten 
der Dritten Welt betrifft, angesichts der Tatsache, 
daß der Nachrichtenmarkt wesentlich von fünf west-
lichen Presseagenturen beherrscht wird? 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, auch 
diese Frage steht in keinem Zusammenhang mit der 
Ausgangsfrage. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Frage 43!) 

— Entschuldigung, wir sind bei der Frage 44. Ich bit-
te, das nochmals nachzulesen und dann zu prüfen, 
ob Ihre Frage in irgendeinem Zusammenhang mit 
der Frage 44 steht. 

Ich rufe die Frage 45 des Abgeordneten Dr. Hupka 
auf: 

Hat die Bundesregierung von der gegenwärtigen polni-
schen Militärregierung eine Zusage über die Weitergeltung 
der Offenhalteklausel des Ausreiseprotokolls von 1975 in sei-
ner Fassung von 1976 erhalten, oder wird sie deswegen bei der 
polnischen Militärregierung vorstellig werden, damit weiter-
hin für alle ausreisewilligen Deutschen die Ausreisevisa er-
teilt werden? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Bundesminister Gen-
scher hat am 30. Dezember 1981 dem stellvertreten-
den Ministerpräsidenten Rakowski gegenüber die 
für die bilateralen Beziehungen bedeutsamen Aus-
reisefragen angesprochen. Eine Stellungnahme der 
polnischen Regierung steht noch aus. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Wird die Bundesregierung 
auf die Offenhalteklausel des Ausreiseprotokolls in-
sistieren, nachdem sie zur Kenntnis hat nehmen 
müssen, daß seit dem 13. Dezember 1981 nur noch 
die Deutschen als Aussiedler herausgelassen wer-
den, die vor dem 13. Dezember bereits ein Ausreise-
visum in der Hand hatten? 
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Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
sie hat das bereits getan; ich habe darauf hingewie-
sen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ist es 
richtig, daß Herr Rakowski zwar diese Einlassung 
des Herrn Außenministers zur Kenntnis genommen 
hat, aber auch nicht den Anschein erweckt hat, daß 
sich in dem Verhalten der gegenwärtigen Militärre-
gierung in Polen gegenüber den aussiedlungswilli-
gen Deutschen etwas ändern wird? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Von einem solchen 
Verhalten des stellvertretenden Ministerpräsiden-
ten ist mir nichts bekannt. Allerdings — ich habe be-
reits darauf hingewiesen — gibt es noch keine Ant-
wort der polnischen Regierung auf unsere Vorstel-
lungen, die wir gegenüber dem stellvertretenden Mi-
nisterpräsidenten in dieser Frage erhoben haben. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Wird die Bundesregierung 
bei der weiteren Behandlung der Frage berücksich-
tigen, daß das Ausreiseprotokoll - in Fortsetzung 
der einseitigen Erklärung der polnischen Regierung 
vom 7. Dezember 1970 — zu den Geschäftsgrundla-
gen des Warschauer Vertrages gehört? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Ja. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Voigt. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Stimmt die Bundesregie-
rung mir zu, daß dem Anliegen von Herrn Hupka in 
Frage 45 betreffend Zusagen der gegenwärtigen pol-
nischen Regierung nur Rechnung getragen werden 
kann, wenn dem Anliegen von Herrn Jäger in Fra-
ge 44, keine Kontakte zu solchen Regierungen auf-
rechtzuerhalten und Gespräche abzubrechen, nicht 
Rechnung getragen wird? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Ja. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 46 des 
Abgeordneten Graf Stauffenberg auf. — Er ist nicht 
im Saal. Die Frage wird entsprechend der Geschäfts-
ordnung behandelt. Das gleiche gilt für die Frage 47 
des Abgeordneten Graf Stauffenberg. 

Die Frage 48 wird auf Wunsch des Fragestellers, 
des Abgeordneten Dr. Hennig, schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 49 des Abgeordneten Schröder 
(Wilhelminenhof) auf: 

Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, daß die jah-
relangen Verhandlungen des Auswärtigen Amts mit der nie-
derländischen Regierung über den Bau des Dollarthafens im-
mer noch nicht erfolgreich abgeschlossen werden konnte? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Die jahrelange 
Dauer der Verhandlungen mit der niederländischen 
Regierung ist in erster Linie mit dem heftigen Wi-
derstand der niederländischen Umweltorganisatio-

nen gegen den Bau des Dollarthafens zu erklären, in 
letzter Zeit aber auch damit, daß die Regierungsbil-
dung in den Niederlanden Monate in Anspruch ge-
nommen hat, die niederländische Seite aber vor 
Festlegung eines niederländischen Standpunkts 
durch die neue Regierung nicht verhandlungsbereit 
war. 

Vizepräsident Windelen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schröder. 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU): Herr 
Staatsminister, Sie sagen, daß die Umweltschutzor-
ganisationen für die Haltung der niederländischen 
Regierung maßgebend waren. Wie muß man sich 
dann erklären, daß Wirtschaftsunternehmen, die be-
reit waren, sich im Raum Emden anzusiedeln, we-
gen unserer hohen Umweltschutzauflagen die Kon-
sequenz gezogen haben, lieber in die Niederlande zu 
gehen? Dort hat es offenbar keine Proteste gege-
ben. 

Dr. Corterier, Staatsminister: Das entspricht nicht 
meinen Informationen, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 50 des 
Abgeordneten Schröder (Wilhelminenhof) auf: 

Ist der Bundesminister des Auswärtigen gegebenenfalls be-
reit, selbst Gespräche mit der niederländischen Regierung 
über den Dollarthafen zu führen, und damit den Verhandlun-
gen den erforderlichen Nachdruck zu verleihen, damit endlich 
die für die wirtschaftliche Entwicklung Ostfrieslands notwen-
dige Entscheidung getroffen werden kann? 

Dr. CorterIer, Staatsminister: Wenn es zu einem be-
stimmten Zeitpunkt erforderlich wäre, daß der Bun-
desminister des Auswärtigen selbst Gespräche mit 
seinem niederländischen Kollegen führt, so würde 
er das tun. Im Augenblick bedarf es jedoch zunächst 
der Klärung schwieriger Fachfragen, die durch die 
beteiligten Fachbeamten vorgenommen werden 
müssen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Schröder. 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU): Herr 
Staatsminister, widerspricht das nicht allen Erklä-
rungen, die bisher von Ihrem Hause abgegeben wor-
den sind, daß nämlich die Verhandlungen so gut wie 
abgeschlossen seien und daß es eigentlich nur noch 
an dem Widerstand der niederländischen Regierung 
liege, weil man sich über die genannten Umweltfra-
gen nicht verständigen, nicht einigen könne, wobei, 
glaube ich, der Verdacht berechtigt ist, ob nicht in 
Wirklichkeit handfeste wirtschaftliche Interessen 
dahinterstecken? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
gerade die von Ihnen genannten Umweltfragen ma-
chen deutlich, daß ich, glaube ich, mit Recht darauf 
hingewiesen habe, daß es hier auch um die Klärung 
schwieriger Fragen geht. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Schröder. 
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Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU): Darf ich 
fragen, wann die nächsten — konkreten — Verhand-
lungen stattfinden werden? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Ich habe die Frage 
akustisch nicht verstanden. 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU): Wann 
werden die nächsten Verhandlungen stattfinden? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
dazu kann ich Ihnen sagen, daß es eine erneute De-
marche der Bundesregierung gegenüber der nieder-
ländischen Regierung gegeben hat, und zwar am 
28. Dezember. Diese Demarche ist auf Grund eige-
ner Überlegungen im Auswärtigen Amt, aber auch 
auf Grund einer Intervention des Kollegen Ewen zu-
standegekommen, der mit den zuständigen Abtei-
lungsleitern und mir Gespräche über diese Frage ge-
führt hat. 

Die niederländische Regierung hat uns mitgeteilt, 
daß eine neue Verhandlungsrunde nicht vor Februar 
1982 stattfinden könne, da sich die neue Regierung 
mit der Angelegenheit voraussichtlich erst Mitte Ja-
nuar befassen werde. Wir werden aber alles versu-
chen, damit diese neue Verhandlungsrunde dann im 
Februar auch tatsächlich zustande kommt. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Ewen. 

Ewen (SPD): Herr Staatsminister, kann ich davon 
ausgehen, daß die Position der Bundesregierung 
und der niedersächsischen Landesregierung in die-
sen Fragen einheitlich ist und gemeinsam vertreten 
wird? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Davon gehe ich aus. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 51 des 
Abgeordneten Dr. Czaja auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Unterstaats-
sekretärs für Wirtschafts- und Handelsangelegenheiten im 
amerikanischen Außenministerium, Robert D. Hormats, in 
seinem Vortrag vom 16. Dezember 1981, daß die amerika-
nisch-europäischen Wirtschaftsbeziehungen heute in einer 
ernsteren Spannung seien als in den vergangenen dreißig 
Jahren (vgl. Amerikadienst vom 30. Dezember 1981, Sei-
te 11)? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Vor dem Hinter-
grund einer schwierigen Weltwirtschaftslage haben 
sich auch einige Handelsprobleme zwischen den 
Vereinigten Staaten und der Europäischen Gemein-
schaft verstärkt, z. B. in der Frage der europäischen 
Stahlexporte und des Agrarhandels. Das sollte je-
doch nicht dramatisiert werden. Auch in jüngster 
Zeit ist es gelungen, Konflikte abzubauen, z. B. im 
Textilbereich im Zusammenhang mit dem Welt-
textilabkommen. 

Entscheidend ist der Wille beider Seiten, die Zu-
sammenarbeit zu verstärken und sich um konstruk-
tive Lösungen aller anstehenden Fragen zu bemü-
hen. In den hochrangigen Konsultationen zwischen 
den USA und der EG-Kommission am 11. und 12. De-
zember vergangenen Jahres in Brüssel wurde in die-
sem Sinne Übereinstimmung erzielt. Außenminister 
Haig betonte dabei ausdrücklich die überragende 

Bedeutung der politischen Partnerschaft, die nicht 
durch handelspolitische Auseinandersetzungen be-
einträchtigt werden dürfte. 

Die Haltung der Bundesregierung ist klar. Sie be-
müht sich im Kreis ihrer EG-Partner um möglichst 
marktwirtschaftliche Lösungen und lehnt Protektio-
nismus eindeutig ab. Dies wurde bei den kürzlichen 
Gesprächen des Bundeskanzlers in Washington er-
neut bekräftigt. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Ab-
geordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Wird sich die Bundesregie-
rung angesichts der am 16. Dezember erfolgten Er-
klärungen von Unterstaatssekretär Hormats ver-
stärkt um einen konstruktiven Ausgleich dieser 
auch in ihren politischen Folgen gefährlichen wirt-
schaftlichen Spannungen auf Grund der Preisstüt-
zung, wie Sie sie anführten — im Agrarbereich, 
Stahlexport, in bezug auf Exportkredite, Ost-West-
Handel, Exportkontrollen im deutsch-amerikani-
schen Verhältnis und in den EG-Beziehungen zu den 
USA — bemühen? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
wir sind ständig um eine Lösung dieser Fragen be-
müht. Ich möchte darauf hinweisen — als ein Bei-
spiel —, daß es heute wieder eine Zusammenkunft 
der Industrieminister der Europäischen Gemein-
schaft gibt, wo über die aktuellen Stahlprobleme ge-
sprochen wird. Die Bundesregierung ist immer auf 
der Seite derjenigen, die für möglichst viel Offenheit 
in diesen Fragen eintreten, für möglichst viel Zu-
sammenarbeit über den Atlantik hinweg. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Werden in diesem Zusam-
menhang die amerikanisch-französischen Wünsche 
nach Erweiterung und Verbesserung der Exportkon-
trollen bei strategischen Gütern auf dem bevorste-
henden COCOM-Treffen die Unterstützung der Bun-
desregierung finden? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Präsident, ich 
kann keinen Zusammenhang mit der Frage erken-
nen. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Es ging ja um die 
Exportkredite!) 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Fragen 52 bis 
55 — der Abgeordneten Dr. Czaja, Milz und Engels-
berger — auf. Diese Fragen werden, weil sie Gegen-
stand der Tagesordnung dieser Sitzungswoche sind, 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Damit schließen wir den Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Auswärtigen ab. 

Wir gehen zum Geschäftsbereich des Bundesmini-
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
über. Das Haus ist durch seinen Parlamentarischen 
Staatssekretär Gallus vertreten. 
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Vizepräsident Windelen 
Ich rufe Frage 85 des Abgeordneten Dr. Jobst auf. 

— Er ist nicht im Saal. Wir verfahren entsprechend 
der Geschäftsordnung. 

Ich rufe Frage 86 des Abgeordneten Bamberg auf. 
Auch er ist nicht im Saal. Wir verfahren entspre-
chend. Das gleiche gilt für die Frage 87. 

Ich rufe Frage 88 — des Abgeordneten Eigen — 
auf : 

Welche Gründe haben die Bundesregierung bewogen, im 
Ministerrat der EG einer differenzierten Förderung der Mut-
terkuhhalter zuzustimmen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Herr 
Kollege, gestatten Sie, daß ich die Fragen wegen des 
Sachzusammenhangs gemeinsam beantworte? 

(Eigen [CDU/CSU]: Ja!) 

Vizepräsident Windelen: Dann rufe ich auch Fra-
ge 89 auf: 

Wird die Bundesregierung die deutschen Landwirte mit 
Mutterkuhhaltung genauso fördern wie z. B. die französische 
Regierung dies für ihre Landwirte seit langem durchführt, da-
mit endlich die Wettbewerbsverzerrungen in diesem Bereich 
beendet werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Der Ratsbeschluß 
über die Förderung von Mutterkuhhaltern im Wirt-
schaftsjahr 1981/82 war Bestandteil eines Kompro-
misses über EG-Marktstützungsmaßnahmen auf 
dem Rindfleisch- und Milchsektor. 

Die Bundesregierung konnte dabei nicht verhin-
dern, daß in die Verordnung Nr. 1417/81 vom 19. Mai 
1981 eine Kann-Bestimmung aufgenommen wurde, 
die zusätzlich zu der einheitlichen EG-Prämie von 
20 ECU pro Mutterkuh — das sind 53,15 DM — die 
Zahlung einer nationalen Prämie bis zu diesem Prä-
mienbetrag zuläßt. Von dieser Möglichkeit machen 
nach vorliegenden Informationen Frankreich und 
Irland Gebrauch. 

Die Bundesregierung bedauert die auf Grund die-
ses Sachverhaltes nicht einheitlichen Prämienbe-
träge in einzelnen EG-Ländern. Angesichts der an-
gespannten Situation des Bundeshaushalts sieht sie 
allerdings keine Möglichkeit, einen nationalen Prä-
mienbetrag für die deutschen Mutterkuhhalter zu 
gewähren. Die Bundesregierung wird sich jedoch 
bei den kommenden Preisverhandlungen dafür ein-
setzen, daß künftig nach Möglichkeit die Gewäh-
rung unterschiedlicher Prämiensätze in der Ge-
meinschaft vermieden wird. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Dies ist sehr löblich, Herr 
Staatssekretär, empfinden Sie aber nicht mit mir die 
große Sorge um die gerade beginnende Mutterkuh-
haltung in der Bundesrepublik Deutschland, die es 
auf Grund der Wettbewerbsverhältnisse gegenüber 
der Milchkuhhaltung sehr schwer hat, die aber an-
dererseits für die Entlastung des Milchmarktes sehr 
wichtig ist, wenn gerade diese relativ kleine Pflanze 

Mutterkuhhaltung von der Bundesregierung so 
schlecht ernährt wird? 

(Heiterkeit) 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe für die Mutterkuhhaltung in der Bundesrepu-
blik Deutschland sehr viel Verständnis. Tatsache ist 
aber auch, daß wir in der EG eine Überproduktion an 
Rindfleich haben. Deshalb muß hier sehr vorsichtig 
operiert werden. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Darf ich die Frage stellen, Herr 
Staatssekretär, ob Ihre Kenntnisse auf dem neue-
sten Stand sind. Im Moment scheint es eher so, als 
ob wir in der EG einen Mangel an Rindfleisch hätten 
und daß für das wertvolle Rindfleisch aus der Mut-
terkuhhaltung ein echter Markt vorhanden sei, 
selbst dann, wenn wir wieder Überschüsse an Rind-
fleisch haben. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie kön-
nen nicht davon ausgehen, daß, wenn im Augenblick 
keine Überschüsse bei Rindfleisch oder Butter vor-
handen sind, das ganze Jahr über in der EG keine 
Überschüsse produziert worden sind. Es ist sofort 
exportiert worden. Dadurch ist die Lagerhaltung 
entfallen, und das Ganze ist billiger geworden. Ins-
gesamt mußten aber auch im Jahre 1981 erhebliche 
Ausgleichsbeträge für den Export gezahlt werden. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Kirschner. 

(Eigen [CDU/CSU]: Ich habe vier Zusatzfra

-

gen, Herr Präsident!) 

— Entschuldigung, die beiden Fragen waren zusam-
mengefaßt. Sie haben noch zwei weitere Zusatzfra-
gen. Da Sie Fragesteller sind, gehen Ihre Fragen vor. 
Sie haben das Wort. 

Eigen (CDU/CSU): Danke schön, Herr Präsident. 

Herr Staatssekretär, meinen Sie nicht, daß die 
Wettbewerbsverzerrungen, die sich in den letzten 
Jahren nach und nach eingeschlichen haben, wobei 
dies nur eine von vielen zwischen der deutschen und 
der französischen Landwirtschaft ist, bei der Bun-
desregierung in ihren Verhandlungen in Brüssel 
stärker Beachtung finden müßten? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe bei der Beanwortung Ihrer beiden Fragen klar-
gemacht, daß wir es sehr bedauern, daß Wettbe-
werbsverzerrungen insoweit möglich sind, als die 
einzelnen Mitgliedstaaten nationale Hilfen gewäh-
ren können. Nun können wir aber, weil wir aus 
Haushaltsgründen keine Mittel haben, nicht den 
umgekehrten Weg gehen, indem wir mit der doppel-
ten Prämie gleichziehen, sondern wir versuchen, da-
hin zu wirken, daß es auch in den anderen Mitglied-
staaten nicht mehr möglich ist, zusätzliche Prämien 
zu gewähren. Auch damit wäre der Gleichstand er-
reicht. 
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Vizepräsident Windelen: Ihre letzte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter, bitte schön. 

Eigen (CDU/CSU): Auf welche andere Weise, wenn 
nicht mit Geld, wäre die Bundesregierung mögli-
cherweise in der Lage, Hilfen für die Mutterkuhhal-
tung zu gewähren? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie ha-
ben vorher selbst in Ihrer Zusatzfrage erklärt, daß 
durch die Mutterkuhhaltung qualitativ hochwerti-
ges Rindfleisch produziert wird. Ich bin der Auffas-
sung, daß Maßnahmen in bezug auf den Markt er-
griffen werden sollten, um dieses Fleisch besser zu 
vermarkten und damit auch einen höheren Preis zu 
erzielen. Das ist in einer freien Marktwirtschaft 
nicht in erster Linie Aufgabe des Staates. Hier sehe 
ich eher eine Aufgabe des Marketing, z. B. über CMA 
und derartige Einrichtungen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Kir-
schner zu einer weiteren Zusatzfrage. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
oder ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 
daß man, statt den Weg einer weiteren nationalen 
Förderungsmaßnahme zu beschreiten, besser dafür 
sorgen sollte, daß EG-einheitlich politische Maßnah-
men ergriffen werden, damit es nicht wieder in ein-
zelnen Ländern zu Überschußproduktionen 
kommt? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, genau 
das ist die Auffassung der Bundesregierung, die ich 
hier dargelegt habe. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe Frage 67 des Ab-
geordneten Laufs auf: 

Ist das Tannen- und Fichtensterben in Deutschland eine 
neue Erscheinung, die mit der Übersäuerung der kalkarmen 
Waldböden in einen ursächlichen Zusammenhang gebracht 
werden muß, und welche Forschungsvorhaben verfolgt die 
Bundesregierung zur wissenschaftlichen Klärung von etwa 
noch offenen Fragen des Wirkungszusammenhangs zwischen 
saurem Regen und Vegetationsschäden? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Abster-
beerscheinungen an Tannen sind zwar schon vor 
längerer Zeit in ähnlicher Form beobachtet worden, 
allerdings bis zur Mitte der 70er Jahre nur am 
Rande des natürlichen Verbreitungsgebietes der 
Tanne. So wird seit ca. 200 Jahren aus dem nördli-
chen Teil des Verbreitungsgebietes der Tanne eine 
periodisch wiederkehrende Erkrankung gemeldet, 
die nur regional aufgetreten ist. Seit Mitte der 70er 
Jahre sind auch die Kernbereiche der Tannenver-
breitung erheblich betroffen. Die Ursachen dieser 
Krankheit konnten bisher nicht eindeutig geklärt 
werden. 

Eine als „Fichtensterben" bezeichnete Krankheit 
wurde bereits Anfang der 30er Jahre vor allem in 
Ostpreußen beobachtet. Als Ursache wurde eine Stö-
rung des Wasserhaushalts angegeben. Seit Herbst 
1980 treten vor allem in Bayern Absterbeerschei-
nungen an Fichten, die älter als 50 Jahre sind, mit 
abgewandelten Symptomen auf. Die Ursachen die-
ser neuartigen Absterbeerscheinungen sind eben-
falls nicht eindeutig geklärt. 

Eine wissenschaftlich abgesicherte Beurteilung 
der Primärursache des Tannen- und Fichtenster-
bens ist bundesweit derzeit nicht möglich. Zumin-
dest beim Tannensterben handelt es sich um eine 
Komplexkrankheit. Neben zahlreichen anderen 
möglichen Ursachen — Dürrejahre, langfristige Kli-
maveränderungen, tierische und pilzliche Schad-
erreger, Wassermangel durch Grundwasserabsen-
kung, unzureichende waldbauliche Verfahren — 
spielen unbestritten Schwefeldioxidimmissionen 
eine maßgebliche Rolle, weil sie durch direkte Ein-
wirkung auf die oberirdischen Organe und indirekt 
durch sauren Regen über den verstärkten Säure-
druck auf den Boden empfindliche Pflanzen schädi-
gen. Kalkarme Böden mit geringer Pufferkapazität 
sind besonders gefährdet. 

Um die Zusammenhänge weiter zu klären, ist im 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten am 7. Juli 1981 eine Anhörung von Sach-
verständigen durchgeführt worden. Als Ergebnis 
wurde u. a. der Entwurf eines bundesweit abge-
stimmten Forschungsprogramms erstellt, das die 
zur Schließung der bestehenden Kenntnislücken er-
forderlichen Forschungsmaßnahmen aufzeigt. 

Die Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holz-
wirtschaft beteiligt sich mit sieben Vorhaben an der 
Erforschung des Wirkungszusammenhangs zwi-
schen saurem Regen und Vegetationsschäden. Dar-
über hinaus wird ein Vorhaben des Instituts für 
Forstgenetik und Immissionsforschung der Univer-
sität München gefördert. 

Die Rauchgasentschwefelung gehört jetzt zum 
Stand der Technik. Mit finanzieller Unterstützung 
der Bundesregierung sind spezielle deutsche Rauch-
gasentschwefelungsverfahren bis zur industriellen 
Anwendungsreife entwickelt worden. Erst kürzlich 
ist ein Forschungs- und Entwicklungsvorhaben der 
Bergbau-Forschung GmbH zur simultanen Abschei-
dung von Schwefeldioxid und Stickoxid erfolgreich 
abgeschlossen worden. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage der 
Herr Abgeordnete Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie dahin gehend richtig verstanden, daß gegen-
wärtig nur Hypothesen und keine wissenschaftlich 
abgesicherten Nachweise für einen Wirkungszu-
sammenhang zwischen Schwefeldioxidbelastungen 
und dem Tannen- und Fichtensterben vorliegen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie ha-
ben mich insoweit richtig verstanden, als es höchst-
wahrscheinlich verschiedene zusammenwirkende 
Ursachen für das Tannen- und Fichtensterben gibt, 
die alle zusammen zu dieser Krankheit beitragen. 
Aber ich habe Ihnen ja auch gesagt, daß wir nach un-
serem heutigen Erkenntnisstand — ohne daß die 
letzten wissenschaftlichen Untersuchungen abge

-

schlossen wären — davon ausgehen müssen, daß die 
Schwefeldioxidimmissionen eine wesentliche 
Schuld an den neuerlichen Erscheinungen des Tan-
nensterbens haben. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage der Herr Abgeordnete Dr. Laufs. 
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Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie bestätigen, daß im Bereich der Landwirtschaft 
keine Vegetationsschäden durch sauren Regen ent-
stehen, weil eine geringfügige Übersäuerung durch 
Düngung und Bodenbearbeitung ausgeglichen 
wird? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen nur bestätigen, daß im Bereich der 
Landwirtschaft der Versauerung des Bodens, soweit 
sie vorliegt, durch Anwendung von Kalk viel leichter 
als z. B. bei Waldbeständen entgegengewirkt werden 
kann. Ich kann Ihnen keine Auskunft darüber ge-
ben, wie sich die einzelnen pH-Zahlen in den ver-
schiedenen Gebieten der Bundesrepublik Deutsch-
land auf Grund von saurem Regen usw. in den letz-
ten Jahren verändert haben. Höchstwahrscheinlich 
müßte das auch noch untersucht werden. 

Vizepräsident Windelen: Wir gehen zum Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Arbeit und Sozial-
ordnung über. Das Ressort wird durch seine Parla-
mentarische Staatssekretärin Frau Fuchs vertre-
ten. 

Ich rufe die Frage 90 des Abgeordneten Pauli 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Versorgungsäm-
ter unter Hinweis auf die Datenschutzbestimmungen den 
Wehrbereichsverwaltungen und den Kreiswehrersatzämtern 
keine Angaben über die registrierten Schwerbehinderten lie-
fern, und ist der Bundesregierung bekannt, daß dieser Perso-
nenkreis in Unkenntnis der Schwerbehinderung zur Muste-
rung eingeladen wird, obwohl das Wehrpflichtgesetz eine ge-
nerelle Befreiung vorschreibt? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, 
ich möchte gern die Fragen 90 und 91 gemeinsam be-
antworten. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Pauli, 
sind Sie damit einverstanden? 

(Pauli [SPD]: Ja!) 

— Dann rufe ich zusätzlich Frage 91 des Abgeordne-
ten Pauli auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß schwerbehinderte 
und contergangeschädigte Kinder sehr oft von ihren Eltern 
unter erschwerten Bedingungen zu den Musterungsbehörden 
gebracht werden müssen, und ist die Bundesregierung bereit, 
durch Schaffung entsprechender Regelungen die Auskunfts-
pflicht der Versorgungsämter zu erweitern, damit nicht nur 
ein ungeheurer Verwaltungsaufwand vermieden wird, son-
dern auch dem betroffenen Personenkreis und dessen Ange-
hörigen Erleichterungen zuteil werden? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Kreiswehrersatzämter sind nur in Ausnahmefällen 
auf die Angaben der Versorgungsämter über 
schwerbehinderte Wehrpflichtige angewiesen. Sie 
erhalten die erforderlichen Auskünfte vielmehr von 
den Wehrpflichtigen selbst, die bereits bei der Erfas-
sung oder nochmals bei der Ladung zur Musterung 
gebeten werden, eine etwaige Schwerbehinderung 
mitzuteilen und die einschlägigen Unterlagen zur 
Einsichtnahme zu übersenden. Kommt ein Wehr-
pflichtiger diesem Hinweis nach und teilt er die 
Schwerbehinderteneigenschaft mit, wird er von der 
Vorstellung zur Musterung befreit. Das Erscheinen 
eines anerkannten Schwerbehinderten zur Muste-

rung setzt mithin voraus, daß er sowohl den Hinweis 
bei der Erfassung als auch die eingehende Unter-
richtung bei der Ladung zur Musterung nicht beach-
tet hat. In der letzten Zeit ist der Bundesregierung 
nur ein Fall dieser Art bekanntgeworden. Im übri-
gen erteilen die Versorgungsämter den Kreiswehr-
ersatzämtern in Einzelfällen Auskunft, wenn ein 
Wehrpflichtiger beispielsweise den Verlust seines 
Schwerbehindertenausweises anzeigt und noch kei-
nen neuen Ausweis erhalten hat. 

Vizepräsident Windelen: Bitte, eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Pauli. 

Pauli (SPD): Frau Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß die Betroffenen in vielen Fällen — dies 
wird z. B. beim Kreiswehrersatzamt in Koblenz im-
mer wieder vorgetragen — den Inhalt des Merkblat-
tes nicht verstehen oder bei der Erfassung durch die 
Gemeinden auf die Befreiungsvorschriften nicht 
hingewiesen wurden? Ich frage daher, welche tat-
sächlichen Gründe einem Datenabruf bei den Ver-
sorgungsämtern entgegenstehen. 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Ich möchte meine 
Antwort noch einmal erläutern. Zunächst wird bei 
der Musterung und noch einmal bei der Vorladung 
dazu die Frage gestellt, ob die Schwerbehinderten-
eigenschaft besteht. Ich will gern der Frage nachge-
hen, ob die Fragebogen zu kompliziert sind. Ich 
würde dann den Kreiswehrsatzämtern empfehlen, 
eine leichter verständliche Formulierung zu wählen. 
Hinter Ihrer Frage steckt die Sorge, daß sich schwer

-

behinderte Bürger unnützerweise der Prozedur der 
Ladung und der Musterung unterziehen müssen. 
Dies kann nach den einschlägigen Bestimmungen 
an sich nicht geschehen. Ich greife aber gern Ihre 
Frage auf, ob die Fragebogen vielleicht zu kompli-
ziert sind. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Pauli. 

Pauli (SPD): Frau Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß die Versorgungsämter in der Lage wären, 
jahrgangsweise, so wie die Einberufungen erfolgen, 
auch die jeweiligen Kreiswehrersatzämter bzw. die 
Wehrbereichsverwaltungen global darüber zu unter-
richten, welche Behinderten der Wehrpflicht nicht 
unterliegen? Das hätte zur Folge, daß etwa 20 Vor-
drucke nicht auszufüllen sind bzw. daß bei den Be-
troffenen erhebliche Reisekosten nicht anfallen. 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
will es noch einmal klarstellen. Die Wehrpflichtigen 
werden angeschrieben. Dabei ist zweimal in den Un-
terlagen die Aufforderung enthalten, sie möchten 
sich äußern, wenn sie schwerbehindert sind. Ich 
glaube nicht, daß es im Interesse der Wehrpflichti-
gen liegt, wenn alle Versorgungsämter automatisch 
mitteilen, ob eine Schwerbehinderteneigenschaft 
vorliegt, und zwar im Hinblick auf den Datenschutz. 
Ich meine, wir sollten die von Ihnen aufgeworfene 
Frage in der Weise lösen, daß wir noch einmal der 
Frage nachgehen, ob vielleicht die Fragebogen zu 
kompliziert sind. Die allgemeine Weitergabe von Da-
ten vom Versorgungsamt an die Kreiswehrersatz- 
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Parl. Staatssekretär Frau Fuchs 
ämter liegt dagegen nicht im Interesse der Wehr-
pflichtigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 92 des 
Abgeordneten Hinsken auf. — Er ist nicht im Saal. 
Die Frage wird entsprechend der Geschäftsordnung 
behandelt. Das gleiche gilt für seine Frage 93. 

Ich rufe die Frage 94 des Abgeordneten Dr. Enders 
auf: 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, daß die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte auf Grund der 
nach den neuen Spargesetzen reduzierten Badekuren bereits 
vorsorglich die Belegung von Kurheimen in Badestädten zum 
31. März 1982 gekündigt hat? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
möchte die Fragen 94 und 95 gern gemeinsam beant-
worten. 

Vizepräsident Windelen: Der Fragesteller ist damit 
einverstanden. Daher rufe ich auch die Frage 95 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Enders auf: 

Auf welche Weise gedenkt die Bundesregierung, dieser Ver-
nichtung von qualifizierten Arbeitsplätzen zu begegnen und 
den Inhabern von Kurheimen zu helfen, die sich erst vor 
kurzer Zeit mit erheblichen Investitionen, für die Modernisie-
rung ihrer Häuser und die Einrichtung von Diätküchen, finan-
ziell belasten mußten? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Nachdem durch 
das Zweite Haushaltsstrukturgesetz die Teilnahme-
voraussetzungen für Kuren erschwert wurden, ob-
liegt allein den Rentenversicherungsträgern die 
Entscheidung darüber, ob die Kündigung von Bele-
gungsverträgen mit Kurheimen erforderlich ist. Die 
Bundesregierung vermag nicht zu beurteilen, ob 
eine vorsorgliche Kündigung der Bundesversiche-
rungsanstalt für Angestellte für einen bestimmten 
Zeitpunkt und gegebenenfalls für wie viele Betten 
erforderlich ist. Sicher ist allerdings, Herr Kollege, 
daß der Wegfall der Möglichkeit, Kuren zur Erhal-
tung der Erwerbsfähigkeit durchzuführen, den Ren-
tenversicherungsträgern Anlaß gibt, ihre Bele-
gungsverträge mit Kureinrichtungen zu reduzieren, 
und daß diese Kündigungen insbesondere Kur-
heime treffen können, in denen derartige Kuren bis-
her vor allem durchgeführt worden sind. 

Es sollte nicht generell davon gesprochen werden, 
die Erschwerung der Teilnahmevoraussetzungen 
von Kuren vernichte Arbeitsplätze. Ob es hierzu 
kommt, hängt weitgehend von den Umständen des 
Einzelfalls ab. Im allgemeinen werden Kurheime 
von den Rentenversicherungsträgern nur zu einem 
Teil belegt, so daß die Kündigung eines Belegungs-
vertrages nicht zwangsläufig die Schließung der 
Kureinrichtung zur Folge hat. Je nach dem Umfang 
der Belegungsquote wird eine Kündigung daher 
sehr unterschiedliche Wirkungen haben. Ob die 
hiervon stärker betroffenen Einrichtungen in wirt-
schaftliche Schwierigkeiten geraten werden, dürfte 
letztlich davon abhängen, inwieweit es ihnen ge-
lingt, die von der Gesetzesänderung betroffenen 
Versicherten als Selbstzahler einer Kur zu erhalten 
bzw. andere Personengruppen, z. B. gesundheitsbe-
wußte Urlauber, neu für sich zu gewinnen. 

Im übrigen darf ich in diesem Zusammenhang 
darauf hinweisen, daß bereits mit den im Jahr 1977 
durch das 20. Rentenanpassungsgesetz beschlosse-
nen Regelungen deutlich geworden ist, daß Heilbä-
der und Kurorte nicht davon ausgehen können, ei-
nen bestimmten Anteil von Sozialversicherten als 
Kurgäste zu erwarten. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter En-
ders, Sie haben das Wort zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Enders (SPD): Frau Staatssekretär, nehmen 
Sie an, daß gegenwärtig schon exakte Zahlen vorlie-
gen, die es rechtfertigen, daß die Leistungsträger 
den Kurhäusern die Belegung kündigen? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Sicherlich liegen 
exakte Zahlen nicht bundesweit vor. Aber ich muß 
Ihnen offen gestehen: Ich kann die Rentenversiche-
rungsträger verstehen, wenn sie zu Beginn dieses 
Jahres, in dem sie aufpassen müssen, daß sie mit ih-
ren Finanzen in diesem Bereich zu Rande kommen, 
überlegen, wo und mit welchen Schwerpunkten sie 
zu Konsequenzen kommen müssen. 

(Cronenberg [FDP]: Das war der Zweck der 
Übung!) 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Enders. 

Dr. Enders (SPD): Frau Staatssekretär, hat sich die 
Bundesregierung auch Gedanken über die Weiterbe-
schäftigung oder die Sicherheit der Arbeitsplätze 
der im Kurbereich Beschäftigten gemacht, z. B. der 
Masseure, der Heilgymnasten bis hin zur Kurkapel-
le? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat sich sehr große Gedanken darüber ge-
macht. Denn im Zuge unserer Beschlüsse der letzten 
Jahre sind die Kurverwaltungen und Kurorte wie-
derholt darauf hingewiesen worden — ich habe es 
vorhin angedeutet —, daß sie nicht mit einem be-
stimmten Anteil von Sozialversicherten rechnen 
können. Ich habe in meiner Antwort auch darauf 
hingewiesen, daß wir davon ausgehen müssen, daß 
es gesundheitsbewußte Urlauber gibt, die in die Kur-
heime gehen. Die Kurheime müssen sich darauf ein-
stellen, daß sie derartige Personenkreise zu ihren 
Gästen machen können. 

Vizepräsident Windelen: Noch eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Enders. 

Dr. Enders (SPD): Frau Staatssekretär, können die 
Inhaber der Kurheime die Leistungsträger nach Ih-
rer Ansicht eventuell regreßpflichtig machen, weil 
diese noch vor kurzer Zeit Forderungen nach Mo-
dernisierung der Häuser — Einbau von Naßzellen 
oder Einrichtung von Diätküchen — gestellt haben? 
Nun haben die Kurheime vor der Kündigung inve-
stiert, ohne daß sie ihrer Aufgabe weiterhin nachge-
hen können. 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Ich sehe keine 
Möglichkeit, daraus eine Regreßpflicht herzuleiten. 
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Vizepräsident Windelen: Damit sind die Fragen aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministers für Ar-
beit und Sozialordnung behandelt. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Jugend, Familie und 
Gesundheit. Das Haus ist durch seinen Parlamenta-
rischen Staatssekretär Zander vertreten. 

Ich rufe die Frage 96 des Abgeordneten Kirschner 
auf: 

Kann die Bundesregierung konkrete Beispiele aufzeigen, 
unter welchen Voraussetzungen die Hilfe zum Lebensunter-
halt nach dem Bundessozialhilfegesetz höher ausfällt als das 
Einkommen vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Abgeord-
neter, Durchschnittsberechnungen für verschiedene 
Haushaltstypen haben ergeben, daß die verfügbaren 
Einkommen unterer Lohn- und Gehaltsgruppen in 
der Regel höher sind als der Sozialhilfebedarf. Das 
gilt insbesondere dann, wenn neben dem monatli-
chen Erwerbseinkommen noch Sonderzuwendun-
gen — Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld und ähnliches 
— zu berücksichtigen sind. Sozialhilfe wird jedoch 
im Gegensatz zu Lohn und Gehalt nach dem indivi-
duellen Bedarf gewährt. So kann im Einzelfall we-
gen des Zusammenfallens mehrerer bedarfsstei-
gernder Umstände — z. B. hohe Miete, Anerkennung 
von Mehrbedarf und Vorhandensein mehrerer älte-
rer Kinder mit entsprechend hohen Regelsätzen — 
der  anzuerkennende Bedarf so hoch sein, daß er das 
Arbeitseinkommen übersteigt und deshalb ergän-
zende Hilfe zum Lebensunterhalt zu zahlen ist. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, teilt die 
Bundesregierung die Auffassung, die beispielsweise 
Herr Ministerpräsident Stoltenberg in einem Rund-
funkinterview im Deutschlandfunk am 8. Dezember 
1981 geäußert hat? Er hat dort u. a. gesagt — wenn 
ich zitieren darf, Herr Präsident — , daß vor allem 
junge Menschen, die Sozialhilfe erhalten, ein höhe-
res Nettoeinkommen erzielen als vergleichbare 
junge Arbeitnehmer. Beamte im einfachen Dienst 
mit Kindern oder Arbeitnehmerinnen, Arbeiterin-
nen und Verkäuferinnen bekommen nach diesen 
Untersuchungen — hier wird auf eine Untersuchung 
Bezug genommen —, die auch von den Gewerk-
schaften vorgelegt werden, heute ein geringeres 
Nettoeinkommen, als wenn sie ohne Arbeit zum So-
zialamt gingen. 

Zander, Parl. Staatssekretär: Das kann ich so nicht 
bestätigen. Ich muß allerdings nochmals darauf hin-
weisen, daß es in Einzelfällen, wenn bestimmte Be-
darfsmotive zusammenkommen, vorkommen kann, 
daß Sozialhilfeempfänger in ganz bestimmten Situa-
tionen einen höheren Bedarf und damit eine höhere 
Sozialhilfeunterstützung als untere Einkommens-
gruppen haben. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung gerade auf Grund der von Ihnen gege-
benen Antworten der Auffassung, daß die Sozialhilfe 
zu hoch ist, so daß vollzeitbeschäftigte Arbeitneh-
mer der unteren Lohn- und Einkommensgruppen 
Anspruch auf Sozialhilfe haben, oder sind die Ein-
kommen dieser Arbeitnehmer — immer vorausge-
setzt, sie sind vollzeitbeschäftigt — dann nicht zu 
niedrig? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
zu einem solchen pauschalen Vergleich kann ich 
hier nicht beitragen. Ich kann nur noch einmal sa-
gen, daß nach Überzeugung der Bundesregierung 
die Sozialhilfe in der Lage ist, den individuellen Be-
darf an einem angemessenen Lebensunterhalt zu 
decken. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Auffassung, daß es in den vergangenen Jah-
ren eine sich stetig steigernde Vergrößerung des Ab-
stands zwischen durchschnittlichen Sozialhilfelei-
stungen und durchschnittlichen Arbeitseinkommen 
gegeben hat? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich weiß nicht, nach welcher Seite Sie eine Ausein-
anderentwicklung unterstellen. Deshalb kann ich 
die Frage kaum beantworten. Ich weiß nicht, ob Sie 
damit unterstellen, daß die Sozialhilfeleistungen 
den Einkommen oder daß die Einkommen den Sozi-
alhilfeleistungen davongelaufen sind. 

Heyenn (SPD): Ich meine, daß — das stand hinter 
meiner Frage — die Durchschnittseinkommen den 
Einkommen der Sozialhilfeempfänger eindeutig da-
vongelaufen sind. 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
diese Vergleiche sind nach meiner Überzeugung 
schon deshalb unzweckmäßig, weil hier immer wie-
der versucht wird, ganz bestimmte typische Einkom-
mensgruppen von Beziehern unterer Einkommen 
mit ganz spezifischen individuellen Situationen von 
Sozialhilfeempfängern zu vergleichen. Ein generel-
ler Vergleich ist angesichts der statistischen Daten 
leider nicht möglich. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Peter 
zu einer weiteren Zusatzfrage. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, stim-
men Sie meiner Auffassung zu, daß die Hauptursa-
che zusätzlicher Leistungen der Sozialhilfe in der 
Tendenz darin besteht, daß der Familienlastenaus-
gleich für bestimmte Empfängergruppen oder be-
stimmte Arbeitnehmergruppen unzureichend ist? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich werde bei der Beantwortung der weiteren Fra-
gen, die sich mit diesem Thema beschäftigen, auch 
dazu kommen. Entscheidend ist für die Steigerung 
der Zahl der Fälle in der Sozialhilfe ganz sicher, daß 
durch die wirtschaftliche Entwicklung der letzten 
Jahre eine Reihe ehemals Arbeitsloser oder andere 
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Bevölkerungsgruppen in den Leistungsbereich der 
Sozialhilfe gefallen sind. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 97 des 
Herrn Abgeordneten Kirschner auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Lebenssituation sol-
cher Arbeitnehmer der unteren Lohn- und Gehaltsgruppen, 
und welche Möglichkeiten zur Verbesserung sieht sie? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
es gibt keine hinreichenden statistischen Aussagen 
über die Lebenssituation der Arbeitnehmer der un-
teren Lohn- und Gehaltsgruppen. In diese Gruppe 
gehören vor allem Frauen und junge — vermutlich 
überwiegend unverheiratete — Arbeitnehmer, die 
am Anfang des Erwerbslebens stehen. 

Verbesserungen der Lebenssituation von Arbeit-
nehmern der unteren Lohn- und Gehaltsgruppen 
können neben den Möglichkeiten der Tarifvertrags-
gestaltung auch durch die individuellen beruflichen 
Aufstiegsmöglichkeiten, gegebenenfalls mit Hilfe 
von Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz, erreicht werden. 
Im übrigen ist es, wie Sie wissen, den Gewerkschaf-
ten bereits in den Tarifrunden der vergangenen 
Jahre gelungen, verstärkte Anhebungen bei einem 
Teil der unteren Lohngruppen durchzusetzen. Ähn-
liche Überlegungen werden j a zur Zeit wieder ange-
stellt. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter 
Kirschner zu einer Zusatzfrage. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, liegen der 
Bundesregierung Untersuchungen über die Haupt-
gründe dafür vor, daß in Einzelfällen vollzeitbe-
schäftigte Arbeitnehmer hilfebedürftig nach dem 
Bundessozialhilfegesetz werden und damit Hilfe 
zum Lebensunterhalt erhalten? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
es gibt nur eine einzige Ursache, um  Sozialhilfelei-
stungen, Hilfe zum Lebensunterhalt, in Anspruch 
nehmen zu könnnen. Das ist, wenn das eigene Ein-
kommen unter dem von der Sozialhilfe definierten 
Bedarf liegt. Die Ursache im Einzelfall zu ermitteln 
ist mir leider nicht möglich. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
Zahlen nennen, wieviel Prozent aller vollzeitbe-
schäftigten Arbeitnehmer dauernd Hilfe zum Le-
bensunterhalt erhalten? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich habe in den fol-
genden Antworten, insbesondere auf die Fragen des 
Herrn Abgeordneten Peter, solche Zahlen noch vor-
zutragen. Vielleicht darf ich Sie darauf verweisen. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 98 des 
Abgeordneten Peter (Kassel) auf: 

Wie ist die Struktur und Entwicklung des Kreises der Emp-
fänger von laufenden Leistungen der Hilfe zum Lebensunter-
halt, insbesondere der Mehrbedarfszuschläge? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Entwicklung der Strukturen bei den Empfän-
gern von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt au-
ßerhalb von Einrichtungen stellt sich nach der Sozi-
alhilfestatistik für 1979 — neuere Zahlen liegen noch 
nicht vor — im Vergleich zu 1970 wie folgt dar: Al-
leinstehende 1970 291000, 1979 459 000. Davon über 
60 Jahre: 1970 148 000, 1979 169 000. Ehepaare ohne 
Kinder: 1970 41000, 1979 43 000. Ehepaare mit Kin-
dern: 17 000 bzw. 47 000. Alleinerziehende mit Kin-
dern: 60 000 bzw. 137 000. Arbeitslose 1 269 bzw. 32 147; 
hier ist eine besonders starke Steigerung aus den 
Gründen zu verzeichnen, die ich eben schon 
nannte. 

Die beiden letzten Zahlen über die Haushalte, bei 
denen Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe als 
Einkommen angerechnet wurde, sind nur mit Ein-
schränkungen vergleichbar, da die Zahl für 1970 das 
Bundesgebiet ohne Bremen, Rheinland-Pfalz und 
Nordrhein-Westfalen betrifft, die Zahl für 1979 das 
Bundesgebiet ohne Nordrhein-Westfalen. Die übri-
gen Zahlen beziehen sich auf das gesamte Bundes-
gebiet. 

Die Jahresstatistik der Sozialhilfe enthält keine 
Angaben über Mehrbedarfszuschläge. Hierüber 
wird jedoch die neue Zusatzstatistik über die Hilfe 
zum Lebensunterhalt Angaben liefern. Die Ergeb-
nisse sind voraussichtlich Ende 1982 verfügbar. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, welche 
dieser Gruppen wären nach Ihrer Einschätzung von 
den durch den Vermittlungsausschuß festgelegten 
und hier beschlossenen Kürzungen der Mehrbe-
darfszuschläge am gravierendsten betroffen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
bei den Mehrbedarfszuschlägen handelt es sich ja 
um eine Annahme, die Annahme etwa, daß ein über 
65jähriger älterer Mensch automatisch einen um 
40 % höheren Bedarf hat als ein Sozialhilfeempfän-
ger, der unterhalb dieser Altersgruppe liegt. Die 
Überlegungen bei den nun einmal unvermeidlich ge-
wordenen Einschränkungen waren, daß man ja 
nicht sagen kann, jemand, der über 65 Jahre alt ist, 
hat automatisch einen um 40 % höheren Bedarf als 
jemand, der 63 oder 60 Jahre alt ist. Aus diesem 
Grunde glaubte man berechtigt zu sein, diese Mehr-
bedarfszuschläge zu reduzieren — nicht zu beseiti-
gen. Das waren die Überlegungen, die dazu geführt 
haben. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 99 des 
Abgeordneten Peter (Kassel) auf: 

Wie ist Struktur und Entwicklung der Erwerbstätigen, die 
neben ihrem Erwerbseinkommen Leistungen der Sozialhilfe 
in Anspruch nehmen oder in Anspruch nehmen können? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Entwicklung der Strukturen bei den Empfän-
gern von Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von 
Einrichtungen mit Einkünften aus Erwerbstätigkeit 
stellt sich nach der Sozialhilfestatistik für 1979 im 
Vergleich zu 1970 wie folgt dar: Alleinstehende 4 300 
in 1970, 10 200 in 1979. Ehepaare ohne Kinder 1 200 
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Parl. Staatssekretär Zander 
bzw. 1 800. Ehepaare mit Kindern 1 800 bzw. 6 400. 
Alleinerziehende mit Kindern 3 700 bzw. 15 000 Per-
sonen. Hier gelten die gleichen Einschränkungen 
hinsichtlich der Vergleichbarkeit, die ich eben ge-
macht habe. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, erwar-
ten Sie auf Grund der verschiedenen Sparmaßnah-
men in Bund, Ländern und Gemeinden eine weitere 
Vergrößerung des betroffenen Kreises? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich bin nicht in der 
Lage, Prognosen dieser Art abzugeben, weil die na-
türlich von der wirtschaftlichen Entwicklung — Be-
schäftigungslage und ähnliche Dinge — abhängen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Sehen Sie sich in der Lage, 
zu gegebener Zeit die Veränderungen in der Struk-
tur der Erwerbstätigen, die anspruchsberechtigt 
sind, festzustellen und der Öffentlichkeit mitzutei-
len? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
das geschieht laufend. Ich darf Sie auf die Veröffent-
lichungen „Sozialhilfe in Zahlen" und auf die Nach-
richten des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge verweisen, in denen laufend über 

3)  Struktur und Entwicklung der Sozialhilfeempfänger 
und die Veränderungen dort berichtet wird. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 100 des 
Abgeordneten Heyenn auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der den Re-
gelsätzen nach dem Bundessozialhilfegesetz zugrundelie-
gende Warenkorb, der zuletzt 1971 angepaßt wurde, um min-
destens 20 v. H. hinter der tatsächlichen Entwicklung zurück-
geblieben ist, und welche Konsequenzen will sie gegebenen-
falls daraus ziehen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, wenn 
der Abgeordnete einverstanden ist, würde ich die 
beiden Fragen gerne zusammen beantworten. 

Vizepräsident Windelen: Herr Kollege, Sie sind da-
mit einverstanden? — Dann wird so verfahren, d. h. 
ich rufe auch die Frage 101 des Abgeordneten 
Heyenn auf: 

Welche Veränderungen im bisherigen Verfahren zur Über-
prüfung des Warenkorbs strebt die Bundesregierung an, um 
in Zukunft zu garantieren, daß eine Anpassung an sich verän-
dernde wirtschaftliche Grundlagen in regelmäßigen Abstän-
den erfolgt? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Regelsätze wurden bisher jährlich den gestiege-
nen Lebenshaltungskosten angepaßt. Ziel der Über-
prüfung des Warenkorbes ist dagegen vor allem die 
zusätzliche Anpassung an veränderte Verbraucher-
gewohnheiten. Es trifft zu, daß dies zuletzt im Jahre 
1971 geschehen ist. Auch die Bundesregierung hält 
es für wünschenswert, den Warenkorb in Abständen 
zu überprüfen, um eine zeitnähere Anpassung an ge-
änderte Verbrauchergewohnheiten sicherzustellen. 

Da für die Feststellung der Regelsätze und damit 
auch für das Verfahren zur Überprüfung des Waren-
korbes jedoch allein die Bundesländer zuständig 
sind, sieht die Bundesregierung keine Möglichkeit, 
einen bestimmten Einfluß auf das Verfahren zu neh-
men. Die von den Bundesländern in der Zwischen-
zeit unter gutachtlicher Beteiligung des Deutschen 
Vereins für öffentliche und private Fürsorge einge-
leitete erneute Überprüfung des Warenkorbes 
konnte noch nicht abgeschlossen werden, so daß 
eine abschließende Beurteilung darüber, in welchem 
Umfang eine Änderung des Warenkorbes erforder-
lich ist, im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht mög-
lich ist. 

Über etwaige Konsequenzen für die Regelsätze 
hätten im übrigen die zuständigen Bundesländer zu 
entscheiden. Mit einer Auswirkung der Warenkorb-
überprüfung auf die Regelsätze kann ohnehin vor-
erst nicht gerechnet werden, da nach der neuen Re-
gelung in § 22 Abs. 4 des Bundessozialhilfegesetzes 
für 1982 und 1983 eine Regelsatzerhöhung von je-
weils 3 v. H. der geltenden Regelsätze gesetzlich 
festgeschrieben wurde. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter 
Heyenn zu einer Zusatzfrage. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, in welchen 
Bereichen wird der zuletzt 1971 überprüfte Waren-
korb der tatsächlichen Situation nicht mehr gerecht, 
und teilen Sie meine in der Frage 100 ausgedrückte 
Auffassung, daß der Warenkorb um mindestens 20% 
hinter der tatsächlichen Entwicklung herhinkt? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich kann das im Moment auf Grund der Angaben, 
die ich habe, nicht quantifizieren. Die Tatsache, daß 
sich sehr qualifiziert besetzte Sachverständigengre-
mien beim Deutschen Verein damit beschäftigen, 
deutet darauf hin, daß das eine schwierige Frage ist. 
Ich will nur die Energiekosten nennen. Hier hat sich 
in den letzten zehn Jahren eine Entwicklung vollzo-
gen, die zu neuen Überlegungen hinsichtlich der Un-
terstützung der Sozialhilfeempfänger durchaus An-
laß gibt. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Heyenn. 

Heyenn (SPD): Darf ich Ihrem letzten Satz entneh-
men, daß Sie der Auffassung sind, Herr Staatssekre-
tär, daß der Warenkorb den tatsächlichen Verbrau-
chergewohnheiten und dem Lebensstandard nicht 
mehr gerecht wird? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
der Warenkorb ist auch von der anderen Seite her 
umstritten. Denn es wird die Frage aufgeworfen, ob 
im Warenkorb jeweils die Qualitätsgruppe I der ein-
zelnen Waren enthalten sein muß, weil nur über die 
Entwicklung dieser Preise statistische Angaben er-
hoben werden. Hier gibt es durchaus auch andere 
Entwicklungen, die zu sehen sind. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Heyenn. 
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Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, wie beurteilen 
Sie die Tatsache, daß der Warenkorb letztmalig vor 
zehn Jahren überprüft worden ist, und halten Sie ei-
nen so langen Zeitraum für angemessen, wenn es 
gilt, die Interessen der Sozialhilfeempfänger ange-
messen zu vertreten? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
man muß sehen, daß in diesem Zeitraum die Be-
darfssätze und die Regelsätze für die Sozialhil-
feempfänger regelmäßig angepaßt worden sind und 
daß sie insofern an der Entwicklung des Lebens-
standards durchaus teilgenommen haben. Ich 
möchte davon absehen, die Frage zu bewerten, in-
wieweit und in welchen Abständen eine Anpassung 
erfolgen sollte. Ich darf Sie noch einmal darauf ver-
weisen, daß dafür ausschließlich die Bundesländer 
zuständig sind. 

Vizepräsident Windelen: Die Frage 102 des Abge-
ordneten Dr. Hennig wird entsprechend dem Ersu-
chen des Fragestellers schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 103 des Abgeordneten Herber-
holz auf: 

Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, wie 
oft Bundes- und Landesbehörden der in § 72 des Weingesetzes 
ausgesprochenen Verpflichtung, sich gegenseitig über ge-
richtliche Entscheidungen grundsätzlicher Natur und über 
Regelungen allgemeiner Bedeutung zu informieren, nachge-
kommen sind? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
zahlenmäßige Angaben kann die Bundesregierung 
hierüber nicht machen. Von der gegenseitigen Un-
terrichtung der Länderbehörden untereinander er-
hält die Bundesregierung in der Regel keine Kennt-
nis. Über die ihr auf Grund § 72 des Weingesetzes zu-
gegangenen Mitteilungen der Länder ist eine Stati-
stik nicht geführt worden. 

Gerichtliche Entscheidungen grundsätzlicher Na-
tur sind der Bundesregierung nur vereinzelt mitge-
teilt worden. In einigen Fällen hat sie von solchen 
Entscheidungen erst durch die Fachpresse Kenntnis 
erlangt. Die von den Bundesländern zur Durchfüh-
rung des Weingesetzes erlassenen Rechtsvorschrif-
ten liegen vollständig vor, nachdem die Bundesre-
gierung unter Hinweis auf § 72 des Weingesetzes um 
Unterrichtung gebeten hatte. 

Die Bundesregierung ihrerseits beteiligt die Län-
der regelmäßig an den Rechtsetzungsmaßnahmen 
im Rahmen der EWG-Weinmarktorganisation durch 
Übersendung der Dokumente und gibt ihnen Gele-
genheit zur Stellungnahme. In gleicher Weise hat sie 
die Länder über alle Verfahren zu weinrechtlichen 
Fragen beim Gerichtshof der Europäischen Gemein-
schaften und die ergangenen Entscheidungen unter-
richtet. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Her-
berholz zu einer Zusatzfrage. 

Herberholz (SPD): Herr Staatssekretär, wäre die 
Bundesregierung unter Umständen bereit, beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit eine Dokumentationszentrale einzurichten, in 
der — über die in § 72 des Weingesetzes genannten 

Dinge hinausgehend — eine Sammlung ausländi-
scher Weingesetze erfolgt und unter Umständen 
eine Weinsünderkartei geführt wird? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Bundesregierung ist daran interessiert, Maßnah-
men zu fördern, die zu einer Verbesserung der Wein-
kontrolle und damit zu einem redlichen Wettbewerb 
und zu einem Verbraucherschutz beitragen könnten. 
Ob eine solche Dokumentation diesen Zweck erfüllt 
oder ob man das angestrebte Ziel auf eine andere 
Weise erreichen kann, müßte geprüft werden. Ich 
weiß, daß es solche Überlegungen auch im EG-Rah-
men gibt. Wir werden diese aufgeschlossen prüfen, 
um die zweckmäßigste Form zu finden, die diesen 
Zielen dient. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Her-
berholz zu einer weiteren Zusatzfrage. 

Herberholz (SPD): Herr Staatssekretär, wäre die 
Bundesregierung darüber hinaus unter Umständen 
bereit, den 43 in Deutschland tätigen Weinkontrol-
leuren einen zentralen juristischen Beratungsdienst 
in Ihrem Hause zur Verfügung zu stellen? 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. h. c. Leber) 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich glaube nicht, daß 
es Aufgabe eines Bundesministeriums ist, einen der-
artigen Dienst bereitzustellen. Man müßte, wenn es 
in dieser Hinsicht ein Defizit gibt, prüfen, ob man es 
anders decken kann. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine weiteren Zu-
satzfragen. Damit ist die Fragestunde abgeschlos-
sen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 
Dritte Fortschreibung des Energie-
programms der Bundesregierung 
— Drucksache 9/983 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Innenausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Forschung und Technologie 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache eine Rede-
zeit von vier Stunden vereinbart worden. — Ich sehe, 
das Haus ist damit einverstanden. 

Wird das Wort zur Einbringung gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat 
der Herr Bundesminister für Wirtschaft das Wort. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men! Meine Herren! Die Dritte Fortschreibung des 
Energieprogramms bezieht ihre Spannung und Ak-
tualität nicht aus energiewirtschaftlichen Gründen 
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allein, so lebenswichtig diese Fragen für die Bundes-
republik Deutschland auch sind. Wir müssen auch 
sehen, daß die Ausführung und Ausfüllung der in 
der Fortschreibung enthaltenen Maßnahmen in er-
heblichem Ausmaß zur Lösung der wirtschafts- und 
beschäftigungspolitischen Probleme beitragen. 
Über die dringend erforderliche weitere Verbesse-
rung unserer Leistungsbilanz wird wesentlich auf 
dem Felde der Energiepolitik mit entschieden wer-
den. Wir dürfen deshalb unsere energiepolitischen 
Aufgaben nicht geringer einschätzen als vor einem 
oder vor zwei Jahren. Sorglosigkeit und Nachlässig-
keit wären die falscheste Antwort, mit der wir auf 
eine für die Verbraucher positive Energiemarktent-
wicklung reagieren könnten. 

In den Grundfragen der in der Bundesrepublik 
Deutschland zu führenden Energiepolitik gibt es of-
fensichtlich einen breiten Konsens in diesem Hause. 
Ich danke den Koalitionsfraktionen, die sehr kon-
struktive Beiträge zur Dritten Fortschreibung gelei-
stet haben. Ich danke aber auch der Opposition da-
für, daß sie bei aller Kritik an Einzelheiten und bei 
deutlicher Skepsis gegenüber der künftigen Umset-
zung des Programms doch deutlich gemacht hat, daß 
sie die wesentlichen Orientierungen für richtig hält. 
Diese grundsätzliche Übereinstimmung, in die ich 
auch die Länder einbeziehe, bestärkt die Bundesre-
gierung in ihrer Auffassung, daß wir auf einem rich-
tigen und erfolgversprechenden Weg sind. 

Die Dritte Fortschreibung des Energieprogramms 
beinhaltet vor allem Aussagen zur langfristigen 
energiepolitischen Konzeption. Sie setzt einen ge- 
wissen Schlußstein bei der Formulierung der Grund-
linien der Energiepolitik, die wir seit dem ersten Öl-
embargo 1973 entwickelt haben. Damals begann mit 
dem dramatischen und radikalen Wandel in den 
Rahmenbedingungen der Energierversorgung ein 
Umbruch in der Weltwirtschaft. Unser Land war da-
bei angesichts der Tatsache, daß rund zwei Drittel 
unseres Energieverbrauchs durch Importe gedeckt 
werden müssen, in der Gefahr, einer der großen Ver-
lierer zu werden. Heute können wir trotz der fünf-
zehnmal höheren Ölpreise auf dem Weltmarkt ins-
gesamt zuversichtlich sein. Der Schock hat positive 
Kräfte ausgelöst. Der Prozeß der Anpassung der 
Wirtschaft an die höheren Energiepreise ist im Gan- 
ge. Die Verbraucher haben ihr Verhalten angepaßt. 
Energiesparen ist zu einer Bürgertugend geworden, 
wenn dieses gute, altmodische Wort an dieser Stelle 
erlaubt ist. 

Meine Damen und Herren, das Energieprogramm 
datiert vom September 1973, also noch aus der Zeit 
vor Ausbruch der ersten Ölkrise. Bereits damals 
wurde dem Thema Risiken der Versorgung ein eige-
nes Kapitel gewidmet. Die damalige Zielsetzung gilt 
auch heute noch für die deutsche Energiepolitik, 
nämlich Absicherung der Ölversorgung, Bereitstel-
lung alternativer Energien zum 01, fester Platz für 
die deutsche Kohle und rationelle Energieverwen-
dung — und dies alles bei voller Berücksichtigung 
der Belange des Umweltschutzes. 

Unmittelbar nach dem ersten Ölschock hat die 
Bundesregierung im November 1974 die Erste Fort-
schreibung ihres Energieprogramms vorgelegt und 

sich dabei auf die Krisenvorsorge konzentriert. Mit 
der Gründung der Internationalen Energieagentur 
Ende 1974 wurde die Grundlage für ein internationa-
les Krisenvorsorgesystem geschaffen. 

1977, bei der Zweiten Fortschreibung, waren die 
unmittelbaren konjunkturellen Erschütterungen 
der Ölpreiserhöhungen von 1973/74 schon zu einem 
großen Teil überwunden. Der Anpassungsprozeß an 
die neuen Bedingungen war aber gerade erst einge-
leitet, und die Versorgungsrisiken waren noch kei-
neswegs kleiner. Die Bundesregierung forcierte des-
halb in der Zweiten Fortschreibung die Politik der 
Risikostreuung und der Anstrengungen „Weg vom 
01". Die Ereignisse im Nahen Osten 1979/80 und der 
zweite Ölpreissprung haben die Risikoeinschätzung 
der Bundesregierung in drastischer Weise bestä-
tigt. 

Seitdem ist viel geschehen. Heute sind wir so weit, 
daß selbst beim Ö120 % aus westlichen Ländern, aus 
der Nordsee nämlich, kommen und der Ölanteil am 
Energieverbrauch von einmal 55 % im Jahre 1973 auf 
45 % im Jahre 1981 gesunken ist. 

Bei der Kohle wurde mit der Zweiten Fortschrei-
bung die endgültige Stabilisierung eingeleitet. 
Heute ist die Absicherung von rund 80 % des Absat-
zes der deutschen Kohle Realität. Was dies bedeutet, 
kann man erst richtig einschätzen, wenn man sich 
erinnert, daß in diesem Hause 15 Jahre lang Ener-
giedebatten in erster Linie Kohle-Debatten waren. 

Vor allem aber haben wir 1977 die nachfrageorien-
tierte Energiepolitik nachdrücklich verstärkt. Es 
wurde ein flächendeckendes Einsparprogramm ein-
geleitet. Die Energieverbrauchsrückgänge 1980 und 
1981 sprechen, auch wenn man die Konjunkturef

-

fekte abzieht, für sich. 

Wenn man manchmal hört, dies habe doch vor al-
lem der Markt bewirkt, so kann ich nur sagen: Ja, 
selbstverständlich, das hat er. Unsere ganze Einspar-
politik ist darauf gerichtet, den Markt zu nutzen, ihn 
aber dort zu ergänzen, wo es notwendig ist, nicht aus 
ideologischen Gründen, sondern weil dies die wirk-
samste Methode ist. Diese Politik läßt der Eigenver-
antwortung des einzelnen den nötigen Raum, und 
sie entwickelt eine Dynamik, die mehr schafft als 
alle Ämter und Bürokraten dieses Landes. 

Die nunmehr vorliegende Dritte Fortschreibung 
des Energieprogramms ergänzt und vervollständigt 
die energiepolitische Konzeption, setzt weitere In-
centives für die Ölsubstitution, führt die Einsparpoli-
tik sowie die Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung 
fort. Sie zieht für die Kernenergie die Schlußfolge-
rungen aus der unbefriedigenden Entwicklung der 
letzten Jahre; denn diese hat dazu geführt, daß der 
gegenwärtige Beitrag der Kernenergie sowie ihre 
Planungs- und Bauzeiten nicht den energie- und in-
dustriepolitischen Erfordernissen entsprechen. 

Einer der Schwerpunkte der Dritten Fortschrei-
bung ist Energieeinsparung. Wir können mit Befrie-
digung registrieren, daß die rationellere Energiever-
wendung überall in Gang gekommen ist. Die Ein-
sparerfolge, die wir in den letzten Jahren zu ver-
zeichnen hatten, haben auch kühne Optimisten in 
diesem Umfang nicht erwartet. Das wird besonders 
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deutlich beim Öl. Der inländische Absatz von Öl be-
trug 1979 noch 133 Millionen t, 1981 nur noch 106 Mil-
lionen t. Dies ist ein Rückgang von 20 % in einer 
Zweijahresfrist. 

Die Zahlen zeigen, daß der Umstrukturierungs-
prozeß mit dem Ziel der Anpassung an die veränder-
ten Bedingungen deutliche Fortschritte gemacht 
hat. Dieser Prozeß hat schon 1973/74 — nach der er-
sten Ölkrise — eingesetzt. Die Energiepolitik der 
Bundesregierung hat hierfür die entscheidenden 
Voraussetzungen geschaffen. Dies möchte ich insbe-
sondere an die Adresse derjenigen sagen, die, wie 
z. B. Herr Christians von der Deutschen Bank in ei-
nem Zeitungsinterview dieser Tage, behaupten, die 
frühzeitige richtige Weichenstellung sei damals ver-
paßt worden. Die Ölkrise von 1973 hat für die Ener-
giepolitik der Bundesregierung eben nicht die Be-
deutung eines Ausrutschers gehabt, sondern sie war 
der Beginn einer konsequenten Anpassungspolitik. 

Zu den Erfolgen der Energiepolitik, hat die breite 
Informations- und Aufklärungspolitik der Bundes-
regierung ihren Beitrag geleistet. Sie wissen, daß 
unser Informationsmaterial nicht einfach auf den 
Markt geworfen wird, sondern daß es nur auf ein-
zelne Anfragen interessierter Bürger verschickt 
wird. Die hohe Zahl der täglichen Anfragen im Bun-
deswirtschaftsministerium beweist nach wie vor das 
große Interesse der Bevölkerung an Energiespar-
ideen und -möglichkeiten. Wir werden in diesen Be-
mühungen trotz der Haushaltskürzungen, die uns 
auch in diesem Sektor getroffen haben, fortfahren. 

Zu unserem umfassenden, marktwirtschaftlich 
orientierten Einsparprogramm sind uns realistische 
Alternativen nicht aufgezeigt worden. Allerdings 
wird der Prozeß der Strukturanpassung der deut-
schen Volkswirtschaft an die Notwendigkeiten der 
Energiemärkte von Bürgern, Unternehmen und Ge-
werkschaften auch weiterhin Mut und auch Opfer 
verlangen. 

Natürlich wird man nicht in allen Bereichen jedes 
Jahr neue spektakuläre Einsparerfolge erwarten 
dürfen. Aber es gibt gleichwohl noch beachtliche 
Einsparpotentiale. Ich denke dabei nicht nur an die 
Haushalte oder die Industrie, sondern auch an 
Dinge wie den Benzinverbrauch, und zwar hier ge-
rade an diejenigen, die, wie das bei den großen öf-
fentlichen und privaten Verwaltungen der Fall ist, 
nicht selbst dafür bezahlen müssen, wenn sie das 
Gaspedal durchdrücken. 

(Hört! Hört! bei der FDP) 

Die Linie der Bundesregierung, meine Damen und 
Herren, ist sehr weitgehend im Einklang mit den 
Einsparempfehlungen der Enquete-Kommission 
des 8. Deutschen Bundestages. Von den 62 zur Prü-
fung vorgeschlagenen Empfehlungen deckt unsere 
Einsparpolitik den allergrößten Teil ab. Es bleiben 
einige wenige Punkte, die wegen der Länderzustän-
digkeit derzeit nicht verwirklicht werden können 
oder bei denen wir überzeugt sind, daß eine markt-
gerechte Lösung wirksamer ist. Durch den Beschluß 
des Bundestages zum Zwischenbericht der Enquete-
Kommission vor einigen Wochen fühle ich mich in 
dieser Bewertung bestätigt. 

Die Bundesregierung ist bei ihrer Energiepolitik 
allerdings auch auf die Hilfe der Gemeinden und der 
Länder angewiesen. Ich appelliere in diesem Zusam-
menhang an den Bundesrat, die Wärmeschutzver-
ordnung, mit der vor allem die Wärmedämmvor-
schrift bei Neubauten verschärft wird, nicht zu ver-
zögern, sondern sie rasch zu verabschieden. 

Ein wichtiger Punkt unserer Einsparpolitik ist das 
Anschlußprogramm zum gegenwärtigen 4,35-Milli-
arden-DM-Programm. Die Bundesregierung hat 
trotz der Haushaltsknappheit 150 Millionen DM 
jährlich bereitgestellt. Wir haben den Bundeslän-
dern dieses Angebot für ein gemeinsames Pro-
gramm gemacht, weil bei den privaten Haushalten 
das größte Potential zur Energieeinsparung besteht. 
Ich verstehe durchaus die Finanznot der Länder, 
und ich bin mir ihrer Vorbehalte zur Weiterführung 
eines Mischfinanzierungstatbestandes voll bewußt. 
Aber ich verstehe nicht, meine Damen und Herren, 
daß einige Länder diesen Vorbehalten mehr Ge-
wicht geben als der Energieeinsparung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dieses Programm ist ein bewährter Mischfinanzie-
rungstatbestand. Es besteht aus steuerlichen Hilfen 
wie Finanzzuschüssen und kann schon deshalb nur 
gemeinsam von Bund und Ländern festgelegt wer-
den. Ich werde mit meinen Kollegen aus den Län-
dern am 1. Februar über diese Frage reden. 

Wir sollten alles tun, damit sich im Interesse der 
Sache keine Risse im Konsens über die Energieein-
sparung auftun. Vorbild sollte das neue Kohleheiz-
kraftwerks- und Fernwärmeausbauprogramm sein, 
mit dem Bund und Länder 1,2 Milliarden DM an In-
vestitionszuschüssen geben. Den Ausbau der Fern-
wärme betrachtet die Bundesregierung als einen 
ebenfalls wichtigen Beitrag zur rationellen Energie-
nutzung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Mit der finanziellen Förderung der Fernwärme in 
massiver Form haben Bund und Länder bereits 1975 
begonnen — zu einer Zeit, als Fernwärme vielen 
noch sehr nebensächlich erschien. Für die Zukunft 
ist vordringlich, daß die Voraussetzungen für den 
Zubau vor allem von Kohleheizkraftwerken verbes-
sert werden. Dies erfordert nicht nur finanzielle Un-
terstützung, sondern auch eine ausreichende Stand-
ortvorsorge durch Länder und Gemeinden. 

Eine wichtige Hilfe für den Fernwärmeausbau ist 
die Erarbeitung und praktische Umsetzung örtlicher 
und regionaler Versorgungskonzepte. Versorgungs-
unternehmen und Gemeinden sind hier zur Zusam-
menarbeit aufgerufen, eine Aufgabe, die ihnen nie-
mand abnehmen kann. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Dies ist ein klassischer Fall des Subsidiaritätsprin-
zips in der Energiepolitik. Lösungen, die auf örtli-
cher Ebene gefunden werden, sind realitäts- und 
vor allem bürgernäher als von oben verordnete Re-
zepte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Bei allen Erfolgen in der Energieeinsparung, 
meine Damen und Herren, bin ich der Meinung, daß 
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diese nicht als Alibi für Nichtstun auf der Angebots-
seite benutzt werden dürfen. 

Zur Kohle kann ich mich heute kurz fassen. Die 
Tatsache, daß zur Zeit keine neuen Entscheidungen 
notwendig sind, zeigt deutlicher als alles andere, daß 
die Stabilisierung der heimischen Kohle — wenn 
auch nach wie vor mit erheblichen öffentlichen Mit-
teln — erreicht werden konnte. Die Feststellung, daß 
die Position der deutschen Steinkohle heute und auf 
absehbare Zeit gesichert ist, darf uns alle mit Genug-
tuung erfüllen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Diese Politik ist von allen Parteien, von den Gewerk-
schaften und den Unternehmen mitgetragen wor-
den. 

Auch bei der Krisenvorsorge sind wir gut vorange-
kommen. Das System gegen Versorgungsstörungen 
mit seinen Vorräten und staatlichen Einflußmög-
lichkeiten ist bis auf Abrundungen entwickelt. In 
diesem Zusammenhang bitte ich die Länder, die im 
Bundesrat anstehenden Verordnungen für Kraft-
stoffe, leichtes Heizöl, Strom und Gas möglichst bald 
zu verabschieden. 

Wenn damit das Thema „Öl für den Krisenfall" 
seine Regelung gefunden hat, so kann dies von der 
langfristigen Bereitstellung leider noch nicht gesagt 
werden. Die deutsche Ölwirtschaft durchläuft gegen-
wärtig einen schwierigen strukturellen Anpas-
sungsprozeß, der sich vor allem aus dem Rückgang 
und einer veränderten Zusammensetzung der Nach- 

) frage ergibt. Die Bundesregierung erwartet — die 
betroffene Wirtschaft weiß und akzeptiert dies —, 
daß die Unternehmen diesen Anpassungsprozeß aus 
eigener Kraft bewältigen. Dies erfordert aber auch 
die Wirtschaftlichkeit der Mineralölverarbeitung. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Und kei- 
nen Verdrängungswettbewerb!) 

Unsere Erdgaspolitik, meine Damen und Herren, 
verwirklicht sich auf der seit 1973 eingeschlagenen 
Linie. Mit dem Bezugsvertrag aus der Sowjetunion 
eröffnet sich eine zusätzliche Option. Die Risiken 
dieser Bezüge sind nach Meinung der Bundesregie-
rung und der beteiligten Wirtschaft beherrschbar. 
Ich möchte noch einmal unterstreichen, daß dieser 
Vertrag nicht zu einseitigen, unvertretbaren Abhän-
gigkeiten führen wird. Vor unserer Entscheidung 
haben wir das Für und Wider aufs sorgfältigste ge-
prüft und abgewogen. 

Meine Damen und Herren, das Thema Kernener-
gie steht in der politischen Diskussion im Vorder-
grund. Auch hier haben sich die unterschiedlichen 
Meinungen in den letzten Jahren durch eine ver-
sachlichte Diskussion und unter dem Druck der Tat-
sachen angenähert. Der breite Konsens in den 
Grundfragen unserer Energiepolitik ist die Basis da-
für, daß in den zentralen Fragen der Kernenergie-
politik mehr Übereinstimmung erreicht werden 
konnte. Ich möchte hier vier Punkte ansprechen. 

Erstens: Die Entscheidung, ob ein weiterer Zubau 
von Kernkraftwerken notwendig ist, ist eine Frage 
nach den sonst einsetzbaren Alternativen. Wir sind 
uns alle einig, daß 01 und Gas in Zukunft möglichst 

weniger und nicht etwa mehr zur Stromerzeugung 
beitragen sollen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Bei Braunkohle und Wasserkraft — beides sehr ko-
stengünstig — ist das Potential in unserem Lande 
begrenzt; der Beitrag kann nicht mehr wesentlich 
gesteigert werden. Im übrigen wird die Verfügbar-
keit der Braunkohle mittelfristig mit dem Einsatz 
zur Kohlevergasung eher abnehmen. 

Der Einsatz der deutschen Steinkohle ist durch 
den sogenannten Jahrhundertvertrag zwischen 
Elektrizitätswirtschaft und Steinkohlenbergbau bis 
1995 festgelegt. Der Platz der Steinkohle ist — vor al-
lem aus Kostengründen — in der sogenannten Mit-
tellast und nicht in der Grundlast, in der die Kraft-
werke rund um die Uhr Strom produzieren. Ein noch 
stärkerer Ausbau von Kohlekraftwerken als geplant 
stößt in unserem dichtbesiedelten Land auf Umwelt-
grenzen. Niemand sollte die Warnung des Sachver-
ständigenrates für Umweltfragen auf die leichte 
Schulter nehmen, der einen zu starken Ausbau von 
Kohlekraftwerken aus Umweltgesichtspunkten 
nicht für vertretbar hält. 

Es bleibt deshalb dabei: für die Anpassung der 
Stromerzeugungskapazität an den Bedarf im 
Grundlastbereich ist stärkerer Kernenergieeinsatz 
notwendig. Genau dies und nichts anderes bedeutet 
es, wenn in der Dritten Fortschreibung vom „Zubau 
neuer Kernkraftwerke im Rahmen des Bedarfs" ge-
sprochen wird. Konkret heißt dies, daß die Kern-
energie „einen weiter steigenden Beitrag zur Strom-
erzeugung in der Grundlast leisten muß", während 
Kohlekraftwerke die Stromerzeugung im Mittellast-
bereich tragen sollen. Dies ist die Politik der Bun-
desregierung, mit der auch — — 

(Zuruf von der FDP) 

— Herr Kollege, Sie haben es nicht gelesen. Ich habe 
das, was ich eben vorgetragen habe, wörtlich aus der 
Dritten Fortschreibung zitiert. 

Dies ist die Politik der Bundesregierung, mit der 
auch die entsprechenden Aussagen der Enquete-
Kommission des 8. Deutschen Bundestages überein-
stimmen, daß nämlich aus versorgungs- und indu-
striepolitischen Gründen neue Kernkraftwerke im 
Rahmen des Bedarfs zugebaut werden. Ich begrüße 
es, daß die Entschließung des Deutschen Bundes-
tages vom 10. Dezember 1981 dies bestätigt. 

Diese Politik bedeutet keinen massiven oder for-
cierten Ausbau der Kernenergie, wie von mancher 
Seite unterstellt worden ist. Es geht auch nicht um 
einen Gegensatz von „harten Energien" zu „sanften 
Energien", womit wohl die Gegenüberstellung von 
Technologien wie Wärmepumpen, Solarkollektoren, 
Fernwärme usw. mit großtechnischer Energiebereit-
stellung, insbesondere durch Kraftwerke, gemeint 
ist. Die Dritte Fortschreibung sagt klar, daß es um 
die Erhöhung des Angebots aller verfügbaren Ener-
gien alternativ zum Ö1 geht. Wir sind nicht in der 
Lage, uns den Luxus des Entweder-Oder leisten zu 
können. Wir brauchen Kernenergie und Kohle zum 
Beispiel. 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 76. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. Januar 1982 	4365 

Bundesminister Dr. Graf Lambsdorff 
Zweitens: Voraussetzung für den weiteren Zubau 

von Kernkraftwerken ist ohne jeden Zweifel sowohl 
die Gewährleistung des hohen Sicherheitsstandards 
als auch die Sicherung der Entsorgung. Auch hierzu 
enthält die Dritte Fortschreibung klare Aussagen, 
die diese Verknüpfung sehr deutlich machen. In An-
wesenheit des Parlamentarischen Staatssekretärs 
beim Bundesinnenminister kann ich mich hier sehr 
kurz fassen. Die vereinbarte Beschleunigung der 
Genehmigungsverfahren ohne Schmälerung der 
Rechtssicherheit ist ein großer Schritt vorwärts. Ich 
hoffe sehr, daß die Änderung der Atomrechtlichen 
Verfahrensordnung die Zustimmung im Bundesrat 
findet. Auch die gemeinsamen Beschlüsse von Bund 
und Ländern zur Entsorgung unterstreichen diese 
Gemeinsamkeit. 

Daß ein solches Entsorgungskonzept in seinen 
Einzelschritten nicht ohne Reibungen verwirklicht 
werden kann, ist sicherlich keine Überraschung. 
Aber wir haben doch Fortschritte zu verzeichnen. 
Bei der Erkundung des geplanten Endlagers in Gor-
leben ist man im vergangenen Jahr vorangekom-
men. Inzwischen wurde die erste Baugenehmigung 
für das Zwischenlager Gorleben erteilt. Ein kürzlich 
ergangener Beschluß des OVG Lüneburg hat diese 
Genehmigung bestätigt. Diese Entscheidung ist in 
doppelter Hinsicht bedeutsam. Zum einen kann der 
Bau des Zwischenlagers in Kürze beginnen. Zum an-
deren läßt sich schon aus dem Beschluß ableiten, 
daß dieses Obergericht von der grundsätzlichen Ge-
nehmigungsfähigkeit eines Zwischenlagers aus-
geht. Wir werden auch im gerade begonnenen Jahr 
deutliche Fortschritte erzielen. Noch am 31. Dezem-
ber ist die erste Teilerrichtungsgenehmigung für die 
Urananreicherunganlage in Gronau durch das Land 
Nordrhein-Westfalen erteilt worden. 

Drittens: In diesem Bundestag besteht Überein-
stimmung darüber, daß die Kernenergie auch indu-
striepolitisch von großer Bedeutung ist. Es geht da-
bei nicht nur um den Einfluß von Kernenergieinve-
stitionen auf Konjunktur und Beschäftigung. Es 
geht auch um wettbewerbsfähige Strompreise im 
Vergleich zu unseren Konkurrenten am Weltmarkt. 
Wer das außer acht läßt, wird seine Nachlässigkeit 
sehr schnell in erhöhten Leistungsbilanzdefiziten 
wiederfinden. Sage doch niemand, die Strompreise 
hätten nur geringe Kostenwirkung, und energie-
intensive Rohstoffindustrien müßten eben zur Not 
abwandern! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wohin?) 

Viele Beispiele beweisen, daß ein hochindustriali-
siertes Land auch Grundstoffindustrien braucht, um 
die notwendige technologische Verflechtung zwi-
schen den Industrien aufrechtzuerhalten. Kernener-
gie, das zeigen wissenschaftliche Untersuchungen 
ebenso wie die Praxis, ist in der Grundlast auch bei 
Einrechnung aller Kosten des Brennstoffkreislaufs 
neben Braunkohle und Wasserkraft die kostengün-
stigste Stromerzeugung. Sie wird es in absehbarer 
Zeit auch bleiben. 

Es geht weiter um die Wettbewerbsposition deut-
scher Kraftwerkshersteller auf dem Weltmarkt. 
Diese Position kann, wenn zu Hause keine Kern-
kraftwerke gebaut werden, nicht gehalten werden. 

Es geht schließlich um die Unabhängigkeit von 
Lieferungen dieser Technologien aus anderen Indu-
strieländern auch in den nächsten 20 Jahren. 

Viertens: Entscheidungen über den Zubau von 
Kernkraftwerken, die heute getroffen werden, be-
stimmen die Kernkraftwerkskapazität bis 1990 und 
darüber hinaus. In der Öffentlichkeit ist immer wie-
der behauptet worden, die Bundesregierung strebe 
bis 1995 einen Anteil der Kernenergie am gesamten 
Primärenergieverbrauch von 17 % an. Dies ist nicht 
richtig. Diese Zahl ist lediglich eine Prognose der 
wirtschaftswissenschaftlichen Institute, die unter 
gewissen gesamtwirtschaftlichen und energiewirt-
schaftlichen Prämissen eine Vorausschätzung der 
Energieentwicklung bis 1995 erstellt haben. 

In der Dritten Fortschreibung hat die Bundesre-
gierung gesagt, daß sie die Aussagen der Institute im 
Trend für plausibel hält, konkret: die weitere Ent-
kopplung zwischen gesamtwirtschaftlichem Wachs-
tum und Energieverbrauch sowie die weitere Zu-
rückdrängung des Ölanteils. Die Zahlen macht sie 
sich aber wie schon in der Zweiten Fortschreibung 
nicht zu eigen. Ich persönlich habe noch nie in sol-
chen Zahlen einen Sinn gesehen, weil sie erfah-
rungsgemäß in der Öffentlichkeit als staatliche 
Planvorgaben mißverstanden werden. 

Energiepolitisch ist vordringlich, daß die im Bau 
befindlichen Kernkraftwerke zügig weitergebaut 
und die geplanten Kernkraftwerke in Angriff ge-
nommen werden. Entscheidend ist, daß die Elektrizi-
tätswirtschaft bedarfsgerecht zubauen kann. Wel-
che Megawattzahl wir 1995 präzise haben werden, 
ergibt sich durch die Investitionsentscheidungen. 
Entscheidungen über konkrete Kraftwerksprojekte 
müssen von den Versorgungsunternehmen entspre-
chend ihrem Kapazitätsbedarf im Zusammenwir-
ken mit den jeweiligen Landesregierungen als Ge-
nehmigungsbehörden getroffen werden. 

Sie alle wissen, daß beim Bundesminister des In-
nern die Projekte Biblis C, Isar II und Lingen, die er-
sten drei der sogenannten Konvoi-Projekte, nach 
den positiven Voten der Reaktorsicherheitskommis-
sion zur Freigabe anstehen. Nach der Freigabe 
durch die Bundesregierung ist es dann Sache der 
Länder, die erste Teilerrichtungsgenehmigung zu 
erarbeiten. 

In der Dritten Fortschreibung hat die Bundesre-
gierung bekräftigt, daß sie auch künftig Kernkraft-
werksprojekte, die von den Bundesländern vom Be-
darf her für erforderlich gehalten werden, unterstüt-
zen wird. Die baden-württembergische Landesregie-
rung hat kürzlich auch um Unterstützung für die ge-
planten Kernkraftwerke Wyhl und Neckarwest-
heim II gebeten. Der Bundeskanzler und ich selbst 
haben Baden-Württemberg gegenüber bekräftigt, 
daß es Sache des Landes ist, über Standortwahl und 
den Bedarf zu entscheiden, daß die in Baden-Würt-
temberg geplanten Kernkraftwerke aber in Ein-
klang mit der Energiepolitik der Bundesregierung 
stehen und von ihr auch unterstützt werden. 

Meine Damen und Herren, zum Thema Schneller 
Brüter in Kalkar unterstütze ich die Bemühungen 
des Kollegen von Bülow, die Elektrizitätswirtschaft 
zu einer freiwilligen Lösung dieses Finanzproblems 
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zu bringen. Eine entscheidende Voraussetzung ist 
der Beschluß der Länderwirtschaftsminister vom 
September 1981, den wir in München gemeinsam ge-
faßt haben. Sie haben erklärt, daß die Aufbringung 
der erforderlichen Mittel nicht an ihnen scheitern 
werde. Ich bin nach wie vor optimistisch, daß auch 
die Verantwortlichen in den Unternehmen akzeptie-
ren, daß Kalkar nur bei einem höheren finanziellen 
Engagement der Wirtschaft, gebunden an die Aufhe-
bung des Vorbehaltes des Deutschen Bundestages, 
fertiggestellt werden kann. Bisher haben schon 
nord- und westdeutsche Energieversorgungsunter-
nehmen einen anerkennenswerten Finanzierungs-
beitrag angeboten. Ich begrüße es sehr, daß nun-
mehr auch bei Regierungen und EVUs im Süden un-
seres Landes die Bereitschaft hierzu gewachsen ist, 
und ich danke den Spitzenverbänden der deutschen 
Wirtschaft für ihre Unterstützung in dieser Frage. 

Mit ihrer Energiepolitik leistet die Bundesregie-
rung auch den von ihr erwarteten Beitrag zur Lö-
sung der internationalen Energieprobleme. Die ge-
samte Welt befindet sich heute im größten Struktur-
anpassungsprozeß seit dem Ende des Zweiten Welt-
krieges. Für jedermann ist inzwischen die Untrenn-
barkeit, die gegenseitige Abhängigkeit von Energie 
und Wirtschaftsentwicklung deutlich geworden. Das 
gilt für unser Land, und es gilt auch weltweit. Ost 
und West, Nord und Süd stehen — mit Ausnahme 
der Produzentenländer — unter gleichem oder ähn-
lichem energiepolitischen Anpassungsdruck. 

Wir in der Bundesrepublik können heute sagen, 
daß wir unser Bestes, wenn auch längst noch nicht 
alles getan haben, um eine Strategie zu entwickeln, 
damit diese energiepolitische Anpassung so rasch 
und so dauerhaft wie möglich vorgenommen wird. 
Wir sind zu weiteren Anstrengungen bereit, nicht zu-
letzt zu internationaler Kooperation, ohne die das 
Weltenergieproblem bei noch so großen nationalen 
Bemühungen niemals gelöst werden kann. Wir sind 
davon überzeugt, daß wir auf diese Weise einen 
wirksamen Beitrag zur Festigung der weltwirt-
schaftlichen Beziehungen und — ich sage das ohne 
jedes Gefühl der Übertreibung — zur Wahrung des 
Friedens in der Welt leisten. 

Meine Damen und Herren, ich möchte diesen Bei-
trag nicht schließen, ohne all denen zu danken, die 
an der Dritten Fortschreibung mitgearbeitet haben. 
Das gilt für viele Abgeordnete aus allen drei Fraktio-
nen dieses Hauses ebenso wie für die Mitarbeiter 
der Energieabteilung des Bundeswirtschaftsmini-
steriums, für die energiewirtschaftlichen Verbände, 
die Industriegewerkschaft Bergbau und Energie, die 
Wissenschaft und die Energiewirtschaft selbst. Die 
Bundesregierung ist jederzeit gern bereit, Anregun-
gen, Ergänzungen und Verbesserungsvorschläge zu 
ihrem Energieprogramm zu diskutieren und zu be-
rücksichtigen. Wir rechnen mit einer lebhaften und 
fruchtbaren Diskussion hier in diesem Hause und in 
seinen Ausschüssen. — Ich danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP, bei der SPD und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Ich erteile dem Herrn 
Abgeordneten Riesenhuber das Wort. 

Dr. Riesenhuber (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wirtschaftsminister 
Graf Lambsdorff hat in einer sehr abgewogenen 
Rede die Punkte herausgestellt, in denen ein weitge-
hender Konsens herrscht. Dies ist taktisch richtig, 
und dies ist in der Sache richtig. Wenn wir langfri-
stig eine vernünftige und verläßliche Energiepolitik 
anlegen wollen, brauchen wir ein hohes Maß an Ge-
meinsamkeit in der Sache. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Der Kollege Wolfram hat dazwischengerufen, dies 
sei ein Ausfluß mangelnder Alternativen der Oppo-
sition. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie üblich!) 

Ich glaube, dies ist eine Bemerkung, die an der Sa-
che vorbeigeht. Wenn wir hier in irgendeinem Be-
reich rechtzeitig Position bezogen haben, wenn wir 
dies klar im Parlament eingebracht haben, wenn wir 
dies rechtzeitig — früher als die Regierungsparteien 
— in der Debatte festgestellt haben, dann war es im 
Energiebereich mit unserem Programm von 1977. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im Gegensatz zu anderen haben wir seither nicht 
vor der Notwendigkeit gestanden, unser Programm 
zu ändern. Wir können dieses Programm so, wie es 
steht, durchhalten, und auf der Grundlage dieses 
Programms ist der Konsens mit der Bundesregie-
rung möglich. 

Der Dissens, der die Schwierigkeiten bei der Ver-
wirklichung der Programme bringt, ist anderswo. 
Graf Lambsdorff hat darauf hingewiesen — und wir 
stimmen ihm darin zu —, gerade die kommunalen 
Energieversorgungskonzepte seien ein wichtiger 
Bereich der Subsidiarität, der unmittelbaren, auto-
nomen und nicht ablösbaren Zuständigkeit der Ge-
meinden. Dies ist richtig. Aber, Graf Lambsdorff, le-
sen Sie bitte in den Überlegungen Ihres Koalitions-
partners nach! Da schreibt die Energiekommission 
der SPD, daß dies unter Auflagen des Bundes ge-
schehen soll. — Dies ist eine Aushöhlung der Zu-
ständigkeit der Gemeinden. 

(Reuschenbach [SPD]: Dies ist unwahr, 
mein lieber Herr Riesenhuber!) 

— Lesen Sie die Vorschläge der Ehmke-Kommis-
sion von 1980 nach! Da können Sie alles nachlesen; 
da können Sie etwas über die Energieverbrauchs-
ordnung lesen, Sie können etwas über die Abwärme-
abgabe lesen, Sie können da all diese wunderbaren 
bürokratischen Vorschläge nachlesen, die mit guten 
Gründen nicht in die Dritte Fortschreibung des Re-
gierungsprogramms aufgenommen worden sind. 

Der Dissens liegt also bei Ihnen, meine Herren, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr wahr! — 
Leider wahr!) 

und das ist das eigentliche Problem der Energie-
politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Meine Herren, wir könnten uns j a damit, daß hier 
ein Dissens bei Ihnen besteht, abfinden, wenn dies 
nicht staatspolitisch von so außerordentlichem Ge-
wicht wäre. Wenn wir in den vergangenen Jahren 
den Energieprogrammen in ihrem wesentlichen 
Sachgehalt überwiegend zugestimmt haben, konn-
ten wir dies, wo sie sachlich richtig und ideologiefrei 
waren. Daß sie in wesentlichen und entscheidenden 
Bereichen, für die eigentlich Energieprogramme ge-
macht werden, nicht verwirktlicht worden sind, ist 
der Kern der Problematik, und dies kommt nicht von 
irgendwoher. Dies kommt daher, daß in ganz ent-
scheidenden Fragen ein grundsätzlicher ordnungs-
politischer, ein grundsätzlicher Dissens innerhalb 
der Koalitionsparteien besteht, der auch die Ver-
wirklichung richtiger Programme verhindert. Hier 
liegt das eigentliche Problem unserer Energiepolitik 
in den vergangenen Jahren. 

Wir sprechen heute vor dem Hintergrund einer 
sehr kritischen Wirtschaftssituation; Graf Lambs-
dorff hat das angesprochen. Wir sprechen vor dem 
Hintergrund einer wachsenden Ölrechnung, einer 
wachsenden Arbeitslosigkeit, vor dem Hintergrund 
von Energieverbrauchsstrukturen und Energieum-
setzungsstrukturen, die noch nicht das sind, was wir 
brauchen. Wir sprechen vor dem Hintergrund uner-
füllter Programme. Die Kohle sollte hier einen zu-
nehmenden Beitrag leisten. Von 1973 bis 1980 war 
der Kohleverbrauch in Deutschland rückläufig. 
Kohle und Kernenergie sollten die Säulen der Ener-
giepolitik sein. Die Kernenergie trägt noch keine 5 % 
dazu bei. Diese mangelnde Verwirklichung der  Pro-
gramme  ist das eigentliche Problem der deutschen 
Energiepolitik, und das geht auf diesen grundsätzli-
chen Dissens innerhalb der Regierungskoalition zu-
rück, der über grundsätzliche ordnungspolitische 
Fragen, über Fragen der Marktwirtschaft, über die 
Fragen der Technologiepolitik, über Fragen der Um-
weltpolitik und über die Fragen der Kernenergie be-
steht. 

Die Dritte Fortschreibung — dies erkennen wir an 
— liegt überwiegend auf einer Linie marktwirt-
schaftlicher Vernunft. Wir stellen mit Freude fest, 
daß im Wirtschaftsministerium nach wie vor ord-
nungspolitisch gedacht wird. Wir stellen ebenfalls 
mit Freude fest, daß selbst der Bundeskanzler inso-
fern lernfähig ist. In seiner ersten Regierungserklä-
rung dieser Periode hat er angekündigt, daß durch 
Gebote der ohnehin schon sehr geringe Ölanteil in 
den Kraftwerken auf Null gestellt werden soll. Diese 
Ankündigung des Bundeskanzlers ist unter den 
Tisch gefallen. Das heißt, dieses Programm ist so, 
daß viele der an sich zu erwartenden ordnungspoli-
tisch nicht sauberen, problematischen Ankündigun-
gen aus dem Kabinett selbst, aus den Fraktionen der 
Koalition selbst, nicht verwirklicht worden sind. Sie 
sind vom Tisch. 

Auf dem Tisch liegen allerdings schon die ersten 
Proteste. Wir haben nach Pressemeldungen — ich 
würde diese hier gern widersprochen oder demen-
tiert sehen — einen Beschluß der Fraktionsvorsit-
zendenkonferenz der SPD, daß hier massive Korrek-
turen angebracht werden sollen. Wir haben einen 
mit den Stimmen der Bundestagsabgeordneten von 

Schleswig-Holstein gefaßten Beschluß des Landes-
vorstands Schleswig-Holstein, daß hier — — 

(Abg. Dr. Steger [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Steger, ich weiß schon, was Sie fragen wol-
len. Bringen Sie es nachher in der Debatte! 

(Dr. Steger [SPD]: Sie wollen doch das De

-

menti hören!) 

— Sie haben es im Ausschuß erzählt. Ich habe ge-
sagt: Bringen Sie es öffentlich! Ich möchte endlich 
öffentlich festgeschrieben haben, daß die Fraktions-
vorsitzenden der SPD nicht der Ansicht sind, diese 
Dritte Fortschreibung müsse massiv korrigiert wer-
den. 

(Dr. Steger [SPD]: Das können Sie gern ha

-

ben!) 

Wenn Sie das unterstützen, haben wir eine angeneh-
me, gute und vernünftige Situation, und die brau-
chen wir. 

Auf dem Tisch liegen die Proteste, und es wird sich 
zeigen, wie sich dieses Programm zwischen den Pro-
testen hinterher über die Runden retten kann. Wir 
haben in der Vergangenheit schon verschiedentlich 
erlebt, daß ordnungspolitisch vernünftige Ansätze 
der Regierung unter dem Druck der Parteien arg 
verwässert worden sind. 

Wir werden in dieser Debatte und in den Beratun-
gen in den Ausschüssen zu den verschiedensten Be-
reichen im einzelnen Stellung nehmen müssen und 
fachlich diskutieren. Ich will dies hier nur ganz kurz 
auch an Punkten ansprechen, die Graf Lambsdorff 
aufgegriffen hat. Wir werden natürlich und vor al-
lem darüber sprechen, was die Instrumente sind, um 
Energieeinsparung durchzusetzen, um Energiever-
geudung zu vermindern, um Umwandlungsverluste 
zurückzuschneiden. Dies ist wichtig. Wir sind der fe-
sten Überzeugung, daß es der richtige Weg hierzu ist, 
marktwirtschaftliche Instrumente einzusetzen. Der 
Bereich, in dem eine staatliche Flankierung hilf-
reich ist, ist außerordentlich begrenzt. 

Sie sollten folgendes vergleichen, Graf Lambs-
dorff, Sie sind ein sehr höflicher Minister, und wir 
respektieren dies. Sie haben die Enquete-Kommis-
sion und damit die 62 Mehrheitsbeschlüsse zur 
Energieeinsparung gelobt. Wenn man das, was her-
ausgekommen ist, was nachher beschlossen worden 
ist, mit dem vergleicht, was in Ihrer eigenen Dritten 
Fortschreibung steht, so stellt man fest, daß darin 
nicht der Mehrheitsbeschluß und nicht die 62 Be-
schlüsse stehen, sondern darin stehen präzise die 
Minderheitenbeschlüsse, die marktwirtschaftlichen 
Thesen der Union zur Energieeinsparung. Das ist 
der grundsätzliche Unterschied. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was wir hier an Öl gespart haben, war dramatisch. 
Wir stimmen Ihnen zu: Niemand hätte dies durch 
staatliche Reglementierung erwarten können. Dies 
wurde durch eine vernünftige Reaktion der Ver-
braucher erreicht. Wenn man darüber diskutiert, 
sollte man nie vergessen, daß hierbei auch massive 
Schleifspuren von Wachstumsverlusten, von durch- 
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hängender Konjunktur sind, und dies bedeutet 
nichts anderes als massive Arbeitsplatzverluste. Es 
kann nicht richtig sein — das muß man immer im 
Hintergrund dieser Diskussion über Energieeinspa-
rung sehen —, daß man so redet, als ob Energieein-
sparung auf Kosten des Verlustes von Arbeitsplät-
zen erlaubt sein könnte. Das kann selbstverständ-
lich keine Politik dieses Hauses sein; niemand 
würde dies annehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Freunde, wir haben hier über die Rolle der 
eigenen Energieträger zu diskutieren. Graf Lambs-
dorff hat dargestellt — im Grundsatz ist viel dar-
an —: Wir haben die Steinkohle in der Tat zu einer 
Stabilisierung der Förderung geführt. Das ist ein 
durchaus vernünftiges Ergebnis. Sie haben zu Recht 
darauf hingewiesen, daß es von allen Fraktionen die-
ses Hauses getragen wird. 

Trotzdem werden wir bei der Steinkohle im ein-
zelnen noch sehr detaillierte Diskussionen zu füh-
ren haben. Wir haben nach wie vor die Importkohle-
kontingente. Wenn es so ist, wie die Bundesregie-
rung sagt, daß diese Kontingente den Import der 
Kohle nicht behindern, warum sind sie dann noch 
da? Wenn sie aber eine Behinderung darstellen, 
dann muß das einen bestimmten Zweck haben. Dies 
ist auszudiskutieren, und es ist zu fragen, ob das ver-
nünftig ist. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Wollen 
Sie das abschaffen?) 

Wir haben über die Kürzung der Investitionsbei -
hilfe bei der Steinkohle zu sprechen. Diese Kürzung 
ist bei diesem Programm und in diesem Haushalt 
massiv gewesen. Wird sie nachhaltig so bleiben, 
dann bedeutet das letzten Endes, daß bei der Stein-
kohle notwendige Investitionen unterbleiben, oder 
hinausgeschoben werden oder Substanz verzehrt 
wird. 

Wie sollen die Mengenziele beim Steinkohleein-
satz erreicht werden? Da hat der Jahrhundertver-
trag einiges gebracht. Aber wenn Sie einmal saldie-
ren, was als Steinkohleproduktion aus deutschen 
Quellen und was als Importkohleverbrauch vorgese-
hen ist, dann kommen Sie in Größenordnungen, die 
durch die absehbaren Mengenverbräuche nicht ab-
gedeckt sind. Ich erinnere an das Minimalprogramm 
zur Kohleveredelung, an das Stagnieren beim Stahl, 
an die kleinen Schritte bei der Verwirklichung der 
Fernwärme. Wo soll da der große Einsatz kom-
men?! 

Meine Damen und Herren, wir haben auch dar-
über zu diskutieren, ob und wie wir es erreichen kön-
nen, daß deutsche Unternehmen in wesentlich stär-
kerem Maß den Zugang zu ausländischen Kohle-
lagerstätten bekommt, der für eine langfristige, in-
ternational integrierte Energiepolitik ganz wesent-
lich sein wird. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das ge-
schieht doch schon, wenn auch nicht ausrei-

chend!) 

— Lieber Herr Wolfram, Sie wissen selber, was vor-
geht, Sie wissen selber, was in Australien passiert, 

Sie wissen, was die Ruhrkohle tut, Sie wissen was 
die VEBA tut, Sie wissen, was Rheinbraun tut. Wenn 
wir dies alles saldieren, dann können wir — in aller 
Freundschaft — nicht feststellen, daß dies eine hin-
reichende Absicherung der langfristigen Importkoh-
lemengen ist. Das ist, realistisch gesehen, einfach 
nicht ausreichend. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir haben über die 
Kohleveredelung zu diskutieren. Wir stellen mit 
Freude fest, daß die Bundesregierung ihr Herz auch 
für die Braunkohleveredelung entdeckt hat. Das ist 
etwas, was technisch möglich ist, was wirtschaftlich 
schon weit über die Grenzen dessen hinausgeht, was 
jetzt nur noch spekulativ wäre. Wir können Synthe-
segas machen, wir können Methanol machen. Das 
sind Produkte, die wir brauchen. Die einzige Frage 
ist, warum das nicht gemacht wird. Es ist eine be-
glückende Erfahrung, daß die Bundesregierung 
nach Jahren jetzt endlich festgestellt hat, daß dies 
daran liegen könnte, daß Braunkohle einfach nicht 
durch Kernenergie freigeschaltet worden ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Das ist doch wirklich der Kern der Angelegenheit: 
daß wir nicht in beliebigen Mengen die Braunkohle-
förderung in den großen Abbaustätten steigern kön-
nen. Vielmehr müssen wir hier in realistischen 
Grenzen bleiben. Das heißt, wir müssen die Braun-
kohle freischalten. Aber das ist nicht hinreichend ge-
schehen. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig! — Zuruf von der SPD: 

Marktwirtschaft!) 

— Glauben Sie denn, daß bei einer Technik wie der 
Kernenergie, wo die wesentlichen Daten der Investi-
tionen durch staatliche Eingriffe gesetzt werden, 
eine Marktwirtschaft so existieren könnte, daß die 
Sache läuft?! Anfang der 70er Jahre wurde ein Kraft-
werk in viereinhalb Jahren gebaut. Jetzt dauert es 
dreimal so lange. Das ist doch nicht allein Ausfluß 
marktwirtschaftlicher Prozesse. Hier handelt es sich 
doch um staatliche Eingriffe massiver Art, über die 
wir gleich noch einmal reden können; das ist doch of-
fenkundig. 

(Zuruf von der SPD: Auswirkungen der Ge

-

richtsbarkeit!) 

— Wir haben hier auch über die Gerichtsbarkeit zu 
sprechen, und zwar insofern, als der Gerichtsbarkeit 
von der Politik keine hinreichend klaren Ziele und 
Kriterien vorgegeben worden sind. Hier liegt doch 
das Problem. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Roth [SPD]: 
Privatisieren Sie doch mal! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

— Dies war wohl ein Scherz; ich möchte es auch so 
aufnehmen. 

(Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 

— Herr Roth, bei Ihnen kann man sich manchmal 
zur Fröhlichkeit geneigt fühlen, und das macht die 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 76. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. Januar 1982 	4369 

Dr. Riesenhuber 
1 Verhandlungen im Wirtschaftsausschuß auch so er-

quickend. 

Meine Damen und Herren, wir haben über die 
neuen Energien zu diskutieren, über die schönen 
neuen Energien, die wir alle gern haben möchten, 
die aber so viele Schwierigkeiten bereiten: über Son-
ne, Wind, Erdwärme, Technik der Wärmepumpe. 
Auch wenn der Beitrag dieser Energiequellen be-
grenzt sein muß — wir müssen sie kriegen und im 
Markt durchsetzen. Der wesentliche Mangel der Po-
litik der vergangenen Jahre in diesem Bereich ist 
doch gewesen, daß die Überführung in den Markt 
nicht stattgefunden hat. Wir haben in den vergange-
nen Perioden immer wieder im Bundestag und über 
den Bundesrat Anträge auf eine massive Förderung 
während der Einführungsphase gestellt. Dies alles 
ist von Ihnen mit Ihrer majestätischen Mehrheit ab-
gelehnt worden. Was hernach herausgekommen ist, 
ist eine Stagnation dieser Techniken. Wir stellen mit 
Freude fest, daß unser Antrag, den wir im Mai 1981 
eingebracht hatten, von Ihnen in die Dritte Fort-
schreibung übernommen worden ist. 

Wir halten es für richtig, daß das Erdgas weiter in 
die Fläche vordringt. Graf Lambsdorff hat darauf 
hingewiesen. Das bedeutet natürlich einiges an Än-
derungen der Strukturen. Wenn es aus der Grund-
last in den Kraftwerken herausgeht, wird die Zahl 
der unterbrechbaren Verträge rückläufig sein. Wir 
möchten sehr gern sehen, wie die von Ihnen ange-
sprochene Sicherung gegen Unterbrechung von Lie-
ferungen aus der Sowjetunion dann noch verwirk-
licht werden kann. Darüber werden wir hier zu re

-

den haben. Das waren hier Bedingungen für unsere 
Zustimmung und unsere Nichtintervention bei der 
Diskussion über diese Verträge. 

(Dr. Steger [SPD]: Na, Nichtintervention!) 

Wir sind hier in einer sehr umfassenden Diskus-
sion über die Frage der Krisenvorsorge beim 01. 
Graf Lambsdorff, ich stimme Ihnen darin zu, daß 
hier einiges erreicht worden ist. Aber es ist doch eine 
desolate Situation, wenn ausgerechnet in einer Zeit, 
wo 01 auf dem Weltmarkt zu nachgebenden Preisen 
reichlich angeboten wird, im 82er Haushalt der Auf-
bau unserer nationalen Ölreserve zurückgeschnit-
ten wird. Natürlich bedeutet das Geld. Aber, Graf 
Lambsdorff, wenn das als Vorsorge für wirklich kri-
tische Situationen irgendeinen Sinn haben soll, 
dann bitte ich, zu überlegen, wo Prioritäten sitzen. 
Hier können falsche Prioritäten sein, die wir ganz 
teuer werden bezahlen müssen, wenn es hernach 
wieder kritisch wird. Und niemand bezweifelt, daß 
01 kritisch wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir werden hier auch über die Energiefor-
schungsprogramme der Bundesregierung zu disku-
tieren haben. Sie zeichnen sich dadurch aus, daß sie 
derzeit nicht vorhanden sind. 1980 ist das letzte Pro-
gramm ausgelaufen. Ein neues ist mehrmals ange-
kündigt worden. Es liegt bis heute nicht vor. 

Meine Freunde, wir sind hier in einer Situation, 
wo die Programme mit Milliardenaufwendungen 
durchgeführt worden sind, aber nie Bilanz gezogen 
worden ist und wo kein Mensch weiß, ob die Aufwen

-

dungen in einem vernünftigen Verhältnis zu den tat-
sächlichen Erfolgen stehen. Und die Erfolge sind ja 
nicht fettleibige Berichte. Die Erfolge sind doch die 
neue Technik für unsere Volkswirtschaft, die tat-
sächliche Erleichterungen in unseren Energiever-
brauchsstrukturen schafft. 

Wir möchten hier mal eine ordentliche Bilanz se-
hen. Wir wollen mal sehen, was rausgekommen ist. 
Wir sehen bis jetzt nur Mißerfolge. Die 14-Milliar-
den-Projekte zur Kohleveredelung sind innerhalb 
von zwei Jahren auf drei oder vier Demonstrations-
projekte mittlerer Art runtergeschnitten worden. 
SRC II, dieses große Projekt der Zusammenarbeit 
mit den USA und Japan, ist ersatzlos geschlachtet 
worden. Der Hochtemperaturreaktor ist an einen 
Punkt geführt worden, wo das Forschungsministe-
rium nicht mehr erkennt, wie aus den seitherigen 
Entwicklungen irgend etwas in die Praxis umgesetzt 
werden kann. Der Brüter weist gleichzeitig eine 
massive Zeitüberschreitung und massive Kosten-
überschreitungen auf. Ein Parlamentsvorbehalt hat 
das Auffangen dieser Kosten bis jetzt verhindert. 

Dies alles ist eine Energieforschungspolitik, die 
sich nicht durch ihr Ergebnis ausweist — und dies in 
einer Zeit, wo der Staat mehr als jemals zuvor nicht 
nur Geld, sondern auch unmittelbaren Einfluß ein-
gesetzt hat, um den Inhalt und die Ziele der Energie-
forschungspolitik zu bestimmen. Nie war das Zu-
sammenwirken zwischen Energiepolitik, Energie-
forschung und Umsetzung in die Praxis, zwischen 
Genehmigungsverfahren und der Verwirklichung so 
schlecht. 

(Dr. Steger [SPD]: So kann man das wirk

-

lich nicht sehen!) 

Wir werden auch über die Frage der Kosten zu 
sprechen haben. Das ist eines der Querschnittspro-
bleme, die hier anstehen. Die Frage der Kosten ist 
eine der entscheidenden Fragen. Die Enquete-Kom-
mission „Zukünftige Kernenergie-Politik" hat ihre 
Szenarien unter souveräner Mißachtung der Kosten 
aufgestellt. Was dies hernach bedeutet, sehen wir 
heute schon. Die Arbeitseinkommen liegen interna-
tional in der Spitze. Das soziale System liegt interna-
tional in der Spitze — auch in den Kosten. Die Ener-
giekosten liegen international in der Spitze. 

(Widerspruch bei der SPD) 

— Das sagt der Sachverständigenrat. Das sind doch 
Aussagen, die belegt sind. All das zusammen können 
wir uns auf die Dauer nicht mehr leisten. Die 01-
preise sind gestiegen. Die Gaspreise sind gestiegen. 
Die Strompreise sind massiv gestiegen, und sie wer-
den weiter steigen, und wir werden damit die unter-
bliebenen Investitionen zu bezahlen haben, die uns 
hier in solche Schwierigkeiten bringen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Steger [SPD]) 

Alles, was an Kernkraftwerken nicht gebaut oder 
verzögert worden ist, müssen wir bar bezahlen. Je-
der, der seine Stromrechnung sieht, sollte daran 
denken. 

Die Kosten sind das eine Querschnittsthema, das 
wir zu diskutieren haben. Das andere Querschnitts

-

thema, das wir zu diskutieren haben, ist der Umwelt- 
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schutz. Der Wert einer Energiepolitik, einer Techno-
logiepolitik zeigt sich darin, daß einerseits bei ver-
nünftigen volkswirtschaftlichen Kosten gearbeitet 
wird, andererseits vernünftige Sicherungen gegen 
Schädigungen der Umwelt vorgesehen werden. 

In der jetzigen Situation haben wir auch hier ei-
nen grundsätzlichen Dissens innerhalb der Koali-
tionsfraktionen festzustellen. Dieser Dissens hat 
dazu geführt, daß man in wesentlichen Punkten — 
denken Sie an das Verkehrslärmschutzgesetz, an 
das Bundesimmissionsschutzgesetz — heillos zer-
stritten ist. Der Konflikt ist weder im Kabinett noch 
in den beiden Parteien ausgetragen. Herr Löwen-
thal, Mitglied der SPD, schreibt — ich möchte das zi-
tieren —, daß die ökologischen Forderungen im In-
teresse des Rechts auf Arbeit begrenzt werden müß-
ten. Herr Hauff meint, daß die Menschen, die sich 
um die Erhaltung unserer Umwelt sorgten, die Indu-
striegesellschaft im ganzen ändern müßten. Im gan-
zen! So etwas geht doch nur unter Herrn Brandts 
markigem Sowohl-Als-auch. In der Sache sind beide 
Positionen unvereinbar. 

Solange aber beide Positionen unvereinbar und 
die Diskussionen dazu nicht ausgetragen sind, wer-
den sie keine vernünftige Energiepolitik, keine ver-
nünftige Industriepolitik betreiben können. Sie müs-
sen das innerhalb Ihrer Reihen austragen und dann 
zu einer Entscheidung kommen, die für die weiteren 
Arbeiten grundlegend ist. 

Tatsache ist doch: Es ist immer der gemeinsame 
Standpunkt aller Parteien im Bundestag gewesen, 
daß der Umweltschutz einen hohen Rang einnimmt. 
Wir haben j a die wesentlichen Gesetze auch gemein-
sam verabschiedet. Das bedeutet, Technik muß un-
ter Berücksichtigung des Umweltschutzes be-
herrscht werden. Das bedeutet aber auch gleichzei-
tig, daß Umweltschutz Technik nicht verhindern 
darf. Wenn Technik durch den Umweltschutz jedoch 
verhindert wird, hat eine Nation als Industrienation 
ihren Platz in der Welt verloren. 

Ein wichtiges Instrument im Rahmen des Um-
weltschutzes sind die Genehmigungsverfahren. Es 
ist vorgesehen, an einigen wichtigen Stellen Straf-
fungen vorzunehmen. Was die Genehmigungsver-
fahren angeht, so muß jedoch grundsätzlich festge-
stellt werden, daß sich die Verantwortung für Tech-
nik nicht in einem Wust von unüberschaubarer Bü-
rokratie bewährt. Hier wird Verantwortung nämlich 
immer nur weiter delegiert, bis sie nicht mehr fest-
zumachen ist. 

Der verantwortliche Umgang mit Technik macht 
eine Technikbewertung erforderlich, die weder die 
Regierung selber vorgenommen hat noch von der 
Koalition dem Bundestag, was die notwendigen Mit-
tel dazu betrifft, zugestanden worden ist. Das ist eine 
miserable Situation. Daraus entsteht ein großer Teil 
unserer derzeitigen Probleme im gesamten Bereich 
einer integrierten und vernünftigen Technologie-
politik. 

Die Regierung hat angekündigt, daß sie die Ge-
nehmigungsverfahren für Kernkraftwerke straffen 
wolle. Das ist offenkundig richtig, wenn man wieder 
zu realistischen Bau- und Planungszeiten und zu 

realistischen Kosten kommen will. Aber es wird sich 
zeigen, ob das, was vorgesehen ist, ausreicht. Vor al-
lem wird sich zeigen, was am Schluß auf Grund die-
ser Straffung tatsächlich an Zeitverkürzung heraus-
kommt. 

Die Regierung begründet die Straffung mit den 
Kosten in der Grundlast mit der Industriestruktur. 
Der Beitrag der Kernenergie entspreche nicht dem 
industriepolitisch Erforderlichen, die Wettbewerbs-
fähigkeit der Wirtschaft sei nicht ausreichend. Das 
alles ist richtig, und das alles sagen wir seit Jahren. 
Das alles sind goldene Worte. In der Sache jedoch 
übernimmt die Regierung auch hier den Standpunkt 
unserer Minderheit in der Enquete-Kommission. 
Dann sollte sie aber auch sagen, was das tatsächlich 
bedeutet. 

Wenn in der Fortschreibung kein Wort mehr von 
der Restbedarfs-Philosophie mit Blick auf die Kern-
energie steht, dann ist das eine durchaus erfreuliche 
Sache. Wir wollen einmal sehen, ob das durchgehal-
ten wird. Wenn es einen Restbedarf an Energie gibt, 
dann doch nicht an Kernkraft, sondern nur an 01. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie sich einmal die Zahlen der Institute anse-
hen, die Graf Lambsdorff in der ihm eigenen elegan-
ten Weise wieder heruntergespielt hat, kann man 
doch nur feststellen: Wenn Zahlen irgend etwas be-
deuten, dann steht und fällt Ihre Energiepolitik, Graf 
Lambsdorff, bis 1995 mit dem Durchsetzen der 
Kernkraft; denn tatsächlich ist es so, daß Sie zwar 
von einem Rückgang des Ölanteils ausgehen, gleich-
zeitig aber einen nahezu gleich großen Zuwachs des 
Anteils der Kernenergie unterstellen. Das bedeutet, 
in der Primärenergieträgerverteilung ändert sich im 
übrigen fast überhaupt nichts. Wenn das aber so ist, 
müssen Sie auch mit der notwendigen Entschieden-
heit sagen, daß Kernkraft durchgesetzt werden muß. 
Sie dürfen dann nicht sagen, es könne so werden, es 
könne aber auch anders werden. 

Wenn die Regierung hier nicht die Ziele setzt und 
den Rahmen entsprechend steckt, weren die Mög-
lichkeiten auf dem Energiesektor nicht wahrgenom-
men werden können. Dann wird auch der grundsätz-
liche Streit und das Getöse auf den SPD-Parteitagen 
nicht aufhören. Dann wird die ständige Verunsiche-
rung der Industrie nicht aufhören. Dann werden all 
die widersprüchlichen Beschlüsse kein Ende haben. 
Dann werden wir weiterhin die Situation haben, die 
dazu geführt hat, daß in Deutschland jetzt seit sechs 
Jahren kein neues Kernkraftwerk bestellt worden 
ist. Dann werden die Ziele, Graf Lambsdorff, die Sie 
mit Ihrer Fortschreibung selbst ansprechen, nicht 
erreichbar sein. Dann haben wir ein weiteres wun-
derbares Papier, dem in der Realität nichts ent-
spricht. Dann stehen wir wiederum vor der Situa-
tion, daß wir hier erbauliche Debatten geführt ha-
ben, das Wesentliche für unsere Volkswirtschaft und 
für unsere Arbeitsplätze aber geschehen ist. Das 
kann nicht sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb, Graf Lambsdorff, fordern wir Sie und Ih-
ren Koalitionspartner mit aller Entschiedenheit auf, 
diese Doppelstrategien, die bis vor Ort verfolgt wer- 
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den, endlich einmal aufzugeben. Wir haben dies 
auch bei den Diskussionen über Standorte erlebt. In 
Niedersachsen wurde die Wiederaufarbeitungsanla-
ge, die wir alle für richtig halten und die die Regie-
rung beschlossen hat, von der SPD massiv be-
kämpft. 

(Zuruf von der SPD) 

Daraus entsteht nicht der Konsens, den wir brau-
chen. In Hessen haben wir die gleichen Schwierig-
keiten. Man kann sagen, taktisch wäre es durchaus 
naheliegend, hier zu widersprechen: wir bekommen 
dann vielleicht ein paar Stimmen mehr. Aber das 
kann nicht unsere Politik sein. Unsere Politik kann 
nur sein, das Notwendige rechtzeitig, offen und ent-
schieden zu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ehmke 
[SPD]: Wie Herr Albrecht!) 

Der Politiker wird nicht gewählt, wir alle sind nicht 
gewählt wegen unserer überragenden Weisheit, son-
dern wir sind gewählt wegen unserer Bereitschaft, 
zu entscheiden und den Kopf für die Entscheidung 
hinzuhalten. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Sagen Sie das doch 
Herrn Albrecht!) 

Wenn wir dies nicht tun, verweigern wir die Ent-
scheidung und versündigen uns an dem, was wir als 
demokratische Ordnung zu verantworten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb kann ich nur eines sagen: Wer hier vor der 
Verantwortung wegtaucht, der hat im Grunde seine 
politische Aufgabe längst vergessen und aufgege-
ben. 

Wir haben hier über Kernkraft überhaupt nicht 
mit Hurra-Patriotismus zu diskutieren. Davon sind 
wir wirklich weit entfernt. 

(Dr. Steger [SPD]: Fragen Sie mal den 
Herrn Probst!) 

— Herr Steger, hier hat die Union eine einzige Linie. 
Das, was die CDU 1977 beschlossen hat, entspricht 
dem, was die CSU 1977 beschlossen hat. In all unse-
ren Beschlüssen und in unserer gesamten Politik 
haben wir Kernenergie immer unter die Rahmenbe-
dingungen erstens der Notwendigkeit, aber zweitens 
einer vollen Gewährleistung der Sicherheit, der Ent-
sorgung und des Umweltschutzes gestellt. 

(Zuruf von der SPD) 

Dies gilt für die CDU, und dies gilt für die CSU. Das 
war eine gemeinsame Linie. Bitte, reden Sie nicht so, 
als ob der Streit, den Sie im Grundsätzlichen haben, 
auch nur eine Spur von Ähnlichkeit mit der Diskus-
sion hätte, die wir führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir führen Diskussionen und kommen dann zu Ent-
scheidungen, auf die wir uns verlassen können. Wir 
können uns, was für Sie noch überraschender ist, 
auch aufeinander verlassen. Schauen Sie sich ein- 

mal in Ihrer Partei und in Ihrer Fraktion um, wie-
weit dies dort der Fall ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum redet 
denn Herr Schäfer heute nicht?) 

— Das werden wir sehen, ob er redet, wann er redet, 
was er redet, und dann werden wir wieder über den 
Konsens sprechen. 

Meine Damen und Herren, wir haben hier über 
Kernkraft nicht unter den Aspekten von beliebigen 
Wahlfreiheiten zu reden, sondern wir sind in der Si-
tuation, daß wir uns in Deutschland höchste Ansprü-
che an Sicherheit, Entsorgung und Umweltschutz 
auferlegt haben. Wenn wir uns dies auferlegt haben, 
dann ist Kernkraft unter diesen Bedingungen ver-
tretbar. Wenn Kernkraft unter diesen Bedingungen 
in Deutschland nicht vertretbar ist, dann ist sie an 
keiner Stelle der Welt vertretbar. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wenn sie an keiner Stelle der Welt vertretbar ist, 
dann müssen wir ernsthaft darüber reden, wie in Zu-
kunft die Energieversorgung dieser Erde sicherge-
stellt werden kann. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Bei der Explosion der Weltbevölkerung, bei dem ra-
piden Bevölkerungswachstum gerade in den Ent-
wicklungsländern bedeutet knappe Energieversor-
gung nicht den Unterschied zwischen 19 und 23 Grad 
in den Zimmern, sondern bedeutet den Unterschied 
zwischen Hungern und Essen, zwischen der Chance 
zur Zukunft und der Katastrophe. 

Wenn wir unsere eigene Politik, unsere eigene 
Energiepolitik, unsere eigene Kernenergiepolitik 
nicht unter diesen Voraussetzungen betrachten, 
dann haben wir unsere Verantwortung wirklich 
nicht redlich wahrgenommen. Wenn wir Kernener-
gie nicht dort einsetzen, wo wir sie brauchen und wo 
wir sie verantworten können, dann werden wir in 
eine Situation kommen, die weltweit zu einer Hun-
gerkatastrophe führt, die wir hier einfach nicht 
mehr auffangen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Energie ist eben nicht ein Luxus, sondern die 
Frage von Bewässerung, von Ernährung, von Dün-
gemitteln, vom Überleben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Auf dieser Grundlage muß die Diskussion redlich, 
umfassend und offen geführt werden. Wir dürfen 
nicht unter den Argumenten wegtauchen, sondern 
wir müssen sie in ihrer ganzen Breite darstellen. Wir 
dürfen nicht so diskutieren, als ob Energiepolitik 
nur aus technokratischen Details bestehe, sondern 
wir müssen sie in grundsätzlicher Klarheit und um-
fassend darstellen. 

Meine Damen und Herren, Energiepolitik in der 
begrenzten Welt heißt nicht nur die eigene Haut ret-
ten. Energiepolitik heißt, alle verfügbaren Techni-
ken verantwortlich zu nutzen. Energiepolitik heißt, 
Rohstoffe weltweit zu erschließen, auch solche, die 
heute noch nicht genutzt werden. Energiepolitik 
heißt auch, die Kräfte der Völker Europas zu einer 
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gemeinsamen und geschlossenen Anstrengung zu-
sammenzufügen, zu einer Anstrengung in der Ener-
gieforschung, zu einem Aufbau integrierter Energie-
versorgungsstrukturen, zu einer gemeinsamen 
Energiepolitik nach außen. Energiepolitik heißt aber 
auch, Rücksicht auf die Länder der Dritten Welt zu 
nehmen, die sich allein nicht ausreichend helfen 
können. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, wir werden die 
Dritte Fortschreibung auf dieser Grundlage in den 
Ausschüssen zu diskutieren haben. Am Ende muß 
ein Konzept stehen, das marktwirtschaftlich solide 
ist, das vernünftige und verläßliche Rahmenbedin-
gungen für Technik setzt und das frei von ideologi-
scher Verspannung ist. Aber auch dieses Konzept 
wird nur dann gut sein, wenn eine Regierung dahin-
tersteht, die schwierige Entscheidungen durchsteht, 
eindeutig vertritt, die in Kontroversen hart bleibt 
und von Parteien getragen wird, die eine geschlos-
sene Linie vertreten. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
sozialdemokratische Bundestagsfraktion begrüßt 
die Vorlage der Dritten Fortschreibung des Energie-
programms der Bundesregierung unter Federfüh-
rung des Bundeswirtschaftsministers. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Auch der Herr 
Schäfer?) 

Wir danken Ihnen, Herr Minister, und Ihren Mitar-
beitern für die geleistete Arbeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP) 

Wir danken der Bundesregierung für die Darlegung 
ihrer Energiepolitik, die seit Regierungsübernahme 
durch die sozialliberale Koalition konsequent und 
erfolgreich ist und zu der es, lieber Herr Kollege Rie-
senhuber, Ihrerseits keine Alternative gibt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

— Ich kann mir gut vorstellen, daß Sie auf Ihr Ener-
gieprogramm aus dem Jahr 1977 verweisen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Herr Wolfram, Sie hal-
ten zu früh eine Karnevalsrede!) 

Dazu muß ich sagen: Dieses Programm kam gegen-
über dem 1. Programm der Bundesregierung von 
1973 vier Jahre zu spät. Wer Ihr Programm ansieht, 
stellt fest: Es ist eine schlecht gelungene Abschrift 
der Energieprogramme der Bundesregierung. Das 
ist aber gar nicht das Entscheidende. Ich will jetzt 
nicht lange nachtarocken, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen von der CDU/CSU. Ihr Programm von 1977 
hätten Sie 1957 vorlegen müssen. Dann wäre uns 
vieles erspart geblieben, womit wir uns heute aus-
einandersetzen müssen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Fehler, Versäumnisse und Unterlassungen einer 
nicht stattgefundenen Energiepolitik 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Dieser Bundesre

-

gierung!) 

zu Ihren Zeiten haben zu den Problemen von heute 
geführt, mit denen wir uns jetzt befassen müssen. 
Unsere Volkswirtschaft bezahlt das mit Milliarden 
und Abermilliarden DM jährlich. Das muß man Ih-
nen und der Öffentlichkeit immer wieder in Erinne-
rung rufen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Bundestagsfraktion der SPD wird auch in Zukunft 
— wie schon bisher — die Grundlinien und die Eck-
pfeiler der Energiepolitik der Bundesregierung un-
terstützen. Ich weise schon jetzt unberechtigte Kri-
tik der Opposition zurück. Wenn wir nicht in jedem 
Punkt voll und uneingeschränkt der Meinung des 
zuständigen Ressortministers sind, dann hat das 
seine Gründe, die erklärbar und vertretbar sind. 

Wenn aus Kreisen sozialdemokratischer Land-
tagsfraktionen am Programm der Regierung zum 
Teil Kritik geübt wird oder abweichende Positionen 
bezogen werden, wenn die Energiekommission beim 
SPD-Parteivorstand andere Akzente setzt, dann ist 
das nicht nur deren Recht, sondern es hat auch gute 
Gründe. Das ist in einem demokratischen Staatswe-
sen ganz natürlich. Meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen, das ist Ausdruck und Beweis einer funk-
tionierenden parlamentarischen und innerparteili-
chen Diskussion und Demokratie. Das ist ein Zei-
chen dafür, daß die Sozialdemokratische Partei dia-
logfähig und dialogwillig ist, daß sie die sich in unse-
rer Gesellschaft widerspiegelnden Interessen und 
Konflikte aufgreift und verarbeitet und dann mehr-
heitliche Entscheidungen trifft, zu denen wir ste-
hen. 

Das vorliegende Programm beinhaltet das Kon-
zept der Bundesregierung. Es ist kein SPD-Pro-
gramm und kein FDP-Programm. In ihm finden sich 
unsere wesentlichsten energiepolitischen Zielvor-
stellungen wieder, und diese unterstützen wir. Dort, 
wo wir abweichende Meinungen haben, werden wir 
mit dem Grafen und anderen Kollegen sowie Vertre-
tern anderer Auffassungen sachlich und fair disku-
tieren und um Mehrheiten ringen. Die CDU/CSU-
Opposition sollte deshalb nicht kritisieren und froh-
locken, sondern sie sollte sich vielmehr selbstkri-
tisch fragen, warum sie im Vergleich zu den anderen 
beiden demokratischen Parteien unfähig ist, inner-
parteilich und im Dialog mit der engagierten Bür-
gerschaft nach dem richtigen energiepolitischen 
Weg zu suchen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Die CDU/CSU, die in ihrer Regierungszeit über-
haupt kein Energiekonzept hatte, erweckt den Ein-
druck, als wäre sie in energiepolitischen Fragen ei-
nig. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
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— Sie können noch soviel schreien. Damit täuschen 
Sie über die Unterschiede in Ihren Reihen nicht hin-
weg. 

(Kolb [CDU/CSU]: Herr Kollege, Sie sind 
nicht in einer Parteiversammlung!) 

Wenn Sie sich in einem Punkte einig sind, meine Da-
men und Herren von der CDU/CSU, 

(Anhaltende Unruhe bei der CDU/CSU) 

dann bestenfalls bei der Kernenergie. Die Kernener-
gie ist für Sie ein Dogma, eine heilige Kuh. Wehe 
dem, der dazu kritische Anmerkungen macht. In al-
len anderen energiepolitischen Fragen sind Sie doch 
uneins und haben kein Konzept. Das ist aus den 
Stellungnahmen Ihrer energiepolitischen Sprecher 
zur Dritten Fortschreibung 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Jetzt bringen 
Sie uns mal die 17 Beispiele dafür!) 

— das will ich Ihnen gleich sagen, wenn Sie eine Mi-
nute Geduld haben — zu erkennen. 

Kollege Riesenhuber hat in den ersten Stellung-
nahmen — für den CDU-Teil, wenn ich das richtig 
sehe — erklärt, die Dritte Fortschreibung enthalte 
eine Reihe guter Ansätze. Er bewertet positiv, daß in 
der Dritten Fortschreibung dieses und jenes mit sei-
nen Vorstellungen übereinstimme. 

Ministerpräsident Stoltenberg registriert eine 
ganze Reihe von Übereinstimmungen. Er begrüßt 
wichtige Aussagen des Programms. 

Demgegenüber erklärt der jetzt still vor sich hin-
betende Kollege Dr. Probst für die CSU-Landesgrup-
pe, die Dritte Fortschreibung sei „ein weiterer Mei-
lenstein der energiepolitischen Handlungsunfähig-
keit der Bundesregierung"; sie sei in dieser Form 
„nicht nur überflüssig, sondern schädlich". 

Was ist denn nun die Position der CDU/CSU? 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Das werden Sie gleich hören! Wir 

stimmen überein!) 

Ist es die des Kollegen Riesenhuber oder die des 
Kollegen Probst? 

Herr Kollege Riesenhuber, ich will Ihnen Bei-
spiele nennen, die zeigen, daß Sie doch ein gebroche-
nes Verhältnis zu vielen Teilen der Energiepolitik 
haben. Zur heimischen Steinkohle und deren Ver-
sorgungsbeitrag haben Sie nach wie vor ein gebro-
chenes Verhältnis. Nirgendwo findet sich bei Ihnen 
ein Wort vom „Vorrang der heimischen Kohle" oder 
von der „optimalen Nutzung der Lagerstätten". Herr 
Albrecht warnt sogar vor der verstärkten Nutzung 
der Steinkohle. 

Mit anderen aktuellen energiepolitischen Fragen 
setzen Sie sich überhaupt nicht auseinander. Ich 
nenne als Beispiel die Rolle der Multis und der gro-
ßen Gesellschaften auf dem Markt, den Verdrän-
gungswettbewerb gegen Kleinere und Mittlere, 
Freie und Selbständige. Ich nenne die „windfall Pro-
fits", die für Sie offensichtlich überhaupt nicht exi-
stieren. Zu diesem Thema ist aus Ihrem Munde 
kaum etwas zu hören. 

Meine Damen und Herren, die SPD-Bundestags-
fraktion teilt mit der Bundesregierung die Auffas-
sung über die Schwerpunkte und Eckpfeiler unserer 
Energiepolitik. Auf dem Gebiet des Einsparens, das 
bei uns den höchsten Stellenwert einnimmt, sind be-
merkenswerte Erfolge erzielt worden. Aber noch 
lange nicht sind alle Möglichkeiten ausgeschöpft. 
Hier stecken noch beachtliche Reserven. Deshalb 
plädieren wir für weitere energiesparende Maßnah-
men. Was über den Markt geschehen kann, soll mit 
oder ohne Anreize durch die Kräfte des Marktes ge-
schehen. Was staatlicher oder anderer öffentlicher 
Beeinflussung bedarf, muß so geschehen. Ich hoffe, 
daß wir uns über diese Formel einig sind. 

Wir sprechen uns für die modifizierte Fortsetzung 
und Verstärkung aller Energiesparprogramme, ins-
besondere des 4,35-Milliarden-DM-Bund-Länder-
Programms, aus. Wir halten weitere Investitionen in 
Energieeinsparprojekte für dringend erforderlich, 
nicht nur weil sie kostbare Energie sparen, sondern 
weil sie beachtliche beschäftigungspolitische Aus-
wirkungen haben können. Die Wärmeschutzanfor-
derungen an neu zu errichtende Gebäude und bei 
wesentlichen Änderungen an bestehenden Gebäu-
den sind anzuheben. Die Modernisierung von Woh-
nungen unter energiewirtschaftlichen Aspekten 
muß ausgebaut und verstärkt finanziert werden. Die 
Anreize sind zu schaffen. Die wärmetechnische Sa-
nierung aller öffentlichen Gebäude und Anlagen ist 
zu beschleunigen. 

Die Energieeinsparungen im Verkehrsbereich 
sind weiter zu forcieren. Wir begrüßen, daß es durch 
die Einflußnahme der Bundesregierung auf die 
Kraftfahrzeugindustrie bereits zu einer deutlichen 
Senkung des durchschnittlichen Kraftstoffver-
brauchs gekommen ist. Diese Bemühungen sind ver-
stärkt fortzusetzen. Wir plädieren für einen weiteren 
Ausbau des öffentlichen Personennah- und -fernver-
kehrs. Wir wünschen, daß für private Mitfahrerge-
meinschaften steuerliche Anreize geschaffen wer-
den. 

Auf Grund von Maßnahmen, die zum größten Teil 
auf Initiativen von uns zurückzuführen sind, und als 
Folge von Energiepreissteigerungen hat der Ener-
gieverbrauch in der Bundesrepublik relativ abge-
nommen. 

Allerdings ist der Prozeß der strukturellen Ände-
rung der Energieerzeugung und des Energiever-
brauchs mit aller Kraft weiter zu fördern. 

Energieeinsparungen werden von uns nicht ein-
seitig unter energiewirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten betrachtet. Für uns ist Energieeinsparung das 
wichtigste Instrument, um den Zubaubedarf von 
Energieerzeugungsanlagen, auch von Kohle- und 
Kernkraftwerken, auf das unbedingt erforderliche 
Maß zu begrenzen. Wir werden die Diskussionen 
über die Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit des Er-
lasses einer Energieanlagenverordnung und der ge-
setzlichen Absicherung örtlicher und regionaler 
Versorgungskonzepte fortsetzen. Aber niemand von 
uns, Herr Kollege Riesenhuber, denkt daran, den 
Kommunen vorzuschreiben, wie im Detail das 
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) regionale oder lokale Energieversorgungskonzept 

auszuschauen hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben hier eine unwahre Behauptung aufge-
stellt. 	

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sicher sind Sie da 
nicht! — Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Auf-

lagen für die Gemeinden!) 

Für Umwelt und Gesundheit gehen die größten 
Belastungen von Einzelheizungen der Haushalte 
und vom Verkehr aus. Daher ist die Senkung der 
Emissionen vor allem in diesem Bereich von größter 
Bedeutung. Wir appellieren an alle Energieerzeuger 
und -verbraucher, ideenreich und konsequent alle 
Energieeinsparmöglichkeiten zu verwirklichen. 

Meine Damen und Herren, die Politik „Weg vom 
Öl" wird konsequent fortgesetzt. Die Bundesrepu-
blik hat auf diesem Gebiete beachtliche Erfolge er-
zielt, die aber noch nicht ausreichen; der Trend muß 
verstärkt fortgesetzt werden. Die Versorgung mit 
Erdöl bleibt auch in Zukunft unsicher. Für die Welt-
wirtschaft, für unsere Volkswirtschaft und für viele 
Einzelhaushalte sind die finanziellen Belastungen 
kaum noch tragbar. Die Ölpreisexplosion ist der 
Hauptgrund für den weltweiten Rückgang wirt-
schaftlicher Aktivitäten, für die Erhöhung der Pro-
duktions- und Lebenshaltungskosten, für Leistungs-  
und Zahlungsbilanzdefizite. Deshalb werden wir al-
les Mögliche tun, um den Ölverbrauch weiter zu ver-
ringern. 

Wir wollen vor allem, daß das 01 auch aus dem 
Wärmemarkt weiter zurückgedrängt wird. Der jetzt 
schon geringe Anteil des Öls an der Stromerzeugung 
ist weiter zu verringern. Wir verzichten nach Ein-
sicht der Stromerzeuger auf gesetzliche Schritte. 
Wenn Sie, Herr Kollege Riesenhuber, das als einen 
Lernprozeß des Bundeskanzlers bezeichnen, dann 
sei Ihnen das gestattet. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Ich habe es 
begrüßt!) 

Ich glaube, der Knüppel hinter der Tür hat seine 
Wirkung gezeigt. Die Androhung, daß wir den Ölein-
satz gegebenenfalls gesetzlich verbieten würden, 
hat gewirkt; und damit geben wir uns zufrieden. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Der war doch 
vorher schon niedrig; das wissen Sie doch 

selber!) 

Erdöl ist auch bei der Erzeugung industrieller Pro-
zeßwärme soweit wie möglich zu ersetzen. Die Be-
zugsquellen für Erdöl sind weiter zu diversifizieren, 
und das Deminex-Programm ist konsequent fortzu-
setzen. 

Herr Kollege Riesenhuber, wir teilen Ihre Auffas-
sung, daß es wünschenswert wäre, gerade in Zeiten 
eines Überangebots die Bevorratung aufzustocken. 
Wir würden auch viel stärker noch als gewünscht 
das Deminex-Programm und andere Programme 
dieser Art fördern und finanzieren. Sie wissen aber 

wie wir, daß das an Haushaltsgrenzen stößt, die Sie 
und wir nicht aufheben und beseitigen können. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Sehr proble

-

matisch!) 

Wir begrüßen vor allem daß die Ölzufuhren aus 
OPEC-Ländern zurückgegangen sind. Wir befürwor-
ten die Politik der weiteren Risikostreuung. 

Meine Damen und Herren, die deutsche Inlandför-
derung an Mineralöl liegt knapp unter 5 Millionen 
Tonnen. Das ist ein wichtiger Beitrag zur Sicherung 
unserer Ölversorgung. Die Fördergesellschaften 
und das Hauptförderland Niedersachsen ziehen dar-
aus beachtliche finanzielle Vorteile. Das kann nie-
mand bestreiten. Die Abschöpfung dieser „windfall 
profits" ist unbefriedigend geregelt. Auf sozialdemo-
kratische Initiative ist im neuen Bundesberggesetz 
eine Förderabgabe von bis zu 40 % festgelegt wor-
den. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Das geschah nicht auf sozialdemo-
kratische Initiative! Das dürfen Sie so nicht 
sagen! Der Antrag auf Verdoppelung kam 

sogar von der CDU/CSU!) 

— Das war der, der zu Ihnen spricht, im Auftrage, in 
Abstimmung und mit Zustimmung seiner Fraktion. 
Vielen Dank, verehrter Kollege. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Das ist eine verschobene Wahrheit!) 

Für uns Sozialdemokraten ist es unverständlich, 
daß die Landesregierung von Niedersachsen bisher 
nur auf Druck bereit war, ab 1. Januar 1982 die För-
derabgabe auf 32 % festzusetzen, 

(Beifall bei der SPD) 

und daß sie sich mit allen Mitteln dagegen wehrt, 
daß diese außerordentliche Landeseinnahme — in 
diesem Jahr auf rund 2 Milliarden DM geschätzt — 
in  die Bemessungsgrundlage des Länderfinanzaus-
gleichs eingeht. Die sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion erwartet, daß die Förderabgabe sehr 
bald auf 40 % festgesetzt wird und daß das Land Nie-
dersachsen bereit ist, diese Sondereinnahme im 
Länderfinanzausgleich zu berücksichtigen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es ist nicht einzusehen, daß, wie es die „Zeit" in ei-
nem Artikel am 8. Januar 1982 schreibt, „das Land 
Niedersachsen sich reich pumpt und sich trotzdem 
von anderen Bundesländern unterstützen läßt". Die-
ses Geld könnte energiepolitisch sinnvoll verwandt 
werden. Ich würde mich freuen, wenn einer Ihrer 
weiteren Sprecher ein Wort zu diesem Thema sagen 
würde. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie 
mich ein Wort zur Struktur des Mineralölmarktes 
und zur Wettbewerbssituation sagen. Ich erkenne 
an, daß unsere Mineralölwirtschaft die Versorgung 
jederzeit sichergestellt hat. Allerdings erfüllt uns 
ihre Preispolitik mit Sorge, vor allem das Spiel hin-
sichtlich der Preise für Vergaserkraftstoffe einer-
seits und für leichtes Heizöl andererseits. Wir verfol-
gen mit großer Aufmerksamkeit das Ringen um 
Marktanteile. Zu unserer sozialdemokratischen 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 76. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. Januar 1982 	4375 

Wolfram (Recklinghausen) 
Energiepolitik gehört, meine Damen und Herren, die 
Erhaltung der kleinen und mittleren selbständigen, 
freien und unabhängigen Mineralölgesellschaften 
und Tankstellen. Einen Verdrängungswettbewerb in 
dieser Zeit, wie immer er auch motiviert und ver-
packt wird, werden wir nicht hinnehmen. Wir bitten 
Sie, Herr Bundeswirtschaftsminister, gerade auch 
diesem Bereich Ihr besonderes Augenmerk zu wid-
men. Wir erwarten vom Bundeskartellamt, daß es 
seine entsprechenden Möglichkeiten voll aus-
schöpft. 

(Beifall bei der SPD) 

In diesem Zusammenhang ein kurzes Wort zur 
Rolle des Erdgases. Wir halten den gestiegenen An-
teil des Erdgases an der Energieversorgung und die 
Diversifizierung der Bezugsquellen für gut und rich-
tig. Es ist logisch, daß der Gaseinsatz bei der Strom-
erzeugung zurückgeht. Herr Kollege Riesenhuber, 
die Frage, ob Kernenergie als Ersatz für Gas im 
Grundlastbereich eingesetzt werden soll, stellte sich 
doch für die EVUs erst, als die Gaspreise so explo-
diert waren, daß sich der Gaspreis nicht mehr rech-
nete. 

(Dr. Steger [SPD]: So ist es!) 

Wir haben das doch nicht verhindert! Die EVUs hät-
ten viel früher die Möglichkeit gehabt, das Gas aus 
den Kraftwerken herauszunehmen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und was hineinzufah-
ren, Herr Kollege? — Gerstein [CDU/CSU]: 

Die VEW machen das schon längst!) 

Sie haben es nicht getan, solange Gas eine billige 
Primärenergie war. Sie sollten aufhören, die Verant-
wortung immer anderen zuzuschieben. — Herr Kol-
lege Gerstein, ich selbst bin — wie auch Sie — im 
Versorgungsgebiet der VEW zu Hause. Ich habe auf 
mancher Hauptversammlung der VEW gesagt, sie 
sollten ihren Erdgasanteil an der Stromerzeugung 
verringern. Sie tun das jetzt erfreulicherweise 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 

— Gott sei Dank zugunsten der heimischen Kohle. 

Meine Damen und Herren, wir gehen davon aus, 
daß der Anteil des Erdgases an der Primärenergie-
versorgung mittel- und langfristig unter 20 % bleibt. 
Wir stehen zu dem europäisch-sowjetischen Röh-
ren- Gas - Liefervertrag. Die zusätzlichen Erdgaslie-
ferungen aus der UdSSR sind Teil einer weiteren Di-
versifizierung der Bezugsquellen. Der Vertrag ist für 
beide Seiten von Bedeutung und von Vorteil. Es ist 
besonders anerkennenswert, daß West-Berlin in die 
Belieferung einbezogen wird. 

Der dritte Schwerpunkt der Energiepolitik, neue 
Energiequellen zu erschließen, wird von uns nach-
drücklichst unterstützt. Die bisher erreichten Fort-
schritte sind uns zu gering. Wir wünschen vor allem 
in diesem Bereich eine verstärkte, eine rechtzeitige 
Förderung. Mit der Enquete-Kommission und mit 
dem Sachverständigenrat Energie und Umwelt sind 
wir uns einig, daß noch so geringe Möglichkeiten der 
regenerativen Energiequellen genutzt werden müs-
sen, weil die Addition auch von kleinen Potentialen 
beträchtliche Entlastungen in anderen Bereichen 
bringt. 

Wir Sozialdemokraten begrüßen es besonders, 
daß die vorrangige Nutzung der heimischen Stein-
kohle heute unumstritten ist. Dafür haben wir jahr-
zehntelang kämpfen müssen. Heute profitieren wir 
alle davon, daß wir in den 50er und 60er Jahren für 
unsere Kohle gekämpft, dem heimischen Bergbau in 
den 70er Jahren über eine schwierige Situation hin-
weggeholfen und eine bestimmte Förderkapazität 
erhalten haben. Wer auch immer über die damit ver-
bundenen Subventionen lästert, sollte bedenken, 
daß wir uns damit ein wesentliches Stück Unabhän-
gigkeit und Sicherheit der Energieversorgung, Hun-
derttausende von Arbeitsplätzen, Investitionen vor 
allem in der Bergbauzuliefer- und Maschinenindu-
strie sowie wirtschaftlich und sozial geordnete Ver-
hältnisse an Ruhr und Saar erhalten haben. Wer 
über die teure Steinkohle klagt, sollte bedenken, daß 
wir für das 01 heute fünfzehnmal mehr bezahlen 
müssen als noch vor wenigen Jahren. 

Was das Verhältnis zwischen heimischer Kohle 
und Importkohle betrifft: Herr Kollege Riesenhu-
ber, wir sehen überhaupt keinen aktuellen Anlaß, 
über das ab 1. Januar 1980 geltende Kohle-Import-
programm hinaus neue Regelungen zu treffen. Es 
wird noch vieler Anstrengungen bedürfen, damit 
diese Mengen ausgeschöpft und im Markt unterge-
bracht werden können. Dabei ist für uns Sozialde-
mokraten klar: diese zusätzlichen Importmengen 
dürfen heimische Kohle nicht verdrängen. Ich hoffe, 
das unterstützt auch die Opposition. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir befürworten, daß die deutsche Wirtschaft und 
vor allem der deutsche Steinkohlenbergbau sich in 
ausländischen Lagerstätten engagiert. 

Zu dem Thema Steinkohle sage ich abschließend, 
daß es nach unserer Auffassung nicht nur nötig ist, 
die gegenwärtige Förderkapazität aufrechtzuerhal-
ten, sondern daß ihre Ausweitung vorbereitet wird, 
um eine nach unserer Auffassung zukünftig notwen-
dig werdende Fördersteigerung dann zügig durch-
führen zu können. Allerdings kann daraus — auch 
das sage ich klipp und klar — kein zusätzlicher Sub-
ventionsbedarf und -anspruch hergeleitet werden. 

Ich habe in einer der letzten Energiedebatten für 
unsere Fraktion bereits festgestellt, daß mit dem 15-
Jahre-Kohleverstromungsvertrag für uns das Prin-
zip des Kohlevorrangs bei der Verstromung verwirk-
licht ist. Ich unterstreiche noch einmal diese Aussa-
ge. Wir sind der Meinung, daß die Steinkohle bei der 
Verstromung am besten im Mittellastbereich einge-
setzt wird. Ich lasse mich hier nicht auf Debatten 
über die kostengünstigere und preisgünstigere 
Energie ein. Ich glaube, hier gibt es eine weitge-
hende Übereinstimmung, vor allem wenn man sich 
für eine Arbeitsteilung Kohle/Kernenergie aus-
spricht, wie ich es tue. 

Daß wir den Umweltbelastungen unsere größte 
Aufmerksamkeit widmen, versteht sich von selbst. 
Wir nehmen für uns in Anspruch, daß die Bundesre-
gierung der sozialliberalen Koalition die erste war, 
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die das erste Umweltschutzprogramm vorgelegt und 
eine aktive Umweltschutzpolitik betrieben hat. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Das ist doch 
nicht wahr! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Wir werden selbstverständlich auch in Zukunft dar-
auf achten, daß ein hohes Maß an Umweltschutz-An-
forderungen gestellt wird. Wir werden die Anregun-
gen aus dem Sondergutachten „Energie und Um-
welt" in unseren Entscheidungs- und Planungspro-
zeß einbeziehen. 

Zu den Bereichen „Kohleveredlung", „Rolle der 
Kernenergie" und „Probleme der Entsorgung" wer-
den meine Kollegen Reuschenbach, Schäfer und 
Steger noch Stellung nehmen. 

Ich fasse zusammen: Die sozialdemokratische 
Bundestagsfraktion begrüßt und bejaht die Dritte 
Fortschreibung. 

Die Energieeinsparung hat für uns einen hohen 
Stellenwert. Die noch vorhandenen Möglichkeiten 
sind auszuschöpfen. 

Wir werden dem Umweltschutz und der Erhaltung 
der Gesundheit wie bisher größte Beachtung schen-
ken. 

Wir halten an dem Vorrang der heimischen Kohle, 
an der optimalen Nutzung der heimischen Lager-
stätte fest. Ich bitte heute schon darum, daß Vor-
sorge für einen wahrscheinlich notwendigen und 
stärkeren Versorgungsbeitrag der Kohle getroffen 
wird. 

Wir wissen, daß die heimische Braunkohle in ei-
ner vorbildlichen Weise ihre Rolle kostengünstig 
wahrnimmt. 

Wir werden die Kohleveredlung im Rahmen unse-
rer finanziellen Möglichkeiten weiterentwickeln 
und fördern. 

Alternative Energiequellen werden ausgeschöpft. 
Das sind wir vor allem auch der Dritten Welt schul-
dig. Der energiepolitische Handlunsspielraum ist 
größer als ursprünglich vermutet. Allerdings müs-
sen Bund, Länder und Gemeinden, Energieerzeuger 
und -verbraucher ihre Handlungsspielräume aus-
nutzen und ausschöpfen. Die Dritte Fortschreibung 
des Energieprogramms bietet dafür den Rahmen. 

Die Bundesregierung und die sie tragenden Koali-
tionsfraktionen haben mit ihrer seit 1973 erstmals 
konzipierten, in sich geschlossenen Energiepolitik 
bewiesen, daß unser Land energiewirtschaftlich und 
energiepolitisch gut bedient ist. Wir werden auch in 
Zukunft für ein hohes Maß an Versorgungssicher-
heit sorgen. 

Für uns ist Energiepolitik nicht nur ein technisch-
ökonomisches Problem. Wir sehen die begrenzten 
Ressourcen der Erde, und wir beachten die Umwelt-
folgen. Wir wissen aber auch, wie wichtig die Ener-
giepolitik für Vollbeschäftigung und Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen ist. Uns geht es 
um den gesellschaftlich verantwortlichen Umgang 
mit Energie. Wir sind überzeugt, daß es zu unserer 
Energiepolitik keine Alternative gibt. Wir werden 
die Dritte Fortschreibung offen und sachlich bera

-

ten. Die Bundesregierung kann sich auch in Zukunft 
auf die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
verlassen. — Ich bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kolb 
[CDU/CSU]: Vorhin sagten Sie aber, das sei 
nicht Ihr Programm! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Beckmann. 

Beckmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen, meine Herren! Nachdem die-
ses Hohe Haus vor vier Wochen den Bericht der 
Enquete-Kommission „Zukünftige Kernenergiepoli-
tik" beraten hat, bietet sich heute wieder die Mög-
lichkeit und die Aufgabe, Probleme und Lösungs-
möglichkeiten im energiepolitischen Bereich im 
Bundestag zu diskutieren. Grundlage hierfür ist die 
Dritte Fortschreibung des Energieprogramms der 
Bundesregierung. Der zeitlich kurze Abstand zwi-
schen diesen beiden Debatten zeigt mit aller Deut-
lichkeit, welchen hohen Stellenwert die Energiepoli-
tik für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung unse-
res Landes hat und in welchem Ausmaß sie in alle 
gesellschaftlichen Bereiche ausstrahlt. 

Das vergangene Jahr war durch eine weltweite 
negative gesamtwirtschaftliche Entwicklung ge-
kennzeichnet, die nicht zuletzt auf die Auswirkun-
gen des zweiten Ölpreisschocks der Jahre 1979/80 
zurückzuführen ist. Unsere hochentwickelte, aber 
auch sehr sensible Volkswirtschaft ist von dieser 
Entwicklung nicht verschont geblieben. Ihre Bela-
stung durch die hohen Kosten für Importenergien 
hat uns in den letzten Jahren drastisch vor Augen 
geführt, in welch großem Ausmaß die Bundesrepu-
blik Deutschland letztlich auch von der Versorgung 
aus dem Ausland abhängig ist. Außer Zweifel steht 
für uns deswegen der enge Zusammenhang zwi-
schen einer sicheren, ausreichenden und preisgün-
stigen Energieversorgung mit dem Wachstum der 
Wirtschaft und der Sicherung eines angemessenen 
Wohlstandes. Begrenztheit der Energievorräte, Um-
weltbelastung, die Situation der Länder in der Drit-
ten und der Vierten Welt sind hier die besonderen 
Stichworte in der Diskussion, die wir zu führen ha-
ben. 

Seit Vorlage der Zweiten Fortschreibung des 
Energieprogramms der Bundesregierung sind mitt-
lerweile vier Jahre vergangen. Mit Befriedigung 
können wir feststellen, daß die Bundesregierung in 
diesem Zeitraum die Hände keineswegs in den 
Schoß gelegt, sondern ihre Zielvorstellungen weitge-
hend umgesetzt hat. 

(Beifall bei der FDP) 

Deswegen ist die jetzt vorgelegte Dritte Fortschrei-
bung nicht nur Ausdruck einer kontinuierlichen 
Energiepolitik, sondern zugleich Bilanz erfolgrei-
cher konkreter Maßnahmen in verschiedenen Berei-
chen. Hierfür gebühren der Bundesregierung und 
insbesondere dem Bundeswirtschaftsminister unser 
besonderer Dank und unsere ausdrückliche Aner-
kennung. 
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Besonders erfolgreich waren die Bemühungen der 

Bundesregierung und der sie tragenden Koalitions-
fraktionen im Bereich der Energieeinsparung. Hier 
hat insbesondere die Nachfrageseite, also die priva-
ten Verbraucher und die Wirtschaft, auf die Appelle 
der Politik und die gestiegenen Energiepreise ver-
nünftig und marktkonform reagiert. Gerade im in-
ternationalen Bereich können sich unsere Einspar-
erfolge im Primärenenergieverbrauch sehen lassen. 
Insbesondere gilt dies für das Mineralöl. Während 
dessen Anteil am Primärenergieverbrauch in unse-
rem Lande 1979 noch bei 50,7 % lag und sich im Jahre 
1980 um 3 % verringert hat, ist er im vergangenen 
Jahr nochmals um 3 % auf dann 44,5 % zurückgegan-
gen. „Weg vom 01" ist für uns kein Schlagwort, 
meine Damen und Herren, sondern Wirklichkeit in 
unserem täglichen Verbraucherverhalten geworden. 
Hervorzuheben ist dabei, daß diese Erfolge erreicht 
worden sind, ohne daß es zu mancherseits verlang-
ten massiven dirigistischen Eingriffen des Staates 
gekommen ist. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wer ist denn 
„mancherseits"?) 

Die Bundesregierung hat sich allerdings dort flexi-
bel gezeigt, wo es darum ging, die Politik des „Weg 
vom 01" durch flankierende Maßnahmen zu unter-
stützen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wo war sie flexibel?) 

Hierzu zählen insbesondere die maßgeblichen Inve-
stitionsanreize, die die Bürger in großem Umfange 
veranlaßt haben, ihrerseits energiesparend zu inve-
stieren. Hier sei nur der große Erfolg des 4,35-Milli-
arden-Programms zur Heizenergieeinsparung ge-
nannt. 

Mit Genugtuung können wir auch feststellen, daß 
sowohl Bilanz als auch Perspektiven der Dritten 
Fortschreibung der besonderen Bedeutung der ein-
zigen nationalen Energiereserve, nämlich der heimi-
schen Steinkohle, gerecht werden und den Willen zu 
ihrer optimalen Nutzung unterstreichen. Der bis 
Ende der 70er Jahre noch rückläufige Anteil der 
deutschen Steinkohle am Primärenergieverbrauch 
ist in den letzten Jahren wieder angestiegen und be-
trägt im Jahre 1980/81 mehr als 21 %. Dies bedeutet 
nicht nur Versorgungssicherheit im Energiebereich, 
sondern auch Sicherheit von Arbeitsplätzen für 
Hunderttausende von Menschen in den Steinkohle-
revieren unseres Landes. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dies rechtfertigt auch die hierfür jährlich in den 
Bundeshaushalt eingestellten hohen Finanzmittel. 
Auch der sogenannte Jahrhundertvertrag zwischen 
der stromerzeugenden Industrie und den Unterneh-
men des deutschen Steinkohlebergbaus, der mit 
nachhaltiger Unterstützung der Bundesregierung 
zustandegekommen ist, gehört in die positive Bilanz 
der Dritten Fortschreibung. 

Die Bilanz auf dem Kernenergiesektor 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist schlecht!) 

ist gekennzeichnet durch die Auswirkungen einer 
breiten gesellschaftlichen Diskussion über die Ak-
zeptanz von Großtechnologien, Energiebedarfspro-

gnosen, Entsorgungsfragen und gesamtwirtschaftli-
chem Nutzen des Einsatzes dieser Energieart. Si-
cherlich ist in der Vergangenheit die Sensibilität von 
Teilen unserer Bevölkerung hinsichtlich der Beant-
wortung so mancher Fragen aus den genannten Be-
reichen unterschätzt worden. Wer hier aber der Bun-
desregierung irgendwie geartete Versäumnisse an-
lastet, vereinfacht das komplexe Problem in unzu-
lässiger Weise. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Mit Recht hat daher der Vorstandsvorsitzende des 
größten deutschen Energieunternehmens, der 
VEBA, Herr von Bennigsen-Foerder, im Frühjahr 
vergangenen Jahres in seinem grundlegenden Refe-
rat vor dem Deutschen Atomforum eine Schuldzu-
weisung in der Art des Schwarzer-Peter-Spiels abge-
lehnt und gefordert, die Energiediskussion dürfe 
nicht zum Nebenkriegsschauplatz parteiinterner 
und parteipolitischer Auseinandersetzungen wer-
den. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Riesenhuber 
[CDU/CSU]: Dies ist sehr wahr! — Dr. 

Probst [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dies kann ich angesichts der großen Herausforde-
rung, vor der wir in diesem Bereich stehen, nur un-
terstreichen. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Da sind wir 
beisammen! — Kolb [CDU/CSU]: Dann zie

-

hen Sie doch vernünftige Konsequenzen!) 

Angesichts der Kontinuität der Energiepolitik die-
ser Bundesregierung und der sie tragenden Koali-
tionsfraktionen konnte nun vernünftigerweise auch 
niemand erwarten, daß die Dritte Fortschreibung 
etwa revolutionäre Perspektiven für die Energie-
politik der 80er Jahre bieten würde. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Das kann 
man bei dieser Regierung überhaupt nicht 

erwarten!) 

In dieser Hinsicht verdeutlicht sie eher Konsequenz 
und Solidität. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Der Trommelklang wird immer ge

-

dämpfter!) 

Meine Damen und Herren, die Politik, die wir 
auch auf der Grundlage der Regierungserklärung 
des Bundeskanzlers vom November 1980 betreiben, 
ist richtig. Dies wird uns auch im internationalen 
Rahmen bestätigt, so etwa durch die Bewertung der 
deutschen Energiepolitik durch die OECD. Sicher-
lich bedarf der eingeschlagene Kurs dann und wann 
der Feinsteuerung; dies ist angesichts der sich stän-
dig wandelnden energiepolitischen Rahmenbedin-
gungen in der Welt selbstverständlich. So werden si-
cherlich verschiedene von der Bundesregierung ein-
geleitete Programme in Einzelheiten modifiziert 
werden müssen. 

Im Rahmen des 4,35-Milliarden-Programms zur 
sparsamen und rationellen Verwendung von Heiz-
energie hat die Forderung der Freien Demokraten 
nach Priorität für energieeinsparende Maßnahmen 
ihren Niederschlag gefunden. Dieses Programm 
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muß nach Auffassung meiner Fraktion unter neuen 
Kriterien fortgeschrieben werden. Auch von der Op-
position sind hierzu teilweise diskussionswürdige 
Vorschläge gemacht worden, bei denen sich aller-
dings die Frage stellt, ob sie hinsichtlich der Mischfi-
nanzierungstatbestände auch die Unterstützung der 
unionsregierten Länder finden werden. 

Wir Freien Demokraten begrüßen auf jeden Fall, 
daß zukünftig eine Konzentration der Fördermittel 
auf wenige heute noch nicht wirtschaftliche, aber 
unter Energieeinsparungsgesichtspunkten beson-
ders wichtige Maßnahmen erfolgen soll. Hierzu zäh-
len insbesondere der Anschluß von Häusern an die 
Fernwärmeversorgung aus Kraft-Wärme-Kopplung 
oder Abwärme und Investitionen für neue Techno-
logien wie z. B. Wärmepumpen, Solaranlagen und 
Wärmerückgewinnungsanlagen. Volkswirtschaft-
lich gesehen sind dies alles Anstöße, die weitere In-
vestitionen von privater Seite nach sich ziehen sol-
len. Diese Erwartungen gründen auch auf den Er-
fahrungen mit den laufenden Programmen. 

Nach unserer Auffassung — ich wiederhole dies 
— kann die Bundesregierung nur flankierend tätig 
werden. Grundlage der Energiesparpolitik soll nach 
Meinung der Freien Demokraten nach wie vor die 
Steuerung über den Markt und über den Preis blei-
ben. So erwarten wir beim Energieeinsparen einen 
neuen Investitionsstoß aus dem Bereich des Klein-
und mittelständischen Gewerbes, das in den näch-
sten Jahren nach Einschätzung von Fachleuten 
jährlich Investitionen zum Energieeinsparen in 
Höhe von 2 bis 3 Milliarden DM tätigen wird. In die-
sem Bereich stehen wir nach einer Phase einfachen 
Sparens an der Schwelle zu großen Investitionen; 
denn gerade die mittlere und kleine Industrie hat ge-
genüber der Großindustrie hier noch einen erhebli-
chen Nachholbedarf. In diese Richtung wirkt auch 
das von der Bundesregierung am 8. April vergange-
nen Jahres angelegte zinsgünstige Kreditprogramm 
mit einem Volumen von 6,3 Milliarden DM, das wett-
bewerbssteigernde Investitionen kleinerer und mitt-
lerer Unternehmen, insbesondere im Bereich der 
Energie- und Rohstoffeinsparung und der Ölsubsti-
tution, bevorzugt fördern soll. 

Alle Anstrengungen und auch die Erfolge beim 
Zurückdrängen des Mineralöls aus dem Energie-
markt können jedoch nicht darüber hinwegtäu-
schen, daß 01 auch in den kommenden Jahrzehnten 
in unserem Lande ein maßgeblicher Energieträger 
bleiben wird. Die entscheidenden Anstrengungen 
und Auswirkungen der Rohölpreiserhöhungen auf 
unsere Leistungsbilanz zwingen uns jedoch dazu, 
zukünftig in noch stärkerem Maße als bisher den 
Einsatz von Ö1 auf die Bereiche zu beschränken, in 
denen seine Verwendung unabdingbar notwendig 
ist. Dies sind in erster Linie der Verkehrsbereich 
und die chemische Industrie. Wenn wir es heute auf 
dem Weltölmarkt auch mit einer Überflußsituation 
zu tun haben, so muß das angesichts der teilweise in-
stabilen Situation, insbesondere in den Ölförde-
rungsregionen des Nahen Ostens, nicht so bleiben. 
Im Gegenteil lehrt alle Erfahrung, daß sich auch die 
Ölpreise auf mittlere Sicht nach oben bewegen wer-
den. 

Wir erkennen die Bemühungen der deutschen 
Automobilhersteller an, die in zunehmendem Maße 
kraftstoffsparende Motoren zur Verfügung stellen 
und diese Entwicklung, wie abzusehen ist, auch wei-
terhin erfolgreich betreiben werden. Damit wird 
auch ein entscheidender Beitrag dazu geleistet, daß 
das Auto als ein Mittel des Individualverkehrs wei-
terhin seine bedeutende Rolle bei der Ausfüllung ei-
ner freiheitlichen Lebensgestaltung unserer Bürger 
spielen kann. 

Geändertes Verbraucherverhalten und die Ein-
sparungen der letzten Jahre bewirken allerdings in 
der Mineralölwirtschaft einen Umstrukturierungs-
prozeß, der nicht immer frei von schmerzhaften 
Konsequenzen ist. Wie auch andere Wirtschafts-
zweige wird die Mineralölindustrie nicht umhin kön-
nen, sich in ihren unternehmerischen Entscheidun-
gen den geänderten Rahmenbedingungen anzupas-
sen. 

Im übrigen unterstützt die FDP-Fraktion alle Be-
mühungen der Bundesregierung, die inländische Öl-
versorgung durch Streuung der Bezugsquellen und 
durch Bevorratung sicherzustellen. Es bleibt festzu-
halten, daß es als Ergebnis dieser Politik in unserem 
Lande in der Vergangenheit keine Versorgungs-
schwierigkeiten gegeben hat. 

Nach wie vor muß es aber unser vorrangiges Ziel 
bleiben, das 01 im Wärmemarkt durch andere Ener-
gien zu ersetzen. Hierbei kommt der Steinkohle be-
sondere Bedeutung zu. Herr Kollege Wolfram hat 
das im einzelnen ausgeführt. So bietet die Kraft-
Wärme-Kopplung und die Errichtung verbraucher-
naher Kohleheizkraftwerke hervorragende Chan-
cen für die Errichtung und den Ausbau von Fern-
wärmenetzen in Ballungszentren. Ausdruck dieser 
Politik ist das neue Fünfjahresprogramm für den 
Ausbau der Fernwärme mit einem Volumen von 1,2 
Milliarden DM. Hierbei ist hervorzuheben, daß die-
ses Programm Investitionen von mehr als 5 Milliar-
den DM mobilisieren soll. Es stellt sich allerdings die 
Frage, ob angesichts der Arbeitsmarktsituation hier 
nicht noch kräftigere Impulse gegeben werden kön-
nen. 

Weitere Chancen für die deutsche Kohle und für 
Importkohle ergeben sich aus der großtechnischen 
Anwendung der in Deutschland hochentwickelten 
Kohleveredelungstechniken. Wenn wir es in diesem 
Bereich nicht bei Demonstrationsobjekten belassen 
wollen, sondern auch gerade die vorhandenen her-
vorragenden Exportchancen nutzen wollen, werden 
wir auch in diesem Lande funktionstüchtige Anla-
gen errichten müssen, die das hohe Niveau und die 
Effektivität dieser Technik unter Beweis stellen. Es 
ist allerdings davor zu warnen, hiervon schon in al-
lernächster Zeit einen entscheidenden Beitrag für 
die Versorgung im Energiebereich zu erwarten. 

Gestatten Sie mir noch einige Worte zur Rolle des 
Erdgases in der Energieversorgung unseres Landes. 
Sein Anteil beträgt zur Zeit 16 % an der Versorgung. 
Hiervon wird ein Drittel aus heimischer Förderung 
bestritten. Wenn der Gaseinsatz bei der Stromerzeu-
gung auch zurückgeht, was wir begrüßen, so wird die 
Nachfrage insgesamt in den nächsten Jahren noch 
steigen. Die Sicherheit der Versorgung mit dieser 
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Primärenergie macht nach unserer Einschätzung 
eine Diversifizierung der Bezugsquellen erforder-
lich. Die Ausweitung der Importmengen, insbeson-
dere aus Norwegen, stützt die Bemühungen, einsei-
tige Abhängigkeit bei Erdgaseinfuhren zu vermei-
den. 

Was nun das Erdgas-Röhren-Geschäft mit der So-
wjetunion betrifft, sind wir der Auffassung, daß hier-
durch eine Abhängigkeit unserer Energieversor-
gung nicht bewirkt wird. Bei Lieferung der verein-
barten Höchstmengen würde der Anteil des aus die-
sen Verträgen bezogenen Gases am Primärenergie-
verbrauch der Bundesrepublik Deutschland ledig-
lich 5 % betragen. Selbst für den Fall hypothetischer 
Lieferausfälle würde das für solche Umstände in-
stallierte Sicherheitsnetz unsere Erdgasversorgung 
aufrechterhalten. Deswegen hält die FDP-Fraktion 
zur Zeit — auch angesichts der aktuellen außenpoli-
tischen Situation — eine Aussetzung dieses Ver-
tragswerks nicht für geboten. 

Meine Damen und Herren, niemand in diesem 
Hause wird um die Feststellung herumkommen, daß 
die Bundesrepublik Deutschland auch zukünftig ei-
nen wesentlichen Teil ihres Primärenergiebedarfs 
aus sicherheitspolitisch gefährdeten Regionen unse-
rer Welt decken muß. Die Ansprüche der Völker der 
Dritten und der Vierten Welt und hieraus resultie-
rende mögliche Verteilungskämpfe im Energiebe-
reich machen nach unserem Dafürhalten eine ener-
giepolitische Konzeption notwendig, die einen ho-
hen Anteil nationaler Energieversorgung gewährlei-
stet. Die Dritte Fortschreibung des Energiepro-
gramms der Bundesregierung stellt hierbei einen 
wesentlichen Schritt in die richtige Richtung dar. 
Das gilt auch dort, wo es sich um die weitere Nut-
zung und den Ausbau der Kernenergie handelt. 

Ich begrüße es, daß sich — nicht zuletzt unter dem 
Eindruck des Berichts der Enquete-Kommission 
„Zukünftige Kernernergiepolitik" — die Überzeu-
gung durchsetzt, daß in diesem Jahrzehnt der maß-
volle Ausbau der Kernenergie zur Stromerzeugung 
im Grundlastbereich ein unabdingbares Erfordernis 
für eine gedeihliche gesamtwirtschaftliche Entwick-
lung, hierbei insbesondere der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft, und damit für 
den Erhalt von Arbeitsplätzen darstellt. 

Angesichts der Schwierigkeit, sichere Energiebe-
darfsprognosen aufzustellen — die Bundesregie-
rung hat dies in der Dritten Fortschreibung mit 
Recht vermieden —, 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Aus Angst!) 

erscheint es wenig sinnvoll, sich heute darauf festle-
gen zu wollen, ob für die zukünftige Energieversor-
gung der Bau von einem oder von zwei Kernkraft-
werken im Jahr notwendig sein wird. Der Zubau von 
Kernkraftwerken hat im Rahmen des Bedarfs zu er-
folgen. Über den Strombedarf hat aber nicht die 
Bundesregierung zu entscheiden. In unserem Wirt-
schaftssystem werden der Zeitpunkt des Baus von 
den Versorgungsunternehmen und der Standort 
eines Kraftwerks von diesen Unternehmen im 

Einvernehmen mit der jeweiligen Landeregierung 
festgelegt. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllenheim [CDU/ 
CSU]: Wer aber bauen will, muß auch bauen 
können, wie in Brokdorf! Das ist das Pro

-

blem!) 

Die diesbezüglichen Feststellungen der Dritten 
Fortschreibung werden von der FDP-Fraktion un-
terstrichen. 

Aus den vorliegenden Stellungnahmen der betrof-
fenen Wirtschaftszweige, der Verbände, der Gewerk-
schaften und anderer ist ein hohes Maß an Zustim-
mung zur Dritten Fortschreibung des Energiepro-
gramms der Bundesregierung festzustellen. Auch 
bei den im Bundestag vertretenen Parteien sind die 
Grundlinien des Programms unumstritten, wie wir 
eben gehört haben. Selbstverständlich werden wir 
uns über Einzelheiten in den Ausschüssen in der 
nächsten Zeit noch vertiefend auseinandersetzen. 

Entgegen den Feststellungen, die Sie, Herr Kol-
lege Riesenhuber, getroffen haben, hat die Bundes-
regierung nach unserer Auffassung die Chance ge-
nutzt, mit der Vorlage der Dritten Fortschreibung 
ihre Entschlossenheit zu dokumentieren, verant-
wortungsbewußt auch zukünftig die vorhandenen 
Chancen für die Energiepolitik sowohl im nationa-
len als auch im internationalen Rahmen zu nut-
zen, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

hierbei die Interessen unserer Volkswirtschaft zu 
wahren und zu fördern und gleichzeitig die Möglich-
keit flexibler Reaktionen auf sich ändernde welt-
wirtschaftliche Rahmenbedingungen offenzuhalten. 
Die FDP-Fraktion wird die Bundesregierung bei der 
Verwirklichung dieser Energiepolitik auch zukünf-
tig unterstützen. — Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Ich erteile das Wort 
dem Herrn Abgeordneten Probst. 

Dr. Probst (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Herr Kollege Wolfram 
hat uns vorgeworfen, für uns sei Kernenergie ein 
Dogma. 

(Dr. Steger [SPD]: Eine Feststellung! — Zu

-

ruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

Warum soll Kernenergie für uns denn ein Dogma 
sein? 

(Zuruf des Abg. Reuschenbach [SPD]) 

Wir haben in der Kernenergie eine kontinuierliche 
Haltung seit den 60er Jahren, seit der Zeit, als es 
noch keine Energieprogramme der Bundesregie-
rung brauchte, weil hier Übereinstimmung über alle 
Parteien hinweg war. Sie haben vergessen, daß das, 
was Sie uns heute als Dogma vorwerfen, Ihre eigene 
Meinung noch vor 1975 war. 

(Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Die Jusos ha

-

ben damals demonstriert!) 
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Ja, ich gehe so weit, zu sagen, daß die Energiepro-
gramme und Energieberichte der Bundesregierung 
und deren Fortschreibung eigentlich nichts anderes 
als fortgeschriebene Formelkompromisse sind, in 
denen Sie Ihre Widersprüche nur verbal überdek-
ken. 

Kernenergie ist für uns kein Dogma, sondern eine 
Notwendigkeit. 

Sie reden sehr viel und sehr breit über all die Din-
ge, die ganz unstreitig sind. Wir bräuchten doch der 
Kohlepolitik wegen, der Gaspolitik wegen, der Ölpo-
litik wegen, der Sparpolitik wegen, des Problems ad-
ditiver Energiequellen wegen kein Energiepro-
gramm. Da sind wir doch völlig einig. Sie brauchen 
es einzig und allein der Kernenergie wegen — und 
darum spielt Kernenergie natürlich in der Energie-
versorgung eine zentrale Rolle — weil die Bundesre-
gierung in dieser Frage zerstritten ist. 

Herr Kollege Dr. Steger, ich würde mich sehr zu-
rückhalten, hier gegen die Kernenergie Stimmung 
zu machen, wenn ich hinterher doch zustimmen 
muß; und Sie werden zustimmen. Die kernenergie-
feindliche Stimmung von Herrn Schäfer zählt ange-
sichts von 1,7 Millionen Arbeitslosen nichts, gar 
nichts. Das ist die Realität! 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie sind 
ein grober Vereinfacher!) 

Wenn die Energiepolitik der einzelnen Nationen 
nach den Papiermengen, die die Regierungen und 
Parteien dazu produzieren, prämiert würden, könnte 
die Bundesrepublik sicher zum Weltmeister erkoren 
werden. So meint Herr Broichhausen in der „Frank-
furter Allgemeinen Zeitung" zum Energiepro-
gramm. Hier werde mit Formulierungskünsten ver-
deckt und hier werde mit Kompromißsprache die 
Möglichkeit gegeben, das herauszulesen, was jeder 
einzelne eben gerade herauslesen möchte. 

Wie man hört, hat das Urteil von Broichhausen vor 
allem im Bundeswirtschaftsministerium weh getan. 
Denn dort, wo in dieser Regierung noch am ehesten 
energiepolitischer Sachverstand erkennbar ist, weiß 
man natürlich genau, daß sich Minister Lambsdorff 
mit seinen Vorstellungen weder bei seinem Partei-
freund Baum — und an den muß man an dieser 
Stelle ja wohl erinnern — noch bei der SPD durch-
setzen konnte. 

An keiner Stelle des fortgeschriebenen Energie-
programms findet sich ein Hinweis darauf, wie die 
Bundesregierung ihre festgefahrene Kernenergie-
politik ändern will. Sie weist zwar darauf hin, daß 
über die vorhandenen und die im Bau befindlichen 
Anlagen hinaus ein Zubau von neuen Kernkraft-
werken im Rahmen des Bedarfs erfolgen muß. Sie 
vermeidet aber peinlich jeden Hinweis darauf, wie 
hoch der Zusatzbedarf an Kernenergie von der Bun-
desregierung eingeschätzt wird. 

(Zurufe von der SPD) 

Der Herr Kollege Riesenhuber war zum Herrn 
Bundeswirtschaftsminister nur deshalb etwas 
freundlicher als ich, weil der Bundeswirtschaftsmi-
nister sich j a redlich bemüht und er ihn dafür beloh-
nen wollte. Ich habe den anderen Part übernommen. 

Ich habe nämlich herausgestellt, wo er sich nicht 
durchgesetzt hat. Es ist unfreundlich, festzustellen, 
wo sich jemand nicht durchsetzen kann. Insofern 
klafft zwischen unseren Meinungen nur scheinbar 
eine Lücke. 

(Zurufe von der SPD) 

Auch wenn in der Dritten Fortschreibung die ver-
räterische Formel vom Restbedarf an Kernenergie 
vermieden wurde, hat sich doch faktisch an ihrer 
Lückenbüßerrolle nichts geändert. Warum sonst 
konnte sich Minister Lambsdorff mit seinem For-
mulierungsvorschlag — der j a aus dem Sachver-
ständigenrat kam — daß die Kernenergie einen 
deutlich steigenden Beitrag zur Energieversorgung 
leisten muß, innerhalb der Bundesregierung nicht 
durchsetzen? 

Die Dritte Fortschreibung ist deshalb erneut das 
Gegenteil eines durch politischen Gestaltungswillen 
gekennzeichneten Programms. Sie ist eine erneute 
Flucht in die Unverbindlichkeit. Hier wird nicht ent-
schieden, und nicht entscheiden ist eben auch eine 
Entscheidung — das müssen die Verantwortlichen 
wissen —, und zwar eine Entscheidung gegen si-
chere und preiswerte Energie und damit gegen si-
chere Arbeitsplätze, gegen stabile Preise und gegen 
unsere soziale Sicherheit. Herr Wolfram, da stimme 
ich mit Ihnen vollkommen überein. 

Minister von Bülow hat kürzlich in bezug auf die 
Medien- und Energiepolitik Zweifel geäußert, ob wir 
es noch schaffen würden, die politischen und wirt-
schaftlichen Fronten aufzubrechen. Nach der Drit-
ten Fortschreibung des Energieprogramms bin ich 
fast sicher, daß die Bundesregierung und die sie tra-
genden Parteien diese Fronten nicht aufbrechen 
werden. Im Gegenteil: Je länger sie noch im Amt ist 
und je mehr Programme dieser Art sie noch produ-
ziert, desto mehr werden sich diese künstlich aufge-
bauten Fronten verhärten. 

Die von der Regierung Schmidt/Genscher in den 
letzten Jahren praktizierte Politik muß sich den 
schweren Vorwurf gefallen lassen, daß sie die Zwei-
fel an der Akzeptanz der Kernenergie durch Oppor-
tunismus und Feigheit gegenüber den Linken in der 
SPD und FDP regierungsamtlich noch gefördert 
hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Erst durch diese vordergründige, auf Stimmenfang 
ausgerichtete Politik konnte sich das Klima der Dä-
monisierung der friedlichen Nutzung der Kern-
energie derart ausbreiten, daß sachlich zwingend ge-
botene Investitionsentscheidungen politisch immer 
weniger durchsetzbar geworden sind. 

Gerade der amtierende Bundesinnenminister 
sollte deshalb nicht immer wieder so tun, als wäre 
diese Entwicklung wegen angeblicher Sicherheits-
probleme unabwendbar gewesen. In Wirklichkeit 
hat er wie kein anderer zu den bestehenden Investi-
tionshemmnissen und Akzeptanzproblemen der 
Kernenergie in unserem Land beigetragen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Und wird es auch in 
Zukunft!) 
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Es ist schon ein beispielloser Vorgang, wenn der 
Atomforscher Professor Albe rt  Ziegler zum Jahres-
ende seinen Rücktritt aus der Reaktorsicherheits-
kommission erklärt, 

(Demonstrativer Beifall bei der FDP) 

weil er die Arbeit durch das Bundesinnenministe-
rium behindert sieht. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

In seinem Rücktrittsschreiben betont der Wissen-
schaftler, er könne die Flut der Unterlagen, die nach 
Umfang immer dicker und nach Inhalt immer mage-
rer würden, zeitlich nicht mehr bewältigen. Zudem 
habe sich bei ihm der Eindruck verdichtet, daß der 
Bundesinnenminister den Empfehlungen der Reak-
torsicherheitskommission jeweils nur insoweit fol-
ge, als sie für seine Politik opportun erschienen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das ist leider 
wahr!) 

Sachliche Gesichtspunkte würden häufig von ande-
ren Überlegungen in den Hintergrund gedrängt. 

(Kolb [CDU/CSU]: Schäfer setzen! Nachler-
nen!) 

Wer die Arbeitsweise des Bundesinnenministers 
auf diesem Gebiete kennt und wer um den die Kern-
energie verneinenden Geist dieses Hauses weiß, 
wird an der Berechtigung dieser Vorwürfe nicht 
zweifeln. Zu beklagen ist vielmehr, daß sich ähnlich 
destruktive Arbeitsweisen längst auch in Teilen des 
BMFT und im Bundeskanzleramt selbst eingenistet 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber auch die auf Betreiben linker SPD/FDP-
Kreise vom Deutschen Bundestag erneut einberu-
fene Enquete-Kommission Kernenergie 

(Zuruf von der SPD) 

— Herr Kollege Schäfer, jetzt sollten Sie zuhören — 
ist letztlich diesem destruktiven Geist entsprungen. 
Oder warum sonst war es für die Regierungskoali-
tion unverzichtbar, daß als Vorsitzender der alten 
wie der neuen Enquete-Kommission offenbar nur 
ein ausgewiesener Kernkraftgegner der SPD in Be-
tracht kam? Hier eröffnen Sie in sehr verhängnisvol-
ler Weise Spielwiesen, die unsere Wirtschaft im 
Kern treffen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es! — Vor 
allem die Arbeitnehmer!) 

Der Bundesregierung sind die unbestreitbaren 
Vorteile der friedlichen Nutzung der Kernenergie 
sehr wohl bekannt. Die Dritte Fortschreibung ent-
hält in verklausulierter Form einen ganzen Katalog 
von Argumenten, die sich für einen drastischen Aus-
bau der Kernenergie ins Feld führen ließen. Da aber 
— politisch gemeint — nicht sein kann, was nicht 
sein darf, wird die fällige Nutzanwendung hieraus 
nicht gezogen. 

Die Versäumnisse beim Ausbau der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie müssen vom Stromver-

braucher schon heute mit 3 Milliarden DM pro Jahr 
bezahlt werden. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Woher 
haben Sie denn die Zahl?) 

Das sind ja nicht die Versorgungsunternehmen, son-
dern das ist derjenige, der den Strom verbraucht. 
Die Kraftwerksunion beziffert die Bauverzögerun-
gen bei allen deutschen Kernkraftwerken derzeit 
auf nahezu 100 Jahre, die Folgelasten in Form von 
Mehrkosten für die Zeitspanne von 1980 bis 2000 — 
Mehrkosten! — auf 240 Milliarden DM. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das steht uns alles 
noch bevor!) 

Minister von Bülow hat zu Recht beklagt, daß in 
der Bundesrepublik bei der Erzeugung von elektri-
scher Energie nur etwa 30 % in der Grundlast durch 
Gas erzeugt werden. Aber wem sagt er das? Wer, 
wenn nicht die Politik, ist denn dafür verantwortlich, 
daß in der Bundesrepublik seit mehr als einem hal-
ben Jahrzehnt kein Kernkraftwerk mehr genehmigt 
worden ist? Nach Aussagen des Vorstandsvorsitzen-
den der Kraftwerksunion brauchen wir unter den 
heutigen Genehmigungs- und Akzeptanzverhältnis-
sen für den Bau von Kohlekraftwerken sechs Jahre 
und für den Bau von Kernkraftwerken 10 Jahre, wo-
bei in beiden Fällen fast die Hälfte der Zeit für Pla-
nung und Genehmigung draufgeht. 

In welchem Maße Genehmigungsverfahren inzwi-
schen pervertiert worden sind, läßt sich besonders 
anschaulich am fortgeschrittenen Reaktortyp 
Schneller Brüter in Kalkar verdeutlichen. Dort müs-
sen jährlich 50 t Papier bearbeitet werden, um den 
Genehmigungsanforderungen gerecht zu werden. 
Mit dem Technischen Überwachungsverein sind in 
den letzten acht Jahren 2 000 protokollierte Bespre-
chungen geführt worden. Es ist deshalb nicht ver-
wunderlich, daß das Gesamtbudget für das Projekt 
Kalkar von ursprünglich 1,5 Milliarden DM auf weit 
über 5 Milliarden DM angewachsen ist. 

(Zuruf von der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist deren Arbeitsbeschaffung!) 

Die Regierung sollte nicht so tun, als wäre diese 
exorbitant hohe Kostensteigerung der Preis für die 
vorrangig zu gewährleistende Vorsorge für die Si-
cherheit der Bevölkerung. Diese Vorsorge ist zwei-
felsfrei und von Anfang an unbestritten. Wir haben 
alle Kinder. Niemand ist so vermessen, zu glauben, 
daß Sicherheit nicht notwendig ist. Die Bundesregie-
rung hat bereits in den 50er Jahren eine Bundesein-
richtung dafür gegründet, nämlich die Bundesan-
stalt für Strahlenschutz, seinerzeit in Neuherberg. 
Sie errichten hier einen völlig überflüssigen und fal-
schen Kriegsschauplatz. Natürlich ist Sicherheit un-
verzichtbar. Die in Kalkar verlangten erdbebensi-
cheren Büroräume und Toilettenanlagen sind j eden-
falls  nicht geeignet, die Sicherheit des Schnellen 
Brutreaktors zu erhöhen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Diese und andere kostenaufwendige Auflagen sind 
vielmehr das Ergebnis einer politischen Verunsiche-
rungskampagne, die das Exkulpationsbedürfnis bei 
den beteiligten Firmen, Behörden und Gerichten ins 
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Uferlose hat anwachsen lassen. Die Verantwor-
tungsscheu der Politiker in Düsseldorf und Bonn hat 
sich in geradezu epidemischer Weise auf die mit 
dem Projekt Kalkar befaßten Personen und Organe 
übertragen. Der Schnelle Brüter hätte schon längst 
in Betrieb sein können, wenn nicht gerade hier eine 
politische Diskussion angezettelt worden wäre, de-
ren Obstruktion, Opportunismus und Hysterie kaum 
noch zu überbieten ist. Es ist deshalb allein politisch 
zu verantworten, wenn sich die Baukosten mehr als 
verdreifacht haben, weil die Genehmigungsverfah-
ren ebenso irrational wie unkalkulierbar geworden 
sind. 

Ich könnte jetzt noch ein paar Freundlichkeiten 
zu den Exministern Hirsch und Riemer von Nord-
rhein-Westfalen sagen. Ich erspare mir das aber. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er hört aber 
zu!) 

Der Directeur des Applications Industrielles Nuc-
léaires hat im Oktober letzten Jahres auf dem Sta-
tus-Seminar in Kalkar einen eindrucksvollen Be-
richt über den aktuellen Stand der französischen Be-
mühungen um die friedliche Nutzung der Kernener-
gie gegeben. Die französische Nationalversammlung 
hat mit großer Mehrheit beschlossen, daß die bishe-
rige Kernenergiepolitik unverändert fortgesetzt 
wird, mit der einzigen Einschränkung, daß Ende der 
80er Jahre nicht 56 — Sie hören richtig—, sondern 
nur 53 — Sie haben es wieder richtig gehört — Kern-
kraftwerke am Netz sein werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dafür haben sie 
sich fast entschuldigt!) 

Der Super Phénix wurde 1976 in Angriff genommen 
und sollte 1983 fertiggestellt sein. Dieser Termin ver-
zögert sich nur um ein Jahr bis 1984 — und das bei 
einem Welt-Prototyp. Der Super Phénix wird 8 Milli-
arden Franc kosten; dieser Betrag liegt 25 % über 
dem Kostenvoranschlag. Das heißt mit anderen 
Worten: Der Super Phénix ist am Ende weit billiger 
als der Schnelle Brüter in Kalkar, obwohl er tech-
nisch wesentlich weiter fortgeschritten ist und ob-
wohl er die vierfache Kapazität aufweist. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Was folgt daraus?) 

Ich nehme an, daß diese nüchternen Angaben des 
Franzosen den in Kalkar anwesenden Regierungs-
politikern aus Düsseldorf und Bonn schrill in den 
Ohren geklungen haben, denn hier ist doch maß-
stabsgerecht unser einzig und allein politisch zu ver-
antwortendes Dilemma aufgezeigt worden. In 
Frankreich gibt es den Rapport définitif, d. h. Inge-
nieure und Techniker können an die Arbeit gehen. 
Demgegenüber gibt es bei uns nicht endenwollende 
Anhörungsverfahren, Gerichtsverfahren, Revisions-
verfahren, Gutachten, Gegengutachten, Kommissio-
nen, Optionen 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unterkommis-
sionen! — Unterparteitage!) 

und am Ende bei den Beteiligten immer mehr Frust-
ration und Flucht aus der Verantwortung. Das ist 
nicht mehr Reaktorsicherheit, sondern regierungs-

amtliche Hilfslosigkeit, die sich in Bürokratie ent-
lädt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung räumt in ihrer Dritten Fort-
schreibung selber ein, daß die Planungs- und Bau-
zeiten für Kernkraftwerke beträchtlich zugenom-
men haben. Sie begründet diese Verlängerungen 
zum Teil mit vorgeblichen Sicherheitserwägungen, 
sagt aber auch — ich zitiere —: 

Gerichtsverfahren, Probleme der Akzeptanz 
und Unsicherheit bei Politik, Gesellschaft und 
beteiligter Wirtschaft haben hier zusammenge-
wirkt. Diese Unabwägbarkeiten haben die Inve-
stitionsentscheidungen erheblich beeinflußt. 

Was die Bundesregierung hier lapidar als Unabwäg-
barkeiten einzustufen versucht, ist in Wirklichkeit 
eine politische Selbstanklage, denn die Franzosen 
sind in ihrer Kernenergiepolitik doch keine unbere-
chenbaren Abenteurer oder technologischen Hasar-
deure. In Frankreich wird auch nicht, wie es Graf 
Lambsdorff neuerdings darzustellen versucht, in der 
Kernenergiepolitik Rechtsbeugung betrieben. In 
Frankreich wird lediglich — und zwar quer durch 
alle Parteien — im Bereich der Kernenergiepolitik 
verantwortungsbewußt gehandelt. Eben daran man-
gelt es bei uns seit Jahren. Die Franzosen werden in 
Kürze einen 50%igen Strompreisvorteil haben. Was 
das für Arbeitsplätze bedeutet, mag sich jeder, der 
heute bereits arbeitslos ist, selbst überlegen. 

Die Atomdiskussion — damit möchte ich schlie-
ßen —, so sagt Professor Maier-Leibnitz, sei bei uns 
so unbeschreiblich polarisiert, weil es dabei oft weni-
ger um Kernenergie als um Macht, um Kampf gegen 
Autoritäten und um gesellschaftliche Veränderun-
gen gehe. 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Renger) 

Leider wird auch die Dritte Fortschreibung des 
Energieprogramms der Bundesregierung dieser 
politisch niederschmetternden Erkenntnis wieder 
einmal in geradezu spiegelbildlicher Weise ge-
recht. — Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD]: Das war ein we

-

sentlicher Beitrag!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Reuschenbach. 

Reuschenbach (SPD): Frau Präsidentin! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Dieser Rundumschlag 
unseres Kollegen Probst paßt allenfalls in die begin-
nende Karnevalszeit, 

(Beifall bei der SPD — Dr. Riesenhuber 
[CDU/CSU]: Anscheinend hat er getrof

-

fen!) 

aber wenig in eine ernst zu nehmende Erörterung 
der politischen Landschaft und der energiepoliti-
schen Zielsetzungen. Es war ein bißchen viel an 
Ignoranz. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Nur nicht ar

-

rogant!) 
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Ob man über das Tempo des Weiterbaus z. B. des 
Schnellen Brüters bis zu seiner Fertigstellung froh 
sein kann oder nicht, ist eine Frage für sich. Mein 
Kollege Steger wird darauf noch ein bißchen detail-
lierter eingehen. Wer sich heute hier aber mokiert, 
daß dieser Weiterbau reichlich schleppend vor sich 
gehe, muß sich daran erinnern lassen, daß er mit sei-
ner Fraktion im Dezember 1978 gegen den Weiter-
bau des Schnellen Brüters votiert hat. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Das ist doch 
unglaublich! Wir waren für die Entschei-

dung des Bundesverfassungsgerichts!) 

Sie haben damals hier eine Entschließung abge-
lehnt, in der die Koalitionsfraktionen für den Weiter-
bau des Schnellen Brüters bis zur Fertigstellung ein-
getreten sind. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: So ist 
das!) 

Sie haben zu dieser Entschließung nein gesagt. Ich 
habe damals Ihre miesen taktischen Erwägungen 
dabei durchaus verstanden. Aber in der Sache haben 
Sie zum Zuendebauen des Schnellen Brüters nein 
gesagt. 

Vizepräsident Frau Renger: Herrn Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Riesenhuber? 

Reuschenbach (SPD): Nein. Herr Kollege Riesen-
huber, Sie brauchen doch Ihren Kollegen Probst 
nicht zu verteidigen, dessen Meinung Sie doch weit-
hin gar nicht teilen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Der Hinweis des Kollegen Probst auf Frankreich 
ist so vordergründig wie nur irgend etwas. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wieso?) 

Wenn die Bundesrepublik Deutschland bei ihrer 
Stromerzeugung noch zu 40 oder 45 % vom Öleinsatz 
abhängig wäre, wäre der Druck auf die Veränderung 
dieser Stromerzeugungsstruktur natürlich ein ganz 
anderer als jetzt, wo man es inzwischen geschafft 
hat, auf einen Einsatz von 6 oder 7 % herunterzu-
kommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist das Thema für die Bundesrepublik Deutsch-
land, daß wir auf diesen niedrigen Prozentsatz her-
untergekommen sind. Das ist ein Erfolg, den Sie 
nicht zerreden sollten. 

(Zuruf des Abg. Dr. Probst [CDU/CSU]) 

— Wissen Sie, Herr Probst, Sie meinen das vermut-
lich nicht so. Aber so, wie Sie aufgetreten sind und 
bei Ihrer Rede mit Ihrem lautstarken Lamento dar-
über, daß es überhaupt noch Gerichte gebe und Bür-
ger, die zu den Gerichten gingen, gewirkt haben, hat 
man den Eindruck, am liebsten wäre Ihnen am Ende 
eine Energiepolitik, die wie die Verwirklichung von 
Truppenübungsplätzen gestaltet wird — eine Milita-
risierung der gesamten energiewirtschaftlichen Pla-
nung. Die Konsequenz wäre, daß der Bundesgrenz-
schutz bei jeder Energieanlage aufzumarschieren 
hätte. Ich muß Ihnen sagen: Sie passen nicht einmal 
in die energiepolitische Landschaft der Union, weil 

es da eine Reihe vernünftiger Leute gibt, die sach-
lich arbeiten. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Wollen Sie nicht et

-

was zur Sache sagen?) 

Sie und Ihre Kollegen haben offensichtlich immer 
noch nicht begriffen, daß sie mit der Gretchenfrage 
an die Koalition oder an die SPD, ja oder nein zur 
Kernenergie, schon lange ins Leere laufen. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Bei Herrn 
Schäfer auch?) 

— Ja, auch bei Herrn Schäfer, weil auch Herr Schä-
fer den Satz, die Zielsetzung der Beratungen der En-
quete-Kommission, „im Rahmen des Bedarfs Zubau 
von weiteren Kernkraftwerken" bejaht. Insofern gilt 
das auch für Herrn Schäfer. 

(Kolb [CDU/CSU]: Dann lassen Sie ihn 
doch reden! — Gegenruf des Abg. Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD]: Er wird reden! 

Seien Sie ohne Sorge!) 

— Wissen Sie, dieses platte Schwarz-Weiß-Schema, 
ja oder nein, gilt nicht mehr. Jetzt geht es doch ganz 
schlicht und einfach um die Frage, unter welchen 
Bedingungen der Zubau, der von allen entsprechend 
dem Bedarf befürwortet wird, stattzufinden hat. Und 
wer sich hier über den Begriff Bedarf mokiert, den 
kann ich doch nur fragen, ob er denn erkennbar und 
bewußt über den Bedarf hinaus Kapazitäten auf-
bauen will. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer sich über Kosten aufregt, der muß sich in dem 
Punkt vorhalten lassen, daß es allerdings die teuer-
ste Energiepolitik wäre, wenn man bewußt über den 
notwendigen Bedarf hinaus Kapazitäten zubaute. 

Es geht auch nicht, so, wie gelegentlich von Ihnen 
gesprochen wird, um die eine große Entscheidung in 
der Kernenergiepolitik, die jetzt in einer Stunde, 
hier und heute zu treffen sei und mit der die Welt 
heil und in Ordnung für denjenigen wäre, der wie ich 
den Zubau von Kernkraftwerken für nötig hält, son-
dern es sind viele Entscheidungen an vielen Stellen 
und auf mehreren Ebenen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Probst? 

Reuschenbach (SPD): Herr Probst, welche Ebene 
meinen Sie: die bayerische Landesregierung? 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Der darf!) 

Dr. Probst (CDU/CSU): Herr Kollege Reuschen-
bach, Sie sprachen davon, daß es um Überkapazitä-
ten im Kernkraftwerksbau gehe, 

(Reuschenbach [SPD]: Nein, habe ich nicht 
gesagt!) 

daß man doch wohl keine Überkapazitäten schaffen 
möchte 

(Reuschenbach [SPD]: Bewußt herbeifüh

-

ren will!) 

— bewußt herbeiführen wolle —: Ist Ihnen bekannt, 
daß das Bundeswirtschaftsministerium damit rech- 
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net, daß eine Kapazität im Grundlastbereich von 
8 000 bis 9 000 MW derzeit schon fehlt? 

Reuschenbach (SPD): Ja, diese Einschätzung halte 
ich auch gar nicht für abwegig. Ich habe aber nicht 
über diese Einschätzung gesprochen, sondern ich 
habe mich gegen die Kritik an dem Begriff „bedarfs-
gerechter Zubau" gewandt. Wer dieses Beiwort „be-
darfsgerecht" weghaben und Zubau um jeden Preis 
will, der versündigt sich, der treibt eine Politik, die 
ohne Berücksichtigung des Bedarfs Kapazitäten er-
richten will. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kolb 
[CDU/CSU]: Was ist „bedarfsgerecht"?) 

— Das ist nach dem Energiewirtschaftsgesetz von 
den dafür zuständigen Einrichtungen, Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen, Landesregierungen, fest-
zustellen. Die bayerische Landesregierung stellt 
z. B. den Bedarf für Bayern fest, und weder Sie noch 
ich haben dieses zu tun. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Probst, 
Herr Abgeordneter? 

Reuschenbach (SPD): Nein, der Kollege Probst 
stellt immer Fragen, die nicht die Sache betreffen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Deswegen möchte ich mich damit nicht länger auf-
halten. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Deshalb leh-
nen Sie meine Fragen wohl ab?) 

Daß es auf so vielen Ebenen an vielen Stellen so 
vieler Entscheidungen bedarf, hat die Bundesregie-
rung Ihnen auf Ihre Große Anfrage zur Sicherstel-
lung und Endlagerung von radioaktiven Abfällen in 
20 oder 30 Punkten im einzelnen dargestellt. Wenn 
Sie diese Debatte wollen, dann werden wir sie füh-
ren, aber wirklich detailliert: Wo ist es nötig, diese 
und jene Entscheidung zur Sicherung der Entsor-
gung zu treffen? Denn das ist in der Tat die Voraus-
setzung und die Hauptfrage für die Zukunft der 
Kernenergie. 

Ob nämlich zügig genug die erforderlichen 
Schritte zur Entsorgung getan werden, das ist die 
Hauptfrage. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Da genügt es nicht — so nötig das auch ist — diese 
Prämisse und jene Vorbedingungen verbal festzu-
stellen, sondern da ist es nötig, daß realisiert wird. 
Ich muß Ihnen klipp und klar sagen, daß es entgegen 
Ihrer Kritik kein Regelungsdefizit durch Bundes-
organe, Bundesregierung oder Bundestag gibt, son-
dern daß es um die Verwirklichung der nötigen Maß-
nahmen — weitgehend in der Zuständigkeit der 
Länder und der zuständigen Wirtschaft — geht. 

Dieses Vollzugsdefizit, diese Vollzugsrückstände 
sind zu beklagen. Nur, wer das über die Klage hinaus 
in Kritik ummünzen will, der muß sich andere 
Adressaten suchen. Dennoch bedeutet die Feststel-
lung dieses Zustandes, daß sich alle miteinander 
darum kümmern müssen, dafür votieren und dafür 
eintreten müssen, daß Zwischenlager gebaut wer- 

den, daß die Demonstrationsanlage für die Wieder-
aufarbeitung kommt, daß das rückholbare Endlager 
geprüft wird, daß endgültige Endlager vorangetrie-
ben werden. Wir von der SPD-Fraktion sagen in dem 
Zusammenhang — 

(Dr.  Riesenhuber [CDU/CSU]: Auch Herr 
Schäfer?) 

— auch Herr Schäfer sagt das; 

(Kolb [CDU/CSU]: Gut, das im Protokoll zu 
wissen!) 

er wird das danach, wie ich annehme, bestätigen — 
mit dem endgültigen Endlager: Es wäre hilfreich, 
wenn sich die niedersächsische Landesregierung 
dazu bequemen könnte, vorsorglich auch eine zweite 
und dritte Untersuchung anzustellen. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Da müssen Sie vorher erst mit 

Herrn Ravens sprechen!) 

Es gibt natürlich bei der Verwirklichung der Ent-
sorgungsmaßnahmen und -regelungen immer wie-
der Proteste und Klagen. Darüber kann sich nur 
wundern, wer auf einem anderen Stern lebt. Da ist 
im Prinzip auch nichts abzuschneiden, da ist auch 
nichts einzuengen. Wer die Möglichkeit des Bürgers, 
zum Gericht zu gehen, abschneiden will, der hat ein 
gebrochenes Verhältnis zu Bürgerrecht und zu de-
mokratischem Leben. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber seine Meinung muß man dazu sagen: 

Eine prinzipielle Ablehnung von Entsorgungsein-
richtungen durch Gegner der friedlichen Nutzung 
der Kernenergie ist politisch und sicherheitstech-
nisch unverantwortlich. 

(Zustimmung bei der SPD und der CDU/ 
CSU) 

Denn die zwei Parolen — einerseits „keine neuen 
Kernkraftwerke" und andererseits „keine Zwischen-
lager und keine Endlager" — auf dem gleichen Pla-
kat sind ein Widerspruch in sich und moralisch und 
politisch nicht in Ordnung. 

(Beifall bei allen Fraktionen — Zuruf des 
Abg. Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]) 

— Herr Riesenhuber, lassen Sie doch diese Kinker-
litzchen! Dieses Händezeigen auf die SPD-Bundes-
tagsfraktion! Die SPD-Bundestagsfraktion ist der 
Meinung, daß Entsorgung mit den Schritten, von de-
nen ich sprach, herbeigeführt werden muß 

(Zustimmung bei der SPD) 

und daß wir uns dafür einsetzen müssen und alle 
Landesregierungen, die auf dem Weg vorangehen — 
leider nicht Ihre, mehr die sozialdemokratischen in 
Nordrhein-Westfalen und in Hessen — unterstützen 
müssen. 

Ich wollte sagen, daß diese beiden Parolen zusam-
men auf einem Plakat nicht in Ordnung sind. Denn 
auch, wenn kein einziges Kernkraftwerk zugebaut 
wird, muß Entsorgung in diesen Schritten und mit 
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diesem Ziel realisiert werden. Und darum wollen wir 
uns kümmern. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Unterm Strich steht, wenn ich noch mal die Union 
angehen darf, leider sehr oft — Herr Riesenhuber, 
bei Ihnen weniger als bei dem einen oder anderen 
Kollegen —, daß die Kameraden in den verbalen Be-
kenntnissen groß sind. Nur da, wo es darum geht, 
nicht nur den Mund zu spitzen, sondern auch zu pfei-
fen, in den Ländern konkret zu handeln, da ist dann 
oft Funkstille. Das ist bedauerlich. Auch das paßt 
nicht zueinander. 

Wenn man die Beschreibung der energiepoliti-
schen Landschaft von manchem Unionsredner — 
Herr  Probst ist da natürlich führend, wie er oft füh-
rend ist — wie leider auch die einleitenden Bemer-
kungen von Herrn Riesenhuber einmal so für sich 
nimmt, ohne zu wissen, von welchem Land sie ge-
sprochen haben, dann könnte man den Eindruck ge-
winnen, sie redeten von einem Land, in dem jeden 
Tag mindestens drei Stunden der Strom abgeschal-
tet wird, in dem lange Schlangen an den Tankstellen 
darauf warten, endlich zehn Liter Benzin für die 
nächsten drei Tage zu bekommen, von einem Land, 
in dem die Menschen jetzt, in dieser Jahreszeit in 
den Wohnungen mit dicken Mänteln und mit Pelz-
mützen auf den Sofas und Stühlen sitzen, weil sie 
sonst frieren würden, in dem die Straßenbahnwagen 
wieder von Pferden gezogen werden, weil der Strom 
für die Zugmaschine nicht mehr vorhanden ist. 
Diese Beschreibung trifft auf was weiß ich für ein 
Land zu, jedenfalls nicht auf die Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Da alles ganz anders ist, nämlich genau gegensätz-
lich zu dieser Katastrophen- und Chaosbeschrei-
bung, kann ich feststellen — ich lade Sie ein, das 
mindestens so zu denken, wenn Sie es nicht gleich-
zeitig auch sagen wollen —, daß die Energiepolitik 
hierzulande in den zurückliegenden Jahren alles in 
allem doch ganz erfolgreich war, seitdem es in der 
Welt auf diesem Felde drunter und drüber geht. Es 
ist j a doch keine Schande, das zuzugeben, minde-
stens freundlich nickend, wenn auch nicht mit Wor-
ten. 

Dennoch besteht weitgehend Einigkeit darüber, 
daß die Gesundung unserer Volkswirtschaft vor al-
lem von der Lösung der strukturellen und finanziel-
len Energieprobleme abhängig ist. Diese Probleme 
sind j a nicht von Pappe. 

Da gibt es zunächst einmal die Nettoenergiezah-
lungsbilanz mit 60 bis 70 Milliarden pro Jahr. Das 
sind immerhin 4 % bis 5 % des Bruttosozialprodukts. 
Dieser Export von Volkseinkommen für Energie-
importe mindert das verfügbare Volkseinkommen 
natürlich erheblich. 

Da sind die gestiegenen und steigenden Energie-
preise, die natürlich Auswirkungen auf die Wettbe-
werbsfähigkeit haben, auch wenn sie über die ganze 
Wirtschaft hinweg nicht schematisch gleichmäßig 
sind. In einzelnen Branchen sind sie größer, in ande

-

ren geringer, aber sie sind doch von gravierender 
Bedeutung. 

Schließlich bedeutet eine gleichbleibend hohe Im-
portabhängigkeit in internationaler Beziehung, daß 
man früher und härter als andere ins Gedränge des 
weltweiten Wettlaufs um knapper und teurer wer-
dende Quellen und Lieferungen gerät. Gott möge 
mithelfen, daß dieser Wettlauf auf Dauer ein friedli-
cher Wettlauf bleibt. Darüber, daß rationeller und 
sparsamer Umgang mit Energie, Änderung der Ver-
sorgungsstrukturen, Verringerung der spezifischen 
Verbräuche ganz obenan stehen, kann es gar keine 
Meinungsverschiedenheiten geben. Matthöfer und 
Lambsdorff haben recht, wenn sie im Zusammen-
hang mit der Wiedererlangung ökonomischer Stabi-
lität das Bemühen um die Lösung unserer Energie-
probleme an die erste Stelle setzen. 

Wenn man einmal vom sparsamen Verbrauch des 
einzelnen Energieverbrauchers als Autofahrer, als 
Mieter, als Betriebsleiter absieht, was ja wertvoll ge-
nug ist, dann ist rationeller Einsatz von Energie Sub-
stitution, nämlich Substitution von Energie durch 
Kapitaleinsatz. Daraus ergibt sich, daß die Energie-
wirtschaft, die energieverbrauchenden Unterneh-
men, die Hausbesitzer und der Staat künftig gewal-
tige Summen in die Hand nehmen müssen, um den 
Substitutionsprozeß rasch genug voranzubringen. 
Die derzeit noch hohe Energieabhängigkeit und die 
Notwendigkeit ihrer Verringerung bedeuten dann in 
finanzieller Hinsicht eine doppelte Last, nämlich ei-
nerseits, wie gesagt, 60 bis 70 Milliarden pro Jahr an 
Nettozahlungen nach draußen zu transportieren 
und andererseits gleichzeitig große und steigende 
Investitionssummen für die Änderung der Versor-
gungsstruktur in die Hand zu nehmen. Beide Grö-
ßen stehen dem öffentlichen und dem privaten Ver-
brauch nicht zur Verfügung. Das muß natürlich Kon-
sequenzen für den Lebensstandard und für öffentli-
che Leistungen haben. 

Dennoch finde ich, daß diese Perspektive nicht in 
erster Linie Anlaß zu Angst und Sorge, sondern eher 
eine Chance und Grund für Hoffnungen ist. Denn 
wenn Investitionen zur Bewältigung der Zukunfts-
aufgaben in der Wirtschaft und auf dem Arbeits-
markt kriegsentscheidend sind, dann ist der meh-
rere 100 Milliarden DM umfassende Investitions-
schub des nächsten Jahrzehnts für Energieinvesti-
tionen ein unverzichtbarer Beitrag zur Bewältigung 
der Stabilisierung der wirtschaftlichen Entwicklung. 
Das muß man wollen. Da darf man nicht gegenkal-
ten, da darf man nicht hemmen. 

Es gibt Sünder auf vielen Seiten des Hauses und 
unseres Landes. Herr Riesenhuber hat an einer 
Stelle gesagt — in einer langen Aufzählung —, es 
gehe mit der Fernwärme nicht schnell genug voran. 
Herr Riesenhuber, da haben Sie objektiv recht. Aber 
nachdem Sie auch Bewertungen angefügt haben, 
wer da nun wieder schuld ist, müssen Sie sich doch 
fragen lassen, ob es nicht auch eine Sünde wider den 
Heiligen Geist der richtigen Energiepolitik war, daß 
über zwei Jahre hinweg unionsregierte Länder, ins-
besondere der Herr aus dem hohen Norden, die Ver-
einbarung über ein Fernwärmeprogramm blockiert 
hat. Wollen wir uns doch nicht gegenseitig total ma- 



4386 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 76. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 14. Januar 1982 
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dig machen! Sünder gibt es auf vielen Seiten. Man-
che sind da tiefer verstrickt als andere. Was Sünd-
haftigkeit angeht, ist ja zu vermuten, daß die Union 
eher zu Sündhaftigkeit neigt, weil das Wort 
„schwarz" — „schwarze Seele" — eher für Sündhaf-
tigkeit steht als „rot". 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ich 
bitte zum Schluß zu kommen. 

Reuschenbach (SPD): Das will ich gern tun. 

Ich will darauf aufmerksam machen, daß auch in 
den eigenen Reihen Versuchungen denkbar sind. So 
muß ich dringend die Bundesregierung bitten, sich 
gründlich zu überlegen, ob sie bei den schwerwie-
genden und ernstzunehmenden Einwendungen — 
jetzt meine ich nicht diejenigen der betroffenen 
Wirtschaft, sondern z. B. die des Deutschen Anwalt-
vereins gegen die Neufassung der Technischen An-
weisung „Luft" mit der Besorgnis darüber, daß neue 
Rechtsunsicherheit und neue Unwägbarkeiten in 
die Genehmigungsverfahren hineinkommen — den 
Referentenentwurf, der im Herbst vorigen Jahres 
publik geworden ist, so über die Bühne gehen lassen 
will oder ob sie nicht noch einmal in sich gehen will, 
um ihn zu überprüfen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ja, ich habe nicht gesagt, daß die Weisheit nur auf 
einer Seite des Hauses sitzt, sondern die ist mehr 
oder weniger gleichmäßig über die Landschaft ver-
teilt. Da muß man sich Mühe geben, die Kapazitäten 
zusammenzufassen, und sich weniger Mühe geben, 
sie auseinanderzudividieren. Das wollen wir in den 
Ausschußberatungen tun. Da wollen wir uns Mühe 
geben, die Abwägungen zu treffen, die nötig sind, 
und zu prüfen, ob nicht die eine oder andere zusätzli-
che Anhörung in den Ausschüssen nötig ist, z. B. zu 
den Fragen der Genehmigungsverfahren, zu der 
Technischen Anweisung „Luft" und manches ande-
re. Dann sollten wir nach ein paar Monaten, aber 
nicht erst nach vielen Monaten — weil dann die Ak-
tualität längst wieder verschwunden ist — eine neue 
Debatte führen, in der natürlich auch der Herr 
Probst wieder herzlich willkommen ist. Es war eh 
heute morgen ein bißchen langweilig. Da hat er auf-
gelockert. Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Laermann. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Probst hat hier sehr schweres Geschütz aufgefah-
ren. Das waren Kanonenschläge. Wobei es mir in der 
Fülle der Kanonenschläge gar nicht mehr möglich 
gewesen ist, die Fülle seiner Unsachlichkeiten und 
unrichtigen Darstellungen zu verfolgen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Offenbar wollten Sie, Herr Kollege Probst, ein gestör-
tes Verhältnis zur Demokratie und zu Bürgerrech-
ten demonstrieren. Andernfalls kann ich mir gar 
nicht vorstellen, wieso Sie eigentlich immer so sehr 

auf die französischen Verhältnisse abgehoben ha-
ben. Wir sind hier in der Bundesrepublik, und wir 
haben mit unserem System fertig zu werden. Wir 
sind mit unserem System und unserem Demokratie-
verständnis an die Lösung der Energieprobleme 
herangegangen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie haben auch wieder deutlich gemacht, wie der 
schon eingangs von einem Kollegen erwähnte Ge-
gensatz und Widerspruch in den energiepolitischen 
Vorstellungen innerhalb der Oppostionsfraktion — 
nämlich ein Gegensatz zwischen Ihnen und Herrn 
Riesenhuber — hier aufgebrochen ist. Herr Riesen-
huber hat sich ja mindestens streckenweise noch 
mit der Sache Energie selbst befaßt. Bei Ihnen hatte 
ich nicht den Eindruck. Aber, wie gesagt, es wurde 
deutlich, daß auch in der Opposition offenbar sehr 
große Uneinigkeit über die Energiepolitik besteht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Oder ist Ihr Auftritt der Ausfluß einer Arbeitsteilung 
zwischen CDU und CSU? Dann, Herr Kollege Probst, 
haben Sie hier leider demonstriert, daß offenbar die 
CSU für das Nichtdurchgesetzte zuständig ist. 

Herr Kollege Riesenhuber, Sie haben hier von der 
Doppelstrategie gesprochen. Ich frage Sie: Wollen 
Sie nicht einmal in den eigenen Reihen nachfor-
schen, welche Art von Doppelstrategie zwischen Ih-
rer Fraktion und beispielsweise einigen Landesre-
gierungen besteht, die von der CDU gestellt werden? 
Ich glaube, da haben Sie auch genügend Stoff, um 
einmal über Auswirkungen einer gewissen Doppel-
strategie nachzudenken, und brauchen das uns, den 
Koalitionsfraktionen, hier nicht vorzuwerfen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Der Gedanke ist 
aber nicht mehr originell!) 

— Man kann ihn Ihnen gegenüber aber nicht oft ge-
nug wiederholen, denn Sie scheinen ihn sonst nicht 
begreifen zu wollen. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten 
der FDP und der SPD) 

Die Dritte Fortschreibung des Energieprogramms 
der Bundesregierung trägt der wirtschaftlichen und 
insbesondere der energiewirtschaftlichen Entwick-
lung Rechnung. Das Ergebnis, das uns hier vorliegt 
und das in die Ausschüsse gehen soll, zeigt deutlich, 
daß wesentliche Argumente aus der öffentlichen 
Diskussion, aus der Industrie wie auch wesentliche 
Empfehlungen der Enquete-Kommission „Zukünf-
tige Kernenergiepolitik" Eingang gefunden haben. 
Ich möchte das ausdrücklich begrüßen. Ich verstehe 
überhaupt nicht, warum der Kollege Riesenhuber 
immer darauf abheben will, daß es eigentlich immer 
nur die Minderheitenvoten gewesen sind, die über-
nommen worden sind. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Weil das so ist!) 

Hier ist ein Katalog von Vorschlägen vorgelegt wor-
den, aus denen nach Prüfung im Gesamtzusammen-
hang die richtigen Ansätze übernommen worden 
sind. Sie sollten es unterlassen, Herr Kollege Rie-
senhuber, immer darauf abzuheben. Im übrigen ge-
hörten auch die von Ihnen benannten Sachverstän- 
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digen im Ausschuß zu der Mehrheit. Das wollen wir 
einmal deutlich machen. In der Kommission ging es 
darum, zu einem Kompromiß zu finden, zu einem 
Konsens zu finden, der von allen getragen wurde. 
Denn es war unsere politische Aufgabe, nicht aus-
einanderzudividieren, sondern zu einem Konsens zu 
kommen, und ich möchte Sie bitten, das auch zu be-
denken. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Ein fauler Kompro-
miß!) 

— Herr Kollege Gerstein, dann gilt das Wort faul, 
wenn Sie das so nennen, auch für die Bereiche, die 
Sie mitgetragen haben. Ich würde das allerdings 
sehr bedauern. 

Der Schwerpunkt der Dritten Fortschreibung 
liegt insbesondere auf der rationellen Energiever-
wendung, also bei den Einsparungen: mehr vernünf-
tiger Umgang mit Nutzenergie auf der Verbraucher-
seite. Hier sind, wie schon erwähnt, beachtliche Er-
folge erzielt worden. Wir müssen uns weiter anstren-
gen, und wir dürfen in unseren Bemühungen nicht 
nachlassen. 

Es ist aber auch davon auszugehen, daß wir die ra-
tionellere Nutzung der Primärenergie stärker zu 
forcieren haben. Hier sind insbesondere noch An-
strengungen in Forschung und Entwicklung zu ma-
chen. Ich denke z. B. an neue Kohletechnologien, 
umweltfreundliche Kohletechnologien, die es dann 
erlauben, mit solchen Technologien und Produk-
tionskapazitäten in die Nähe der Verbraucher zu 
kommen, weil das der vernünftige und notwendige 
Weg ist, um zu mehr Nutzung und zum weiteren 
Ausbau der Fernwärme, zur sogenannten Kraft-
Wärme-Kopplung zu kommen. Ich denke, daß wir 
hier auf einem guten Wege sind und daß die Dritte 
Fortschreibung dieses deutlich macht. 

Ein bedeutender Aspekt ist in die Dritte Fort-
schreibung aufgenommen worden, das ist der As-
pekt des Verhältnisses von Energie und Energieer-
zeugung sowie Energieverbrauch zu Umwelt und 
Umweltbelastung. Die Verflechtungen, die Abhän-
gigkeiten und gegenseitigen Beeinflussungen sind 
deutlich gemacht worden. Sie werden auch zur 
Grundlage staatlichen und administrativen Han-
delns und Verhaltens gemacht. Ich finde, daß das ein 
bemerkenswerter Tatbestand ist, der hier deutlich 
herausgehoben werden soll. 

Es ist auch wichtig — auch dies macht die Dritte 
Fortschreibung deutlich —, daß sich eine nationale 
Energiepolitik auch in internationale Bezüge ein-
ordnen muß. Hier ist insbesondere die Verpflichtung 
der Industriestaaten zu erwähnen, nicht länger zwei 
Drittel der Primärenergie der Welt durch nur ein 
Drittel der Weltbevölkerung zu verbrauchen. Wir 
müssen uns darauf einstellen, daß der Weltenergie-
bedarf rasant wachsen wird, auch bei prozentual nur 
geringen Zuwachsraten. Da spielt letzten Endes in 
20 oder 30 Jahren unser Einsparbemühen überhaupt 
keine Rolle mehr, wenn der gesamte Weltenergiebe-
darf, von heute aus gesehen, sich verzweifacht, ver-
dreifacht oder sogar vervierfacht hat. 

Dennoch müssen wir nach wie vor alle Anstren-
gungen machen, unseren Energiebedarf in Grenzen  

zu halten, vor allen Dingen unseren Primärenergie-
bedarf. Das hat auch etwas mit verstärktem Um-
weltbewußtsein zu tun, denn die Umweltbelastun-
gen — darauf hat der Rat der Sachverständigen für 
Umweltfragen deutlich hingewiesen — sind im Hin-
blick auf die verstärkte Nutzung und den verstärk-
ten Einsatz von fossilen Energieträgern beachtlich 
und sehr bedenklich und schon heute bedrohlich. 
Wir sollten diesbezügliche Mahnungen nicht in den 
Wind schlagen; sie müssen Eingang finden in unsere 
energiepolitischen Ansätze. 

Die Bedeutung der Fernwärme habe ich schon be-
sonders herausgestellt, weil sie heute eine der we-
sentlichen Möglichkeiten ist, den Ölanteil an unse-
rem gesamten Energiebedarf weiter zu reduzieren. 
Damit ist eben in erster Linie die Möglichkeit gege-
ben, im Wärmemarkt Öl zu substituieren, nicht aber, 
worauf Herr Kollege Beckmann schon hingewiesen 
hat, vorrangig beim Flüssigkraftstoffbedarf. Auf 
dem Wärmemarkt kann die Kohle durch neue um-
weltfreundliche Technologien und über neue ver-
braucherstandortnahe dezentrale Anlagen eine 
wichtige Rolle spielen. 

Hier geht es aber nicht darum, nun entweder nur 
Großanlagen oder nur kleine Anlagen zur Kraft-
Wärme-Kopplung zu haben. Ich stimme dem Bun-
deswirtschaftsminister ausdrücklich zu, wenn er 
sagt: nicht entweder oder, sondern beides in sinnvol-
ler Ergänzung, und diese sinnvolle Ergänzung muß 
sich aus ökologischen und ökonomischen Zusam-
menhängen und Bedingungen ergeben. 

Das gleiche gilt für harte und weiche Technolo-
gien. Es gibt nicht die Alternative „entweder oder". 
Den Verzicht auf irgendeine der gegebenen Möglich-
keiten können wir uns nicht leisten. Deswegen müs-
sen wir nach wie vor auch erneuerbare Energiequel-
len stärker nutzen und ihre Nutzungsmöglichkeiten 
entwickeln. Auch diese Quellen leisten einen zwar 
kleinen, aber doch wichtigen und damit unverzicht-
baren Beitrag zur Deckung des Energiebedarfs. Ihre 
Entwicklung und Nutzung verstärkt zu fördern, die 
administrativen Hemmnisse abzubauen, das ist eine 
wichtige und politische Aufgabe. 

Ihr Einsatz ist von besonderer Bedeutung für die 
Entwicklungsländer, ohne daß dies allerdings — das 
möchte ich ausdrücklich betonen — bedeuten darf, 
daß diesen Ländern dann fortgeschrittene Technolo-
gien und dazu zählt auch die Kerntechnik — vor-
enthalten werden könnten. Das darf darin nicht ein-
geschlossen sein. 

Auch unter den langfristigen Aspekten, die ich an-
deutete, kann auf die Nutzung der Kernenergie 
nicht verzichtet werden. Derzeit geht es ja vorwie-
gend um die Stromerzeugung im Grundlastbereich. 
Hier geht es darum, welcher Bedarf entsteht. Selbst 
wenn wir keinen steigenden Strombedarf haben, 
müssen wir davon ausgehen, daß wir derzeit eine un-
günstige Kraftwerkstruktur im Grundlastbereich 
haben, 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig!) 
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was sich auf die Industrie und die industrielle Pro-
duktion sehr kostenungünstig auswirkt. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Jetzt wird er wie-
der sachlich, der Herr Laermann!) 

— Irgendwo bemühe ich mich, auf den sachlichen 
Weg zurückzufinden; Sie haben mich davon leider 
etwas abgebracht. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das eben war aber 
die Bestätigung dessen, was der Kollege 

Probst gesagt hat!) 

Die Bundesregierung hat sich den Prognosen der 
wissenschaftlichen Institute, den Kernenergieanteil 
auf einen sehr hohen Prozentsatz an der Gesamt-
energieversorgung hochzufahren, erfreulicherweise 
nicht angeschlossen, sondern betont ausdrücklich, 
daß sich der Zubau am Bedarf zu orientieren hat. 
Dabei spielen — ich wiederhole es — die Kosten — 
die  Kosten der Energieerzeugung und damit die Ko-
sten der industriellen Produktion — eine Rolle; dies 
wiederum hat Auswirkungen auf die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit aller Industriebranchen. 

Wir brauchen den Zubau auch, um die Beschäfti-
gungslage zu verbessern, nämlich um eine positive 
Beeinflussung des notwendigen Strukturwandels 
herbeizuführen. Wir brauchen den Zubau auch zur 
Erhaltung und Erschließung neuer Märkte für neue 
Produkte und neue Technologien, zu denen auch 
Kerntechnologien gehören. Nicht Blaupausen kön-
nen wir exportieren; wir können nur Anlagen, Pro-
dukte und Erfahrungen exportieren. 

(Kolb [CDU/CSU]: Auch da haben wir zuwe-
nig! — Zuruf von der CDU/CSU: Kein Wi-

derspruch!) 

Deswegen ist der Ausbau der Kernenergie in 
Übereinstimmung mit den Empfehlungen der En-
quete-Kommission zu realisieren, und zwar in dem 
notwendigen Zeitrahmen, in dem die Entsorgung ge-
sichert wird, in dem wir weitere Fortschritte in der 
Entsorgung machen. Zwischenlager werden dem-
nächst angegangen werden. Die Erkundung des 
Endlagers — im Blick auf dessen Entwicklung und 
Erschließung — macht Fortschritte. 

Zur Entsorgung gehören auch Fortschritte in der 
Fortentwicklung der Wiederaufarbeitungstechnik. 
Wir können uns auf Dauer nicht von Wiederaufar-
beitungstechnologie im Ausland abhängig machen. 
Deswegen ist eine eigene Wiederaufarbeitungsan-
lage im technischen Maßstab unverzichtbar. Auch 
meine ich, im wohlverstandenen Interesse, um Si-
cherheit sowohl technischer Art als auch im Hin-
blick auf Proliferationsträchtigkeit zu erreichen, 
kann in Übereinstimmung mit den Ergebnissen der 
INFCE-Konferenz auf Wiederaufarbeitungstechno-
logie nicht verzichtet werden. 

Der hohe Standard der Sicherheit ist sicherlich 
darauf zurückzuführen, daß die Verantwortlichen in 
unserem Lande in diesem Punkte sehr sensibel sind. 
Leider Gottes ist manchmal der Versuch unternom-
men worden, aus dieser Sensibilität zu schließen, 
daß also die ganze Technik doch so gefährlich sei, 
was durch die überaus hohe Sensibilität und Verant-
wortlichkeit, die in den Vorschriften zum Ausdruck 

kommt, belegt sei. Ich halte dies für eine sehr 
schlechte und nicht zu vertretende Argumentation. 
Wir müssen hier dafür sorgen, daß solche verqueren 
Interpretationen des verantwortlichen Sicherheits-
bedürfnisses nicht mehr weiter um sich greifen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Hier ist von Herrn Riesenhuber auf das fehlende 
Energieforschungsprogramm abgehoben worden. 
Herr Kollege Riesenhuber, ich glaube, wir hatten ei-
nes, wir haben eines, und wir werden auch da eine 
Fortschreibung bekommen. Gedulden Sie sich! Ins-
besondere haben Sie wohl die Situation bei den fort-
geschrittenen Reaktorlinien angesprochen. Aus be-
sonderem aktuellen Anlaß möchte ich dazu einige 
Worte sagen. 

Sicherlich können die fortgeschrittenen Reaktor-
linien keinen konkreten Beitrag zu einem Energie-
versorgungskonzept für die nächsten 10 bis 20 Jahre 
leisten; darin können sie nicht aufgenommen wer-
den, denn sie werden sicherlich erst nach 20 Jahren 
in eine kommerzielle Nutzung einbezogen werden 
können. Aber wegen der Langfristigkeit der Ent-
wicklungen müssen Forschungs- und Entwick-
lungsarbeiten heute gefördert und fortgesetzt wer-
den. Kalkar und Schmehausen sind gewaltige For-
schungsprojekte. 

Sie beweisen aber auch die Leistungsfähigkeit un-
serer Wissenschaftler, unserer Ingenieure und Fach-
arbeiter. Ihre Kenntnisse, ihre Fähigkeiten und Er-
fahrungen sind ein unschätzbares volkswirtschaftli-
ches Kapital, das wir nicht auf Datenträger spei-
chern können. Die Arbeiten müssen fortgesetzt, die 
Experten motiviert werden. Ein Ausstieg aus der ei-
nen oder anderen Entwicklungslinie hätte meines 
Erachtens unweigerlich unvertretbare Folgen, und 
ein Abbruch wäre insgesamt nicht zu vertreten; 
denn er würde auch einen unvertretbaren Verlust an 
Ansehen und Vertrauen in die Leistungsfähigkeit 
unseres technischen Entwicklungspotentials insge-
samt, also auch in anderen Technologiebereichen, 
zur Folge haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Was die Finanzierung betrifft, hoffen wir, daß die 
Bemühungen und Verhandlungen mit den EVU zu 
positiven Ergebnissen führen. Ich möchte hier für 
die FDP-Fraktion sagen, daß wir einer gesetzlichen 
Verpflichtung zur Forschung nicht zustimmen kön-
nen, daß wir auch einen Energiepfennig oder Brüter

-

pfennig ablehnen. Wir sind der Meinung, daß For-
schungs- und Entwicklungskosten insgesamt ein 
Kostenfaktor in der industriellen Produktion, also 
auch bei der Produktion von Strom, sind und damit 
zum Betriebsergebnis gehören und sich damit na-
türlich in Kosten und Preisen niederschlagen müs-
sen. Wir gehen davon aus, daß eine freiwillige Lö-
sung der Finanzierung gefunden wird. — Ich möchte 
mich für Ihre Aufmerksamkeit dabei bedanken. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Spies von Büllesheim. 
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Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU): Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Kollege Laermann und Herr Kollege Reu-
schenbach, Sie haben gerade meinem Kollegen 
Probst in Ihren Reden mehrfach sachliche Unrich-
tigkeit und starke Worte vorgeworfen. Aber Sie ha-
ben den Vorwurf der sachlichen Unrichtigkeit nicht 
begründet. Ich glaube, deswegen müssen Sie die 
starken Worte auf sich sitzen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere Position ist völlig einheitlich, und es wird Ih-
nen gar nicht gelingen, uns in der Energiepolitik 
auseinanderzudividieren oder uns etwa Uneinigkeit 
in dieser Frage nachzuweisen, wie wir das bei Ihnen 
so leicht können, wie sich das von Woche zu Woche 
immer wieder bestätigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Laermann? 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU): Bitte, 
sehr, Herr Kollege Laermann. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Herr Kollege Spies von 
Büllesheim, ich bin gern bereit, im einzelnen kon-
kret auf die Ausführungen und auf die von mir er-
wähnten Unrichtigkeiten einzugehen, wenn Sie mir 
dabei helfen, daß ich von Ihrer Fraktion weitere Re-
dezeit zur Verfügung gestellt bekomme. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU): Dann 
darf man den Vorwurf nicht erheben, Herr Kollege 
Laermann. Wenn ich hier einen Vorwurf erhebe, 
dann muß ich mir auch die Zeit nehmen, ihn zu be-
gründen. Ich glaube, wir sollten das abschließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich hätte gern ein paar Worte zum Kollegen Wolf-
ram gesagt. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich habe das jetzt nicht verstanden, Herr Steger, 
und ich möchte meine Redezeit gern ausnutzen. 

Herr Kollege Wolfram — er ist leider im Moment 
nicht da — hat in seiner Rede gesagt, man höre bei 
der CDU so wenig vom Vorrang für die Kohle. Ich 
muß das zurückgeben: Davon hört man bei der SPD 
tatsächlich immer weniger. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Um diesen Begriff ist es da ganz still geworden. Das 
liegt natürlich daran — da stimme ich mit dem Kol-
legen Wolfram überein —, daß der Vorrang der 
Kohle auf dem Gebiet der Verstromung durch den 
Verstromungsvertrag als erfüllt zu betrachten ist. 
Das haben wir alle gemeinsam vor diesem Hohen 
Hause gesagt. 

Aber abseits von der Verstromung kann man von 
einem Vorrang der deutschen Steinkohle bei Ihnen 
gar nichts mehr vernehmen, es sei denn — das 
meine ich etwas ironisch — von einem Vorrang bei 
den Streichungen. Wenn wir nämlich den Etat des 

Bundeswirtschaftsministers ansehen, dann stellen 
wir fest, daß dort besonders bei der Kohle gestrichen 
worden ist. Da hat die Kohle bei Ihnen einen Vor-
rang gehabt; das müssen Sie sich sagen lassen. 

Wenn Sie schon von dem Begriff des „Vorrangs 
der Kohle" sprechen, dann müssen Sie sich auch ein-
mal vorwerfen lassen, daß in den zehn Jahren, in de-
nen Sie diesen Begriff immer so lautstark benutzt 
haben, in der Bundesrepublik Deutschland der Ab-
satz an Kohle — ich denke an die Zeit von 1973 bis 
1980 — erheblich zurückgegangen ist. Sie haben 
vom Vorrang der deutschen Steinkohle geredet, es 
aber seit der Energiekrise im Jahr 1973 geschehen 
lassen, daß nicht mehr wie 1973 in Deutschland 
84 Millionen t Steinkohle abgesetzt werden, sondern 
nur noch 78 Millionen t. Das haben Sie offenbar un-
ter dem „Vorrang der Kohle" verstanden. 

In der Dritten Fortschreibung ist das Selbstlob 
enthalten, die konsequente Kohlepolitik der Bundes-
regierung habe die Förderung und den Absatz auf 
90 Millionen t stabilisiert. Dieses Selbstlob wird 
dann nur noch etwas abgeschwächt dadurch, daß im 
Nachsatz gesagt wird, „auch" das weltweit gestie-
gene Energiepreisniveau habe dazu beigetragen. 

Meine Damen und Herren, Sie haben vielleicht 
den vorläufigen Geschäftsbericht 1981 der Saarberg-
werke gelesen, der von drei Stichworten bestimmt 
ist: stagnierender Absatz, steigender Kostendruck, 
verringerte Beihilfen der öffentlichen Hand. Deswe-
gen weitere Stichworte: sofortiger Einstellungs-
stopp, Verzicht auf die Ausschöpfung gegebener För-
dermöglichkeiten und Drosselung der Investitionen. 
Das ist nicht nur bei den Saarbergwerken so, son-
dern das ist die Lage des deutschen Steinkohleberg-
baus zu Ende des Jahres 1981. Ein weiteres Indiz für 
diese Situation ist die Tatsache, daß sich die Lager-
bestände im Jahr 1981 um 3 Millionen t erhöht ha-
ben. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Wolfram? 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Verehrter Herr 
Kollege Spies von Büllesheim, wollen Sie mir bestä-
tigen, daß die aktuellen Schwierigkeiten beim Koh-
leabsatz nicht die Folgen einer fehlerhaften Ener-
giepolitik, sondern z. B. und vor allem aus der Stahl-
krise herrühren? 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Von Ihrer 
fehlerhaften Wirtschaftspolitik!) 

Dr. Freiherr Spies von Bülleshelm (CDU/CSU): Herr 
Kollege Wolfram, das kann ich Ihnen bestätigen; Sie 
werden es gleich auch im weiteren Verlauf meiner 
Rede so hören. Aber gerade Ihre Zwischenfrage, 
Herr Kollege Wolfram, gibt die Gelegenheit dazu — 
Sie reden von augenblicklichen Schwierigkeiten —, 
diese regierungsamtliche Sicherheit des Absatzes 
für 90 Millionen t deutscher Steinkohle im Jahr ein-
mal kritisch unter die Lupe zu nehmen. Das werden 
wir in den Beratungen des Wirtschaftsausschusses 
sicher tun. 
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Richtig und erfreulich und von allen Parteien ge-

tragen war das Verstromungsgesetz, ist dieser si-
chere Absatzblock, der auf diese Weise entstanden 
ist. Die nervenaufreibende Mühe aller Beteiligten, 
auch der Beamten des Bundeswirtschaftsministeri-
ums, des Bundeswirtschaftsministers, der Parteien, 
der Elektrizitätswirtschaft und der Kohle hat wirk-
lich zu einem Jahrhundertvertrag geführt. Wenn 
dies Wort auch für die Dauer nicht zutrifft, so doch 
zumindest für die Menge und für die Bedeutung, die 
dieser Vertrag für die deutsche Kohle hat. 

Aber wir müssen auch feststellen, daß dieser Jahr-
hundertvertrag noch nicht voll erfüllt ist. Er ist noch 
nicht durch Einzelverträge voll ausgefüllt. Es beste-
hen immer noch Schwierigkeiten im Bereich der In-
dustriekraftwerke und Schwierigkeiten mit der ein-
zelvertraglichen Absicherung im Bereich der nied-
rigflüchtigen Kohle. Darum muß sich die Bundesre-
gierung bemühen. 

Man muß weiter sagen, daß die Elektrizitätswirt-
schaft im Rahmen ihrer Abnahmeverpflichtung er-
hebliche Lagerbestände aufgebaut hat. Das bedeu-
tet, daß diese Kohle, die abgenommen wird, nicht 
voll unter die Kessel kommt. Daß sie nicht unter die 
Kessel kommt, liegt daran, daß zu wenige Steinkoh-
lenkraftwerke gebaut werden. Wir haben darüber 
bereits mehrmals gesprochen. 

Und warum werden sie nicht gebaut? Da kann 
man nicht, wie es manche tun, sagen: Da gibt es j a 
sogar Genehmigungshalden. Das trifft nicht zu. Wer 
von Genehmigungshalden spricht, muß gleichzeitig 
in Betracht ziehen, daß die Rechtssicherheit j a auch 
innerhalb des jeweils fortgeschrittenen Standes der 
Genehmigungsverfahren nicht da ist. Ich denke nur 
an die TA-Luft. Ich erinnere auch — das haben man-
che von uns gerade in den letzten Tagen auf den 
Tisch bekommen — an die Studie der VEBA, die dar-
auf hinweist, welche Rechtsunsicherheit der neue 
Entwurf der TA-Luft allein jetzt wieder in den letz-
ten Monaten gebracht hat. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Unter diesen Bedingungen wird eben kein neues 
Steinkohlekraftwerk angefangen. 

(Zuruf des Abg. Schäfer [Offenburg] 
[SPD]) 

— Die VEBA kommt zu dem Schluß, Herr Schäfer, 
daß dann, wenn das in dem Entwurf enthaltene, neu 
eingeführte Verschlechterungsverbot wirksam wür-
de, 95 % der Fläche der Bundesrepublik Deutschland 
für irgendein Steinkohlekraftwerkbauvorhaben 
ausscheiden würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Hier müssen wir uns gemeinsam bemühen, um 
den Vorrang der deutschen Kohle wirksam zu ma-
chen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Man sollte auch darauf verweisen, daß die Vorteile 
des Verstromungsvertrags in den Absatzanteilen 

der sechs Steinkohleunternehmen natürlich sehr 
unterschiedlich verteilt sind. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Es ist 
niemand daran gehindert, mehr heimische 

Steinkohle zu verstromen!) 

— Ich komme gleich darauf zurück. Ich sehe auf 
meine Uhr. 

Der zweite Punkt beim Absatz sind die fast 40 % 
der deutschen Steinkohle, die in den Stahlbereich 
gehen. Auch hier ist leider die Frage zu stellen, ob 
dieser Ansatz in dieser Höhe sicher ist. Herr Kollege 
Wolfram, auch das haben Sie in Ihrer Zwischenfrage 
schon angesprochen. Der Hüttenvertrag läuft 1988 
aus. Die Beteiligten verhandeln noch nicht. Es ist 
dem Stahl j a wohl auch kaum zuzumuten, in der ge-
genwärtigen Situation langfristige Bindungen ein-
zugehen. Dennoch: Wer regierungsamtlich behaup-
tet, der Absatz der deutschen Steinkohle habe sich 
— wie es in der Dritten Fortschreibung behauptet 
wird — auf 90 Millionen Tonnen stabilisiert, muß 
auch sagen, wie er diesen Kokskohleeinsatz sieht 
und ob er in dieser Höhe langfristig zu halten ist. 

Das muß man auch vor dem Hintergrund der 
Kokskohlebeihilfe sehen. Wir haben bei den Bera-
tungen über den Wirtschaftshaushalt doch dieses 
Wechselspiel erlebt: erst 350 Millionen, dann 850 Mil-
lionen, schließlich in der letzten Sitzung des Haus-
haltsausschusses innerhalb von fünf Minuten plötz-
lich 280 Millionen weniger, so daß nur 570 Millionen 
blieben. Dadurch ist j a — und das ist für diesen Bun-
deshaushalt bezeichnend — überhaupt nicht ge-
spart worden, sondern der Bundeshaushalt ist nur 
auch in diesem Punkt unehrlicher geworden. Denn 
es bedarf eines ganz besonders günstigen Dollar/ 
DM-Kurses, um mit 570 Millionen auszukommen. 
Man kommt mit den 570 Millionen nach aller Vor-
aussicht nicht aus. Darüber sind sich alle klar; sonst 
hätte das Bundeswirtschaftsministerium j a nicht 
850 Millionen vorgeschlagen. Das Ergebnis wird für 
den deutschen Steinkohlebergbau sein, daß der 
Selbstbehalt des Bergbaus, der 1981 schon 500 Mil-
lionen betrug, wahrscheinlich weiter erhöht werden 
muß. Ich komme hier wieder auf den Geschäftsbe-
richt der Saarbergwerke zurück, der auch aus die-
sem Grund so sehr auf Moll gestimmt ist. 

Die nächste mengenmäßig unsichere Position 
sind die Lieferungen in die Gemeinschaftsländer. 
Ende 1981 ist der Vertrag ausgelaufen. 

Auch die Absatzentwicklung auf dem allgemeinen 
Wärmemarkt ist nicht befriedigend. Die Umstellung 
von 01 auf Gas und Kohle reicht j a nicht einmal dazu 
aus, den allgemeinen Rückgang auf dem Wärme-
markt auszugleichen. Zwar haben wir jetzt einen 
starken Winter, und das mag die Zahlen für 1982 ver-
bessern. Aber das sollte nicht den Blick dafür ver-
stellen, daß der Absatz von Kohle auf dem allgemei-
nen Wärmemarkt immer weiter zurückgegangen 
ist. 

Auch das groß angekündigte Kohleveredelungs-
programm bringt keinen Absatz. In der Regierungs-
erklärung vorn 4. Juli 1979 hat der Bundeskanzler 
dieses große Programm angekündigt. Die Zeitungen 
waren voll davon. Im Januar 1980, verkündete For- 
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schungsminister Hauff mit großem Pressewirbel 
das eigentliche Programm. Man erweckte den Ein-
druck und man glaubte vielleicht sogar, daß hier 
auch für die heimische Kohle mittelfristig ein großer 
Absatzmarkt gegeben sei: 14 Projekte, 13 Milliarden 
DM, 12 Millionen Tonnen Steinkohleeinsatz im Jahr 
1993! Das waren doch die Zahlen. Und was ist heute? 
Man wird an die Kindergeschichte von den zehn 
kleinen Negerlein erinnert: Da waren es nur noch 
drei, nämlich die drei Anlagen, die übriggeblieben 
sind, die auch kleiner geworden sind; und sie beru-
hen immer weniger auf heimischer Steinkohle. Das 
ist die Bilanz der konsequenten Kohlepolitik. 

Ich werfe Ihnen das nicht vor. 

(Zuruf von der SPD: Das tun Sie doch!) 

Ich werfe Ihnen allenfalls vor, mit Luftschlössern 
Politik gemacht zu haben, die im Ruhrgebiet ankom-
men sollte, tatsächlich aber nicht realistisch war. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Reuschenbach? 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU): Ich 
danke sehr für die Zwischenfrage, aber ich habe nur 
noch ein paar Minuten Redezeit zur Verfügung. Ich 
bitte, mir zu verzeihen, wenn ich sie nicht mehr zu-
lasse. 

Es ist begrüßenswert, daß die Bundesregierung 
den Erwerb ausländischer Lagerstätten so positiv 
sieht. Wir teilen diese Sicht. 

Wir haben bei den Beratungen von der Import-
kohle zu sprechen. Die Importkohle ist auch eine 
Konkurrenz für die heimische Steinkohle. Aber sie 
hat auch eine Art Marktausweitungsfunktion, von 
der eines Tages — darüber sind wir einig, Herr Kol-
lege Wolfram — auch der Absatz deutscher Kohle 
profitieren wird. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Herr 
Riesenhuber hat noch mehr Importkohle 

gefordert, und Sie wollen weniger!) 

— Ich habe Sie nicht verstanden. Ich höre ja ein biß-
chen schwer, vor allem auf dem linken Ohr; das ist 
hier besonders schlimm. Aber wir sind mit Ihnen 
völlig einig, daß Importkohle die deutsche Stein-
kohle natürlich nicht verdrängen darf. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das war 
meine Feststellung!) 

Deswegen ist auch das Prinzip nicht richtig, das 
da heißt: 40 % Stromabsatz, 40 % Kokskohle, und mit 
den restlichen 20 % soll die Steinkohle dann selber 
fertig werden. Das ist schon deswegen nicht richtig, 
weil eben die 40 % der beiden großen Absatzblöcke 
sehr unterschiedlich auf die deutschen Bergwerks-
gesellschaften verteilt sind. Es wird ganz großer 
Wachsamkeit der Bundesregierung bedürfen, um zu 
verhindern, daß innerhalb der einzelnen Unterneh-
men Wettbewerbsverzerrungen entstehen und 
durch die Importe einzelnen Unternehmen einfach 
die Lebensfähigkeit genommen wird. 

Ich möchte noch einmal hervorheben, wie wichtig 
es ist, dem deutschen Bergmann eine sichere Zu-
kunft zu garantieren, diesen Beruf zu fördern. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Die ha

-

ben wir ihm doch verschafft!) 

Nahe meiner Heimat liegen die niederländischen 
Kohlevorkommen. Die Niederländer haben vor zwei, 
drei Jahren eine Studie angefertigt, um einmal fest-
zustellen, ob sie den Steinkohlebergbau wieder auf-
nehmen könnten. Abseits aller Wirtschaftlichkeit 
kamen sie in dieser Studie zu dem Ergebnis, daß das 
schon aus einem einzigen Grunde unmöglich sei: 
weil keine Bergleute mehr zur Verfügung stünden. 
Wir haben noch Bergleute, und wir müssen die Stel-
lung der Bergleute deswegen stärken. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und bei der 
SPD) 

Ich sage das auch im Hinblick auf das Bergarbei-
ter-Wohnungsbauprogramm, über das schon lange 
geredet, das sehnsüchtig erwartet wird, aber nicht 
auf die Füße kommt. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie sind 
voll auf unserer Linie!) 

Ich müßte die fast vollständige Streichung der In-
vestitionshilfe ansprechen. Aber dazu bleibt keine 
Zeit mehr. 

Ich möchte nur noch ein Wort zur Braunkohle sa-
gen. Über die Braunkohle wird nicht geredet, weil sie 
so problemlos ist; problemlos für die öffentlichen 
Haushalte und auch problemlos hinsichtlich der 
Wirtschaftlichkeit. Es wird auch angenommen, daß 
sie umweltmäßig problemlos sei. Ich muß schon sa-
gen: Es ist immer wieder erstaunlich, wenn Kern-
kraftgegner sich gegen den Bau von Kernkraftwer-
ken wenden und sagen, wir sollten mehr Strom aus 
Braunkohle erzeugen. Wegen 50 oder 100 ha Wald 
wird demonstriert, deswegen könne dieses Kern-
kraftwerk oder jene Wiederaufarbeitungsanlage 
nicht gebaut werden. Diese Kernkraftgegner sollten 
einmal in meinen heimatlichen rheinischen Raum 
kommen, um zu sehen, daß Heimat und Umfeld, daß 
Landschaft nicht nur beeinträchtigt, sondern total 
beseitigt werden. Dort werden Eigenheime gebaut, 
obgleich sicher ist, daß sie 20 Jahre später wieder ab-
gerissen werden müssen, weil dann dort wieder die 
Braunkohle ist. Dort werden Tag für Tag in zehn, 
zwölf Ortschaften Menschen zur letzten Ruhe gebet-
tet, und gleichwohl weiß jeder bei der Beerdigung, 
daß diese letzte Ruhe nur fünf, zehn oder 20 Jahre 
dauern wird. Dann kommt nämlich die Braunkohle. 
Das sollten sich die vielen Gegner der Kernkraft ein-
mal vor Augen führen. 

Jede Energieerzeugung ist mit einem Eingriff in 
die Landschaft verbunden. Das gilt auch und sogar 
insbesondere im Hinblick auf die rheinische Braun-
kohle. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es zeugt für das Verständnis und für den Realitäts-
sinn der betroffenen Bevölkerung, daß dies alles prak-
tisch ohne Bürgerinitiativen abläuft, sondern daß 
das eben als nationales Opfer hingenommen wird. 
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Daran sollten sich viele andere Bürger in diesem 
Staat ein Beispiel nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Frau Präsidentin, meine Redezeit ist abgelaufen. 
— Wir werden die Dritte Fortschreibung, für die 
man, weil sie ein Orientierungsrahmen ist, dem 
Herrn Bundeswirtschaftsminister und seinen Mitar-
beitern natürlich sehr danken sollte, beraten, und 
wir werden in der inhaltlichen Diskussion hoffent-
lich erreichen, daß dies eine einvernehmliche Orien-
tierungslinie wird, an der sich der deutsche Stein-
kohlenbergbau verläßlich ausrichten kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Bun-
desminister Dr. von Bülow. 

Dr. von Bülow, Bundesminister für Forschung und 
Technologie: Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Lassen Sie mich ein paar 
Bemerkungen zur Dritten Fortschreibung aus mei-
ner Sicht machen. 

In den Schwerpunkten der Dritten Fortschrei-
bung finden sich die Kernziele sozialdemokrati-
scher Energiepolitik wieder. Sparsame und ratio-
nelle Energieverwendung ist die vorrangige Dau-
eraufgabe. Der Ölanteil muß gesenkt, das Angebot 
aller anderen verfügbaren Energien erhöht werden. 
Die deutsche Kohle wird vor dem Hintergund des 
Vertrages zwischen dem Steinkohlenbergbau und 
der Elektrizitätswirtschaft stabilisiert. Die Fern-
wärme aus Kraft-Wärme-Koppelung und Abwärme 
soll einen größeren Versorgungsbeitrag leisten. Die 
Energieversorgungskonzepte werden für die lokale 
Energiesituation von großer Bedeutung werden. Mit 
ihnen sollen die Bedarfsabschätzung der verschie-
denen Energiearten verbessert und regionale und lo-
kale Gesamtstrategien möglich werden. Die Kern-
energie wird im Rahmen des notwendigen Grund-
lastbedarfs ausgebaut. 

Dieser energiepolitische Kurs entspricht weitge-
hend auch den Empfehlungen der Enquete-Kommis-
sion „Zukünftige Kernenergiepolitik" der letzten Le-
gislaturperiode. 

Ich weiß, daß die Dritte Fortschreibung von man-
chen kritisiert wird: die Datenbasis sei veraltet, weil 
die Prognosen der Institute mit 1978 abschlössen; 
damit blieben wichtige Einsparergebnisse der letz-
ten zweieinhalb Jahre unberücksichtigt und dies 
würde zwangsläufig zu falschen Einschätzungen der 
Einsparmöglichkeiten und damit zu unausgewoge-
nen Akzenten der Dritten Fortschreibung führen. — 
Ich habe mich nicht gewundert, daß die Prognose

-

Ergebnisse der Institute bezüglich der Kernenergie 
auf Kritik gestoßen sind. Aber über Prognosen soll-
ten wir uns nicht wieder zu einer politischen Phan-
tomjagd tragen lassen. Die Prognosen haben eben 
keinen entscheidenden politischen Stellenwert. Sie 
wurden lediglich als Informationshilfen herangezo-
gen; mehr können sie nicht leisten. Entscheidend ist, 
daß wir auf die tatsächliche weitere Entwicklung fle-
xibel reagieren. Überzogene Prognosen sollen und 
dürfen nicht als Entscheidungsgrundlage verwendet 
werden. 

Die Dritte Fortschreibung ist nicht auf eine be-
stimmte energiepolitische Entwicklung mit be-
stimmten Anteilen von Energieträgern zugeschnit-
ten, sondern sie ist flexibel genug, um ein breites 
Band energiepolitischer Entwicklungen im Rahmen 
einer grundsätzlichen Orientierung zu ermöglichen 
und zu fördern. Es wird kein energiepolitischer Weg 
ausgeschlossen, der einen Versorgungsbeitrag lei-
sten oder einen Einsparerfolg bringen könnte. Wir 
brauchen alle verfügbaren Energiearten. 

Nach meiner Überzeugung wird dieser breite An-
satz der Energiepolitik von einer großen Mehrheit 
der Bürger verstanden und getragen. Trotz vieler 
Unkenrufe stehen wir seit 1973 ja nicht schlecht da. 
Weder ist die Sicherheit der Energieversorgung 
preisgegeben, noch haben wir den vielbeschworenen 
Atomstaat. Vielmehr haben wir erhebliche Einspar-
erfolge. 

Ich weiß, daß auch die Einschätzung des zukünfti-
gen Energie-Einsparpotentials mit methodischen 
und statistischen Schwierigkeiten belastet ist und 
von vielen schwer voraussehbaren Faktoren ab-
hängt. Frühere Prognosen haben den Energiebedarf 
bei weitem überschätzt und die Einsparpotentiale 
unterschätzt. Ebenso wäre heute der Erkenntnis-
wert für die Energiepolitik gering, wenn einem Ma-
ximum bei der Einschätzung des Einsparpotentials 
ein Minimum bei der Einschätzung der Bedarfsent-
wicklung gegenübergestellt würde. 

Daraus die einfache energiepolitische Schlußfol-
gerung zu ziehen, jetzt auf den Zubau von Kraftwer-
ken zu verzichten, ist bei den sehr langen Vorlaufzei-
ten, die Investitionen im Energiebereich fast gene-
rell aufweisen, unsinnig. Energiepolitik muß langfri-
stig und kontinuierlich betrieben werden. 

Andererseits bin ich der Überzeugung, daß das 
Einsparpotential auch heute noch höher ist, als viele 
in früheren Phasen der energiepolitischen Diskus-
sion geglaubt haben. Fortschreibungen des Status 
quo greifen hier zu kurz. Wir sind noch keineswegs 
am Ende der Möglichkeiten von modernen Techno-
logien. Die beträchtlichen Chancen der Mikroelek-
tronik in diesem Bereich — insbesondere dort, wo 01 
verbraucht wird — nenne ich als Beispiel. 

Zum Ausbau der Kernenergie führt die Dritte 
Fortschreibung aus, daß der gegenwärtige Beitrag 
der Kernenergie sowie die Planungs- und Bauzeiten 
nicht den energie- und industriepolitischen Erfor-
dernissen entsprechen. Wenn Sicherheit und Ent-
sorgung gewährleistet werden, halte ich daher einen 
Ausbau der Kernenergie im Grundlastbereich — ich 
betone: im Grundlastbereich — nach Bedarf für er-
forderlich. 

Damit liegen wir auf der Linie der Koalitionspar-
teien; dies ist auch mit den Empfehlungen der En-
quete-Kommission vereinbar, die doch jeweils einen 
weiteren Zubau von Kernkraftwerken zulassen. Tat-
sächlich ist aber der Ausbau der Kernenergie hinter 
dieser Linie in den letzten Jahren zurückgeblie-
ben; 

(Gerstein [CDU/CSU]: Warum wohl?) 
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denn seit Juli 1977 hat es keine neue erste Teilerrich-
tungsgenehmigung für ein Kernkraftwerk mehr ge-
geben. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das habe ich ge-
sagt!) 

Die nüchterne Betrachtung dieser Situation, die ge-
genwärtige Struktur unseres Kraftwerksparks in 
den verschiedenen Lastbereichen, die Kostenvor-  
und -nachteile verschiedener Kraftwerkstypen so-
wie die wettbewerbspolitischen Konsequenzen ei-
nes - ungünstigen Strompreisniveaus im internatio-
nalen Vergleich sind Tatsachen, an denen eine ver-
antwortliche Energiepolitik nicht vorbeigehen 
kann. 

Der erforderliche Ausbau der Kernenergie hängt 
von der tatsächlichen gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung, den weiteren Einsparerfolgen und den 
entsprechenden Investitionsentscheidungen der 
Wirtschaft ab. Wie viele Kernkraftwerke das im ein-
zelnen in den nächsten 15 Jahren werden, kann des-
halb heute niemand genau sagen. An dieser Frage 
sollte man sich auch nicht verkämpfen. Das gibt nur 
Schaukämpfe. Was wir brauchen, ist eine sachliche 
Diskussion, die die ökonomischen Rahmenbedin-
gungen berücksichtigt. Es gehört deshalb zu den 
Maßnahmen zur Überwindung der gegenwärtigen 
Wirtschaftslage, daß wir der deutschen Industrie 
den Zugang zu einer besonders günstigen Energie-
quelle, die andere Länder konsequent nutzen, nicht 
versperren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen auch den Strombedarf und seine Ent-
wicklung — auch die Kostenentwicklung — im Auge 
behalten, um von dieser Seite in eine Debatte einzu-
steigen, welches Niveau und welche Struktur die 
Kraftwerksleistung in der Bundesrepublik Deutsch-
land zukünftig haben soll. Wir werden in den näch-
sten Jahren festzustellen haben, ob die Institute mit 
ihrer Meinung recht haben, daß der Stromverbrauch 
überproportional — nämlich um rund 3 % jährlich — 
wachsen wird, oder ob es auch beim Strom eher zu 
einer Art Plafondierung des Bedarfs kommen wird. 
Von diesen ökonomischen Bedingungen wird der 
Ausbau der Kernenergie bestimmt und nicht von 
Grundsatzerklärungen oder Fensterreden. 

Mit Blick auf die längerfristige Energiesicherung 
fördert die Bundesregierung die fortgeschrittenen 
Reaktorlinien, also die Prototypkraftwerke eines 
Schnellen Brüters in Kalkar und eines Hochtempe-
raturreaktors in Schmehausen. Die finanziellen Pro-
bleme bei beiden Projekten sind bekannt. Die Bun-
desregierung strebt an, beide Projekte trotz dieser 
Schwierigkeiten zum Erfolg zu führen. Diese An-
strengungen sind gerechtfertigt, da fortgeschrittene 
Reaktorlinien gerade einem rohstoffarmen Land 
wie der Bundesrepublik angesichts der weltweiten 
Versorgungslage im Energiebereich, die zukünftig 
eher noch schwieriger wird, die große Chance eröff-
nen, von Energieimporten zumindest für die Strom-
versorgung unabhängiger zu werden und eigene 
Energierohstoffe wie die Kohle besser auszunut-
zen. 

Die Bundesregierung hält in der gegenwärtigen 
Situation allerdings eine stärkere Beteiligung der 
Elektrizitätswirtschaft an den Kosten des Schnellen 
Brüters in Kalkar für unausweichlich und absolut 
erforderlich. Ich möchte betonen, daß diese Forde-
rung ihren Grund nicht allein in den aktuellen Fi-
nanzierungsproblemen hat. Hier geht es auch dar-
um, die künftigen Nutzer einer Technologie rechtzei-
tig und verantwortlich an der Entwicklung zu betei-
ligen, weil nur so die Gefahr von teuren Fehlent-
scheidungen vermindert werden kann. Das ist eine 
Grundsatzfrage. 

Die stärkere Beteiligung der Elektrizitätswirt-
schaft am SNR 300 ist aber auch eine Frage der 
Glaubwürdigkeit ihrer Energiepolitik. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Man kann nicht einerseits die Entwicklung der 
Schnell-Brüter-Technologie für notwendig halten 
und vom Staat erwarten, für eine Nutzung dieser 
Technologie alle Voraussetzungen zu schaffen — 
auch alle Konflikte zu bereinigen —, andererseits 
aber substantielle finanzielle Eigenleistungen ab-
lehnen. 

Über die bisher von RWE, NWK und PREAG be-
dingt zugesagten Mittel über zusätzlich insgesamt 
547 Millionen DM hinaus konnten in den letzten Wo-
chen zwar noch keine weiteren Zusagen für Beiträge 
von Elektrizitätsversorgungsunternehmen einge-
holt werden, es gibt aber positive Anzeichen, daß 
sich, nicht zuletzt durch die Mitwirkung der Landes-
regierungen von Bayern und Baden-Württemberg, 
auch süddeutsche Unternehmen an der Finanzie-
rung des SNR beteiligen werden. Insbesondere die 
großen bayerischen Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen haben ihre grundsätzliche Bereitschaft zur 
Mitfinanzierung erklärt. Bund und Länder müssen 
gemeinsam ihrer politischen Verantwortung auch 
bei längerfristiger Orientierung von wichtigen Fach-
politiken gerecht werden. 

Trotz dieser positiven Tendenz ist die Situation 
um den SNR 300 durchaus nicht entspannt oder gar 
gelöst. Weil die dem Bund verfügbaren Mittel zur Fi-
nanzierung des Projekts im Vorgriff auf die Leistun-
gen der Elektrizitätsversorgungsunternehmen nur 
noch bis Mitte Februar reichen, sind zur planmäßi-
gen Fortführung des Projekts anschließend weitere 
Mittelzusagen unbedingt erforderlich. Es muß allen 
Beteiligten klar sein, daß sonst das Projekt Schnel-
ler Brüter akut gefährdet wäre. 

Bis Mitte Februar dieses Jahres erwarte ich, daß 
die Elektrizitätswirtschaft ihre Beteiligung in Aus-
sicht stellt. 

Bei den vorliegenden bedingten Zusagen für eine 
stärkere Mitfinanzierung will ich hier erwähnen, 
daß die Elektrizitätsversorgungsunternehmen er-
klärt haben, daß sie die Entscheidung des Deutschen 
Bundestages über seinen Vorbehalt zur Inbetrieb-
nahme des SNR 300 abwarten wollen. Ich begrüße, 
daß der Deutsche Bundestag die Enquete-Kommis-
sion aufgefordert hat, ihre Empfehlung zur Inbe-
triebnahme des SNR 300 dem Bundestag noch vor 
der Sommerpause zuzuleiten, und ich würde es für 
sehr hilfreich halten, wenn wir alsbald danach die 
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entsprechende Diskussion hier im Plenum durch-
führen könnten. 

Meine Damen und Herren, ich halte es mit der En-
quete-Kommission für richtig, die Handlungsspiel-
räume der Energiepolitik zu erweitern. Dazu kann 
die Technologiepolitik sicher einen wichtigen Bei-
trag leisten. Ich halte es für falsch, dieses Ziel mit 
dem Verzicht auf einzelne leistungsfähige Energie-
quellen oder der Unterbewertung von Energie-
einsparpotentialen zu verbinden. Damit würde die 
Handlungsfähigkeit gefährlich eingeengt. 

Energiepolitik kann in einem demokratischen 
Staat nicht verordnet werden. Dies gilt für den Aus-
bau der Kernenergie ebenso wie für eine Ausschöp-
fung eines rein rechnerisch ermittelten Einspar-
potentials auf administrativem Weg. Die Qualität 
der energiepolitischen Diskussion ist mit davon ab-
hängig, wie sich der Bürger durch Politiker, Wissen-
schaftler, Ingenieure und Energiewirtschaftler in-
formiert und aufgeklärt fühlt. Je mehr die kritische 
Begleitung des Bürgers durch Sachkunde, durch 
Verständnis für wirtschaftliche und soziale Zusam-
menhänge und durch Kenntnis langfristiger Zielset-
zungen gekennzeichnet ist, desto wirkungsvoller 
und fruchtbarer ist sie. 

Partikulare Einzelinteressen, etwa nach dem 
Sankt-Florians-Prinzip, oder ideologische Recht-
gläubigkeit mit intoleranten Ausschließlichkeitsan-
sprüchen der einen oder der anderen Art sind weder 
im energiepolitischen Alltag noch in der kritischen 
Diskussion hilfreich. — Herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Kansy. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nach den 
hier schon mehrmals zu Recht dargestellten Erfol-
gen beim Energieeinsparen, die wir als CDU/CSU 
begrüßen und weiter fördern werden, sind doch noch 
einige Anmerkungen nötig. 

Sparsame und rationelle Energieverwendung, 
Herr Kollege Rauschenbach, Herr Minister Bülow, 

(Reuschenbach [SPD]: Reuschenbach!) 

— Pardon: Reuschenbach — ist zwischenzeitlich 
nicht nur politisch unumstritten, sondern auch von 
den Verbrauchern unter dem Eindruck des Marktes 
anerkannt worden. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: So ist es!) 

Herr Bülow, zumindest wir als CDU/CSU werden 
— und ich hoffe, daß Ihre Ankündigungen tatsäch-
lich Wirklichkeit werden — auch solche Möglichkei-
ten im Auge behalten, die vielleicht schon wieder in 
Gefahr sind, aus ideologischen Gründen links liegen 
gelassen zu werden — wie z. B. den von Ihnen hier 
genannten Einsatz der Mikroelektronik beim Ener-
giesparen. Aus einer Studie der Fraunhofer-Gesell-
schaft, die Sie selber in Auftrag gegeben haben, geht 
hervor, daß 8 bis 9 % des Endenergieverbrauchs 
durch Einsatz der Mikroelektronik eingespart wer

-

den könnten; ein weiteres wesentliches Argument, 
diese Technologie ideologiefreier zu diskutieren, als 
das teilweise in diesem Lande passiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die erzielten Erfolge wurden vom Wirtschaftsmi-
nister dargestellt. Es ist außerordentlich begrüßens-
wert, daß der Anteil des Öls am Primärenergiever-
brauch von 1973 bis 1981 von 55% auf 45% zurückge-
gangen ist. Aber, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, es wäre außerordentlich leichtfertig, diese 
Sparerfolge so zu deuten, als ob sich diese Entwick-
lung unbegrenzt fortsetzen ließe. Der Primärener-
gieverbrauch insgesamt stieg von 1973 bis 1980, wie 
die Bundesregierung zu Recht bei der Fortschrei-
bung dargelegt hat, trotz einer Zunahme des Brutto-
sozialprodukts von 17,5% zwar nur um 3,1 % — er-
freulich! Der wesentliche Rückgang von Primär-
energie- und Ölverbrauch lag aber 1980 und 1981 — 
das  kann man nicht oft genug sagen —, nämlich mit 
etwa 14 % beim Primärenergieverbrauch und etwa 
22 % beim Ölverbrauch. Diese Jahre waren Jahre 
wirtschaftlicher Rezession und zunehmender Ar-
beitslosigkeit. Zudem waren auch beim Energiespa-
ren — wie überall — die ersten Erfolge am leichte-
sten zu erzielen. Der Verbraucher war bereit mitzu-
ziehen, weil es wirtschaftlich vernünftig war und die 
sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse nicht aus 
dem Gleichgewicht gebracht wurden. 

Die CDU/CSU hält deswegen die Auffassung der 
Bundesregierung in der Fortschreibung für richtig 
— ich wiederhole das hier an dieser Stelle —, daß die 
Grundlage der Energiesparpolitik ihre Steuerung 
über Markt und Preis ist. Ich möchte vielleicht noch 
einmal anfügen, daß die Bundesregierung hier eher 
dem Minderheitsvotum der Enquete-Kommission 
gefolgt ist als dem Mehrheitsvotum. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Weil es rich

-

tig ist!) 

Wir möchten in diesem Zusammenhang — ich sage 
das mit aller Härte — Versuche zurückweisen, Ener-
giesparen als Ersatz für eine ausreichende Energie-
vorsorgepolitik zu betrachten, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

es sozusagen auch zum ideologischen Vehikel zu 
machen. Was heißt: Das macht keiner? Ich darf mit 
Zustimmung der Frau Präsidentin einen Satz unse-
res Kollegen Schäfer zitieren, der heute leider fast 
schon zu oft genannt wird. Es gibt ja auch noch ande-
re. Ich zitiere aus der Debatte am 10. Dezember. 

Die Frage, ob auf Kernenergie verzichtet wer-
den kann, entscheidet sich mit der Frage, ob es 
möglich ist, entsprechende Energieeinsparpo-
tentiale gesellschaftliche Wirklichkeit werden 
zu lassen. 

Meine Damen und Herren, es ist doch genau der fal-
sche Weg, zu suggerieren, als ob Sparpolitik allein 
die Probleme lösèn kann. 

(Kolb [CDU/CSU]: Darum dürfte der auch 
heute nicht reden!) 

Wer in einer Zeit mit 1,7 Millionen Arbeitslosen, 
mit Hunderttausenden gefährdeter Arbeitsplätze, 
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mit geburtenstarken Jahrgängen, die fast 1 Million 
zusätzlicher Arbeitsplätze bis zum Ende dieses Jahr-
zehnts erfordern, 

(Schäfer [Offenburg] [CDU/CSU]: Wie-
viel?) 

sein Credo auf diese Option beschränkt und verkün-
det, Energiesparen sei unsere beste Energiequelle, 
der gleicht jemandem, der zu Hungernden sagt, die 
beste Nahrungsmittelquelle sei ausreichendes Fa-
sten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Hüten wir uns vor solchen irreführenden Schlag-
worten, die im Geiste der Zeit Probleme nur verne-
beln, statt sie zu lösen! Sparen ist ein sehr wichtiger 
Aspekt der Energiepolitik, aber kein Ersatz für 
Energiepolitik. 

Dasselbe, meine Damen und Herren, gilt für den 
Einsatz erneuerbarer Energien. Wir haben die Vor-
stellung der CDU/CSU dazu schon bei der Diskus-
sion unseres Antrags zum 4,35-Milliarden-Mark-Pro-
gramm im Juni letzten Jahres vorgetragen. Wir ha-
ben begründet, warum wir künftig die knapper wer-
denden öffentlichen Mittel in einem Nachfolgepro-
gramm auf die Markteinführung neuer Technolo-
gien — z. B. Wärmepumpen —, die Verbesserung 
von Heizungsanlagen und den Anschluß an Fern-
heizsysteme — konzentrieren wollen. Nur, auch hier 
müssen wir uns natürlich fragen: Was können wir 
real von den neuen Energietechniken erwarten? Die 
Bundesregierung erwartet, damit 1 bis 5 % des Pri-
märenergiebedarfs im Jahre 2000 abdecken zu kön-
nen. Ohne die Möglichkeiten von Sonne, Wind, Bio-
masse, Geowärme und anderen Energiequellen zu 
unterschätzen, sind wir da sogar noch etwas optimi-
stischer und sehen die 5 % eher als untere Grenze 
an. 

Dennoch: Auch im Bereich der Solarenergie z. B. 
wachsen die Bäume nicht in den Himmel. Eine Be-
standsaufnahme ist notwendig — das ist hier schon 
gesagt worden —, um zu sehen, ob die bisher aufge-
wendeten öffentlichen Mittel richtig eingesetzt wer-
den. Da gibt es Zweifel. Die CDU/CSU hat im Dezem-
ber letzten Jahres dazu eine Kleine Anfrage einge-
bracht; wir warten noch auf die Antwort. 

Dasselbe gilt für den Wind. Ob sich Großwindanla-
gen wie GROWIAN mit Gesamthöhen von 150 Meter 
bei 100 Meter Rotordurchmesser hinsichtlich Stand- 
zeit, hinsichtlich Kapitalaufwand und auch hinsicht-
lich Akzeptanz durch die Bevölkerung, die in dieser 
Gegend zu leben hat, bei einer Leistung von nur 
2 Promille eines Großkraftwerkblocks wirklich 
durchsetzen werden, bleibt abzuwarten, meine sehr 
geehrten Damen und Herren. 

(Kolb [CDU/CSU]: Hauptsache, sie machen 
Wind!) 

Dasselbe gilt — ich möchte hier auf die Details 
nicht eingehen — für die Möglichkeiten im Bereich 
der Äthanolgewinnung aus Biomasse, für die Ener-
giegewinnung aus Müll, Klärschlamm usw. 

Alle diese begrüßenswerten neuen Technologien, 
alternativen Energiequellen erfordern aber ausrei-
chende Weiterbildung des Handwerks und Beratung 

der Verbraucher, um Fehlentscheidungen zu ver-
meiden. Schnelle Laienentscheidungen sind meist 
teurer als fachliche Beratung. Energiepolitisch gilt 
es aber auch hier, alternative Energiequellen zu 
nutzen, wo wir können. Aber sie sind kein Ersatz für 
eine Energiepolitik. 

Einen beträchtlichen Beitrag zur zukünftigen 
Energieversorgung in diesem Lande kann und wird 
die Fernwärme leisten. Meine Damen und Herren, 
vorhin sind einige Bundesländer im Norden — 
sprich: Schleswig-Holstein und Niedersachsen — ge-
rügt worden, weil es angeblich so lange gedauert hat, 
zu dem neuen Programm zu kommen. Die Bundes-
länder haben sich an dem neuen Bund-Länder-Pro-
gramm zu Recht erst dann beteiligt, als durch einen 
vernünftigen Kompromiß sichergestellt worden war, 
daß sie durch größere Entscheidungsfreiräume den 
eigenen Bedürfnissen und den landesspezifischen 
Besonderheiten Rechnung tragen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das war die Diskussion; sie ist jetzt zu einem ver-
nünftigen Abschluß geführt worden. 

Wenn wir über Fernwärme reden, meine Damen 
und Herren, dann kriegen manche Politiker und Pu-
blizisten in diesem Lande so glänzende Augen, als 
hätten sie irgendeine Erscheinung gehabt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Hier ist allergrößte Sachlichkeit erforderlich. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wieso nur 
hier?) 

Fernwärme ist kein Allheilmittel, um alle Energie-, 
Umwelt-, Arbeitsplatz-, Zahlungsbilanz- und was 
weiß ich für Probleme in diesem Lande zu lösen. 

(Prangenberg [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Zunächst einmal ist Fernwärme kein Abfallprodukt; 
das muß man immer wieder sagen. Die vielgenannte 
Abwärme aus Kondensationskraftwerken mit 25, 30 
oder 35 Grad Temperatur kann wirtschaftlich nicht 
in höherwertige Energie umgewandelt werden. Für 
Fernheizzwecke werden 90 bis 130 Grad Wärme ge-
braucht. Wärme dieser Temperatur — das muß ge-
sagt werden — hat ihren Preis, weil sie z. B. bei der 
Kraft-Wärme-Koppelung nur ausgekoppelt werden 
kann, wenn dabei die Stromerzeugung vermindert 
wird. Wer, meine Damen und Herren, wie Minister 
Farthmann vor einigen Tagen, am 12. Januar in der 
„Bild-Zeitung" schreibt — ich zitiere —: „Gewaltige 
Mengen von Abwärme werden nutzlos in die Luft ge-
blasen" 

(Zuruf von der SPD) 

— ich habe ihn wörtlich zitiert —, suggeriert hier 
Möglichkeiten, die in Wirklichkeit gar nicht beste-
hen. Abgesehen davon ist eine nachträgliche Umrü-
stung der bestehenden Kraftwerke nur teilweise 
möglich. 

Diese Aussagen, meine Damen und Herren, sind 
keine Absage an Fernwärme, keine Absage an kom-
munale Energieversorgungskonzepte, keine Absage 
an Inselstrategien und alles mögliche, was hier zu 
Recht diskutiert wird. Aber sie sind eine Erklärung 
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dafür, daß — bis auf besonders gelagerte Fälle wie 
Flensburg oder Mannheim — viele Großstädte, die 
seit Jahren Fernwärme haben, sehr realistisch ge-
worden sind und sich 15 bis 20 % 1990 oder später als 
Ziel gesetzt haben. Die Aussagen der Fernwärme-
studie des BMFT, von 8 % Anteil Niedertemperatur-
wärmebedarf auf 25 % durch Fernwärme zu kom-
men, läßt vor diesem Hintergrund die Zeiträume ah-
nen, in denen diese Zielsetzungen Wirklichkeit wer-
den können. 

(Zuruf von der CDU/CSU)  

Da liegen natürlich die hohen Investitionskosten 
den Städten und Gemeinden und den Versorgungs-
unternehmen wie ein Stein im Magen. Ich nenne nur 
Köln mit einem Defizit 1980 von 16 Millionen DM al-
lein im Fernwärmebereich. Bei hoher Verschuldung 
und leeren öffentlichen Kassen — das gilt vom 
Stadtkämmerer sicherlich bis zum Bundesminister, 
so hoffe ich — ist nicht nur Energie, sondern auch 
Kapital ein knappes Gut, das wirtschaftlich einge-
setzt werden muß. Sollte also, was wir gemeinsam 
hoffen, das neue Bund-Länder-Programm 5 bis 
6 Milliarden DM Investitionen auslösen, dann sind 
— das ist ein leichtes Rechenexempel —10 % der ge-
schätzten Investitionssumme von 60 Milliarden da-
mit aufgebracht, die langfristig den Fernwärmean-
teil auf 25 % bringen. Das sind 1,7 % Erhöhung im 
Niedertemperaturwärmebereich. Das ist die Reali-
tät. Deswegen gilt auch hier: Fernwärme ist ein As-
pekt der Energiepolitik, aber kein Wundermittel. 

Wer über Fernwärme redet, der muß natürlich — 
wenn auch nur noch kurz, aus Zeitgründen — einige 
Bemerkungen über Energieversorgungskonzepte 
im örtlichen und regionalen Bereich machen. Es gibt 
— Herr Beckmann, „mancherseits" hatten Sie ge-
sagt — die Mancherseits/FDP-Koalition, Kollegen 
von Ihnen, die die Wahlfreiheit von Verbrauchern 
aufheben, die Belastungsfähigkeit der Energiever-
braucher testen wollen, die auf starre staatliche Re-
gelung hoffen, die Wärmeabgabe und Anschluß-
zwang ventilieren — in Klammern: Ehmke-Kom-
mission. 

(Zurufe von der FDP) 

— Ich sage ja: die Irgendwer/FDP-Koalition. — Wir 
gehen von örtlichen gewachsenen Versorgungs-
strukturen aus, setzen auf marktkonforme, flexible 
Lösungen, die für neue Technologien offen sind. Wir 
halten nichts von Planspielen an Schreibtischen, 
Strafabgaben und Zwangsregelungen und schon gar 
nichts von neuen Belastbarkeitsproben, die bei den 
Bürgern die Heizkosten in die Höhe treiben. 

Wir sagen ja zu den örtlichen und regionalen 
Energieversorgungskonzepten, die in Partnerschaft 
von Gemeinden und Versorgungsunternehmen erar-
beitet werden. Dem Bund bleibt die Aufgabe — da-
mit möchte ich schließen —, die Entwicklung und 
Markteinführung der erforderlichen Techniken zu 
unterstützen, das komplizierte Sachwissen für die 
Gemeinden aufzuarbeiten und möglichst breit auf-
zuklären — bis in Teile der eigenen Regierungspar-
teien hinein — , daß Energiesparen, erneuerbare 
Energiequellen, Fernwärme und Versorgungskon-

zepte alles nur Aspekte der Energiepolitik sind, aber 
kein Ersatz. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schäfer (Offenburg). 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Frau Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich erfahre so-
eben, daß ich statt 15 Minuten nur zehn Minuten 
habe. Ich bitte um Verständnis, daß ich deswegen 
nicht auf alles, was bislang gesagt worden ist und 
eine Antwort verdient, eingehen kann. 

Zunächst einmal hat auch der letzte Beitrag, der 
des Kollegen Kansy, der eben vor mir gesprochen 
hat, deutlich gemacht, daß der Konsens, den ich zu-
mindest hinsichtlich der Notwendigkeit des Ener-
giesparens in diesem Hause vermutet habe, so nicht 
mehr besteht. Sie haben natürlich recht, daß nicht 
eine Maßnahme, für sich allein genommen, Energie-
politik bedeutet. Dazu ist das Thema viel zu kom-
plex. Wer aber sagt „Sparen ist notwendig, aber kein 
Ersatz für Energiepolitik", der verkennt, daß die tat-
sächliche energiepolitische Herausforderung, wenn 
wir Energiesicherheit gewährleisten wollen, wenn 
wir die Umweltbelastung reduzieren wollen, wenn 
wir die Abhängigkeit vom Ausland geringer machen 
wollen, darin liegt, mit der vorhandenen Energie 
möglichst rationell und haushälterisch umzugehen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der FDP) 

Deswegen ist das Kernstück der Energiepolitik 
Energiesparen und kein Ersatz. 

Die Diskussion leidet in der Energiepolitik — 
auch heute bei Ihnen, meine Damen und Herren von 
der Opposition — oft darunter, daß Sie fast aus-
schließlich auf Strom, auf Elektrizität starren. Strom 
ist ein wichtiger Teil der Energiepolitik, aber nicht 
das wichtigste Problem. Unser energiepolitisches 
Hauptproblem, wenn es darum geht, weg vom Ö1 zu 
kommen, liegt im Bereich des Wärmemarktes. Ich 
will das mit zwei, drei Beispielen belegen. Etwa 43 % 
des Endenergieverbrauchs gehen in die Raumhei-
zung, dort zu über 50 % ölbefeuert, 35 % Industrie, 
20 % Verkehr. dort wieder weitgehend 01. Wer eine 
Politik des „Weg vom Ö1" will, muß logischerweise 
dort ansetzen, wo am meisten Ö1 verbraucht wird 
und 01 am wirksamsten substituiert werden kann, 
durch Energieeinsparung zum Beispiel. 

Ich will es an einem Beispiel deutlich machen. 
Wenn Sie ein Haus mit 100 qm Wohnfläche beheizen 
wollen und nehmen den Wärmedämmstandard der 
60er Jahre, dann brauchen Sie, um den Wärmebe-
darf des Verbrauchers zu befriedigen, 37001 01 — 
über den Daumen — pro Jahr. Wenn Sie ein Haus 
mit 100 qm Wohnfläche und Wärmedämmwerten, 
die jetzt in Kraft sind, beheizen, brauchen Sie keine 
3 700 1, sondern 2 1001 Öl. Wenn Sie schwedische 
Wärmedämmstandards nehmen und gleiche 100 qm 
Wohnfläche bei gleichem Wärmekomfort beheizen 
wollen, kommen Sie mit 900 1 Ö 1 aus. Meine Damen 
und Herren, der Bürger hat in der Raumheizung ei-
nen Bedarf an Wärme, und unsere Aufgabe ist es, 
ihm den Wärmebedarf mit möglichst wenig Energie-
aufwand zu garantieren. 
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Meine Damen und Herren, jetzt sagen Sie alle, 

auch der Kollege Probst, Wärmedämmung sei not-
wendig. Nur, Sie spitzen den Mund, aber Sie pfeifen 
nicht. Die Bundesregierung hat die Wärmeschutz-
verordnung vorgelegt. Sie ist am 27. November in 
den Bundesrat gekommen: Verschärfung um 25 % — 
in  Übereinstimmung mit der Bauwirtschaft, in Über-
einstimmung mit der Baustoffindustrie, in Überein-
stimmung mit allen beteiligten Kreisen. Eine wei-
tere wirksame Reduzierung des Ölverbrauchs wäre 
möglich gewesen. Die bayerische Landesregierung 
hat beantragt, weil sich dadurch die Kosten für öf-
fentliche Bauten um 2 bis 3 % verteuert hätten, diese 
Wärmeschutzverordnung nicht in Kraft treten zu 
lassen. Zwischenzeitlich hat sich der Bundesrat auf 
eine Verschiebung der Beratung geeinigt. Sie sitzen 
nicht nur im Glashaus, Herr Kollege Probst, Sie ha-
ben Ihre energiepolitischen Hosen voll und werfen 
uns vor, wir würden stinken. 

Meine Damen und Herren, ich will, weil das ange-
sprochen worden ist, noch etwas zum Konzept der 
örtlichen und regionalen Energieversorgung sagen. 
Sie haben — wie wir auch — dazu die Stellung-
nahme des Vorsitzenden des Sachverständigenrates 
für Umweltfragen, Professor Salzwedel, bekommen. 
Wie das Beispiel der Rechtsverordnung über die 
Wärmedämmung eben schon deutlich gemacht hat, 
hat der Bund — ich bitte die Bürger um Verständnis 
— nur bedingt Möglichkeiten, die notwendigen 
Energieeinsparmaßnahmen auch durchzusetzen. Ob 
wir tatsächlich noch weiterreichende Energieein-
sparerfolge werden erzielen können, entscheidet 
sich in erster Linie auf kommunaler, auf regionaler 
und auf Länderebene. Deswegen begrüßen wir auch, 
daß es nach langem Drängen der Bundesregierung 
möglich gewesen ist, das Fernwärmeprogramm auf 
den Weg zu bringen. Es entspricht energiepolitisch 
unseren Zielsetzungen, es schafft Arbeitsplätze, wie 
fast alle Energieeinsparungsmaßnahmen arbeits-
marktintensive Maßnahmen sind, 

(Kolb [CDU/CSU]: Aber nur einmal, Herr 
Kollege!) 

was uns auch in der Beschäftigungspolitik hilft, was 
uns mehr hilft, als wenn Sie jedes Jahr zwei oder 
drei Kernkraftwerke zubauen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich will hier schlicht und ergreifend Professor 
Salzwedel zitieren, weil Sie von der Union dauernd 
auf die Selbstheilungskräfte des Marktes setzen. Wo 
der Markt das Notwendige leisten kann, muß er 
seine Anwendung finden. Professor Salzwedel vom 
Sachverständigenrat für Umweltschutz schreibt: 

Allein, Fernwärme ist kein Selbstläufer, weil ihr 
eine Reihe von rechtlichen und wirtschaftlichen 
Hindernissen entgegenstehen, die im Sonder-
gutachten „Energie und Umwelt" im einzelnen 
dargestellt worden sind. Allein mit dem Ver-
trauen auf die marktwirtschaftlichen Kräfte ist 
es auf diesem Felde nicht getan. 

Er fährt dann fort mit dem, was notwendig ist. 

Meine Damen und Herren, dies ist unsere energie-
politische Position. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zwangsmaßnah

-

men, oder was ist notwendig?) 

Wo der Markt unübertroffen ist, muß er auch im 
Energieeinsparbereich eingesetzt werden. Wenn Sie 
staatliche, gesellschaftliche Energiepolitik machen 
wollen, können Sie dies nicht ausschließlich dem 
Markt überlassen, der im übrigen im Energiebereich 
so sehr monopolisiert ist, daß viele Marktgesichts-
punkte — vielleicht zu viele — heute schon außer 
Kraft gesetzt sind. 

Meine Damen und Herren, ich muß noch etwas 
zur Kernenergie sagen dürfen, 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Jawohl, das wird 
auch Zeit!) 

und zwar ganz kurz zwei Punkte. 

Herr von Benningsen-Foerder hat am 18. Dezem-
ber zu Recht darauf hingewiesen, daß alles, was Sie, 
meine Damen und Herren von der Union, hier ver-
langen — jedes Jahr ein oder zwei Kernkraftwer

-

ke —, 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Ja oder nein?) 

durch das Nadelöhr der Entsorgung muß. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Brauchen wir 
sie?) 

Die „Zeit" schrieb am 25. September unter der Über-
schrift „Die Schlinge zieht sich zu": Droht die Nukle-
arindustrie an der Entsorgung zu scheitern? — Ich 
sage Ihnen: Gleichgültig, ob Sie einen großen Kern-
energiezubau oder einen — was meine Position ist 
— Zubau im Rahmen des Bedarfs und bei gesicher-
ter Entsorgung wünschen, Sie werden die Zahlen, 
die die Institute uns vorgeben — ob 37 000 oder 
38 000 oder 39 000 MW im Jahre 1995 —, nicht errei-
chen, wenn es bei der gegenwärtigen entsorgungs-
politischen Situation bleibt. Oder, meine Damen und 
Herren von der Opposition, Sie nehmen den Satz 
„Die Entsorgung muß gesichert sein" nur als Alibi, 
während Sie — gleichgültig, was sich entsorgungs-
politisch tut — auf jeden Fall Kernenergie zubauen 
wollen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie sollten Ihren eigenen 
Kollegen besser zuhören! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, ich verstehe ja, daß 
Sie sich aufregen. Der Kollege Riesenhuber sagte: 
Wenn sich der Ausbau der Kernenergie nicht so, wie 
es in den Gutachten steht, realisieren läßt, scheitert 
die Energiepolitik. Damit kalkuliert er nicht einmal 
die Möglichkeit ein, daß entsorgungspolitische Not-
wendigkeiten den Zubau oder gar den Betrieb von 
Kernkraftwerken hemmen. Dann sind Sie — auch 
unter Gesichtspunkten der Versorgungssicherheit 
— alternativlos. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Aber es 
spricht doch alles dafür, daß wir es durch

-

führen können! Das, was Sie machen, ist 
doch eine Negativstrategie!) 
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Ein Wort zur Sicherheit. Herr Kollege Probst, daß 

die deutschen Kernkraftwerke einen hohen Sicher-
heitsstandard haben, verdanken wir auch und nicht 
zuletzt der obersten atomrechtlichen Genehmi-
gungsbehörde, dem Bundesminister des Innern. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Für die SPD/FDP-Koalition weise ich mit aller Ent-
schiedenheit Ihre Anwürfe gegenüber dem Bundes-
minister des Innern zurück! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich will einmal auf das eingehen, was Sie sich unter 
dem Beifall Ihrer Kollegen zu eigen gemacht haben. 
Sie haben dem Bundesinnenminister Vorwürfe ge-
macht, 

(Kolb [CDU/CSU]: Wo ist er denn?) 

indem Sie sich den Vorwurf von Herrn Ziegler aus 
der Reaktorsicherheitskommission zu eigen ge-
macht haben, daß er, der Minister, nicht automatisch 
alle Empfehlungen der Reaktorsicherheitskommis-
sion übernimmt, sondern entsprechend seiner politi-
schen Verantwortung 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das ist überhaupt 
nicht wahr!) 

sich nur das zu eigen macht, was er mit seinem 
Amtseid vereinbaren kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Stimmt nicht!) 

Es wäre geradezu fatal und verheerend, wenn der 
Bundesminister des Innern alle Empfehlungen der 
Reaktorsicherheitskommission — die ein Bera-
tungsgremium ist — übernehmen würde. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es ist die Aufgabe der Politik, zu entscheiden, und 
dazu gehört es auch, gegebenenfalls Empfehlungen 
von wissenschaftlichen Gremien zurückzuweisen. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Miserabel ist 
das! — Gerstein [CDU/CSU]: Es ist aber 
notwendig, sachlich und nicht aus opportu-

nistischen Gründen zu entscheiden!) 

— Dann müssen Sie bitte hergehen und müssen sa-
gen, wodurch der Vorwurf des Opportunismus ge-
rechtfertigt ist! 

(Gerstein [CDU/CSU]: Durch Herrn 
Ziegler!) 

— Verzeihung, Herr Kollege Gerstein, sind das viel-
leicht Belege? Was hat denn Herr Ziegler im einzel-
nen vorgeworfen? Maßnahmen gegen die Folgen des 
Kernschmelzens seien Pseudoprobleme! Haben wir 
nicht in Kalkar einen corecatcher wegen der verhee-
renden Folgen einer Kernschmelze? Es steht in dem 
Brief, den Sie sich vorhin unter dem Beifall Ihrer 
Kollegen zu eigen gemacht haben, Befassung mit 
Maßnahmen gegen die Folgen des Kernschmelzens 
seien Pseudoprobleme! 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Bringen Sie 
doch das Zitat von Herrn Probst! Argumen-
tieren Sie doch fair und übernehmen Sie 

es!) 

Waren wir nicht alle nach Harrisburg einmütig der 
Auffassung, die Folgen einer Kernschmelze müßten 
untersucht werden? 

Zweitens. Herr Probst hat Herrn Ziegler wörtlich 
zitiert; er hat alles übernommen. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Er hat von 
Bürokratie gesprochen!) 

Endlagerung ohne Wiederaufarbeitung sei ein Pseu-
doproblem. — Darauf haben sich, weil es notwendig 
sei, u. a. die Ministerpräsidenten der Länder und der 
Bundeskanzler geeinigt! 

Drittens, meine Damen und Herren, um nur noch 
eines zu nennen: Befassung mit unterirdischer Bau-
weise von kerntechnischen Anlagen sei ein Pseu-
doproblem. Weltweit wird über diese Frage disku-
tiert, weil eine solche Bauweise gegen besondere Ge-
fährdungsmöglichkeiten kerntechnischer Anlagen 
mehr Schutz bieten kann! 

Meine Damen und Herren, bei mir leuchtet das 
Licht auf. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das einzige, was leuch

-

tet!) 

Deswegen noch zwei Bemerkungen zum Schluß. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und es ging ihm ein 
Licht auf!) 

Herr Minister Lambsdorff, wir nehmen selbstre-
dend das Angebot an, im Verlaufe der parlamentari-
schen Beratungen in die Fortschreibung des Ener-
gieprogramms Veränderungen und Akzentuierun-
gen einzubringen. Wir unterstreichen ausdrücklich, 
daß nach dem Energiewirtschaftsgesetz und nach 
den anderen gesetzlichen Bestimmungen die Frage 
der Standortauswahl und der Bedarfsschätzung Sa-
che der jeweiligen Länder ist. Soweit ich jetzt als So-
zialdemokrat aus Baden-Württemberg spreche, sage 
ich: Wir werden aus unserer Verantwortung heraus 
die anstehenden Probleme — Neckarwestheim und 
Wyhl — so entscheiden, wie die rechtliche Situation 
es erlaubt, und wie es politisch geboten ist. 

Ich will ganz offen sagen, daß wir jedenfalls zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt einem Kernkraftwerk 
Neckarwestheim und Wyhl kein grünes Licht ertei-
len können. — Ich bedanke mich für die Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es gibt nieman-
den in der Union, der die schreckliche Zahl von 1,7 
Millionen Arbeitslosen zum Anlaß nähme, jetzt ei-
ner Ökonomie um jeden Preis das Wort zu reden. Es 
gibt aber auch keinen, der unserer Industrienation 
mit ihrem hohen Bedarf an Ersatz- und Erweite-
rungsinvestitionen gerade im Energiebereich eine 
Politik der Ökologie um jeden Preis zumuten möch-
te. Die Bundesregierung fordert aber zumindest ver-
bal Vorrang für Kohle und artikuliert gleichzeitig 
Vorrang für Ökologie. Sie bleibt der Volkswirtschaft 
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die Antwort schuldig, wie dieser Zielkonflikt prak-
tisch aufzulösen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Klare umweltrechtliche Maßstäbe zu setzen ge-
hört zur ureigensten Verantwortlichkeit der Regie-
rung. Genau hier versagt sie, hier handelt sie ins Un-
genaue und Ungewisse und geht den bequemen Weg, 
die Gerichte entscheiden zu lassen, was richtig und 
nicht nur was Rechtens ist. Ihr Unvermögen drängt 
die Justiz in die Rolle einer politischen Instanz, und 
dies muß sich auch für die Zukunft unserer Demo-
kratie ungut auswirken. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Die Realisierbarkeit des Energieprogramms ist die 
kritische Größe, über die hier und heute mit unbe-
greiflichem Desinteresse von der Koalition hinweg-
gegangen wird. 

Ich möchte die Lage bei der Umsetzung des Ener-
gieprogramms an Beispielen erörtern. 

Aus den Schwerpunkten des fortgeschriebenen 
Energieprogramms folgt zwingend, daß eine Viel-
zahl neuer Großfeuerungsanlagen auf Steinkohleba-
sis errichtet werden muß. Es besteht, wenn wir Grö-
ßenordnungen abschätzen wollen, allein ein Neu-
und Ersatzbedarf für Kraftwerke mit einer Leistung 
von insgesamt etwa 20 000 Megawatt. Die Fern-
wärme soll ausgebaut, und Techniken zur Kohlever-
gasung und -verflüssigung sollen weiterentwickelt 
werden. Alle diese Anlagen bedürfen der umwelt-
rechtlichen Genehmigung. 

Die Bundesregierung kündigt im Hinblick auf 
eine sachgerechte Abwägung von Umweltschutz 
und Energieversorgung in ihrem Energieprogramm 
an, zu Beginn dieses Jahres einen neuen Entwurf 
der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft 
vorzulegen. Schon diese Aussage erweist sich heute 
als unpräzise, denn die TA-Luft-Novelle wird noch 
viele Monate auf sich warten lassen. Ihr Vorentwurf 
ist seit September vergangenen Jahres in der Dis-
kussion. Die darin erkennbare Absicht stellt einen 
Bruch mit der bisherigen Regelung dar, in dieser 
Verwaltungsvorschrift im wesentlichen Immissions-  
und Emissionswerte sowie Verfahren zu deren Er-
mittlung festzulegen, um auf diese Weise den zentra-
len unbestimmten Rechtsbegriff der „schädlichen 
Umwelteinwirkungen" des Bundesimmissions-
schutzgesetzes zu konkretisieren. Die Bundesregie-
rung beabsichtigt vielmehr, die geänderte TA-Luft 
mit einer Fülle von Abwägungsgrundsätzen zu be-
frachten und dabei viele unbestimmte Rechtsbe-
griffe neu einzuführen. So findet man nun in dem 
Entwurf, um nur einige Kostproben zu geben, For-
mulierungen wie diese: 

Der Schutz vor Gesundheitsgefahren setzt vor-
aus, daß bei Stoffen, für die weder Immissions-
werte noch Emissionswerte festgelegt sind, kein 
begründeter Verdacht für Gesundheitsgefahren 
besteht. 

Oder es heißt: 

Belästigungen sind in der Regel unzumutbar, 
wenn geruchsintensive Luftverunreinigungen 

nicht nur wenige Stunden im Jahr oder nur 
kurzfristig einwirken. 

An anderer Stelle heißt es: 

Im Interesse der Nachbarschaft werden Tiere 
und Pflanzen geschützt, wenn deren Beein-
trächtigung unter Beachtung des Gebots der ge-
genseitigen Rücksichtnahme im Nachbar-
schaftsverhältnis unzumutbar ist. 

Mit solchen qualligen Formeln will die Bundesre-
gierung nach ihren eigenen Aussagen in der Fort-
schreibung die Rechtssicherheit der Genehmigungs-
verfahren erhöhen. Da kann man nur den Kopf 
schütteln. 

(Beifall des Abg. Dr. Riesenhuber [CDU/ 
CSU]) 

In Wahrheit entzieht sie sich der Aufgabe, klare Ab-
grenzungen vorzunehmen, auf die man sich verlas-
sen kann. Sie ist im Begriff, es den Genehmigungs-
beamten und Richtern unmöglich zu machen, sich 
weiter an Immissionswerten im Sinne von „antizi-
pierten Sachverständigengutachten", wie das Bun-
desverwaltungsgericht in seinem Voerde-Urteil be-
fand, zu orientieren. Gerichte und Behörden werden 
statt dessen in jedem Einzelfall über medizinisch-
naturwissenschaftlich ungeklärte Streitfragen ent-
scheiden müssen, welche die Bundesregierung in ih-
ren Verwaltungsvorschriften aufwirft und proble-
matisiert, ohne sie zu beantworten. 

Meine Damen und Herren, an dieser Stelle wird 
von der Bundesregierung, wie wir das in der Öffent-
lichkeit und auch in diesem Hause schon wiederholt 
erfahren mußten, die Diskussion mit dem Argument 
erschlagen, ob denn die Union den Vorrang des 
Schutzes von Leben und körperlicher Unversehrt-
heit zugunsten der Verfahrenssicherheit in Frage 
stellen wolle. Der Bundesinnenminister sagte vor ei-
nigen Wochen in einem Interview mit der „Frankfur-
ter Rundschau", Sicherheit habe absoluten Vor-
rang. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Man muß das laut 
verkünden!) 

Was heißt denn das? Soll damit die Vermeidung auch 
des kleinsten Risikos gemeint sein? Soll das den 
Ausstieg aus weiterer industrieller Entwicklung be-
deuten? Oder verbirgt sich hinter diesem starken 
Wort nur Verantwortungsscheu? Wer sich als un-
übertrefflicher Ökologe empfiehlt und gleichzeitig 
eine TA-Luft-Novelle vorlegt, die für jedermann 
weite Interpretationsspielräume eröffnet, der ent-
zieht bei der emotionalen Behandlung dieser Fragen 
in der politischen Öffentlichkeit der Kalkulierbar-
keit und der Vorhersehbarkeit von Genehmigungs-
verfahren jede Grundlage. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Diese Situation wird auch dadurch nicht besser, 
daß die Herren Kollegen Hirsch und Wolfram uner-
müdlich versuchen, Berichte aus der Wirtschaft über 
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den Investitionsstau im Energiesektor als unzutref-
fend zu entlarven. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie sind 
auf dem falschen Gleis!) 

— Können Sie nicht sehen, Herr Kollege Wolfram, 
daß vorsorgliche Standortvorbescheide nicht das 
entscheidende Problem sind? Die Standorte Voerde, 
Bergkamen oder Bexbach waren selbst nie umstrit-
ten. Der Streit entzündet sich vielmehr an den um-
weltrechtlichen Auflagen in den Genehmigungsver-
fahren. Hier sind die Rechtsgrundlagen und Investi-
tionsrisiken in Milliardenhöhe für die Wirtschaft un-
kalkulierbar geworden. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Genauso ist es!) 

Das ist das eigentliche Nadelöhr, und das will die Re-
gierung jetzt noch enger machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man muß daran erinnern, daß schon das Rechts-
mittelverfahren über Voerde mehr als sechs Jahre 
gedauert hat und 400 Millionen DM zusätzliche Ko-
sten verursacht haben soll, wobei die Nichtzulas-
sung der Revision immer noch angefochten werden 
kann. 

Sie müssen auch sehen, daß von den erforderli-
chen 20 000 MW Kraftwerksleistung erst für rund 
4 300 MW rechtskräftige Betriebsgenehmigungen 
vorliegen. Diese genehmigten Blöcke werden übri-
gens entweder schon gebaut, oder die Bauvorberei-
tungen sind im Gange. 

Zugegeben, das Schlagwort vom Investitionsstau 
kann mißverstanden werden. Nachdem die Kollegen 
Beckmann und Schäfer heute Herrn von Bennigsen-
Foerder zitiert haben, überwiegend um den Schuld-
zuweisungen an die Bundesregierung zuvorzukom-
men, möchte ich vortragen, was Herr von Bennig-
sen-Foerder Ende vergangenen Jahres im „Wirt-
schaftsdienst" sagte: 

Vielmehr sollten alle, die hinter dem Text des 
Energieprogramms stehen, ganz nüchtern deut-
lich machen, daß wegen mangelnder Durchset-
zung des neuen Energieprogramms nicht gleich 
die Energieversorgung zusammenbricht, wohl 
aber die bundesdeutsche Volkswirtschaft natio-
nal und international langsam, aber stetig an 
Stabilität verliert. Und einsichtig werden muß 
ferner, daß jeder Bürger veraltete Energiestruk-
turen zweifach zu bezahlen hat: zunächst natür-
lich direkt über zu hohe Energiekosten und 
dann auch indirekt durch Verlust von gesamt-
wirtschaftlichen Wachstumschancen. 

Meine Damen und Herren, genau dies trifft unsere 
Vorstellungen, wenn wir von den administrativen 
Investitionshemmnissen sprechen, für die die Bun-
desregierung verantwortlich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die farbige Schilderung des Kollegen Reuschen-
bach von Kerzenschein und Pferdedroschken trifft 
natürlich für unser Land nicht zu; das wollen wir Ih-
nen einräumen. Aber wenn die Koalition noch lange 

regiert, kommen wir solchen Zuständen gewiß nä-
her. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Was verlangen wir von der Bundesregierung? 

Erstens. Da Umweltvorsorge in der Bundesrepu-
blik bereits heute schon in einem Bereich so niedri-
ger Belastungswerte geschieht, daß die Medizin und 
Umweltwissenschaften keine eindeutigen Dosis-
Wirkungs-Beziehungen mehr zwischen Schadstof-
fen und Krankheiten belegen können, muß die Wir-
kungsforschung verstärkt werden. Die Wissenschaf-
ten müssen die offenen Umweltprobleme lösen, 
nicht aber die Gerichte in den Verfahren zur Geneh-
migung der Anlagen. 

Zweitens. Um auch nur denkbare, noch keines-
wegs eindeutig nachgewiesene Risiken für die 
menschliche Gesundheit möglichst gering zu halten, 
sind unter Abwägung auch der volkswirtschaftli-
chen Kosten Emissions- und Immissionsgrenzwerte 
für Luftverunreinigungen deutlich auf der sicheren 
Seite festzulegen. Wir begrüßen die Absicht der Bun-
desregierung, Emissionsgrenzwerte z. B. für poten-
tiell karzinogene Substanzen einzuführen und viele 
alte Grenzwerte zu aktualisieren. Wir sehen aber 
keinen Anlaß, vom Prinzip der TA-Luft des Jahres 
1974 abzugehen. 

Drittens. Die Bemühungen der Bundesregierung 
und der Länder sollten darauf gerichtet sein, alte 
Steinkohlekraftwerke beschleunigt durch moderne, 
umweltfreundliche Kraftwerke zu ersetzen. Es er-
scheint wenig vernünftig, alte Kraftwerke auf ( 
Rauchgasentschwefelung umzurüsten. Erforderlich 
ist die rasche Verabschiedung einer Großfeuerungs-
anlagenverordnung, die diese Frage bindend klärt. 
Aber auch über diese Verordnung kann die Bundes-
regierung seit Jahren nicht mit sich ins reine kom-
men. 

Lassen Sie mich noch eine ganz kurze Bemerkung 
zum Thema „Saurer Regen" machen. Das ist eine 
Erscheinung, die wir seit Jahren mit Sorge und gro-
ßer Aufmerksamkeit verfolgen. Es ist ein Umwelt-
problem, das mit grenzüberschreitenden, weiträumi-
gen Luftverunreinigungen und deren Transport 
über große Entfernungen zu tun hat. Es stellt sich 
hier die Frage, ob es vernünftig ist, der deutschen 
Energiewirtschaft extrem weitgehende Auflagen 
zur Luftreinhaltung ganz überwiegend zugunsten 
von Nachbarstaaten zu machen, die den meisten 
Schmutz produzieren und gar nicht daran denken, 
bei sich selbst Rauchgasentschwefelung einzufüh-
ren. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig!) 

Es ist leider so. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Siehe DDR!) 

— Ja, siehe DDR, wo der Ausstoß an Schwefeloxid

-

verbindungen pro Einwohner viermal so hoch wie in 
der Bundesrepublik Deutschland ist. In Großbritan-
nien ist er um die Hälfte höher als bei uns. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Unglaublich!) 
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Auch in Frankreich ist er deutlich höher als bei 
uns. 

Es ist leider so, daß die Ausrüstung aller deut-
schen Steinkohlenkraftwerke mit mehr als 300 MW 
Leistung mit Rauchgasentschwefelungsanlagen ne-
ben enormen volkswirtschaftlichen Kosten nur we-
nige Prozentpunkte Entlastung bei den gefürchteten 
SO 2-Emissionen in unserem Land bringen würde. 

Wir fordern deshalb die Bundesregierung zu 
neuen internationalen Initiativen auf, um bindende 
Abmachungn mit unseren Nachbarstaaten über 
konkrete emissionsmindernde Maßnahmen abzu-
schließen. 

Ein anderes, geradezu klassisches Beispiel für den 
Mangel an Durchsetzungskraft von SPD-FDP-Re-
gierungen ist das Genehmigungsverfahren für das 
Kernkraftwerk Biblis C, das „Flaggschiff des Kon-
vois" sozusagen. Der hessische Minister für Wirt-
schaft und Technik stellte im Landtag in Wiesbaden 
fest, daß als Ergebnis des mehr als sechsjährigen 
atomrechtlichen Genehmigungsverfahrens für Bib-
lis C alle Genehmigungsvoraussetzungen des Atom-
und Strahlenschutzrechts, insbesondere die nach 
den Grundsätzen des Bundes und der Länder erfor-
derliche Entsorgungsvorsorge, erfüllt sind. Die Bun-
desregierung hält den Beschluß der Regierungs-
chefs zur Entsorgung der Kernkraftwerke für eine 
ausreichende Grundlage für die Genehmigung 
neuer Kernkraftwerke. 

Der hessische Ministerpräsident, der an diesem 
Beschluß mitwirkte, hat sich in Bonn noch einmal 
ausdrücklich beraten lassen und nun im hessischen 
Landtag die Entsorgungsfrage erneut problemati-
siert. Er forderte, ganz im Gleichklang mit den Be-
schlüssen seiner Landespartei, zusätzliche prakti-
sche Schritte, z. B. die erste Teilerrichtungsgeneh-
migung für das Bundesendlager oder eine gerichts-
feste Baugenehmigung für das Zwischenlager in 
Gorleben. Und die Entscheidung über Biblis C ist 
wieder einmal mit den Stimmen der SPD-FDP-
Koalition vertagt worden. 

Hier sind wir doch an dem Punkt, wo es wirklich 
um die Sache geht. Wir fragen die Bundesregierung: 
Wann werden Sie endlich die ersten drei Kernkraft-
werke des Konvois genehmigen? 

(Zustimmung des Abg. Dr. Riesenhuber 
[CDU/CSU]) 

Handeln Sie erst! Dann unterhalten wir uns wieder 
über Ihre Energieprogramme. 

Was die Arbeiten zur Vorbereitung des Endlagers 
in Gorleben betrifft, die hier wiederholt angespro-
chen wurden, müssen wir jetzt Salzspiegelbohrun-
gen, hydrogeologische Bohrungen sowie seismische 
Untersuchungen zur Erforschung der Salzstock-
hülle durchführen. 

In diesem Zusammenhang gibt es ein neues Pro-
blem. Der Bund hat die Haushaltsmittel für diese Ar-
beiten drastisch gekürzt. Die niedersächsische 
Landesregierung befürchtet, daß nun diese anste-
henden Arbeiten deshalb verschoben werden müs-
sen. Wenn mit dem Abteufen des ersten Schachts 
zur untertägigen Erkundung des Salzstocks, wie vor- 

gesehen, Ende 1984/Anfang 1985 begonnen werden 
soll, werden auf Grund der Kürzung der Bundesmit-
tel vor Beginn des Schachtabteufens keine ausrei-
chenden Daten über die Salzstockhülle vorliegen. 
Nach Auffassung der Fachleute ist ein Abteufen der 
Schächte ohne vorherige Klärung der Eignung der 
Salzstockhülle jedoch nicht vertretbar. 

Es muß damit gerechnet werden, daß die Kürzung 
der Mittel und die damit notwendige Verschiebung 
der geplanten Bohrungen eine Verzögerung des ge-
samten Endlagerprojekts zur Folge haben werden. 
Das hat dann allein der Bund zu verantworten. So ist 
die Situation in Gorleben tatsächlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der SPD 
und der FDP, immer mit langem Finger auf Ernst Al-
brecht zeigen, so wirkt das allmählich stupide. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 
CSU]: Und die eigene Partei dabei verges

- sen!) 

Tun Sie in Bonn doch endlich das, was Sie zur Ent-
sorgung beitragen können. Sprechen Sie doch end-
lich einmal mit Ihrem Herrn Ravens in Hannover. 
Ministerpräsident Albrecht leistet für die Entsor-
gung radioaktiver Abfälle mehr als alle anderen 
Bundesländer und die Bundesregierung zusam-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte zusammen-
fassen. Das Fehlen einer klaren Konzeption, die Um-
weltschutz und Energieversorgung miteinander ver-
einbar macht, wird ein erhebliches Hindernis für die 
Verwirklichung des fortgeschriebenen Energiepro-
gramms sein. Es wird nicht möglich sein, die Zielset-
zungen der Bundesregierung zu erreichen, wenn 
nicht eindeutige und praktikable Maßstäbe für Um-
weltschutz und Sicherheit, insbesondere auch für 
die Luftreinhaltung, gesetzt werden. — Ich bedanke 
mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die wenigen Minuten 
Redezeit, die ich habe, erlauben es mir leider nicht, 
im einzelnen darzustellen, warum wir die mir unver-
ständlichen Angriffe, die gegen die Neufassung der 
TA Luft erhoben wurden, zurückweisen, warum wir 
den Bundesinnenminister in dieser Sache mit aller 
Entschiedenheit unterstützen. Es ist ganz erstaun-
lich, welche Argumente immer dann aus der Motten-
kiste hervorgeholt werden, wenn es ernst wird und 
darauf ankommt, die Lebensumwelt der Menschen, 
die ihren Wohnsitz nicht nach Belieben verändern 
können, entscheidend zu verbessern. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Freiherr Spies 
von Büllesheim [CDU/CSU]: Hat die VEBA 

unrecht?) 

Was Ihre Bemerkung angeht, Herr Kollege Laufs: 
Sie müßten doch eigentlich wissen, daß die Bundes- 
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regierung selber überhaupt kein Kernkraftwerk ge-
nehmigt, sondern daß das Angelegenheit der Länder 
ist. Aus der Aufstellung des Bundesinnenministeri-
ums wissen Sie genau, daß es kein einziges Kern-
kraftwerk gibt, dessen Inbetriebnahme etwa von der 
Entscheidung der Bundesregierung abhängig ist, 
daß es aber eine ganze Reihe von Kraftwerken gibt, 
für die die Betreiber selber die notwendigen Geneh-
migungsunterlagen bisher nicht vorgelegt haben. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das trifft nicht zu! 
Der Bund hat die Aufsichtspflicht und ist 

weisungsbefugt!) 

Diese Unterlagen sind dem Innenausschuß vorge-
legt worden. Sie könnten sie kennen, wenn Sie sich 
einmal die Mühe machten, das alles zu lesen. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich habe, wie gesagt, nur wenig Zeit, die Position 
der Kollegen deutlich zu machen, die der Auffassung 
sind, daß auch im Rahmen der Energiepolitik der 
Umweltschutz eine größere Bedeutung haben müß-
te. Ich möchte mich darum bemühen, mich ohne 
Schuldzuweisungen auf ganz wenige Kernpunkte zu 
beschränken. 

Erstens. In dem Bericht wird als erster Schwer-
punkt die Einsparung von Energie genannt. Trotz-
dem wird von einer Verdopplung der Weltenergie-
nachfrage bis zum Jahr 2000 ausgegangen. In dem 
Bericht wird nicht genügend erkennbar, wie die spe-
zifischen Energieeinsparprognosen der Industrie 
selbst eingeordnet werden. So geht immerhin die ei-
senschaffende Industrie davon aus, daß bei einem 
Index von 1980 gleich 100 der Energieverbrauch, im 
Jahr 2000 auf 82 gesenkt wird, während die chemi-
sche Industrie davon ausgeht, daß in ihrem Bereich 
ein Index von 65 und von der Industrie im Quer-
schnitt insgesamt ein Index von 74 erreicht wird. 

Man muß feststellen, daß die Bundesregierung in 
ihrem Bericht davon ausgeht, daß der Verbrauch an 
Primärenergie mehr steigen wird als der Verbrauch 
an Endenergie. Das sich aus dieser Annahme erge-
bende überproportionale Wachstum des Verbrauchs 
elektrischer Energie ist die denkbar teuerste Form 
des Energieverbrauchs, wenn man alle ökologischen 
Folgeprobleme einbezieht. Die bei über 60 % der ein-
gesetzten Primärenergie liegenden Verluste — auf 
Grund der Umwandlung und des Transports — er-
fordern verstärkte Initiativen, die enormen Mengen 
an Abwärme sinnvoll zu verwenden und die Primär-
energie jedenfalls dort bis zum Endverbraucher zu 
bringen, wo elektrische Energie nur dazu genutzt 
werden soll, um ihrerseits in Wärme umgewandelt 
zu werden. 

Das Dogma vom freien Wettbewerb der leitungs-
gebundenen Energieträger ist aus zwei Gründen 
eine Unterlassung: weil man ernsthaft kaum von ei-
nem wirklichen Wettbewerb auf dem Energiemarkt 
sprechen kann und weil es außerdem keinen wirkli-
chen Wettbewerb geben kann, wenn er zu Lasten der 
Umwelt geführt wird, d. h. also diejenigen Kosten 
nicht einbezogen werden, die der Gesellschaft nicht 
nur durch die Immission von Schadstoffen, sondern 
auch durch die ungelösten Probleme der enormen 

Abwärmemengen und der Entsorgung von radioak-
tivem Müll entstehen müssen. 

(Beifall bei der FDP) 

Zweite Bemerkung. Wir hören häufig das Argu-
ment, daß die Politik „weg vom 01" im Interesse der 
Entwicklungsländer notwendig sei. Diese Behaup-
tung hält einer ernsthaften Nachprüfung nur in ge-
ringem Umfang stand. In der Bundesrepublik wer-
den nur noch 5 % des gesamten Ölverbrauchs zur Er-
zeugung elektrischer Energie verwendet. Daraus 
folgt, daß die verstärkte Produktion elektrischer 
Energie durch Kernkraft den Ölverbrauch nur noch 
gering beeinflussen kann. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist genau 
der große Fehler, den Sie machen! — Wis

-

sen Sie, wovon Sie reden? — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Entscheidend ist, daß die Industrieländer einen 
überproportionalen Verbrauch an Energie haben 
und daß die Bundesrepublik und die Vereinigten 
Staaten geradezu an der Spitze der Energiever-
schwender auf der Erde stehen. Wenn die Völker der 
Dritten Welt unseren Lebensstandard mit derselben 
energieverschwendenden Technik erreichen wollen, 
wie wir sie heute benutzen, dann müßte das kata-
strophale Folgen sowohl für den Energiemarkt als 
auch für die Umwelt haben. Darum setzt der Aus-
gleich des Lebensstandards auf unserer Erde die 
Entwicklung einer energiesparenden Technik vor-
aus und nicht in erster Linie die Vermehrung der 
Energieproduktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Dritte Bemerkung, zur Bundesrepublik: Man muß 
ehrlicherweise sagen, daß das Problem der Entsor-
gung von radioaktivem Abfall ungelöst ist. Es gibt 
Grundsätze der Entsorgung, aber man muß ehrlich 
sagen, daß mit den Grundsätzen auf dem Papier die 
technische Realisierung nicht greifbarer geworden 
ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Das gilt sowohl für die Wiederaufarbeitungsanlage 
als auch für die Endlagerung in Gorleben, für die der 
bekannte bergmännische Grundsatz gilt, daß es vor 
der Hacke dunkel ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Niemand kann heute sagen, daß Gorleben für die 
Endlagerung ungeeignet ist. Aber es ist viel wichti-
ger, daß heute niemand sagen kann, daß Gorleben 
für die Endlagerung tatsächlich geeignet ist. 

Daraus folgt, daß wir uns bei einem weiteren Zu-
bau von Kernkraft immer mehr der Hoffnung hinge-
ben, daß es sich schon irgendwie lösen wird. Das 
heißt, wir manövrieren uns selber in eine Erpres-
sungssituation hinein, in der wir die Sklaven techni-
scher Entwicklungen und früher getroffener Ent-
scheidungen werden, die wir nicht mehr beeinflus-
sen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 
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Viertens. Der Brutreaktor in Kalkar ist ein her-

vorragendes Beispiel für eine solche Nötigungs-
situation. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da haben Sie 
kräftig mitgewirkt!) 

Wir reden immer über die Baukosten des Brüters, 
aber ich habe noch nichts darüber gehört, wer die zu 
erwartenden Betriebskostendefizite finanzieren 
soll, die in zehn Jahren ebenfalls 3 Milliarden DM 
ausmachen könnten. Über die Katastrophenschutz-
probleme im Umkreis um den Reaktor — es handelt 
sich immerhin um eine halbe Million Menschen, die 
dort leben — will ich nichts sagen. Es mag richtig 
sein, daß die Eintrittswahrscheinlichkeit gering ist. 
Wenn aber ein Unfall eintritt, dann wird er schreck-
liche Folgen haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Angstmacherei! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Das Entscheidende ist aber die Tatsache, daß die 
Brütertechnologie uns immer weiter in irreversible 
technische Zwänge hineinziehen wird. Das ist in 
dem Beschluß des OVG Münster vom 18. August 
1977 mit großer Sorgfalt ausgeführt worden. Die 
Brütertechnik erzwingt die Wiederaufarbeitung der 
Brennelemente. Sie ist eine endgültige Absage an 
die Endlagerung ohne Wiederaufarbeitung. Sie er-
zwingt den Umgang mit wachsenden, gezielt produ-
zierten Mengen von Plutonium 239 mit einer Halb-
wertzeit von 25 000 Jahren, einem Material also, das 
zum Bau weiterer Kernkraftwerke zwingen wird 
und das waffenfähig ist, ohne daß es darüber eine 
überzeugende internationale Kontrolle gibt. Die Po-
litik wird auf eine solche Entwicklung nur noch rea-
gieren können. Die Zwänge entgleiten unserer Ent-
scheidung, und wir werden um unseres eigenen 
Wohlstands willen vielen nachfolgenden Generatio-
nen ein Erbe hinterlassen, um das sie uns wahrhaf-
tig nicht gebeten haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Ich bedaure, daß die Bundesregierung sich in die-
ser Frage nur zu der farblosen Bemerkung herbei-
läßt, daß sie zur Kenntnis nimmt, daß der Bundestag 
sich mit dieser Frage noch einmal beschäftigen 
möchte. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Angesichts der irreversiblen Folgen muß man dar-
auf bestehen, daß der Deutsche Bundestag, d. h. je-
der einzelne Abgeordnete, in seiner Entscheidung 
über die Inbetriebnahme von Kalkar frei bleibt und 
daß diese Entscheidung erst dann getroffen wer-
den kann und darf, wenn der Abschlußbericht der 
Enquete-Kommission zu den offenen risiko-orien-
tierten Fragen vorliegt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Letzte Bemerkung. Der Bericht der baden-würt-
tembergischen Datenschutzbeauftragten, daß in die-
sem Land jahrelang die Besucher von Kernkraft-
werken vom Verfassungsschutz dieses Landes über-
prüft wurden, ohne daß diese Besucher das wußten, 
scheint allen denen recht zu geben, die im Zusam-

menhang mit der Kernenergie jedenfalls von der 
Gefahr des Atomstaats reden. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD — Zurufe von der CDU/CSU: Unglaub

-

lich!) 

Es sollte die politische Verpflichtung sowohl der 
Bundesregierung als auch aller Bundesländer sein, 
zu diesem bemerkenswerten Vorgang eine klare 
und eindeutige Stellungnahme abzugeben, damit 
wir wissen, ob Baden-Württemberg auch in dieser 
Frage ein „Musterländle" ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der CDU/CSU: Hirsch heißt der 

Mann!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister 
Graf Lambsdorff hat das Wort. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ich möchte mich für diese Debatte 
bedanken, die in den Ausschüssen fortgesetzt wer-
den soll. Ich glaube, es sind viele Beiträge geleistet 
worden, die auch für die Meinungsbildung der Bun-
desregierung von Bedeutung sind. 

Ich möchte auf folgendes aufmerksam machen. 
Der Kollege Hirsch hatte mir vorhin, als wir uns an 
der Regierungsbank unterhielten, gesagt: „Wenn wir 
hier noch lange miteinander reden, wird jemand auf 
den Gedanken kommen, meine Rede wird mit Ihnen 
abgestimmt." — Sie haben feststellen können: Wir 
können uns noch lange an der Regierungsbank mit-
einander unterhalten, ohne daß jemand auf diesen 
Gedanken käme. 

(Kolb [CDU/CSU]: Den werden Sie nie 
überzeugen! — Weiterer Zuruf von der 

CDU/CSU: Nicht mehr lange!) 

Dies war meine zweite Bemerkung. 

Drittens. Herr Kollege Riesenhuber, an Ihre 
Adresse möchte ich zwei Bemerkungen machen. Er-
stens: Zum Thema „Erdgasvertrag" haben Sie — das 
ist die Haltung Ihrer Partei — in einem und demsel-
ben Satz die Worte „Zustimmung" und „nicht Inter-
vention" gebraucht. Sie hätten „Ablehnung" auch 
noch hinzufügen müssen. Das hat es alles aus Ihren 
Reihen gegeben. Heute nachmittag wird es sich fort-
setzen. 

Schließlich haben Sie mich als einen höflichen Mi-
nister bezeichnet. Vielen Dank! Sie werden, was dies 
angeht, auf Widerspruch bei der FDP-Fraktion sto-
ßen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Die Vorlage soll auf Vorschlag des Ältestenrates 
dem Ausschuß für Wirtschaft — federführend — so-
wie dem Innenausschuß, dem Finanzausschuß, dem 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau, dem Ausschuß für Forschung und Technologie, 
dem Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und dem Haushaltsausschuß zur Mitberatung über- 
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wiesen werden. Erhebt sich dagegen Widerspruch? 
— Das ist nicht der Fall. Dann ist es so beschlos-
sen. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 14 Uhr. 

(Unterbrechung von 13.02 Uhr bis 14.00 
Uhr) 

Präsident Stücklen: Die unterbrochene Sitzung 
wird fortgesetzt. 

Dies ist die erste Sitzung im Jahre 1982. Ich darf 
mir erlauben, allen Mitgliedern des Deutschen Bun-
destages für das Jahr 1982 alles Gute, vor allen Din-
gen Gesundheit und Zufriedenheit, zu wünschen. 

(Beifall) 

Mir scheint, die Schneeverhältnisse, die etwas 
Außergewöhnliches für Bonn sind, haben auch Wir-
kung bis ins Bundeskanzleramt. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Das ist doch so weit! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich glaube aber, aus Sparsamkeitsgründen müßte 
man darauf verzichten, ein Raupenfahrzeug anzu-
schaffen. 

(Unruhe) 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich rufe Punkt 
3 der Tagesordnung auf: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung über die Gespräche des Bundeskanzlers 
am 5. und 6. Januar 1982 in Washington sowie 
über aktuelle Fragen der Ost-West-Beziehun-
gen 

(Anhaltende Unruhe) 

Nun müßte ich dem Herrn Bundeskanzler das 
Wort erteilen, der aber noch nicht da ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Der Herr 
Becker macht das!) 

Da er aber noch nicht eingetroffen ist, bitte ich um 
Ihr Einverständnis, daß ich diese Sitzung für einige 
Minuten unterbreche. 

(Kurze Unterbrechung — Bundeskanzler 
Schmidt betritt den Saal — Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich darf die unterbro-
chene Sitzung wieder eröffnen. — Das Wort zur Ab-
gabe einer Regierungserklärung hat der Herr Bun-
deskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bitte um Nachsicht, daß ich 
mich wegen eines Mißgeschicks im Straßenverkehr 
ein paar Minuten verspätet habe. Aber ich bin dank-
bar für den Beifall der Opposition aus diesem An-
laß. 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP) 

Ich möchte Sie heute von meinen Gesprächen mit 
Präsident Reagan und mit Präsident Mitterrand in 
Kenntnis setzen. Herr Kollege Genscher, der unser 
Land in den letzten zehn Tagen auf zwei wichtigen 
Außenministerkonferenzen vertreten hat, wird 
gleichfalls heute in der Debatte das Wort ergrei-
fen. 

Auch diesmal — wie schon vor fünf Wochen — 
steht meine Erklärung im Zeichen des polnischen 
Schicksals. Wir wollen den Interessen unseres polni-
schen Nachbarvolks nicht nur in unserem Fühlen 
und Hoffen, sondern ebenso in unserem politischen 
Handeln entsprechen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Mit Recht hat die polnische Krise bei den Men-
schen und den Regierungen in Europa und in Ame-
rika tiefe Bewegung ausgelöst. Die Ereignisse in 
Polen zeigen abermals die Starrheit der kommuni-
stischen Regime des Warschauer Pakts gegenüber 
der Herausforderung, friedlichen Wandel zuzulas-
sen. Sie bürden damit ihren Völkern großes Leid auf, 
und sie gefährden das Vertrauen in die Zusammen-
arbeit zwischen West und Ost. 

Bundesregierung und Bundestag haben wegen ih-
rer nationalen und ebenso wegen ihrer friedenspoli-
tischen Verantwortung ihre Sorgen über die polni-
sche Krise sehr nachdrücklich öffentlich ausgespro-
chen. Der Bundestag hat als erstes Parlament der 
Welt am 18. Dezember seine Solidarität mit dem pol-
nischen Volk bekundet, die Wiederaufnahme des 
Dialogs mit dem Gewerkschaftsbund „Solidarität", 
mit der katholischen Kirche gefordert und die Frei-
lassung aller Inhaftierten verlangt. Es hieß in der 
Entschließung des Deutschen Bundestages mit Be-
rufung auf die Schlußakte von Helsinki: 

Der Bundestag ... verfolgt ... mit . .. großer Be-
sorgnis das anwachsende propagandistische 
Kesseltreiben gegen den polnischen Reform-
kurs und die offenen oder versteckten Gewalt-
androhungen gegen die polnische Unabhängig-
keit von außen. 

Herr Barzel hat damals diesen Text vorgelesen, und 
Sie werden im Bundestagsprotokoll finden, daß auch 
an dieser Stelle alle Fraktionen des Bundestages 
applaudierten. Jedem war klar, daß mit der Sorge 
wegen der offenen oder versteckten Gewaltandro-
hung gegen die polnische Unabhängigkeit nicht ir-
gend jemand gemeint war, sondern die Sowjetuni-
on. 

Auf der Grundlage dieser Bundestagsentschlie-
ßung habe ich am ersten Weihnachtstag im gleichen 
Sinne an Generalsekretär Jaruzelski, aber eben 
auch an den Generalsekretär Breschnew geschrie-
ben. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Soweit ich sehe, war ich bisher neben Präsident 
Reagan der einzige westliche Regierungschef, der 
die Verantwortung der Sowjetunion für die polni-
schen Entwicklungen durch einen solchen Brief an 
den sowjetischen Generalsekretär öffentlich her-
ausgestellt hat. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Am selben Tag!) 

Vier Wochen später stelle ich heute fest: Es war 
wichtig und notwendig, daß gerade zur Polenkrise 
die deutsche Politik vom ganzen Bundestag getra-
gen wurde. Nach der leidvollen, schuldbeladenen Ge-
schichte des deutsch-polnischen Verhältnisses geht 
jeder Anschlag gegen Menschenwürde und natio-
nale Unabhängigkeit der Polen uns Deutsche beson- 
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ders an. Das neue gegenseitige, nachbarliche Ver-
ständnis zwischen Millionen von Polen und Millio-
nen von Deutschen, das auf der Grundlage des War-
schauer Vertrages gewachsen ist, darf nicht zerbre-
chen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Schon Willy Brandts Warschauer Vertrag selbst 
ist damals, vor einem Jahrzehnt, nur auf geringe 
Kritik in der Bundesrepublik Deutschland gestoßen 
— anders als der Moskauer Vertrag und der Grund-
lagenvertrag. Denn auch damals entsprach der 
Wunsch nach Versöhnung mit der polnischen Nach-
barnation einem tiefen Gefühl überall bei uns Deut-
schen. 

Der gleiche Wille kommt heute in der spontanen 
Hilfsbereitschaft der Deutschen zum Ausdruck. 
Ende 1981 hatten unsere Mitbürger rund zwei Mil-
lionen Pakete nach Polen geschickt. In der kurzen 
Zeit seit Jahresbeginn sind es erneut 94 800 Pakete, 
gegenwärtig über 10 000 Pakete jeden Tag. Dieser 
Hilfsbereitschaft gilt mein besonderer Dank. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich füge hinzu: Sie muß fortgesetzt werden. Ich 
möchte bei dieser Gelegenheit noch einmal auf die 
großen Hilfsaktionen für Polen hinweisen: 1. des 
Deutschen Roten Kreuzes unter dem Stichwort 
„Polenhilfe", ähnlich der Arbeiterwohlfahrt, 2. des 
Diakonischen Werkes der Evangelischen Kirche in 
Deutschland unter dem Stichwort „Hilfe für Polen", 
3. des Deutschen Caritasverbandes unter dem Stich-
wort „Polenhilfe", 4. des Deutschen Gewerkschafts-
bundes unter dem Stichwort „Solidarität für Polen". 
Jeder kann sich über Telefon sicherlich ganz leicht 
die Konten dieser Organisationen geben lassen, so-
fern er nicht selbst Pakete packen will. 

Noch gestern haben der französische Präsident 
und ich festgehalten: Die humanitäre Hilfe und die 
Nahrungsmittelhilfe an Polen sollen weitergehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

François Mitterrand und ich waren uns auch einig 
in dem, was ich bereits am 18. Dezember hier im 
Bundestag gesagt habe: Wir stehen mit ganzem Her-
zen auf der Seite der Arbeiter und wünschen von 
ganzem Herzen, daß der Kriegszustand in Polen als-
bald beendet werde. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Vorgänge in Polen gehen nicht nur die Polen 
selbst, sondern auch alle anderen Völker an, weil die 
anhaltende Unterdrückung elementarer Rechte pol-
nischer Bürger schwerwiegende Konsequenzen für 
die internationalen Beziehungen, für die Stabilität 
in Europa und für die Zusammenarbeit zwischen 
West und Ost hat. Deshalb hat die Bundesregierung 
— gemeinsam mit unseren Verbündeten — an die 
polnische Regierung appelliert, das Kriegsrecht auf-
zuheben, die Inhaftierten zu entlassen, den Dialog 
mit der Kirche und den gewählten Vertretern der 
Solidarität wieder aufzunehmen. Wir appellieren 
gleichermaßen an die Sowjetunion, den Willen der 
Polen zur nationalen Unabhängigkeit und zur inne-
ren Erneuerung und Reform zu respektieren. Dieser 
Wille entspringt den Menschenrechten der Polen; er 

ist legitim, er ist gerechtfertigt und er ist moralisch 
geboten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich muß heute feststellen, daß sich die Entwick-
lung in Polen bislang nicht zum Besseren gewendet 
hat. Wir haben bisher keine ausreichenden politi-
schen Signale erhalten, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

daß der Militärrat in Polen, gemäß seinen eigenen 
Zusagen, auf den Weg der Erneuerung und der Re-
form zurückkehrt. 

Die katholische Kirche in Polen und der Papst ha-
ben wegen ihrer besonderen Rolle in jenem Lande 
und wegen ihrer dortigen Verantwortung ein besse-
res Bild von Vorgängen und Entwicklungen in Polen 
als manch anderer. Ihre Besorgnis ist seit Dezember 
offenkundig größer geworden. Wir in der Bundesre-
gierung werden daraus — wie schon seit Wochen, so 
auch in Zukunft — Orientierung gewinnen. 

Ich teile und verstehe die leidenschaftliche Empö-
rung vieler Menschen in Deutschland und draußen 
in der Welt: in Frankreich, in Italien, in Amerika, 
überall. Ich füge hinzu: Unser Ziel ist nicht auf em-
pörte Konfrontation an sich begrenzt. Es geht uns 
auch nicht bloß um öffentlichen Ausdruck unserer 
moralischen Empörung. Das, worum es uns im Kern 
geht, ist positiver Einfluß auf die tatsächliche Lage 
der Menschen in Polen, auf die Besserung der Lage, 
ist tatsächlicher Einfluß auf die Herstellung der 
Menschenrechte. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Wir suchen mit unseren Verbündeten gemeinsam 
nach einer wirksamen Politik, die dazu beiträgt, daß 
Polen auf den Weg zurückfindet, der mit der Danzi-
ger Vereinbarung vom August 1980 begonnen wor-
den war. Nur dies entspräche offenkundig den Wün-
schen des polnischen Volkes. Dies entspräche auch 
den Zusicherungen, welche die Militärregierung so-
wohl ihrem eigenen Volk, als auch uns und den Re-
gierungen anderer westlicher Staaten auf diplomati-
schem Wege gegeben hat. Unsere Forderungen an 
General Jaruzelski sind durch seine eigenen Zusa-
gen begründet, die uns notifiziert worden sind. Wir 
sehen seine realen Rahmenbedingungen — War-
schauer Pakt und COMECON — sehr deutlich. Aber 
unsere Forderungen an die Verantwortung der 
Hauptmacht dieser beiden Systeme beruhen auf der 
Helsinki-Schlußakte, die alle unterschrieben haben. 
Sie beruhen auf dem Völkerrecht. Die Sowjetunion 
darf den notwendigen gesellschaftlichen Anpassun-
gen und Evolutionen in den Staaten ihres Bündnis-
systems nicht im Wege stehen, und sie darf sie nicht 
verhindern. 

Die öffentliche Empörung über die Vorgänge in 
Polen hat in den Medien einiger befreundeter Län-
der zu Mißdeutungen unserer Haltung geführt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
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— Einige, die da lachen, haben dazu Stichworte ge-
geben, um es ganz unmißverständlich auszudrük-
ken. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Man hat vielfach nicht zur Kenntnis genommen, 
was wir, was die Regierung, was der Bundestag ge-
sagt und getan haben. Man hat die Zurückhaltung 
teilweise mißverstanden, die vor dem Hintergrund 
der deutsch-polnischen Geschichte jedem Deut-
schen gut ansteht, wenn es um Polen geht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber es soll sich da keiner vertun: Wir Deutschen 
sind keine Wanderer zwischen den Welten. Ich 
konnte mich auf die überwältigende Mehrheit des 
deutschen Volkes stützen, als ich zu Neujahr 
sagte: 

Die Staaten der Europäischen Gemeinschaft 
und des Atlantischen Bündnisses stehen in La-
gen der Gefährdung fest und entschlossen zu-
einander. Darin liegt ja die Sicherheit unseres 
Friedens und auch die Sicherheit Berlins be-
gründet. 

(Beifall bei der SPD — Unruhe bei der 
CDU/CSU) 

Mit Präsident Mitterrand und mit Präsident 
Reagan war ich einig, daß jetzt in einer Stunde der 
Gefahr die Einheit der Allianz nicht gefährdet wer-
den darf. Die Verbündeten können sich auf uns und 
wir können uns auf sie verlassen. Wir lassen uns 
nicht eine Krise der Allianz einreden, wo es in Wahr-
heit um eine Krise des kommunistischen Systems 
geht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Übrigens verlassen sich nicht nur unsere Verbünde-
ten auf den festen Zusammenhalt der Allianz, son-
dern auch die ebenso auf das Gleichgewicht in Eu-
ropa angewiesenen neutralen Staaten Europas, und 
sogar kommunistische Regierungen und viele Mil-
lionen Menschen im östlichen Teil Europas verlas-
sen sich darauf. 

Die Sowjetunion und ihre Verbündeten wissen, 
daß wir an einer stetigen Politik des Dialogs und der 
Zusammenarbeit auf der Grundlage des Gleichge-
wichts festhalten wollen. Aber sie müssen auch wis-
sen, daß solche Ereignisse wie der Kriegszustand in 
Polen nicht ohne Rückwirkung bleiben können. Dies 
ist die einheitliche Auffassung im Westen. 

Gestern abend hat Präsident Mitterrand mich auf 
einen Absatz in der Rede hingewiesen, die der fran-
zösische Premierminister Pierre Mauroy am 23. De-
zember vor der französischen Kammer gehalten hat. 
Ich zitiere daraus: 

Auf Grund der geopolitischen Lage, in der sich 
Polen seit dem Ende des zweiten Weltkrieges 
befindet, weiß jeder, daß die Sowjetunion an al-
lem beteiligt ist, was Osteuropa betrifft. Ange-
sichts dieser Lage ist es die Verantwortlichkeit 
der französischen Regierung, so genau wie mög-
lich darzulegen, wie sie die Probleme sieht. Das 
polnische Volk ist heute Opfer der Zwangsmaß-
nahmen seiner eigenen Armee. Wir verurteilen 

diese Situation und werden nicht aufhören, dar-
auf hinzuwirken, daß ihr ein Ende bereitet 
wird. 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx [CDU/CSU]) 

— Ich bin noch bei dem Zitat! — 

Selbst wenn die Einmischung der Sowjetunion 
eine Tatsache ist, so besteht aber doch ein deut-
licher Unterschied zwischen der derzeitigen, na-
tionalen Unterdrückung und einem massiveren, 
direkteren Eingreifen von außen. Diesen Unter-
schied muß die französische Regierung berück

-

sichtigen .. . 

So die Regierungserklärung des französischen Mini-
sterpräsidenten am Tage vor Weihnachten in der 
französischen Kammer. 

Präsident Mitterrand hat mir gestern im Beisein 
Mauroys gesagt, daß ihm diese Klarstellung sehr 
wichtig sei. Wir haben in der Substanz unseres Ur-
teils und unserer Politik keine Divergenzen ent-
deckt. Zwar gab es unterschiedliche Präsentationen 
— darauf komme ich noch —, nicht jedoch unter-
schiedliche Urteile, Zielsetzungen und Wege. Beide 
Regierungen haben j a auch an den Ministerrats-
beschlüssen der Europäischen Gemeinschaft und 
des Nordatlantischen Paktes mitgearbeitet und ha-
ben beiden Entschließungen zugestimmt. 

Mein Besuch in Washington war ursprünglich als 
ein informeller Gedankenaustausch im Anschluß an 
einen Urlaub geplant. Ursprünglich sollte er — je-
denfalls von mir aus — vor allem die weltweite Wirt-
schaftskrise und die weltweite Arbeitslosigkeit be-
treffen. Die Polenkrise hat dann diesem schon län-
ger geplanten Besuch eine besondere Bedeutung ge-
geben. Unsere Gespräche in Washington haben er-
geben, daß es erfreuliche Übereinstimmungen gibt 
zwischen dem amerikanischen Präsidenten und sei-
nem Außenminister auf der einen Seite, dem deut-
schen Bundeskanzler und Außenminister Genscher 
auf der anderen. 

Entgegen der Kritik in einigen Medien kann ich 
mit Befriedigung feststellen, daß die unverzichtbare 
deutsch-amerikanische Zusammenarbeit sich auch 
gegenwärtig bewährt. Wir haben gemeinsam einen 
wichtigen Schritt in Richtung auf das Notwendige 
getan: auf ein mit den europäischen Verbündeten 
abgestimmtes Handeln der Weltmacht Amerika. Die 
gemeinsame Erklärung von Präsident Reagan und 
mir, die entgegen allen diplomatischen Gepflogen-
heiten beim Mittagessen zustande kam, zeigt beides. 
Sie zeigt die deutsch-amerikanische Gemeinsam-
keit, und sie zeigt die große Bedeutung der Abstim-
mung, der Konsultationen unter Verbündeten. 

Am Vorabend meiner Gespräche mit Präsident 
Reagan hatten die Außenminister der EG-Partner in 
Brüssel einen gemeinsamen Beschluß zur Entwick-
lung in Polen erarbeitet. Herr Kollege Genscher 
konnte die amerikanischen Gesprächspartner un-
mittelbar und direkt darüber informieren. Der Brüs-
seler Beschluß der Europäer war für den Außenmi-
nister und für mich eine gute Grundlage für unsere 
Gespräche in Washington. Präsident Reagan hat in 
unserer gemeinsamen Verlautbarung weite Teile 
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des Brüsseler Beschlusses übernommen, und er hat 
ihm ausdrücklich zugestimmt. 

Wir waren uns in den Gesprächen einig im Urteil 
über die Vorgänge in Polen. Wir waren uns auch 
darin einig, daß es ohne starke sowjetische Pression 
zu diesen Ereignissen nicht gekommen wäre. Dies 
bedeutet nicht, daß wir die gegenwärtigen Machtha-
ber in Polen aus ihrer Verantwortung entlassen, ge-
mäß ihren eigenen Zusagen auf den Weg der Er-
neuerung zurückzukehren. 

Meine amerikanischen Gesprächspartner haben 
erläutert, daß sie ihre Maßnahmen vom 29. Dezem-
ber als nachdrückliches politisches Signal an die So-
wjetunion verstehen und daß nach ihrer Ansicht die 
anhaltende Unterdrückung der Grund- und Frei-
heitsrechte in Polen schwerwiegende Konsequen-
zen für die internationalen Beziehungen hat. Ich 
habe dieser Interpretation zugestimmt. 

Unsere Gespräche mit dem Präsidenten, Vizeprä-
sidenten, dem Außenminister, dem Verteidigungs-
minister der Vereinigten Staaten, mit Senatoren, 
mit dem Gewerkschaftsvorsitzenden Lane Kirkland, 
mit vielen alten Freunden haben mir Gelegenheit zu 
einem vertieften und eindrucksvollen Meinungsaus-
tausch gegeben. Er hat sich erstreckt über die ge-
samten Beziehungen zwischen den Großmächten, 
zwischen den USA und Westeuropa, zwischen West-
und Osteuropa. Wir haben die politischen Grund-
strömungen unserer Länder und die langfristigen 
Perspektiven einer internationalen Friedenspolitik 
erörtert. 

Wir haben auch über die politischen Realitäten in 
Europa gesprochen, über die in den letzten Wochen 
vielfältig unter dem vereinfachenden Stichwort 
„Jalta" diskutiert wird, das zunächst in der vorhin zi-
tierten Rede von Pierre Mauroy und später dann in 
der Neujahrsrede von Präsident Mitterrand vor-
kam. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Und dann?) 

— Ich komme gleich darauf, Herr Barzel. 

Staatspräsident Mitterrand hatte gesagt: „Alles, 
was ermöglicht, Jalta zu überwinden, wird gut sein, 
vorausgesetzt, daß nie der Wunsch, den wir haben, 
mit der heutigen Wirklichkeit verwechselt wird." 
Diesem Satz hatte ich zugestimmt, und ich habe — 
ebenso damit übereinstimmend — gesagt, eine Auf-
teilung der Welt in Interessensphären sei moralisch 
nicht zu akzeptieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer meine Äußerung zu diesem Thema anders in-
terpretiert, hat mich mißverstanden oder die Dinge 
verdreht; und das sind noch die freundlicheren Deu-
tungen, die ich solcher Interpretation gebe. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir Deutschen haben die tagtägliche Erfahrung 
der Trennungslinie mitten in Europa. Wir teilen das 
Interesse ungezählter Menschen in Europa daran, 
daß diese Trennungslinie durchlässiger werde, ja, 
daß sie überwunden werden kann. Aber aus Einsicht 
und aus Überzeugung beharren wir darauf, daß Ge-
walt kein Mittel der Politik sein kann. Was wir su-

chen, ist eine Politik des friedlichen Wandels in Eu-
ropa. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Antwort auf die Herausforderung durch die 
polnische Krise liegt für den Westen daher nicht ein-
fach in der Rückkehr zum Kalten Krieg oder gar in 
militärischer Konfrontation; vielmehr wollen wir, 
gestützt auf eine sorgfältige Bewahrung und Festi-
gung des militärischen Gleichgewichts, durch eine 
sorgfältig ausgewogene Politik die Sowjetunion und 
die gegenwärtigen Machthaber in Polen dazu bewe-
gen, auch in ihrem eigenen Interesse der polnischen 
Unterschrift und der sowjetischen Unterschrift un-
ter die Schlußakte von Helsinki auch die Tat folgen 
zu lassen. 

Zum Thema „Gleichgewicht und Dialog" haben 
unsere Gespräche in Washington zu drei wichtigen 
Klärungen geführt: 

Erstens. Präsident Reagan hat uns erneut versi-
chert, daß er die Genfer Verhandlungen über die 
Verminderung von nuklearen Mittelstreckenwaffen 
in Europa weiterführen will Rüstungskontrolle wird 
in der gemeinsamen Verlautbarung als unverzicht-
bares Element der gemeinsamen Sicherheitspolitik 
bezeichnet. 

Das Verhandlungsprogramm des Präsidenten 
vom 18. November zur Rüstungskontrolle, das wir 
damals lebhaft begrüßt und mit dem die Bündnis-
partner sich identifiziert haben, behält unverändert 
seine Gültigkeit. Seit zwei Tagen sind die Genfer 
Verhandlungen über nukleare Mittelstreckenwaf-
fen tatsächlich wieder im Gange, und auch die Oppo-
sition sollte dies begrüßen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Marx [CDU/CSU]: Was soll denn dieser 
Satz? — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 

Auch wieder ein Popanz!) 

Zweitens. Wir waren uns darin einig, daß der 
KSZE-Prozeß weitergehen soll. Gerade die KSZE-
Schlußakte von Helsinki liefert ja eine wichtige 
Grundlage für unsere Forderung, daß das gegenwär-
tige polnische Regime zu dem Reformkurs zurück-
kehren solle. Es geht dabei nicht um Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten Polens; vielmehr ha-
ben doch alle Unterzeichner der KSZE-Schlußakte 
von Helsinki, auch die Sowjetunion, ausdrücklich 
akzeptiert, daß die Folgekonferenz in Madrid eine 
Bewertung dessen vornehmen solle, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Die verstehen dar

-

unter etwas anderes!) 

was die Helsinki-Schlußakte von 1975 inzwischen 
tatsächlich bewirkt hat. 

Die Krise in und um Polen — so Präsident 
Reagans und meine übereinstimmende Meinung — 
muß Gegenstand gründlicher Beratungen auf einer 
Sitzung der Außenminister auf der Folgekonferenz 
in Madrid sein. 

Drittens. Ebenso wie wir sehen Präsident Reagan 
und seine Regierung, daß es gerade in Krisenzeiten 
wichtig ist, miteinander in Kontakt zu bleiben. Ich 
habe auf dem Hintergrund meiner Erfahrungen aus 
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dem Gespräch mit Generalsekretär Breschnew hier 
in Bonn für ein Treffen des amerikanischen Präsi-
denten mit dem sowjetischen Generalsekretär zum 
rechten Zeitpunkt plädiert. Weit wichtiger als die 
deutsch-sowjetischen Gespräche ist ja doch, daß sich 
die beiden Weltmächte in ihrem künftigen Verhal-
ten gegenseitig richtig einzuschätzen wissen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Natürlich hat auch in Washington die schwierige 
wirtschaftliche Lage Polens eine wichtige Rolle ge-
spielt. Wir wollen gemeinsam die humanitäre Hilfe 
fortsetzen, die der polnischen Bevölkerung unmittel-
bar zugute kommt, aber staatliche Wirtschaftshilfe 
an Polen so lange offenlassen, wie die Unterdrük-
kungsmaßnahmen andauern. Wir haben auch über 
die Möglichkeit gesprochen, einem Polen, das auf 
den Weg der Erneuerung und der Reform zurück-
kehrt, sodann mit Finanzhilfen zu den international 
gebräuchlichen Bedingungen zur Seite zu stehen. 

Präsident Reagan und ich waren uns einig, daß 
weitere Maßnahmen gegenüber Polen oder der So-
wjetunion gründlich im Bündnis erörtert und ge-
meinsam beraten werden müssen. 

Die Tagung der Außenminister des Bündnisses 
hat dann eine Woche später am letzten Montag in 
Brüssel deutliche politische Signale gesetzt. Die Ver-
bündeten haben mit Festigkeit, aber auch mit Au-
genmaß reagiert. 

Zum einen ist das Bündnis zu einer einheitlichen 
und gemeinsamen Beurteilung gelangt: Was in 
Polen geschieht — so die gemeinsame Einschätzung 
— ist für die Entwicklung von Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa von großer Bedeutung. Die 
anhaltende Repression in Polen untergräbt die poli-
tische Basis für Fortschritte in den Ost-West-Bezie-
hungen. 

Zweitens ist es das gemeinsame Ziel aller Bünd-
nismitglieder, dazu beizutragen, daß der Kurs der 
Erneuerung und Reform in Polen wieder aufgenom-
men und fortgesetzt werden kann. Wir können und 
wir dürfen die Verstöße gegen die Charta der Verein-
ten Nationen, gegen die allgemeine Menschen-
rechtserklärung, gegen die Schlußakte von Helsinki 
nicht widerspruchslos hinnehmen. Wir können die 
Politik der Zusammenarbeit mit denen, die für die 
Lage in Polen Verantwortung tragen, nicht so fort-
setzen, als ob nichts geschehen wäre. 

Drittens hat das Bündnis einen Katalog von politi-
schen und wirtschaftlichen Maßnahmen erarbeitet, 
um den Militärrat in Warschau und um die sowjeti-
sche Führung vom Ernst der westlichen Besorgnisse 
zu überzeugen. Die Mitglieder des Bündnisses wer-
den in Abstimmung miteinander und je nach Ent-
wicklung der Lage in Polen solche Maßnahmen er-
greifen. Die jeweiligen nationalen Maßnahmen müs-
sen dabei keineswegs identisch sein — das macht 
der gemeinsame Beschluß klar —, aber sie sollen 
sich gegenseitig nicht unterlaufen. Das wird jeder 
verstehen. 

Auf dem Hintergrund dieser Übereinstimmung 
der Partner des Nordatlantischen Bündnisses hat 
mein gestriger Besuch bei François Mitterrand 

stattgefunden. In den sehr ausführlichen, sehr offe-
nen und sehr freundschaftlichen Gesprächen, die 
wir miteinander geführt haben, haben wir unser 
vollständiges Einvernehmen in der Substanz festge-
stellt. Es gibt daran nichts zu deuteln. Sie sehen das 
auch aus den öffentlichen Äußerungen des französi-
schen Ministerpräsidenten heute morgen. 

Allerdings — ich deutete es schon an — hat es in 
unseren beiden Ländern Unterschiede in der Prä-
sentation der politischen Reaktion auf die Ereig-
nisse in Polen gegeben. Gerade zu Polen sind unsere 
historischen Erfahrungen und Traditionen und da-
her auch die Tonlagen, in denen die Gefühle zum 
Ausdruck gebracht werden, in Frankreich und in 
Deutschland nicht identisch. Aber unsere französi-
schen Freunde, der Präsident und der Premiermini-
ster, wirken wie wir selbst auch dem falschen Ein-
druck entgegen, als könne es sich um einen Dissens 
in der Sache handeln. 

Der französische Außenminister Cheysson ist in 
einem Fernsehinterview dazu am letzten Sonntag 
dankenswert deutlich gewesen. Auf die ihm gestellte 
Frage eines französischen Journalisten, ob der Bun-
deskanzler ein Neutralist sei, antwortete Cheys-
son: 

Es scheint von einer bemerkenswerten Absurdi-
tät, so etwas zu behaupten. 

— Ich sehe Herrn Zimmermann nicht. Für den ist 
das vielleicht besonders gut geeignet. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
des Abg. Dr. Kohl [CDU/CSU]) 

Sehen Sie sich doch an, 

fuhr Cheysson fort, 

was er getan hat, wofür er eingetreten ist. Zum 
Beispiel in der Frage der Reaktion auf die so-
wjetische Überbewaffnung, die Westeuropa be-
droht, steht der Bundeskanzler an der Spitze 
derjenigen, die Stellung beziehen. 

Das ist wohl wahr. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Man wird ja noch bekräftigen dürfen, was der 
Außenminister einer befreundeten Macht öffentlich 
sagt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es gab in dem Interview auch einen anderen 
Punkt, zu dem einige Medien künstlich einen Dis-
sens zwischen Paris und Bonn erfinden wollten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was heißt „eini

-

ge
"?) 

— Ja, sicherlich, der „Bayernkurier" ist mit „einigen" 
mit gemeint. — Cheysson sagte zum Gasgeschäft 
mit der Sowjetunion — ich zitiere —: 

Ich glaube, da wäre es völlig absurd, wenn 
Frankreich allein eine Stellungnahme abgeben 
würde, während wir doch drei Käufer des sowje-
tischen Gases sind. Und zweitens: Wir sollten 
uns nicht selbst mit Sanktionen bestrafen, weil 
es in Osteuropa Entwicklungen gibt, die man 
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nicht hinnehmen kann. Wir brauchen dieses 
Gas. 

Ich sage dies, damit man auch einmal hört, was in ei-
nigen deutschen Zeitungen überhaupt nicht berich-
tet wird. 

In der Haltung zu den praktischen Maßnahmen 
mit der Adresse Polen oder Sowjetunion sind die 
französische Regierung und wir uns einig: Es geht 
ihr wie uns um Glaubwürdigkeit und Wirksamkeit. 

Ich möchte dem Bericht des Kollegen Genscher 
über die Tagung des Ministerrats des Nordatlanti-
schen Bündnisses nicht vorgreifen. Aber an dieser 
Stelle möchte ich unterstreichen: Wir Deutschen — 
die  Bundesregierung, die Bundesrepublik — haben 
Verpflichtungen zu solchen Maßnahmen niemals 
leichtfertig übernommen. Ich erinnere an Sanktio-
nen, die nach der Geiselnahme in Teheran interna-
tional gefordert und zugesagt worden waren. Ich er-
innere an die Sanktionen nach der sowjetischen In-
vasion in Afghanistan. 

Ich erinnere an den Aufruf der Vereinigten Staa-
ten von Amerika zum Boykott der Olympischen 
Sommerspiele in Moskau. Da haben wir in der Bun-
desregierung und auch im Bundestag lange ge-
braucht, um unsere nationalen Sportverbände vom 
Sinn solcher Solidarität mit den USA und von der 
moralischen Rechtfertigung des Fernbleibens von 
der Olympiade zu überzeugen. Dann allerdings ha-
ben wir Deutschen diese Verpflichtung auch erfüllt 
und nicht etwa nur Lippendienste geleistet wie man-
che anderen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Am Schluß waren es in Europa nur Norwegen, die 
Türkei und die Bundesrepublik Deutschland — 
wenn ich von Monaco einmal absehen darf —, die 
sich an dieser Sanktion gegen die Olympiade in 
Moskau beteiligten. Es ist kein Zufall, daß alle diese 
drei Länder, die das, was vorher lautstark verkündet 
worden war, dann auch tatsächlich getan haben, un-
mittelbar an den militärischen Machtbereich der So-
wjetunion angrenzen. 

Wir haben solche Pflichten nie leichtfertig auf uns 
genommen. Aber wenn wir uns zu etwas verpflichtet 
haben, dann stehen wir auch dazu, dann wird das 
auch gemacht. 

Wir haben in Washington wie in Paris natürlich 
auch das Problem der Weltwirtschaftskrise behan-
delt. Besonders gilt das für einen großen Teil des Ge-
sprächs mit Präsident Reagan, das dieser Frage viel 
Aufmerksamkeit zugewandt hat. 

Ich habe eindringlich auf die, wie ich es genannt 
habe, strategische Bedeutung hingewiesen, die die 
Zurückdrängung der Arbeitslosigkeit für die politi-
sche und die soziale Stabilität der Industrieländer 
des Westens hat. Ich habe ausgeführt, daß seit 
Kriegsende noch nie ein derart hohes Zinsniveau 
weltweit bis tief in die Rezession hinein durchgehal-
ten worden ist und daß es deshalb vor allem darauf 
ankommt, weltweit zu einer deutlichen, vor allem 
aber dauerhaften Zinssenkung zu gelangen. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP) 

Ein erneuter Zinsanstieg im Verlauf des Jahres 1982 
— so habe ich ausgeführt — könnte für die Investi-
tionstätigkeit und damit für die Arbeitsmärkte in In-
dustriestaaten wie Entwicklungsländern gleicher-
maßen ein Desaster bedeuten. Eine Zinssenkung — 
so  habe ich gegenüber dem amerikanischen Präsi-
denten vertreten — könne wegen der überragenden 
Rolle des Dollars auf dem gemeinsamen Kredit-
markt — es gibt j a nur noch einen einzigen Geld-
und Kapitalmarkt auf der Welt — nur dann gelingen, 
wenn die Vereinigten Staaten dabei eine Führungs-
rolle übernehmen. 

Ich habe im Gespräch mit Präsident Mitterrand 
erlebt, daß die französische Position in dieser Sach e 

 mit der unsrigen übereinstimmt. 

Übrigens haben dann Präsident Reagan und ich 
gemeinsam nicht nur unsere Übereinstimmung in 
der Bekämpfung von Handelsprotektionismus und 
in der Aufrechterhaltung eines freien Welthandels 
festgestellt, sondern wir haben vor allem über das 
Ziel unserer Wirtschaftspolitiken gemeinsam ge-
sagt: Das Ziel heißt Senkung des Zinsniveaus durch 
Eindämmung der öffentlichen Defizite; es geht um 
die Bekämpfung der Inflation und die Überwindung 
der Rezession. 

Solche internationalen Zusammenhänge sind 
dem einen oder anderen offenbar fremd. Herr Dr. 
Kohl sieht immer noch allein einen Zusammenhang 
zwischen — so haben Sie es genannt, Herr Kohl - 
der „Ära Schmidt" und der Arbeitslosigkeit in 
Deutschland 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

— Sie stellen Ihrer Intelligenz kein großes Zeugnis 
aus, meine Damen und Herren! —, 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
des Abg. Schwarz [CDU/CSU]) 

als ob es, Herr Dr. Kohl, in der gegenwärtigen Welt 
Arbeitslosigkeit nur in Deutschland gebe, als ob 
nicht gerade die Bundesrepublik Deutschland in die-
sem Punkte besser fährt als alle anderen Mitglieder 
des westlichen Bündnisses. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wider

-

spruch bei der CDU/CSU) 

Wer das bestreitet, soll außer dem „Bayernkurier" 
auch noch eine anständige Zeitung lesen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wider

-

spruch bei der CDU/CSU — Schwarz [CDU/ 
CSU] und Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Pfui! 
— Schwarz [CDU/CSU]: Einen anständigen 

Bundeskanzler!) 

Ich möchte die Opposition und das Haus insge-
samt darauf aufmerksam machen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Rüge!) 

daß allein durch die investiven und die steuerpoliti-
schen Maßnahmen, die wir im Zusammenhang mit 
dem Haushalt 1982 auf den Weg gebracht haben — 
durch gezielte Investitionen, durch Kapitalaufstok-
kung bei der Kreditanstalt, durch steuerliche Ver-
besserung der Abschreibungsmöglichkeiten —, für 
den Zeitraum bis 1985 insgesamt über 26 Milliarden 
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DM der wirtschaftlichen Kräftigung zugute kom-
men. 

Darüber hinaus stehen wir vor dem Abschluß des 
Jahreswirtschaftsberichts, der Anfang Februar vor-
liegen wird. Dann, also nach der Verabschiedung des 
Haushalts 1982, werden wir — und ich zitiere hier 
zustimmend den Kollegen Mischnick — unter Zu-
grundelegung der neuesten Wirtschaftsdaten auch 
eingehende Gespräche über weitere Beschäfti-
gungsinitiativen führen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich hatte schon gesagt, daß es der deutschen Posi-
tion in den bilateralen Gesprächen, aber auch in den 
multilateralen Verhandlungen zugute gekommen 
ist, daß sie sich auf die Erklärung des Bundestages 
vom 18. Dezember stützen konnte. 

Es ist nach der Erklärung des Ministerrats unse-
res Bündnisses vom vorigen Montag klar, daß die 
polnische Krise sich eben nicht zu einer Krise der 
westlichen Allianz ausweiten läßt. 

Wenn man nun die Presse der Sowjetunion liest 
und auch die Parteipresse anderer kommunistischer 
Staaten heranzieht, so findet man dort den Versuch 
einer Drachensaat zwischen Bonn und Washington 
oder zwischen Bonn und anderen Hauptstädten. Ich 
muß Ihnen sagen: Mich hat sowjetische oder kom-
munistische Propaganda noch nie beeindruckt; das 
wird auch in Zukunft so bleiben. 

Aber — und damit wende ich mich nun an die Op-
position — 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

die Fraktionen und Parteien des Bundestages soll-
ten sehr wohl darauf achten, daß sie mit ihrer Spra-
che keine Drachenzähne säen und keinen Unfrieden 
im Bündnis stiften. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Als ich vorhin auf einen Zwischenruf etwas scharf 
reagierte, ist mir das durch weitere Zwischenrufe 
aus der CDU/CSU-Fraktion angekreidet worden. 
Wenn aber Mitglieder des Deutschen Bundestags 
mit Bezug auf die Bundesregierung von einer „Brüs-
kierung der Allianz" reden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja auch 
wahr!) 

wenn sie davon reden, der Bundeskanzler mache 
sich zum „Anwalt von Jalta", 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es!) 

wenn sie unser ganzes Land zum „Unsicherheitsfak-
tor" deklarieren 

(Zurufe von der CDU/CSU: Die Bundesre-
gierung!) 

— das ganze Land, die Bundesrepublik hat es gehei-
ßen; die Beleidigung ist in beiden Fällen gleich 
schlimm, damit Sie sich nicht täuschen, ob Sie nun 
„Bundesrepublik" oder „Bundesregierung" sagen —, 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

wenn der bayerische Ministerpräsident davon redet 
— ich verstehe die Erregung, aber ich muß Ihnen 
noch ein weiteres Zitat bringen -, die Bundesregie-
rung „krieche vor den politischen Erpressungen der 
kommunistischen Machthaber feige am Boden", 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

dann muß ich abermals in Übereinstimmung mit 
Wolfgang Mischnick vor diesem Wettlauf der 
„Scharfmacherei" dringend warnen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Solche Sprache — nunmehr schon seit 14 Tagen — 
muß im Auslande zu Fehlinterpretationen unserer 
Lage führen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
und Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Oder, Herr Dr. Kohl und Herr Dr. Zimmermann, soll 
sie vielleicht zu solchen Fehlinterpretationen füh-
ren? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie haben Stimmen geweckt, von denen ich ge-
wünscht hätte, sie würden nie wieder hörbar, 

(Beifall bei der SPD und der FDP — 
Dr.  Barzel [CDU/CSU]: In der „New York 

Times" z. B.!) 

nicht nur in ausländischen Medien, auch hier in 
Deutschland.  — 

(Dr.  Barzel [CDU/CSU]: In der „New York 
Times"!) 

In der Konsequenz bekommt man Briefe von alten 
Nazis, die unter uns leben, in denen viel Böses über 
die Polen, über die Russen, über die Bundesregie-
rung in einem einzigen Atemzug gesagt wird. Das ist 
die Saat, die mit solcher Sprache gesät wird. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP — Anhaltende Pfui-Rufe bei der CDU/ 
CSU — Schwarz [CDU/CSU]: Helmut 
Schmidt, der Hetzer! — Dr. Jenninger 
[CDU/CSU]: Das müssen gerade Sie sagen! 
Schämen Sie sich! — Weitere anhaltende 

Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich habe bis zum heutigen Tage gewartet — — 

(Anhaltende Pfui-Rufe bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Herr Bundeskanzler, ich darf 
Sie unterbrechen. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Es ist un

-

glaublich!) 

Meine Damen und Herren, ich bitte, die Regie-
rungserklärung mit Ruhe bis zum Schluß entgegen-
zunehmen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das sind Beschimp- 
fungen, aber keine Regierungserklärung! 
— Dr. Barzel [CDU/CSU]: Staatssekretär 
Becker und der Kanzler in der „New York 
Times" haben unserem Land geschadet! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Das ist 

eine Unverschämtheit!) 
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Schmidt, Bundeskanzler: Ich denke, daß der Bun-
destag mir zustimmen wird: Der Deutsche Bundes-
kanzler hat das Recht, im Bundestag zu sagen, was 
er für richtig hält. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP — Anhaltende Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Ich habe im Ausland wie hier in Deutschland — —

(Fortgesetzte Zurufe und Pfui-Rufe von der 
CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, ich 
bitte, diese Regierungserklärung in Ruhe zu Ende 
führen zu lassen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Unglaublich ist das! 
— Dr. Barzel [CDU/CSU]: Das ist ja keine! 
— Weitere lebhafte Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Schmidt, Bundeskanzler: Ich habe im Ausland wie 
im Inland viele Wochen lang darauf verzichtet, die 
mir angetanen Beleidigungen zurückzuweisen. Ein-
mal, an diesem Ort, wird das wohl mein Recht 
sein. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Von mir hatte bis zum heutigen Tage niemand ein 
scharfes Wort gehört, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

weil ich mit dem übereinstimme, was der Regie-
rende Bürgermeister von Berlin gesagt hat, als er 
zum vorsichtigen Umgang mit politischen Äußerun-
gen zur Polen-Krise gemahnt hat. 

(Zuruf von der SPD: Recht hat er! — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Herr von Weizsäcker hat sicherlich nicht nur vor-
sichtiges Wägen der Worte im Verhältnis zum innen-
politischen Gegner oder zur Bundesregierung ge-
meint, er hat sicherlich auch den vorsichtigen Um-
gang mit der Sprache in Richtung auf Nachbarn im 
Osten und auf Freunde im Westen gemeint. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das merken Sie 
sich einmal! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Herr von Weizsäcker weiß jedenfalls, was keiner 
von uns vergessen darf: Keine Härte in der Spra-
che, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

keine Beleidigung kann die Tatsache ändern, daß 
die Sowjetunion eine Weltmacht ist und bleibt, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Was soll das? — Wei-
tere fortgesetzte Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

daß sie der von uns nicht sehr weit entfernte, mäch-
tige Nachbar bleibt und daß sie mächtige Truppen 
im anderen deutschen Staat unterhält, in dem viele 
Millionen Deutsche leben. 

Deshalb bleibt es nötig, gegenüber der Sowjetfüh-
rung in klarem, unmißverständlichem Deutsch un-
sere deutschen Interessen zu vertreten, aber doch 

bitte auch in der Bereitschaft, unsererseits zuzuhö-
ren, und gegenüber einem anderen Staat verbindlich 
im Ton. 

Ob es um Menschenrechte geht oder um menschli-
che Erleichterungen, ob es um Afghanistan geht 
oder um Polen, um die uns bedrohenden sowjeti-
schen Mittelstreckenraketen oder um Abrüstungs-
oder Rüstungsbegrenzungsverhandlungen: kein 
Führer der Opposition hat bisher je 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nun aber vorsich

-

tig!) 

im Kreml zu Moskau oder in der Redoute zu Godes-
berg weltöffentlich hörbar, zugleich so eindeutig und 
bestimmt, aber zugleich auch so verbindlich und 
dialogbereit unsere Interessen gegenüber der Spitze 
der Weltmacht Sowjetunion vertreten wie der Kol-
lege Genscher und wie ich selbst. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — 
Dr.  Barzel [CDU/CSU]: Haben Sie schon 
mal was von Adenauer gehört? — Dr. Marx 
[CDU/CSU]: Er schlägt sich selbst auf die 
Schulter! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Wir werden das auch in Zukunft so halten. — Den-
ken Sie an den Eindruck, den Sie heute bei Ihren 
Wählern machen! — 

(Beifall bei der SPD und der FDP — 
Dr.  Friedmann [CDU/CSU]: 35 % haben Sie 
noch! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Wir werden das auch künftig so halten; die Bundes-
republik Deutschland, die Bundesregierung werden 
sich in dem Kurs ihrer Politik nicht beirren lassen. 
Dieser Kurs hat eine feste Orientierung. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Wer immer in Europa, ob im Osten oder im Westen, 
Entspannung haben, Entspannungspolitik festigen, 
fortsetzen will, der braucht dazu das Gleichgewicht, 
das politische ebenso wie das militärische Gleichge-
wicht. Er braucht deshalb das Bündnis der westli-
chen Verteidigungsgemeinschaft. Er braucht den 
Brüsseler Doppelbeschluß, der erst dazu geführt 
hat, die Europa bedrohenden Raketenwaffen mittle-
rer Reichweite für beide Seiten überhaupt verhand-
lungsfähig zu machen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Kein Beifall bei der 
SPD!) 

— Nicht einmal von Ihnen, Herr Marx. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Aber der Zuruf hat 
genützt! Das hoffe ich doch!) 

Die Zustimmung zu beidem kann nie bloßer Lip-
pendienst sein, sondern sie kommt aus den Einsich-
ten und der Überzeugung, die sich aus der Lage un-
seres Landes ergeben. Die Sowjetführung ihrerseits 
hat jedenfalls die innere Logik des NATO-Doppel-
beschlusses akzeptiert, sosehr sie ihn in ihrer Propa-
ganda bekämpft. 
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Nur ein festes Bündnis gibt den westeueropäi-

schen Staaten Gewicht zum außenpolitischen Han-
deln. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das ist richtig!) 

Auch in dieser Überzeugung haben Präsident Mit-
terrand und ich ohne jede Einschränkung überein-
gestimmt. Ebenso stimmen wir darin überein, daß 
die Substanz unserer Politik des Dialogs, der Mäßi-
gung und des vernünftigen Ausgleichs bewahrt wer-
den muß. Auch sie dient uns allen. Sie ist ein Teil der 
gemeinsamen Politik, von entscheidender Bedeu-
tung für unsere Sicherheit, für die Sicherheit Ber-
lins. 

Meine Damen und Herren, niemand, der ehrlich 
ist, kann daran vorbeigehen, daß die Außen- und Si-
cherheitspolitik der Bundesregierung eine breite 
Zustimmung in unserem Volke findet. Sie findet sie 
nicht nur hier in der Bundesrepublik; auch aus der 
DDR erreichen mich viele Briefe, die diese Zustim-
mung zum Ausdruck bringen. Ebenso bestärken 
viele Polen, die gegenwärtig aus ihrer Heimat kom-
men, die Bundesregierung in ihrem Kurs. Vor allem 
aber stützt sich dieser Kurs auf eine überwältigende 
Mehrheit unter den Bürgern der Bundesrepublik. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wider-
spruch bei der CDU/CSU) 

Drei Viertel unserer Mitbürger treten für eine feste 
Einbindung der Bundesrepublik in das Atlantische 
Bündnis, für eine enge Anlehnung an die Politik der 
USA ein. 

	(Zurufe von der CDU/CSU) 

20 % denken in dieser Hinsicht anders. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Salto mortale!) 

Daran ändert nichts die Tatsache, daß gut die Hälfte 
unserer Mitbürger die sozialen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse der USA nicht als Vorbild ansehen; das 
letztere tut nur eine sehr kleine Minderheit. 

Es besteht doch aber auch gar kein Zweifel: Die 
Amerikaner und die Europäer sind keine eineiigen 
Zwillinge, die sich stets und überall identisch verhal-
ten müßten. Sie sind Partner mit gemeinsamen 
Idealen, mit zentralen gemeinsamen Interessen, 
aber auch mit sehr unterschiedlichen Vorstellungen 
und Interessen im einzelnen, Partner, die sich im-
mer wieder neu abstimmen müssen und die das 
auch können, weil sie eben nicht nur historisch und 
politisch, nicht nur wirtschaftlich und militärisch 
eng verbunden sind, sondern weil sie auch durch die 
gemeinsamen Wertvorstellungen von Demokratie, 
von der Freiheit der Person und vom Frieden ver-
bunden sind. 

Wir Deutschen haben den Amerikanern vieles zu 
verdanken: daß wir nach dem Krieg politisch und 
wirtschaftlich wieder auf die Füße kamen, daß Ber-
lin nicht vor kommunistischen Drohungen kapitulie-
ren mußte, daß wir ohne Furcht vor einem Überfall 
leben können, wie ihn ein Staat in Westasien vor 
zwei Jahren erlebt hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Afghanistan!) 

Wir schulden auch Dank. Dankbarkeit ist keine 
leichte Tugend. Vor allem jungen Menschen fällt es 

manchmal schwer, dankbar zu sein, vielleicht weil 
sie sich beschämt oder beengt fühlen. Manche sehen 
dann den Splitter im Auge des Freundes oft größer 
als Balken in den Augen von anderen. Aber das darf 
so nicht sein. 

Und es gilt ja für die ganz große Mehrheit unseres 
Volkes auch nicht. Es gibt etwa ein Fünftel unserer 
Mitbürger, die für deutsche Neutralität eintreten. Es 
gibt andere Staaten im Westen mit höheren Prozent-
sätzen. Aber eine weit überwiegende Mehrheit — 
ich sagte es schon — ist für dieses Bündnis. Aber zu-
gleich ist eine weit überwiegende Mehrheit auch für 
eine Politik der Rüstungskontrolle. 

Und natürlich kann keiner begeistert sein, wenn 
wir möglicherweise gezwungen sein könnten, neue 
Raketen auf deutschem Boden zu installieren. Es 
gibt welche, die wollen das auf jeden Fall. Das ist 
eine recht kleine Minderheit: 20 %. Die große Mehr-
heit der Deutschen dagegen ist für eine Politik, die 
sich am Doppelbeschluß orientiert. 

Die große Mehrheit ist eben für das Bündnis und 
für unseren Beitrag, ist auch für die Bundeswehr, die 
trotz mancher öffentlicher Schelte unter Dr. Apels 
politischer Leitung zu einer der populärsten Institu-
tionen in unserem Lande geworden ist. 

(Zustimmung bei der SPD — Lachen bei 
der CDU/CSU) 

Es gibt im Ausland Stimmen, die der Bundesrepu-
blik vorwerfen und die es für vorwerfbar halten, daß 
sich in Deutschland Pazifismus ausbreite. Im Aus-
land habe ich demgegenüber daran erinnert, daß in 
früheren Jahren die jungen Deutschen gerade im 
Ausland des Gegenteils wegen, nämlich wegen mili-
taristischer Tendenzen, gescholten worden waren. 
Das sollte man nicht vergessen. 

Hier im eigenen Lande will ich allerdings an die 
Adresse einige Redner der Friedensbewegung fest-
halten: Man sollte nicht so tun, als ob vorhandene so-
wjetische SS-20-Raketen, die auf Ziele auch in 
Deutschland gerichtet sind, weniger gefährlich 
seien als amerikanische Raketen, die es hier noch 
gar nicht gibt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich habe Generalsekretär Breschnew und Präsi-
dent Reagan gleicherweise gebeten, derartige Ent-
gleisungen nicht versehentlich als symptomatisch 
für die Grundhaltung des deutschen Volkes zu ver-
stehen. Solches Mißverständnis könnte sowohl in 
der einen wie in der anderen Hauptstadt zu folgen-
schweren Fehlentscheidungen führen. 

Vielleicht darf ich noch eines hinzufügen: Leute, 
die sich mit lautstarken Protesten an westliche 
Adressen wenden, aber kein Wort und keine Demon-
stration übrig haben für die Menschen in Polen, die 
machen mir weder moralisch noch politisch tiefen 
Eindruck. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 
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Ich bedaure, daß es heute offenbar zu zwei ge-

trennten Entschließungen kommen soll. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: „Soll"? Wer will 
das?) 

Es tut mir leid, daß die Opposition daran Anstoß 
nimmt, daß man auf wochenlang ertragene böse 
Schelte auch einmal antwortet. Aber die Opposition 
wird wissen, wie jedermann weiß, der in diesen Ta-
gen mit anderen spricht, auf der Straße oder im Ge-
schäft, beim Einkauf oder am Arbeitsplatz, was ich 
die letzten Ferientage über gerade getan habe 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— von einem Geschäft ins andere, und ich habe ge-
spürt, was Sie doch nur nicht zugeben wollen, was 
Sie aber auch spüren —, daß die Deutschen in ihrer 
überwältigenden Mehrheit, haben sie nun die FDP 
gewählt oder die SPD oder die CDU, sich nachdrück-
lich für unsere Politik des Gleichgewichtes und der 
Mäßigung und des Augenmaßes aussprechen — 
nachdrücklich. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es ist in diesem Geiste, daß ich mich, was unsere 
Außen- und Sicherheitspolitik angeht, des Friedens 
wegen mit tiefer Leidenschaft zur Vernunft beken-
ne. Ein polnischer Dichter, der Nobelpreisträger 
Czeslaw Milosz, hat die Leidenschaft zur Vernunft 
so gekennzeichnet: 

Schön ist die Menschenvernunft und unbesieg-
bar. Nicht Gitter, nicht Draht, ... noch die Ver-
bannung richten ihr etwas an. 

Und weiter: 

Sie hebt das Gebotene über das, was ist, ein 
Freund der Hoffnung, aber ein Feind der Ver-
zweiflung. 

In der Tat: die Vernunft, ein Freund der Hoffnung! 

(Langanhaltender Beifall bei der SPD und 
der FDP) 

Präsident Stücklen: Ich eröffne die Aussprache. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Kohl. 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Bevor ich mich dem 
eigentlichen Thema, der Aussprache über die Regie-
rungserklärung, zuwende, darf ich, auch im Namen 
der CDU/CSU-Fraktion, ein herzliches Wort des 
Dankes und der Anerkennung unseren vielen Mit-
bürgern in der Bundesrepublik zurufen, die in den 
letzten Wochen in einer überzeugenden Weise von 
Mitmenschlichkeit in vielen Solidaritätsaktionen 
unseren polnischen Nachbarn geholfen haben. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wer die deutsch-polnischen Beziehungen im 
Laufe der Geschichte durchmißt; wer weiß, wieviel 
Blut und Tränen, auch wieviel Elend und Leid zwi-
schen unseren Völkern steht; wer aber auch weiß, 
wieviel großartige Kapitel deutscher und polnischer 
Geschichte im Ablauf des letzten Jahrtausends zu 
verzeichnen sind, der darf in einer solchen Stunde 
als Deutscher doch darauf hinweisen — und ich sage 
das in Stolz für unsere Landsleute —, daß allein in 

den letzten Monaten über den Caritasverband und 
das Diakonische Werk über 30 Millionen DM an Lie-
besgaben und Spenden gesammelt wurden — ein 
Betrag, der höher ist als alle Sendungen aus den üb-
rigen Teilen des westlichen Europas. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte an unsere Mitbürger appellieren, in 
diesen schlimmen Zeiten für unsere polnischen 
Nachbarn in ihrer Bereitschaft zum Spenden und 
zum Helfen nicht nachzulassen, nicht nachzulassen 
auf dem Wege privater Aktionen von Familie zu Fa-
milie. Deswegen bitte ich das Hohe Haus um seine 
Zustimmung zu unserem Entschließungsantrag, der 
sicherstellen soll, daß für die Zeit der nächsten sechs 
Monate Hilfspakete nach Polen — ebenso wie dies 
jetzt in Schweden und in Österreich möglich war  — 
portofrei gesendet werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir alle wissen, daß weitere Sammelaktionen be-
vorstehen. Ich hoffe, wir sind uns wenigstens darin 
einig, daß es nicht zuletzt angesichts der Kapitel 
deutsch-polnischer Geschichte, von denen ich 
sprach, nun für uns, die Deutschen im freien Teil un-
seres Vaterlandes, eine einmalige Chance gibt, Soli-
darität, europäische Solidarität, deutsch-polnische 
Solidarität zu beweisen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich jetzt zur Regierungserklärung 
kommen. Herr Bundeskanzler, Schwäche und Op-
portunismus Ihrer Politik in den letzten Wochen und 
Monaten haben dazu geführt, daß Sie sich, wenn Sie 
hier Rechenschaft vor dem deutschen Volk geben 
müssen, nur noch durch blanke Aggressivität und 
Beleidigungen in Ihrer Rede über die Runden ret-
ten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Aus Ihrer Rede sprachen Hybris und Schwäche zu-
gleich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hybris ist es, wenn Sie so schlankweg erklären: Wer 
die Bundesregierung angreift und beleidigt, belei-
digt die Bundesrepublik Deutschland. Meine 
Freunde und ich sind einige unter vielen in der Bun-
desrepublik Deutschland. Ich werde Ihnen nachher 
einiges dazu zu sagen haben, was ausländische 
Freunde über Sie sagen. Wir fühlen uns nicht belei-
digt, wir fühlen uns auch nicht solidarisiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber so war das immer mit Ihnen; das ist das 
Signum Ihres politischen Weges. Es gab eine Phase, 
da glaubten manche, es sei anders geworden; Sie 
kehren jetzt zu Ihren Anfängen zurück. Wenn Sie 
nicht mehr weiterkönnen, schlagen Sie wild um sich 
— und es ist Ihnen gleichgültig, was Sie dabei zerstö-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damit bin ich bei einem Abschnitt Ihrer Rede, der 
so nicht stehenbleiben kann. Sie haben im Zusam-
menhang mit der Kritik im In- und Ausland an Ih-
rer Politik wiederum die Schuldigen vorgeführt. Das 
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waren zunächst einmal die Journalisten jeglicher 
Provenienz im In- und Ausland. Das war dann die 
Opposition. Wie sagten Sie: Die Saat, die gesät wur-
de, geht jetzt auf. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Dann machten Sie eine Gedankenpause und spra-
chen von den Briefen alter Nazis. Melodie und Text 
dieser Aufführung, Herr Bundeskanzler, sind uns 
seit Jahren vertraut. Mit blanker Verleumdung ver-
suchen Sie, über die Runden zu kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es fällt einem schwer, um des Landes willen, um der 
Reputation unserer Republik im Ausland willen 

(Zurufe von der SPD) 

alles das nicht zu sagen, was man gerade dem Abge-
ordneten Helmut Schmidt dazu sagen könnte. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe für meine politischen Freunde und für 
mich zum Jahresende ein Buch über die Geschichte 
der Union herausgebracht. Die ersten Bildseiten die-
ses Buches zeigen die Hinrichtungsstätte in Plötzen-
see. Sie zeigen diese Hinrichtungsstätte, weil auch 
die CDU/CSU — ähnlich wie die Sozialdemokrati-
sche Partei — nicht zuletzt aus den bitteren Erfah-
rungen des Widerstandes gegen die Nazibarbarei er-
wachsen ist. Als ich als Sechzehnjähriger nach dem 
Krieg zur Union kam, waren meine Leitbilder jene 
Männer, die vor Roland Freisler und seinem Blutge-
richt gestanden hatten. Andreas Hermes und Jakob 
Kaiser, Konrad Adenauer und Eugen Gerstenmaier 
— ich könnte für die Union noch viele andere nen-
nen; Josef Müller ist hier für die CSU zu nennen —, 
sie standen für das andere Deutschland. Wir sind 
weder bereit noch geneigt, hinzunehmen, daß Sie 
nun, nach mehr als drei Jahrzehnten, in bewährter 
Weise Geschichtsfälschung vornehmen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, der Vorsitzende der CSU, 
Franz Josef Strauß, muß sich nicht fragen, wie seine 
Position am 20. Juli 1944 war. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Und der Vorsitzende der CDU muß sich nicht fragen, 
der damals ein Kind von 14 Jahren war. Aber er 
steht in der Kontinuität der Vorsitzenden der Christ-
lich-Demokratischen Union Deutschlands, die sich 
alle nicht fragen müssen, wo sie in jenen Tagen ge-
standen haben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Zu-
rufe von der SPD) 

Herr Bundeskanzler, ich habe Sie vor einigen Mo-
naten von diesem Pult aus gegen die ebenso uner-
hörten wie ungerechten Vorwürfe des israelischen 
Ministerpräsidenten Begin verteidigt. Herr Bundes-
kanzler, Sie machen es uns mit Ihren Reden und mit 
Ihrem Tun unmöglich, die normalsten menschlichen 
Beziehungen in diesem Hause aufrechtzuerhalten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

In der Reihe der demokratisch gewählten Kanzler 
des Deutschen Reiches und der Bundesrepublik 

Deutschland gab es noch nie einen, der so wenig 
Wert darauf legte, seinen Beitrag zum inneren Frie-
den unseres Landes zu leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Über Ihren Umgang mit der Wahrheit will ich 
nicht viel hinzufügen. 

(Zurufe von der SPD) 

Nur, Herr Bundeskanzler: Warum erregen Sie sich 
eigentlich über die Äußerungen von Franz Josef 
Strauß so, wenn Franz Josef Strauß doch nur — auf 
deutsch übersetzt — die Karikatur des französi-
schen „Express" wiedergibt, einer Zeitung, die Ih-
rem früheren Freund Giscard d'Estaing nahesteht? 
Herr Bundeskanzler, das ist doch Ihre Politik. 

(Zurufe) 

Das war doch die Wiedergabe Schmidtscher Politik, 
die wir hier erlebt haben. 

(Zurufe von der SPD) 

Aber jetzt zum Thema! 

(Zurufe von der SPD) 

— Ja, meine Damen und Herren, zu dem Thema, das 
bedrückend genug ist, weil die Politik, die Sie in die-
sen Wochen und Monaten führen, am Ende dazu 
führt, daß wir schließlich zwischen allen Stühlen sit-
zen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist doch das, was Sie erreichen. 

Mit der Überschrift „Polen — auch eine westliche 
Tragödie?" fragte die „Neue Zürcher Zeitung" einige 
Wochen nach dem Militärcoup von General Jaru-
zelski in Polen nach der Lage der westlichen Länder. 
Die Antwort auf diese Frage ist heute eindeutig. Was 
sich in den letzten vier Wochen innerhalb des Bünd-
nisses abgespielt hat, ist in der Tat eine Tragödie, 
und die Verantwortung dafür tragen nicht zuletzt die 
deutschen Sozialdemokraten und Sie, Herr Bundes-
kanzler. 

(Zurufe von der SPD) 

In der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 
in über 30 Jahren gab es noch nie zuvor eine so ein-
deutige, eine so harte Kritik an Politik und Person 
eines deutschen Bundeskanzlers und einer Regie-
rung, wie wir dies in den letzten Wochen in Europa 
und in Amerika erfahren mußten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie sprachen von „Kritik in ei-
nigen Medien". Sie werden es schwer haben, über-
haupt noch eine positive Stimme über das Kommu-
niquédeutsch hinaus irgendwo zu finden. 

(Zuruf von der SPD) 

Unser Land hat durch Ihre opportunistische Politik 
viel von jenem Vertrauenskapital verloren, das wir 
in 30 Jahren mühsam gewonnen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist eine schlimme Entwicklung für die Bundes

-

republik Deutschland, denn es gibt kein Land in Eu- 
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ropa, das so sehr auf das Vertrauen in die Solidarität 
seiner Freunde angewiesen ist. Niemand, wir ganz 
gewiß nicht, empfindet über diese Entwicklung 
Schadenfreude; denn die Folgen tragen wir gemein-
sam in Deutschland. 

Herr Bundeskanzler, was jetzt in der öffentlichen 
und veröffentlichten Meinung Frankreichs und in 
den USA laut wurde, ist nicht ein Ergebnis von Miß-
verständnissen. Das hat auch überhaupt nichts mit 
augenblicklicher Verärgerung zu tun. Die Welle die-
ser Erregung hat antideutschen Bodensatz hochge-
schwemmt, der uns alle zutiefst betroffen machen 
muß, der unserem Lande Schaden zufügt, weil 
Ressentiments wiedergeweckt werden, die nur sehr 
langsam abgebaut werden können. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Die Vorwürfe gegen Ihre Regierung — und daraus 
kommen dann allgemeine Vorwürfe gegen die Deut-
schen — sind von einer bestürzenden Heftigkeit. Die 
französische Zeitung „Le Quotidien de Paris" sagte 
dazu: 

Vielleicht ist es schwierig für einen Deutschen, 
das Schicksal des Polen zu bemitleiden, von 
dem er gewohnt ist, daß es von den Ketten deut-
scher Panzer umgepflügt wird. 

Bei der Wahl zwischen der Ostpolitik und der at-
lantischen Solidarität hat Bonn sich für die Ost-
politik entschieden. Zwischen seinen nationalen 
Interessen und seinen Bindungen an die freie 
Welt wählte die Bundesrepublik ihre nationalen 
Interessen. 

Der den Sozialisten nahestehende „Nouvel Obser-
vateur" warf Ihnen, Herr Kollege Brandt, und der 
Sozialistischen Internationale vor, daß Sie zuerst 
sprachlos gewesen seien, und danach hätten Sie den 
anderen demokratischen Sozialisten die These von 
einer „innerpolnischen Krise" aufoktroyiert. Wört-
lich heißt es: 

Man kann es nicht fassen: Der Mann, der mutig 
gegen die Nazis gekämpft hat, der sich für die 
spanischen Republikaner eingesetzt hat, der in 
Warschau auf die Knie gefallen ist, um Verzei-
hung für die Verbrechen der Herren des Dritten 
Reiches zu suchen, findet kein Wort der Ver-
dammung für die gegenwärtigen Henker des 
polnischen Volkes. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und „Le Matin", ebenfalls eine sozialistische Zei-
tung, sprach davon, daß Westeuropa soeben die er-
sten perversen Konsequenzen der berühmten Ost-
politik erlebte — und fragt, ob das Europa der Zehn 
„unter den drei Zeichen von Ostpolitik, Pazifismus 
und Antiamerikanismus leben" wolle. 

Wenn das so verläuft, 

— so fährt die Zeitung fort — 

dann wird man hinnehmen müssen, daß die 
Finnlandisierung nicht mehr länger ein Mythos 
ist. 

 Das sind doch nicht Stimmen aus der deutschen 
Opposition; das sind Stimmen aus dem Lager Ihrer 

politischen Freunde in Frankreich. Der Vorsitzende 
der Sozialistischen Partei Frankreichs, Jospin, er-
klärte in diesen Tagen: 

Die französische Kommunistische Partei 

— der Sozialistenführer sagt das — 

steht nicht allein mit ihrer Haltung zu Polen. Sie 
vertritt Standpunkte, wie sie auch Bundeskanz-
ler Schmidt vertritt. 

Herr Bundeskanzler, in welcher Nachbarschaft 
bewegen Sie sich eigentlich in Europa, wenn so et-
was möglich ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Brandt, gestern hat das Zentralko-
mitee der Kommunistischen Partei Frankreichs die 
Verhängung des Kriegsrechts in Polen verteidigt 
und gleichzeitig die sehr realistische und maßvolle 
Position des SPD-Vorsitzenden Brandt gewürdigt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Heute, Herr Kollege Brandt — damit das Bild voll-
ständig wird —, haben die Führungsgremien der 
kommunistischen Partei Italiens festgestellt, daß die 
Partei geschlossen hinter der Verurteilung der So-
wjetunion durch ihren Generalsekretär Enrico Ber-
linguer stehe, und die 219 Mitglieder des Zentralko-
mitees und der zentralen Kontrollkommission der 
KPI verabschiedeten in der Nacht zum Donnerstag 
eine Resolution, die das Entsprechende enthält. In 
der Resolution wird die Verhängung des Kriegs-
rechts über Polen scharf verurteilt und der Sowjet-
union offene und direkte Einmischung vorgewor-
fen. 

Herr Kollege Brandt, offensichtlich sind die italie-
nischen Kommunisten eher bereit, klar zu sagen, 
was in Polen vonstatten geht, als Sie und viele Ihrer 
Freunde in der Sozialdemokratischen Partei. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — 
Wehner [SPD]: Pfui, Herr Kohl! — Löffler 
[SPD]: Das ist Ihre nationale Verantwor

-

tung! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Herr Bundeskanzler, um das Bild abzurunden: Die 
Pariser Zeitung „Le Monde", die Sie gerne und oft zi-
tieren, geht in diesen Tagen so weit, in der deutschen 
Politik gegenüber Warschau eine Fortsetzung der 
Unterdrückung der Freiheit Polens zu sehen, zu der 
sich im September 1939 Stalin und Hitler zusam-
mengefunden haben. 

Herr Bundeskanzler, Sie waren gestern in Paris. 
Es ist doch ausgeschlossen, daß Sie von dieser Stim-
mung nichts bemerkt haben! Es ist doch undenkbar, 
daß Sie nicht wissen, was sich in unserer Nachbar-
schaft vollzieht! 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Sonst wäre er doch 
nicht hingefahren! — Zuruf von der SPD: 

Wo waren Sie denn, Herr Kohl?) 

Die italienische Zeitung „Corriere della Sera" 
stellt die Frage, ob Europa vor einem „neuen Rapal-
lo" stehe, vor einem — diesmal stillschweigenden —

hereinkommen zwischen Rußland und Deutsch-
land. 
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Herr Bundeskanzler, eines Ihrer Lieblingsblätter, 

das Sie regelmäßig hier zitieren, das New Yorker 
„Wall Street Journal", stellt fest: 

Schmidts Haltung gegenüber Moskau deutet 
auf eine demoralisierte Führung hin, die die Zu-
kunft Westdeutschlands am ehesten noch als 
die eines finnlandisierten, industrialisierten Va-
sallen eines totalitären Imperiums sieht. 

Es heißt in dieser Zeitung wörtlich: 

Deutschland hat sich effektiv auf die Seite der 
kommunistischen Generäle gestellt. 

(Zuruf von der FDP: Wollen Sie hier Zeitun-
gen vorlesen?) 

— Meine Damen und Herren, wir müssen uns im-
mer Ihre Zitate anhören. Sie müssen heute in die-
sem Hause die Wahrheit anhören! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die „New York Times", ebenfalls ein Blatt, das Sie 
gerne und häufig zitieren, wirft Ihrer Regierung vor, 
daß die zögerliche Haltung der Deutschen zum 
Thema „Sanktionen gegen die Warschauer Militär-
regierung" — jetzt wörtlich — „Ausdruck eines deut-
schen Hirngespinstes namens Entspannung" sei. 
Die zahme westdeutsche Reaktion mache deutlich: 
„Unser westdeutscher Verbündeter verrät eine alar-
mierende Toleranz für sowjetische Unterdrük-
kung". 

Als letztes sei ein amerikanisches Blatt genannt, 
aus dem Sie hier auch regelmäßig zitieren. Die „Wa-
shington Post" schrieb: 

Wenn Deutschland, das Herzstück der NATO, 
sich in die Position des Vermittlers zwischen 
der Allianz und ihren Gegnern manövriert, was 
bleibt dann noch von dieser Allianz übrig? 

Herr Bundeskanzler, ist es wirklich so, daß Sie, 
der „crisis manager" des Erdballs, allein wissen, was 
richtig ist — und all jene Konservativen, Liberalen 
und Sozialisten, die Ihren Weg beobachten und kom-
mentierend begleiten, sich täuschen sollten? Glau-
ben Sie nicht, daß zur Demut vor der Geschichte 
auch die Erkenntnis gehört, daß andere recht haben 
könnten? Wenn Sie sich jetzt in der für Sie typischen 
Haltung zur Opposition von uns abwenden, ist das 
tiefenpsychologisch nur ein Hinweis darauf, daß Sie 
dies nicht begreifen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Verfall des Ansehens der deutschen Politik 
draußen in der Welt und der Verfall des Ansehens 
dieser Regierung sind unübersehbar. Die Summe 
der Kritik hat Raymond Aron eindrucksvoll zusam-
mengefaßt, als er sagte: 

Die Bundesrepublik weiß nicht mehr, zu wel-
cher der zwei Welten sie gehören will, von wel-
cher mehr zu fürchten, und von welcher mehr zu 
erwarten sei. 

Aus dem Munde dieses klugen Mannes am Ende der 
Ära Schmidt eine vernichtende Kritik! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für uns heißt das Problem nicht „Bundeskanzler 
Schmidt"; die Frage, die uns bewegt, heißt: Wie geht 

es weiter mit der Bundesrepublik Deutschland? Des-
halb müssen wir uns fragen: Worauf ist es zurückzu-
führen, daß im verbündeten und befreundeten Aus-
land das Vertrauen in die Glaubwürdigkeit, die 
Standfestigkeit und die Berechenbarkeit der deut-
schen Außenpolitik so erschreckend abgenommen 
hat? 

Herr Bundeskanzler, es wäre nicht zu diesem 
Schwund an Vertrauen gekommen, wenn Sie nicht 
selber seit dem Militärputsch in Polen Äußerungen 
getan hätten, die in den Hauptstädten unserer Ver-
bündeten — und nicht nur dort — Fragen nach dem 
eigentlichen Ziel deutscher Außenpolitik geradezu 
heraufbeschwören mußten. Ich will drei dieser Äu-
ßerungen aus den letzten Wochen noch einmal nen-
nen. 

Erstens. Bei Ihrem Besuch im anderen Teil 
Deutschlands sagten Sie am 13. Dezember — das 
liegt jetzt gerade vier Wochen zurück —, auf die Vor-
gänge in Polen angesprochen: „Herr Honecker ist 
genau so bestürzt gewesen wie ich, daß dies nun not-
wendig war." 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unglaublich!) 

Herr Bundeskanzler, wie mußte eigentlich auf die 
Welt, wie mußte auf polnische Arbeiter, von denen 
Sie gesprochen haben, das Wort wirken, „daß dies 
nun notwendig sei"? Wie mußte es wirken, wenn der 
frei gewählte Kanzler der Bundesrepublik Deutsch-
land gemeinsam mit dem Herrn Honecker, dem 
Chef einer kommunistischen Diktatur sagt, das sei 
„notwendig" gewesen? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unerhört!) 

Zweitens. Am 30. Dezember — Sie bestreiten dies 
jetzt zwar, aber ihre eigenen Texte liegen im Origi-
nalton vor — ließen Sie den Regierungssprecher, in 
klarer Frontstellung zur Führungsmacht des We-
stens, den Vereinigten Staaten erklären: „Wir teilen 
die Auffassung nicht, daß die Sowjetunion als An-
stifter für die Verhängung des Kriegsrechts zu be-
trachten ist."  

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie können diese Äußerung 
nicht bestreiten, und Sie werden doch nicht behaup-
ten können, daß Ihr Sprecher, der doch versucht, 
Ihre Politik draußen darzustellen und zu verkaufen, 
dies gesagt habe, ohne zu wissen, wie Sie in dieser 
Sache denken. 

Sie haben dieses Urteil nicht aufrechterhalten 
können. Von Erklärung zu Erklärung innerhalb der 
letzten Tage bis hin zur heutigen Regierungserklä-
rung mußten Sie modifizieren, mußten Sie sich in Ih-
rer Position verändern. Inzwischen sind Sie zu einer 
Verurteilung der sowjetischen Verantwortung ge-
kommen. Glauben Sie im Ernst, Herr Bundeskanz-
ler, daß für das freie Deutschland damit die verhee-
renden politischen und moralischen Wirkungen Ih-
res Versuchs zu Ende sind, die Sowjetunion von ih-
rer Verantwortung für die Vorgänge in Polen öffent-
lich freizusprechen? Sie haben dem Ansehen des 
Landes mit diesen Äußerungen geschadet. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 
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Zu Beginn dieses Jahres — Sie haben auch das 

heute bestritten und haben alle, die darüber reden, 
als Fälscher bezeichnet — haben Sie in einem Inter-
view in der „New York Times" die Vorgänge in Polen 
in einen Zusammenhang mit der Konferenz von 
Jalta im Frühjahr 1945 gebracht. Ich streite jetzt gar 
nicht darüber, wie Sie das Wort von den „Einfluß-
sphären" in Europa verstanden wissen wollten. Ich 
gebe zu, das ist vieldeutig. Nur, Herr Bundeskanzler: 
Wie kommt es Ihnen in den Sinn, in dieser Lage in 
Polen und in Deutschland überhaupt an die Jalta-
Konferenz zu erinnern? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann doch erwarten, daß der deutsche Regie-
rungschef wenigstens eine Mindestausstattung an 
historischen Kenntnissen hat, bevor er sich an eine 
solche Behauptung wagt. 

(Erneuter lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU — Lachen und Zurufe von der SPD) 

Wer das Wort Jalta in diesem Zusammenhang in den 
Mund nimmt, muß doch wissen, daß dies zu Mißdeu-
tungen führt. Der Beifall, den Sie für diese Hinweise 
sofort aus Moskau bekommen haben, ist ein verräte-
rischer Beifall, Herr Bundeskanzler. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man muß sich doch fragen: Haben Sie sich gerade 
auch im Blick auf Osteuropa gefragt, welchen Ein-
druck Sie mit Ihrem Wort von den „Einflußsphären" 
bei den Völkern in Mittel- und Osteuropa, bei den 
17 Millionen unserer Landsleute im anderen Teil 
Deutschlands hinterlassen, denen Menschenrecht 
und Menschenwürde verwehrt sind? 

Am 1. August 1975 ist in Helsinki die Schlußakte 
der Konferenz über Sicherheit und Zusammenar-
beit auch von Polen, auch von der Sowjetunion, un-
terzeichnet worden. 

(Conradi [SPD]: Auch von uns, Herr Kohl, 
gegen Ihren Willen!) 

In diesem Dokument heißt es ausdrücklich: „Die 
Teilnehmerstaaten werden die Menschenrechte und 
die Grundfreiheiten ... achten." Herr Bundeskanz-
ler, warum sprachen Sie in Ihrem Interview von 
Jalta und nicht von Helsinki? Das wäre doch nahe-
liegend gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Faßt man die Äußerungen, die ich gerade zitiert 
habe, zusammen, ergibt sich ein klarer Befund: Sie 
haben Spannungen im Verhältnis zu unserer 
Schutzmacht Amerika und Risse im Bündnis in 
Kauf genommen, um das Verhältnis zur Sowjet-
union von Spannungen möglichst freizuhalten. Sie 
müssen sich schon die Frage gefallen lassen, als was 
Sie und Ihre eigene Partei, die SPD, die Bundesrepu-
blik Deutschland letztlich betrachten: immer noch 
als einen unstreitig integralen Bestandteil des At-
lantischen Bündnisses 

(Löffler [SPD]: Selbstverständlich!) 

— Herr Kollege, Ihnen nehme ich das ab; aber Sie 
sind nicht mehr typisch für die deutsche Sozialde-
mokratie — 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

oder schon als einen Staat, dem wegen seiner beson-
deren Lage eine „Sonder-" und „Vermittlerrolle" zwi-
schen Ost und West zukommt — jene Sonder- und 
Vermittlerrolle, Herr Bundeskanzler, die nach unse-
rer Überzeugung das Ende unserer Freiheit herbei-
führen muß. 

Der französische „Le Matin", ebenfalls eine Zei-
tung Ihrer Parteifreunde in Paris, warnt im Zusam-
menhang mit Ihren Reaktionen, Herr Bundeskanz-
ler, auf die polnischen Ereignisse vor der Gefahr ei-
nes neuen München. Und Herr Brzezinski, Ihnen 
aus früheren Zeiten besonders verbunden, sagte un-
längst über Ihre Politik: 

Er gibt sich als wichtigstes Mitglied der Allianz, 
aber tatsächlich benimmt er sich wie ein perfek-
ter Neutralist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Den hat er vorhin 
gemeint!) 

Ich kann Sie, Herr Bundeskanzler, nur auffordern, 
solche Kritik im Ausland aus berufenem Mund mit 
großer Wirkung innerhalb der Bevölkerung dieser 
demokratischen Staaten nicht einfach abzutun, son-
dern durch Taten zu widerlegen. Sie sind es dem 
deutschen Volk schuldig, Herr Bundeskanzler. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie groß inzwischen der Unterschied zwischen Ih-
ren Worten und Taten geworden ist, will ich Ihnen 
einmal an Hand Ihrer gemeinsam mit dem französi-
schen Präsidenten herausgegebenen Erklärungen 
vor Augen führen. Ich werde es hier sicherlich zitie-
ren dürfen, weil auch Sie es früher immer wieder zi-
tiert haben. 

(Zuruf von der FDP: Noch ein Zitat!) 

— Meine Damen und Herren, es ist ziemlich traurig, 
daß Sie hier Ihr Pflichtsoll an Beifall für diese Koali-
tion wegen des schlechten Gewissens der FDP in 
dieser Sache auf diese Weise deutlich machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU— Lachen bei der 
FDP) 

In der Erklärung vom 5. Februar 1980 nach der so-
wjetischen Intervention in Afghanistan stellten Sie 
zusammen mit dem französischen Präsidenten fest, 
„daß durch die Ereignisse in Afghanistan die Ent-
spannung schwieriger und unsicherer geworden ist 
und daß deshalb der Rückzug der ausländischen 
Truppen aus Afghanistan erforderlich ist". Sie er-
klärten, 

(Zuruf von der FDP: Noch ein Zitat!) 

„daß die Entspannung einem neuen Schlag glei-
cher Art nicht standhalten würde. In diesem Fall 
würden Frankreich und die Bundesrepublik 
Deutschland zusammen mit ihren Bündnispartnern 
die Maßnahmen ergreifen, die unter diesen Umstän-
den erforderlich sind, um ihre Sicherheit zu gewähr- 
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leisten und die internationale Stabilität zu verteidi-
gen". 

Herr Kollege, Sie sagten: „Noch ein Zitat!" Das ist 
ein amtliches Dokument deutscher Politik. Sind wir 
inzwischen schon so weit heruntergekommen, daß 
Sie ein Zitat aus einem amtlichen Dokument der von 
Ihnen getragenen Regierung nach einem Jahr nicht 
mehr ertragen können?! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Genau ein Jahr später, am 6. Februar 1981, stellten 
Sie wiederum mit dem französischen Präsidenten 
die Forderung auf, „daß Polen in der Lage sein muß, 
seine ernsten Probleme selbst friedlich und ohne 
Einmischung von außen zu lösen". 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

Sie sahen in dieser Forderung eine der Vorausset-
zungen, „von denen die Stabilisierung des Ost-West-
Verhältnisses und die Erhaltung des Friedens ab-
hängen". Wörtlich sagten Sie in dieser Erklärung: 

Mäßigung ist überall — außerhalb wie inner-
halb Europas — mit dem Rückgriff auf Gewalt, 
mit der Politik der vollendeten Tatsachen und 
mit Versuchen unvereinbar, sich einseitige Vor-
teile zu verschaffen. 

Im Januar 1982, Herr Bundeskanzler, stehen noch 
immer die sowjetischen Truppen in Afghanistan, 
trotz der Zusicherung, sie zurückzuziehen. Am 
13. Dezember letzten Jahres hat das polnische Mili-
tär die neue Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung 
mit fast 10 Millionen Mitgliedern zerschlagen. Tau-
sende polnischer Patrioten wurden verhaftet; sie 
sind zum Teil bereits zu Gefängnisstrafen verurteilt. 
Viele Arbeiter wurden entlassen, die nicht bereit wa-
ren, aus der neuen polnischen Arbeiterbewegung 
auszutreten. Dies alles ist unleugbar auf direkten 
Druck und unter direkter Mithilfe der Sowjetunion 
geschehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und, Herr Bundeskanzler, was sagten Sie vor 14 
Tagen zu diesem Sachverhalt? Sie sagten in der 
„New York Times" vom 2. Januar dieses Jahres —

(Zurufe von der FDP und Gegenrufe von 
der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, ich muß schon sagen: 
Es ist sehr bemerkenswert, daß Sie überhaupt nicht 
mehr spüren, daß das, was der Bundeskanzler im 
Ausland sagt, und das, was er hier am Pult sagt, 
überhaupt nicht mehr übereinstimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Marx 
[CDU/CSU]: Januskopf!) 

Und ein Liberaler sollte doch Verständnis dafür ha-
ben, daß hier im Parlament über deutsche Politik ge-
rungen und entschieden wird. 

Herr Bundeskanzler, Sie sagten wörtlich: „Ich 
glaube, daß Jaruzelski in erster Linie so gehandelt 
hat, wie es seiner Ansicht nach den besten Interes-
sen der polnischen Nation entspricht, also in erster 
Linie als Pole. In zweiter Linie erscheint er als ein 

Militär. Und erst in dritter Linie, glaube ich, handelt 
er als Kommunist." 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Die Neue Züricher Zeitung sagt dazu: „Die Polen 
nennen Jaruzelski nicht, wie deutsche Politiker, ei-
nen Patrioten, sondern einen Verräter." — Welche 
deutschen Politiker sind da wohl gemeint? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Bild ist bedrückend. Es ist bedrückend, weil 
zwischen Ihren Worten und Ihren Taten keine Über-
einstimmung besteht. Das gilt nicht nur für die Bun-
desregierung; das gilt besonders für die Sozialdemo-
kratische Partei Deutschlands. Ihre Freunde in Pa-
ris, Herr Brandt, haben von einer „Abdankung der 
deutschen Arbeiterbewegung angesichts der Nieder-
drückung des polnischen Volkes" gesprochen. 

Ich hätte es begrüßt, wenn in diesen letzten Wo-
chen bei vielen Gelegenheiten, auch bei Gelegenhei-
ten, bei denen meine Freunde in einigen deutschen 
Städten zu Kundgebungen aufgerufen haben, die 
örtlichen Parteiorganisationen der SPD und der 
FDP bereit gewesen wären, in Schweigemärschen 
für die Solidarität mit Polen zu demonstrieren. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Fehlanzeige!) 

Ich hätte es begrüßt, wenn auch im Deutschen Ge-
werkschaftsbund die Bereitschaft zu einer öffentli-
chen Demonstration deutlich geworden wäre. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: In Bayern!) 

Wenn ich mich an all jene kritischen Stimmen er-
innere, die sich da gegen die Diktatur in Portugal, in 
Spanien, in Chile, in der Türkei erhoben haben, dann 
frage ich mich: Sind Sie nur dann wirklich empört, 
wenn der Ort oder der Gegenstand Ihrer Empörung 
weit entfernt ist und keinen großen Patron in der in-
ternationalen Politik hat? 

Wir sind weder auf dem linken noch auf dem rech-
ten Auge blind. 

(Zurufe von der SPD: Auf beiden!) 

Wer Menschenrechte mit Füßen tritt, findet unsere 
entschiedene Gegnerschaft. Das ist die Ausgangspo-
sition unserer Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, wenn Sie sich — übrigens 
auch Herr Genscher — in den letzten Wochen so 
häufig auf die Haltung der polnischen Kirche und 
des aus Polen kommenden Papstes berufen haben, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Jetzt plötzlich!) 

dann frage ich Sie: Warum haben Sie dann nicht we-
nigstens die Aufrufe der Kirchen zu Schweigemär-
schen und Demonstrationen unterstützt? Und Herr 
Genscher, ich frage Sie: Wie kommt der Generalse-
kretär der FDP dazu, all jene, die zur Solidarität auf-
gerufen haben, als „kalte Krieger" zu beschimp-
fen? 

(Schwarz [CDU/CSU]: Ja; das hat er gesagt! 
— Dr. Marx [CDU/CSU]: Heruntergekom

-

men!) 
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Es ist weit gekommen mit den liberalen Prinzipien 
in der deutschen Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wo waren denn in diesen Wochen und Tagen Ihre 
Reaktionen, als der polnische Erzbischof Klempp 
die sittenwidrige Pression gegen die polnische Ar-
beiterschaft offen anprangerte? In der deutschen 
Presse wurde diese Predigt als „entlarvend" für das 
polnische Militärregime beurteilt. Auch der Papst 
hat eine klare Sprache gesprochen. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben ja bei anderer Ge-
legenheit den Vorsitzenden der Deutschen Bischofs-
konferenz angesprochen. Das war vor über einem 
Jahr. Ich hätte es begrüßt, wenn Sie auch die heutige 
Erklärung des Vorsitzenden der Deutschen Bi-
schofskonferenz in Ihren Text aufgenommen hät-
ten. Kardinal Höffner sagt ganz klar: 

Wer jetzt noch von einem rein innerpolnischen 
Vorgang spricht, der opfert den Freiheitswillen 
eines ganzen Volkes einer vermeintlichen Ent-
spannungspolitik. Zudem spricht dieses Gesche-
hen in Polen der Schlußakte der KSZE-Konfe-
renz in Helsinki Hohn. Wer frei sprechen 
kann, 

— so Kardinal Höffner — 

darf sich der Verantwortung nicht entziehen, 
auch nicht durch Schweigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das brutale Vorgehen von Polizei und Streitkräf-
ten gegen Gewerkschaftler und kritische Intellektu-
elle in Polen verbietet „jede beschönigende Interpre-
tation des Militärregimes als Notbremse, als kleine-
res Übel angesichts eines möglichen sowjetischen 
Einmarsches. Die bisher weithin geübte Zurückhal-
tung gegenüber der polnischen Militärdiktatur ist 
durch nichts mehr zu rechtfertigen. Wer meint, daß 
das Regime Jaruzelskis toleriert werden sollte, weil 
dadurch Schlimmes verhütet werden könnte, der 
täuscht sich über die Eigendynamik diktatorischer 
Herrschaftsformen." Das ist kein Zitat von mir, Herr 
Bundeskanzler; das ist ein Zitat 

(Zuruf von der SPD) 

— jetzt hören Sie gut zu — von Mitgliedern Ihrer ei-
genen Partei, von der „Gruppe demokratischer So-
zialisten in der Bundesrepublik". Unter dieser Erklä-
rung stehen Namen wie Peter von Oertzen, Ossip 
Flechtheim und Iring Fetscher, um nur einige we-
nige zu nennen. Daß Intellektuelle aus der deut-
schen Sozialdemokratie so reden müssen, zeigt doch 
den Bankrott Ihrer Politik innerhalb der Sozialde-
mokratischen Partei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die angeblich drohende Anarchie und die Gefahr, 
daß Polen von der Landkarte verschwindet, wenn 
die polnische Armee das Kriegsrecht nicht verhängt 
hätte, sind doch nicht die Ergebnisse der demokrati-
schen Reformbewegung. Wer das sagt, verbreitet 
doch Moskauer Theorien. Diese Mißwirtschaft ist 
ausschließlich die Folge einer kommunistischen 
Ein-Parteien-Diktatur, reaktionärer planwirtschaft-

licher Methoden und der fortdauernden militäri- 
schen Drohung und Einmischung der Sowjetunion. 

Es ist doch eine verhängnisvolle Illusion, zu glau-
ben, daß eine solche fundamentale Strukturkrise des 
kommunistischen Systems genau durch die Metho-
den wieder behoben werden könnte, die den polni-
schen Staat in diese Existenzkrise geführt haben. 
Die Sowjetunion mag mit Hilfe von Panzern, mit 
Hilfe von polnischen Militärs und mit ihren sonsti-
gen Einmischungen von außen eine sogenannte Nor-
malisierung in Polen erreichen. Aber die sowjeti-
schen Führer begehen damit den geschichtlichen 
Irrtum, zu glauben, damit die politische, wirtschaftli-
che und geistig-ideologische Krise beheben zu kön-
nen, die nicht nur Polen, sondern auch längst die So-
wjetunion und ihre Bündnispartner in der DDR und 
in der CSSR — dort ist es besonders erkennbar — 
erfaßt hat. 

Die Sicherheitsinteressen der Sowjetunion sind 
mit Panzern und Bajonetten auf die Dauer nicht zu 
garantieren. Die sowjetische Führung muß endlich 
auch begreifen, daß Friede und Sicherheit in Europa 
nur auf dem Wege der Reformen, auch demokrati-
scher Reformen, innerhalb der Länder des War-
schauer Paktes dauerhaft gesichert werden kön-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Friede in Europa bleibt gefährdet, solange die 
Sowjetunion in ihrer militärischen Üerrüstung das 
einzige Mittel sieht, mit dessen Hilfe sie die Reform-
bewegungen innerhalb der kommunistischen Pakt-
staaten unterdrücken kann, und solange ihre Bereit-
schaft fortbesteht, diese Überrüstung zur angebli-
chen Aufrechterhaltung ihrer Sicherheit nach au-
ßen auch gegen die freie Welt einzusetzen. 

Wir alle müssen der Sowjetunion immer wieder 
deutlich machen, daß aus unserer Sicht der andere 
Weg der richtige ist. Dazu gibt es Möglichkeiten. 

Erstens. Es bleibt bei unserer Bereitschaft zu ei-
ner dem Frieden dienenden Entspannung in Zusam-
menarbeit auch mit den Ländern in Mittel- und 
Osteuropa, mit den kommunistischen Staaten. Es 
bleibt bei unserer Bereitschaft zu einer kontrollier-
ten und ausgewogenen Rüstungskontrolle und Ab-
rüstung. Es bleibt unser Interesse, daß die Genfer 
Verhandlungen vorankommen. 

Zweitens. Wir müssen gegen alle Verletzungen 
des Selbstbestimmungsrechts der Völker und der 
Menschenrechte durch die Sowjetunion und ihre 
kommunistischen Bruderparteien die öffentliche 
Meinung in der freien Welt mobilisieren. Alle Bür-
gerrechtler bestätigen uns immer wieder, daß dies 
auch für die Sowjetunion von Bedeutsamkeit ist. In 
seinen Erinnerungen schreibt der frühere General 
der Roten Armee Grigorenko: „Die sowjetische Füh-
rung reagiert sehr empfindlich auf die internatio-
nale öffentliche Meinung. Schon eine einfache Publi-
kation in der Auslandspresse zeitigt ihre Früchte." 
— Wenn wir schweigen, nehmen wir diese Chance 
zur Mobilisierung der öffentlichen Meinung in der 
Welt nicht wahr. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Drittens. Wenn die Sowjetunion in ihrer Aggres-

sionspolitik fortfährt, Menschenrechte verletzt oder 
— wie jetzt in Polen — versucht, den Reformprozeß 
zu ersticken, dann muß sie wissen, daß sie dafür in-
ternational einen hohen politischen, einen wirt-
schaftlichen und einen moralischen Preis zu zahlen 
hat. 

Aber wie sieht denn die Realität im westlichen 
Bündnis nach dem Militärcoup in Warschau aus? 
Der freie Westen weiß auf die Strukturkrise in den 
kommunistischen Staaten keine — und schon gar 
keine gemeinsame — Antwort. Das Bündnis treibt 
einer Entwicklung zu, die sowohl international als 
auch national destabilisierend wirkt. Es fehlt dem 
Bündnis vor allem — und das ist ja der Ausgangs-
punkt der heutigen Debatte — an einer übereinstim-
menden Analyse der sowjetischen Politik. Aber 
diese Analyse ist die Voraussetzung für gemeinsa-
mes Handeln. 

Seit eineinhalb Jahren mußte der Westen damit 
rechnen, daß sich die Krise in Polen zuspitzte und 
eine sowjetische Intervention möglich war. Auch 
heute kann niemand diese Intervention ausschlie-
ßen. Dennoch vermittelt die westliche Welt heute ein 
Bild der Zerstrittenheit und der Hilflosigkeit. Immer 
weniger stehen die Ereignisse in Afghanistan und in 
Polen, die Verfolgung von Bürgerrechtlern in allen 
Staaten des Warschauer Paktes im Mittelpunkt öf-
fentlicher Diskussion, sondern immer mehr das 
kleinliche Gezeter unter den Bündnispartnern. 

Die Vertrauenskrise so wichtiger Bündnispartner 
wie der USA und Frankreichs gegenüber der Bun-
desrepublik Deutschland, wie sie gegenwärtig zum 
Ausdruck kommt, gefährdet die deutschen Interes-
sen existenziell. Wir drohen nicht nur in eine inter-
nationale Isolierung zu geraten, sondern wir ver-
spielen auch Vertrauenskapital — was in nationalen 
Krisen, wie etwa einer Berlin-Krise, bedrohlich wer-
den kann. 

Herr Bundeskanzler, was würden wir eigentlich 
denken, wenn bei einer äußeren Existenzbedrohung 
unseres eigenen Landes die internationale Umwelt 
nur kühl von „Nichteinmischung", von einem „inter-
nen Problem der Deutschen", von „behutsamer Zu-
rückhaltung" sprechen würde? Wir wären zu Recht 
empört, wir würden uns im Stich gelassen fühlen. 
Doppelte Moral: Das ist wohl die zutreffendste Be-
zeichnung für eine solche Haltung. 

(Beifall bei der .CDU/CSU) 

Die Entwicklung in Polen verdeutlicht aber eben-
so, daß es auch um einen zunehmenden Dissens zwi-
schen den USA und Europa und vor allem zwischen 
Washington und Bonn geht. Wie groß die Entfrem-
dung mit unserem wichtigsten Bündnispartner ge-
worden ist, zeigt doch die jüngste Auseinanderset-
zung über mögliche gemeinsame Sanktionen gegen-
über Polen und der Sowjetunion. 

Am gleichen Tag, an dem die NATO-Außenmini-
ster ihre gemeinsame Bereitschaft zu Sanktionen 
beschließen, wenn auch nur entsprechend der natio-
nalen Möglichkeiten, der jeweiligen Lage und 
Rechtsvorschriften, lehnt der SPD-Vorsitzende 
Willy Brandt diese Sanktionen schlicht ab. Herr Kol- 

lege Genscher, ich frage Sie als Vorsitzenden der 
FDP: Was sagen Sie eigentlich, wenn Sie in Brüssel 
eine solche Verhandlung abschließen und Ihr Part-
ner in Bonn zur gleichen Stunde genau das Gegen-
teil sagt? Herr Kollege Brandt, ich sage das mit aller 
Härte: Uns wundert es nicht, daß Herr Jaruzelski 
sich ausgerechnet an Sie mit einem Schreiben ge-
wandt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Welche Glaubwürdigkeit soll eigentlich der heu-
tige Entschließungsantrag von SPD und FDP noch 
besitzen, wenn darin ausdrücklich auf Erklärungen 
des amerikanischen Präsidenten und der NATO Be-
zug genommen wird, auf Erklärungen also, die doch 
Sie, Herr Kollege Brandt, und führende Mitglieder 
Ihrer Partei fortdauernd öffentlich kritisieren? Wie 
können Sie eigentlich dieser Entschließung von 
heute zustimmen, wenn Sie draußen andauernd das 
Gegenteil sagen? 

Wir brauchen doch die Amerikaner wahrlich nicht 
darüber zu belehren, daß Sanktionen die Sowjet-
union nicht in die Knie zwingen. Herr Bundeskanz-
ler, aber darum geht es doch auch gar nicht. Die An-
drohung von Sanktionen soll die Sowjetunion war-
nen, in ihrer Politik der Aggression und der Unter-
drückung von Menschenrechten fortzufahren. Sie 
soll der sowjetischen Führung deutlich machen, daß 
die freie Welt gewillt ist, auch zu handeln, d. h. von 
Moskau einen Preis einzufordern. Wenn Moskau die 
polnische Reformbewegung erstickt, kann für die 
freie Welt nicht der Satz gelten: Business as usual. 
Wenn das die Philosophie unserer Demokratie ist, 
ist diese Republik am Ende. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für uns ist Entspannung auch nicht in der Form 
teilbar, daß Wirtschaftsbeziehungen, Milliardenkre-
dite und technisch-wissenschaftliche Zusammenar-
beit losgelöst von der politischen Entwicklung be-
trieben werden können. Das muß die Sowjetunion 
und das müssen die Warschauer Paktstaaten wissen 
und auch konkret erfahren. 

Wenn es in den nächsten Monaten nicht gelingt, 
die Instrumente der Abstimmung und Zusammenar-
beit im Bündnis neu zu überprüfen, wenn es nicht 
gelingt, eine gemeinsame Konzeption der Zusam-
menarbeit innerhalb des Bündnisses zu entwickeln, 
wenn es nicht gelingt, zu einer gemeinsamen Beur-
teilung sowjetischer Politik zu kommen — politisch, 
wirtschaftlich und militärisch —, und wenn es nicht 
gelingt, dieses gemeinsame Handlungskonzept auch 
nach außen sichtbar zu machen —, dann wird das 
Atlantische Bündnis in eine existentielle Krise gera-
ten, dann wird die Entfremdung zwischen den USA 
und Europa und vor allem der Bundesrepublik zu-
nehmen —, und zwar in einem Maße, daß es lebens-
gefährlich für die Sicherheitsinteressen unseres 
Landes wird. 

Herr Bundeskanzler und Herr Bundesaußenmini-
ster, das ist nicht nur unsere Auffassung und nicht 
nur die Auffassung des amerikanischen Präsidenten 
und seiner Administration. Das ist — wie wir wohl 
wissen, etwa im Kongreß und im Senat die Auffas-
sung der beiden großen amerikanischen Parteien 
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und damit weiter Teile der amerikanischen Bevölke-
rung. 

Lassen wir einmal die Einzelheiten beiseite, die 
eine klare Sprache sprechen, so bleibt, wenn ich Ihre 
Politik über die Jahre hindurch analysiere, Herr 
Bundeskanzler, ein Fazit, das mehr als jedes andere 
Detail beunruhigt. Es bleibt nämlich die Feststel-
lung, daß Sie, selbst wenn Sie es wollen, zu keiner 
wirklichen Übereinstimmung mit Präsident Reagan 
und seiner Administration kommen können. Das po-
litische Konzept, das Ihrem Denken zugrunde liegt, 
und das Denken unserer amerikanischen Freunde 
sind offensichtlich grundverschieden; sie sind zu 
verschieden, um Harmonie zuzulassen. Ihre Außen-
politik und die des amerikanischen Präsidenten 
sind aus sehr prinzipiellen Gründen nicht in Ein-
klang zu bringen. Ich will Ihnen die Gründe nen-
nen. 

Erstens. Sie sind im Kanzleramt Nachfolger von 
Willy Brandt und haben dessen ideologisch-missio-
narische Außenpolitik vorgefunden. Einer der tra-
genden Begriffe in Ihrer ersten Regierungserklä-
rung lautete „Kontinuität". In diesem Fall hatten Sie 
allerdings weit mehr Konsolidierung im Auge. Wir 
wissen ja, daß Sie den Visionen — wie Sie sagten — 
Ihres Vorgängers nicht bis in alle Milchstraßen fol-
gen wollten. Aber die Kontinuität war schließlich 
stärker als Ihre Vorsätze. Das liegt vor allem daran, 
daß in der Kette Ihrer Begabungen vor allem eines 
fehlt — auch das haben wir heute gemerkt —, näm-
lich schöpferisches Denken. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD — Frau Matthäus-Maier [FDP]: Gut, 

daß wir das haben!) 

Herr Bundeskanzler, in den acht Jahren, in denen 
Sie regieren, haben Sie jedenfalls die deutsche Au-
ßenpolitik um kein kreatives Moment bereichert. 
Ich werde es sagen, obwohl es Herr Brandt vielleicht 
zu gerne hört: Sie haben das, was Herr Brandt ge-
schaffen hat, auf verwaltbare Größenordnungen re-
duziert. Herausgekommen ist dabei eine Art Brandt 
im DIN-A 4-Format. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was Herr Brandt gemacht hat, war von einer Idee 
inspiriert, die wir für lebensgefährlich halten und 
die niemals unsere Zustimmung findet. Aber es war 
eine politische Konfession. Es war eine bedenkliche 
Außenpolitik, und an ihren Folgen werden wir noch 
lange laborieren. Die Idee dieser Politik war nicht 
gut; aber nun ist auch die Realisierung dieser Politik 
nur noch durchschnittlich geworden. 

Herr Bundeskanzler, ist es Ihnen noch nicht sel-
ber aufgefallen, daß Sie, wenn Sie Brandts Emphase 
wegstreichen, für Ihre Außenpolitik keine perspekti-
vische Begründung haben? Das ist genau der Vor-
wurf Ihrer eigenen Parteifreunde an Ihre Politik. 

(Vorsitz: Vizepräsident Windelen) 

Ihre peinlichen Reden an der Seite Erich Honek-
kers von der „guten Nachbarschaft", 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Nachbarschaft!) 

zur gleichen Zeit, als der SED-Chef dabei war, die 
Polen zu zwingen, sich selbst zu vergewaltigen; die 
Bemerkung vom Frieden, den Honecker angeblich 
in gleicher Weise wolle wie Sie  — 

(Dr.  Marx [CDU/CSU]: Diese Verwi

-

schung!) 

fragen Sie doch einmal in Warschau nach, in welcher 
Weise Honecker den Frieden will —; Ihr Dank für 
eine Gastfreundschaft, die eigens für Sie die Vorfüh-
rung inszenierte, wie deutsche Uniformträger in ei-
nem totalitären Regime eine Stadt besetzen: Das al-
les, Herr Bundeskanzler, rührt doch nur daher, daß 
Sie sich zur Überhöhung Ihrer Politik einer Sprache 
bedienen müssen, deren Weltbild in Wahrheit Ihnen 
innerlich doch zutiefst fremd ist. 

Sie stoßen jetzt auf einen Präsidenten in den Ver-
einigten Staaten, der von seiner Mission erfüllt ist; 
der von seinen Ideen erfüllt ist — und der in diesem 
Sinne seine Außenpolitik entwickelt. 

Und es gibt noch einen zweiten triftigen Grund, 
warum Ihre Politik mit Washington nicht mehr har-
monisiert werden kann. Er hängt zusammen mit ei-
nem Teil des Erbes, das Sie übernommen haben. 
Wenn mich nicht alles täuscht, ist gerade Ihre Ag-
gressivität, auch heute wieder, ein Hinweis darauf, 
daß Sie ratlos geworden sind, daß es Ihnen nicht 
mehr gelingen will, mit Washington auf eine Linie zu 
kommen. Ihr außenpolitisches Kategorien-System 
ist eben ein völlig anderes als das der jetzigen ameri-
kanischen Regierung. Für Ihr Denken — und Sie 
brauchen nur einmal Ihre Tätigkeit in den Pro-
grammkommissionen Ihrer Partei zu überdenken — 
ist Außenpolitik eine Art internationale Form von 
Gesellschafts- und Sozialpolitik. Mehr als vor zehn 
oder vor zwanzig Jahren ist aber die Außenpolitik 
heute wieder eine Politik der Völker und Staaten ge-
worden. Die Vaterländer, die manche in unserer Ge-
neration schon für Zeit und Ewigkeit für überlebt 
hielten, sind wieder Faktoren der Weltpolitik gewor-
den. Damit ist eine andere Form der Außenpolitik 
gefordert. Präsident Reagan versucht seine Antwort. 
Er kommt damit zu einem Konzept, das dem Ihren, 
Herr Bundeskanzler, nicht nur überlegen ist, son-
dern das ihm vor allem konträr gegenübersteht. 
Während Reagan von klarer Verantwortlichkeit der 
die Staaten lenkenden Politiker ausgeht, sehen Sie 
die Komplexität fataler gesellschaftlicher Abläufe. 
Die Art, wie Sie Außenpolitik angehen, mag, für sich 
gesehen, verständlich und ehrenwert sein; vom Ziel 
her gesehen, muß sie falsch sein — und von den Mit-
teln her verhängnisvoll. Vor allem aber führt Ihre 
Außenpolitik in einer veränderten Welt zur interna-
tionalen Isolierung. 

Herr Bundeskanzler, Sie werden dann wieder von 
Kommuniqués sprechen. Sie sprachen ja auch von 
dem gestrigen Besuch, bei dem eigentlich das 
Schweigen in der französischen Öffentlichkeit viel 
interessanter war als das, was Sie hier zu sagen hat-
ten. Eine Weile werden Sie die Tünche von Kommu-
niqué-Formeln über die Meinungsverschiedenhei-
ten legen können, die sich zwischen Ihnen und Ihrer 
Politik und der Allianz auftun; aber die Orientierung 
des Landes nimmt dabei Schaden. 
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vom „moralischen Selbstmord" eines Europa, das 
sich allzu gerne als Quelle menschlicher Zivilisation, 
als Hort von Moral und demokratischer Tugenden 
und als Bollwerk des Friedens und der Entspannung 
preist. In der Tat: Unsere politische Solidarisierung 
mit der Not unserer östlichen Nachbarn, vor allem 
mit Polen, ist ein sichtbarer Gradmesser für den gei-
stig-moralischen Zustand unseres Volkes und für die 
Glaubwürdigkeit der politisch Handelnden. Warum 
aber schweigen so viele angesichts der brutalen Un-
terdrückung der Sehnsucht des polnischen Volkes 
nach mehr Rechten, nach mehr Freiheit? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wo bleibt die geistige, wo bleibt die politische Un-
ruhe gegen den Geist der Unfreiheit, der Unterdrük-
kung und des Unfriedens? 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Die Verfettung geht 
schon weit!) 

Was uns fehlt, ist doch nicht die Erkenntnis über 
die Ereignisse in Polen — die Wirklichkeit in Polen 
ist längst nicht mehr interpretierbar, weil sie so ein-
deutig geworden ist —; was not tut, sind jetzt Mut 
und Besonnenheit: Mut, um feigem Opportunismus 
zu widerstehen, und Besonnenheit, um Kraft zum 
Handeln zu gewinnen — aus europäischer Solidari-
tät für unsere polnischen Nachbarn. 

(Langanhaltender Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Professor Ehmke. 

Dr. Ehmke (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich hatte gehofft, daß wenigstens unser 
gemeinsamer Respekt vor dem Leiden des polni-
schen Volkes Herrn Kohl davon abhalten würde, 
sich mit der Scharfmacherei gemein zu machen, die 
der Bundeskanzler zu Recht beanstandet hat. Leider 
hat Herr Kohl das doch getan. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kohl, daß Sie den von Helmut Schmidt zitier-
ten Satz des bayerischen Ministerpräsidenten mit 
einer Karikatur vergleichen, heißt ja noch nicht, ihn 
zurückzunehmen. Sie haben stattdessen noch eine 
Polemik gegen den Bundeskanzler angefügt, die 
ebenso persönlich wie peinlich war. Herr Kohl, es 
spricht für mich Bände, daß Sie in bezug auf den 
20. Juli dabei auf eine Verleumdung angespielt ha-
ben, die Sie selbst gegenüber dem israelischen Mini-
sterpräsidenten zurückgewiesen haben. Herr Kohl, 
ich kann Ihnen Ihre Komplexe gegenüber dem Bun-
deskanzler nicht nehmen, aber ich will Ihnen in der 
Polemik ganz sicher nicht folgen. 

(Beifall bei der SPD) 

Mein Eindruck ist, Herr Kohl, daß die große Mehr-
heit unseres Volkes diese taktische Behandlung von 
Lebensfragen der Nation herzlich satt hat. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Taktisch?) 

Ich glaube, ein Gebrauch der polnischen Tragödie 
für Zwecke innenpolitischer Auseinandersetzung 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Wie bei Herrn 
Wischnewski!) 

trifft draußen um so mehr auf Unverständnis, als wir 
ja — da stimme ich Ihnen ganz zu — eine erstaunli-
che Welle der Sympathie mit dem polnischen Volk in 
unserem Land haben. Was da über die katholische 
Kirche, die evangelische Kirche, die Gewerkschaf-
ten und andere Organisationen durch Hunderttau-
sende und Millionen von Familien und einzelne ge-
schieht — Herr Kohl, da stimme ich Ihnen zu —, 
diese Nachbarschaftshilfe ist eine Friedensbewe-
gung eigener Art und eigener Größe. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nun kann man vielleicht den Begriff „Nachbar-
schaftshilfe" beanstanden, weil die Bundesrepublik 
heute ja territorial nicht Nachbar Polens ist. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Es gibt auch geistige 
Nachbarschaft!) 

Aber geistig sind wir vielleicht mehr als je in unse-
rer Geschichte Nachbarn. Andere Völker haben län-
gere historische positive Bindungen mit dem polni-
schen Volk, die Franzosen etwa aus der Zeit des pol-
nischen Freiheitskampfes, die Vereinigten Staaten 
von Amerika als auch polnisches Einwanderungs-
land. Aber, Herr Kohl, es ist doch nicht gut, wenn Sie 
antideutsche Stimmen von draußen unterstützen 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Die 
sind doch nicht antideutsch, sondern gegen 

Ihre Politik gerichtet!) 

— Herr Lenz, Sie lesen leider nicht; lassen Sie mich 
doch einmal zu Ende reden! —, 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Man 
darf Ihnen doch wohl noch widerspre

-

chen!) 

die der Meinung sind, daß unsere anti-polnische Tra-
dition aus der zum Teil furchtbaren Geschichte zwi-
schen den beiden Völkern für uns noch maßgebend 
sei. Denn jedenfalls in diesem Teil Deutschlands ist 
das nicht der Fall. Dazu haben, Herr Kollege Lenz, 
die Entspannungspolitik und der Polenvertrag Willy 
Brandts von 1970 wesentlich beigetragen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Marx [CDU/CSU]: Fragen Sie mal die 

Polen, was die dazu sagen!) 

Herr Kollege Kohl, lassen Sie mich eines in aller 
Ruhe sagen: Daß Sie als Vorsitzender einer Partei, 
die gegen die Entspannungspolitik gekämpft hat, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Gegen welche Art 
der Entspannungspolitik?) 

jetzt anti-deutsche Argumente gegen die eigene 
Bundesregierung anführen, das halte ich für das Ge-
genteil von Patriotismus. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Das ist un

-

erträglich — die Gleichsetzung dieses Vol

-

kes mit dieser Regierung! Das ist geradezu 
totalitäres Denken!) 
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SPD der Bundesregierung — voran dem Bundes-
kanzler und dem Bundesaußenminister — unseren 
respektvollen Dank dafür sagen, daß sie auch ange-
sichts der Zuspitzung der polnischen Krise an dem 
Grundgedanken unserer Politik unbeirrt festgehal-
ten und unseren Standpunkt mit Augenmaß und 
Umsicht vertreten hat: 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Gerster 
[Mainz] [CDU/CSU]: Das ist doch lächer-
lich! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

im Bündnis mit der Offenheit eines verantwortungs-
bewußten Partners und nach draußen mit der Be-
stimmtheit, aber auch mit der Ruhe eines im Ringen 
um den Frieden nicht mehr ganz unerfahrenen Mit-
glieds der Völkergemeinschaft. In der neuen und 
schweren Krise der Entspannungspolitik hat sich 
das sozialliberale Bündnis, hat sich sozialliberale 
Gemeinsamkeit einmal mehr bewährt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Kolleginnen und Kollegen, niemand kann 
es wundernehmen, daß in einer solchen Situation er-
neut um den besten Weg, mit der Krise fertigzuwer-
den, gestritten wird: in unserer Innenpolitik und im 
Bündnis. Diese Diskussion ist notwendig. Unnötig, 
Herr Kollege Kohl, j a schädlich dagegen ist es, eine 
Scheindiskussion über das zu führen, was nicht im 
Streit ist. 

Dieses Hohe Haus hat vor den Weihnachtsferien, 
am 18. Dezember, einen Tag nach dem Europäischen 
Parlament, eine gemeinsame Auffassung zu den 
Vorgängen in Polen beschlossen und hier zum Aus-
druck gebracht. Der Kollege Barzel hat das als Vor-
sitzender des Auswärtigen Ausschusses für uns alle 
hier verlesen. Wir haben das Militärregime in Polen 
und das mit der KSZE-Schlußakte unvereinbare 
Vorgehen gegen die polnische Reformbewegung 
scharf verurteilt und dem polnischen Volk unsere 
Solidarität bekundet. Wir haben die Wiederherstel-
lung der erreichten Freiheiten, die Freilassung aller 
Inhaftierten und die Wiederaufnahme des Dialogs 
mit Kirche und Gewerkschaften gefordert. Wir ha-
ben das, meine Kolleginnen und Kollegen, aus zwei 
Überzeugungen getan: zum einen aus der Überzeu-
gung, daß man Menschenrechtsverletzungen an-
prangern muß, wo immer sie geschehen, 

(Beifall bei der SPD) 

zum anderen aus der Überzeugung — da spreche ich 
jetzt für die Fraktion der Sozialdemokraten, die in 
der Tradition der deutschen Arbeiterbewegung 
steht —, daß unsere menschliche und politische 
Sympathie doch nur denen gehören kann, die in 
Polen und in Osteuropa um Rechte kämpfen, um die 
die europäische Arbeiterbewegung seit 120 Jahren 
kämpft — gegen Unterdrückung, in welch geschicht-
licher Form sie sich auch gezeigt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Kohl, es würde sich für Sie lohnen, 
einmal darüber nachzudenken, daß dies für uns so 
selbstverständlich ist, daß wir der Meinung sind, wir 
würden diese Selbstverständlichkeit durch unange-

messene Lautstärke eher in Zweifel ziehen als stär-
ken. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Wie er

-

klären Sie sich denn, daß Ihre französi

-

schen und italienischen Freunde es für not

-

wendig halten, diese Auffassung nach

-

drücklich zum Ausdruck zu bringen?) 

Allerdings muß auch das Selbstverständliche in die-
ser Welt immer wieder gesagt werden. Darum be-
kräftigen wir in unserem Entschließungsantrag von 
SPD und FDP noch einmal unser Eintreten für die 
polnischen Reformkräfte. 

Manche ausländischen Kritiker haben uns vorge-
worfen — Herr Kohl hat gar nicht gemerkt, daß auch 
dies an die deutsche Adresse im allgemeinen ging —, 
wir hätten die Verantwortung der Sowjetunion nicht 
genügend angeprangert. In der Tat, wir haben die 
Verantwortung der Sowjetunion in der gemeinsa-
men Resolution des Bundestages vom 18. Dezember 
in Ziffer 5 nur indirekt angesprochen. Aber ich bin 
der Meinung: deutlich genug, jedenfalls nicht weni-
ger deutlich als das Europäische Parlament vor uns. 
Was soll denn der Streit? An der sowjetischen Mit-
verantwortung für das, was in Polen geschieht, kann 
doch kein vernünftiger Mensch zweifeln. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Ist der Regierungs

-

sprecher kein vernünftiger Mensch?) 

Ohne die Sowjetunion gäbe es diese Polenkrise 
überhaupt nicht. 

Aber, Herr Marx, jetzt kommen wir zu dem Punkt, 
der Ihnen schwerer fällt: zur Differenzierung. Ge-
rade dieser Punkt zeigt, wie notwendig die Differen-
zierung ist. Auf die Frage, ob General Jaruzelski im 
Auftrag der Sowjets oder aus eigenem Antrieb, um 
einer sowjetischen 'Intervention zuvorzukommen, 
gehandelt hat, können wir doch heute überhaupt 
keine Antwort geben, weder Sie noch wir. Einmal, 
weil die Frage viel zu simpel gestellt ist. Jeder, der 
politische Erfahrung hat, weiß, daß die Motivations-
zusammenhänge bei denen, die in solchen Situatio-
nen handeln müssen, nicht gerade so sind, daß sie 
sich in simple Fragen fassen lassen. Zweitens, Herr 
Kollege Marx: weder Sie noch wir haben heute die 
Möglichkeit, uns zu vergewissern, wie die Motiva-
tionslage war. 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx [CDU/CSU]) 

— Ich komme j a dazu. — Ich möchte vor vorschnel-
len Urteilen warnen, Herr Kollege Marx, weil sie die 
Gefahr vergrößern, daß wir durch Voreiligkeit even-
tuell vorhandene Chancen verschütten, und zwar 
auf dem Rücken des polnischen Volkes. Das wollen 
Sie nicht, und das wollen wir nicht. 

Wichtig ist doch für uns nur zweierlei: Wir wollen, 
daß der Kriegszustand in Polen aufgehoben wird, 
und zwar schnell. Auf der anderen Seite ist zweitens 
wichtig, Herr Kollege Marx, daß wir die Verhängung 
des Kriegszustandes durch das polnische Militär 
nicht mit einer militärischen Intervention der So-
wjetunion gleichsetzen. Aus zwei Gründen: Einmal 
ist das für die Polen selbst ein erheblicher Unter-
schied, auch für die, die unter dem Kriegszustand 
leiden. Und zweitens wären wir doch töricht, meine 
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Kollegen von der CDU/CSU, wenn wir durch eine 
solche Gleichsetzung selber die Barrieren abbauen 
würden, die der Westen in vielen Monaten gegen 
eine direkte sowjetische Intervention aufgebaut 
hat. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Das hat niemand von uns getan! Was 

wollen Sie denn?) 

— Herr Kollege Marx, wenn Sie mit dem allem ein-
verstanden sind, dann müssen Sie Ihrem Opposi-
tionsführer sagen, er soll zu diesem Thema hier eine 
andere Rede halten. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Ich bin nicht einverstanden! Sie un-

-

terstellen Dinge, die nicht stimmen!) 

Da die Lage in Polen sich entgegen der Zusage der 
polnischen Militärs weiter verschlechterte, hat der 
amerikanische Präsident — leider ohne vorherige 
Konsultation mit den Verbündeten — in einer Rede 
vom 23. Dezember zunächst amerikanische Sanktio-
nen gegen Polen und dann in einer Erklärung vom 
29. Dezember amerikanische Sanktionen gegen die 
Sowjetunion bekanntgegeben. Zugleich hat der Bun-
deskanzler in Briefen an den polnischen und an den 
sowjetischen Staatschef unsere Auffassung über die 
Vorgänge in Polen noch einmal bekräftigt. Die EG-
Außenminister haben dann auf ihrer Sitzung vom 
4. Januar die amerikanischen Maßnahmen zur 
Kenntnis genommen und die Aufnahme von Konsul-
tationen angekündigt. Diese ersten Konsultationen 
haben — nach dem Treffen zwischen dem amerika-
nischen Präsidenten und dem Bundeskanzler am 5. 
Januar — in dieser Woche in Brüssel im Rahmen der 
NATO-Außenminister stattgefunden. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Ich denke, es gibt 
auch noch Botschafter?) 

Das Ergebnis ist uns allen bekannt. Unser Ent-
schließungsantrag unterstützt die getroffenen Ent-
scheidungen. 

In diesem Prozeß hat es unter den Verbündeten 
keine Meinungsverschiedenheiten über die Kritik 
an den polnischen Vorgängen und keine Meinungs-
verschiedenheiten über die Ziele des Westens und 
seine Forderung an die polnische und die sowjeti-
sche Regierung gegeben. Dagegen hat es wie bei frü-
heren Gelegenheiten Meinungsverschiedenheiten 
über die besten Wege und Mittel gegeben, diese Ziele 
zu erreichen und die Forderung des Westens durch-
zusetzen. Eine solche Diskussion, Herr Kollege 
Kohl, sollte doch auch für Sie eine Selbstverständ-
lichkeit sein. Im westlichen Bündnis gibt es keine 
Satelliten, und das soll auch so bleiben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Unsere Partner in der Allianz wissen, daß wir unsere 
Analysen und unsere Standpunkte klar und ent-
schieden vertreten. Sie können sicher sein, daß wir 
eine gemeinsam erarbeitete Politik ebenso klar und 
entschieden vertreten werden. 

Der konservative britische Außenminister Lord 
Carrington hat — fast bin ich versucht zu sagen: wie-
der einmal — recht gehabt, als er sagte, es wäre ab-
surd, wenn der Westen sich auseinanderdividieren 

ließe anläßlich eines Vorganges, der einmal mehr 
zeigt, daß der Sowjetkommunismus in Osteuropa 
keine Zukunft hat  — 

(Dr.  Marx [CDU/CSU]: Da hat er sicher 
recht!) 

— darum stimme ich ihm ja zu, Herr Marx —, oder 
wie wir in Ziffer 6 unseres Entschließungsantrages 
sagen: 

Die Entwicklung in Polen zeigt erneut die Starr-
heit und Unbeweglichkeit des kommunistischen 
Systems, notwendige und zur Erfüllung der legi-
timen Erwartungen seiner Völker unverzicht-
bare Veränderungen zur Entfaltung zu brin-
gen. 

Lassen Sie mich damit, weil das der Hintergrund 
der Diskussion, auch mancher Kampagne drinnen 
und draußen ist, noch einmal auf die Gründe zurück-
kommen, die unsere Entspannungspolitik tragen 
und unsere Politik auch in dieser Krise bestimmen. 
Die Polenkrise ist Teil eines Prozesses, der die euro-
päische Situation, so wie sie sich aus den Ergebnis-
sen des Zweiten Weltkrieges, aus der Bildung der 
Blöcke und der Erfindung der Atomwaffen entwik-
kelt hat, verändert. 

Es ist in diesen Tagen viel über Jalta und seine Be-
deutung für die Teilung Europas gesprochen wor-
den. Ich bin der Meinung, wir Deutschen sollten 
nicht vergessen, daß vor Jalta Hitler war. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Wir ha

-

ben das nicht in die Debatte geworfen!) 

Das Unglück unseres Landes und das von ihm aus-
gehende Unglück Polens und ganz Europas hat mit 
Hitler angefangen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und Stalin!) 

Wichtiger als Jalta in seiner einzelnen Bedeutung 
war das Ergebnis, mit dem der Hitler-Krieg geendet 
hat. Die Sowjetunion hat ihre militärische Macht bis 
nach Mitteleuropa ausdehnen können. Sie hat in die-
sem militärischen Machtbereich ihr hörige sowjet-
kommunistische Regime eingerichtet. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Gegen die Abma

-

chungen in Jalta!) 

— Ja, aber als Ergebnis der Machtverschiebungen 
des Zweiten Weltkrieges. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Und des Zurückwei

-

chens des Westens!) 

Der Arbeiteraufstand in Ost-Berlin, der ungari-
sche Aufstand, der Prager Frühling und immer wie-
der Protest- und Reformbewegungen in Polen haben 
gezeigt und zeigen, wie stark die Kräfte in Osteu-
ropa sind, die diesen Zustand nicht hinnehmen wol-
len. Seitdem ist in West- und Osteuropa viel darüber 
nachgedacht und geredet worden, ob und wie diese 
Situation zu ändern ist. Auf diese Fragen ist eine 
Reihe von Antworten gegeben worden. Zwei von ih-
nen halte ich für grundsätzlich falsch. Nämlich er-
stens die Antwort, daß diese sich als Ergebnis des 
Zweiten Weltkrieges darstellende Situation mit Ge-
walt zu ändern sei, und zweitens die Antwort, daß sie 
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überhaupt nicht zu ändern sei. Beide Antworten sind 
falsch. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Da kön-
nen wir Ihnen weitgehend zustimmen!) 

Die These, daß die Ergebnisse des Zweiten Welt-
krieges mit Gewalt zu ändern seien, hat kein poli-
tisch Verantwortlicher im Westen je vertreten, auch 
dann nicht — zu Ihrer Ehre sei es gesagt —, als die 
Amerikaner noch über das Monopol an Atomwaffen 
verfügten. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Richtig! Im Gegen-
teil, sie haben den offenen Himmel angebo-

ten!) 

Jeder wußte, jeder weiß: die Sowjetunion hat in dem 
in ihr Land hineingetragenen Hitler-Krieg 20 Millio-
nen Menschen verloren; ihre durch diese Erfahrung 
bestimmten Sicherheitsinteressen werden sie an ih-
rem osteuropäischen Glacis festhalten lassen. 

Veteranen des Kalten Krieges haben mich in den 
letzten Wochen wegen dieser Feststellung vehement 
angegriffen. Aber, Kollegen, bohrt man ein bißchen 
nach, dann sagen selbst diese Menschen, daß sie na-
türlich nicht der Meinung sind, daß man einen Krieg 
führen dürfte, um die Ergebnisse des Zweiten Welt-
krieges in Europa zu ändern. Sie wären ja auch 
wahnwitzig, wenn sie das sagen oder denken wür-
den. Übrigens denken auch die Reformkräfte in 
Osteuropa nicht an eine europäische Wiedervereini-
gung in einem nuklearen Massengrab. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Warum diskutieren 
Sie dann die Frage? — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

— Ich will Ihnen das sagen. Ich komme gerade 
dazu. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Herr Ehmke, warum 
machen Sie diesen Exkurs?) 

Was aber passiert ist, und daran waren Sie maßgeb-
lich beteiligt und erinnern sich vielleicht auch noch 
daran, das war die Politik des Kalten Krieges. Sie 
war eine Politik des Als-ob, eine Politik des Drucks 
bis an den Rand des Krieges, für die die Amerikaner 
das schöne Wort „brinkmanship" erfunden haben. 

Kollege Bangemann hat neulich die Vermutung 
geäußert, daß Teile der CSU zum Kalten Krieg zu-
rückkehren wollen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das war auch ein 
ziemlicher Unsinn!) 

— Da ich heute die CSU-Zitate vom Bundeskanzler 
gehört habe, kann ich nicht ausschließen, Herr Kol-
lege Marx, daß sich manches simple Gemüt in die 
Zeit zurücksehnt, wo man in diesem Land mit sim-
plem Antikommunismus noch Wahlen gewinnen 
konnte. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Das ist eine dumme Formel!) 

Aber ich will Ihnen gerne sagen, daß ich der Über-
zeugung bin, daß die große Mehrheit der Unionspar-
teien wie wir und die große Mehrheit unseres Volkes 
diese Meinung nicht teilt. So schön war die Zeit des 

Kalten Krieges ja auch nicht — mit Eisernem Vor-
hang, mit Berlin-Blockade usf. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Jetzt haben Sie die 
Ursachen des Kalten Krieges genannt! 

Sehr gut!) 

Machtpolitisch war übrigens diese Politik — als ob 
man mit militärischem Druck etwas ändern könnte 
— ein reines Fiasko. Es war die Zeit des „roll back" 
und der „brinkmanship", in der die Sowjetunion erst 
zur Atommacht, dann zur Weltmacht und schließlich 
zur gleichberechtigten Weltmacht geworden ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Wörner? 

Dr. Ehmke (SPD): Nein, ich möchte in meinen Ge-
danken fortfahren. 

Deutschland- und europapolitisch hat der Kalte 
Krieg doch nur zwei Dinge bewerkstelligt — und das 
gilt auch für Ihre Politik, die ja ein Teil dessen 
war —: Er hat die Teilung Europas und Deutsch-
lands vertieft und hat die DDR zum Staat werden 
lassen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Aber Sie geben zu, 
daß das der sowjetische Wille war?) 

Ich kann darum nur sagen: Wer sich etwa nach dem 
Kalten Krieg zurücksehnen sollte, muß stark maso-
chistische Züge besitzen. Unser Volk will keine 
Rückkehr in den Kalten Krieg! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Marx [CDU/CSU]: Sie sollten die Ursachen 

des Kalten Krieges beseitigen!) 

Die Erfahrungen des Kalten Krieges, 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Wollten 
wir nicht eigentlich von Polen reden?) 

einschließlich des Mauerbaus in Berlin von 1961, ha-
ben zur Entspannungspolitik geführt. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Der Mauerbau hat 
zur Entspannungspolitik geführt?) 

Dieser Entspannungspolitik liegt die Einsicht zu-
grunde, daß, was immer wir in Europa ändern wol-
len, der Grundsatz des Gewaltverzichts gelten 
muß. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Haben Sie gesagt, 
der Mauerbau habe zur Entspannungspoli

-

tik geführt? Ist das einer der Väter? O weh! 
Habt ihr das gehört? — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Ehmke als Geschichtsklitte

-

rer!) 

Wir haben in den für uns so schmerzlichen Grenzfra-
gen den Gewaltverzicht in Europa gegen Ihren erbit-
terten Widerstand unterschrieben, um unseren Bei-
trag zum Frieden in Europa zu leisten. 

(Beifall bei der SPD) 

Gilt aber der Grundsatz des Gewaltverzichts, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Wir merken 
j a in Polen, wie er eingehalten wird!) 
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darf man auch in der Polen-Krise und gegenüber 
den osteuropäischen Reformbewegungen nicht eine 
Politik des „als ob" betreiben. Das wäre gegenüber 
der Sowjetunion eine verantwortungslose Wiederho-
lung von „brinkmanship" und gegenüber den Osteu-
ropäern ein schlichter Betrug. 

(Beifall bei der SPD) 

Das heißt nun aber keineswegs — auch wenn 
manche bei Ihnen und manche im Ausland das of-
fenbar immer noch nicht verstanden haben —, daß 
die sozialliberale Koalition und daß die Sozialdemo-
kraten der Meinung wären, in Europa könne man 
überhaupt nichts ändern. Europa ist j a kein Mu-
seum geworden, in dem die Geschichte stillsteht. 
Das Bekenntnis zum Gewaltverzicht bedeutet aber 
— und das sollten Sie, Herr Kohl, doch auch einmal 
laut sagen — eines: daß man nämlich vom militäri-
schen Status quo ausgehen muß, wenn man in Eu-
ropa etwas ändern will. 

Zu diesem militärischen Status quo gehört die Er-
haltung — im Bereich der eurostrategischen Waffen 
die Wiederherstellung — eines ungefähren Gleich-
gewichts zwischen dem westlichen Bündnis und 
dem Warschauer Pakt. Da aber mehr Waffen mehr 
Spannungen und Gefahren erzeugen, müssen wir 
das Wettrüsten stoppen, d. h. wir müssen versuchen, 
in Verhandlungen von Block zu Block zu einem 
Gleichgewicht auf einem weit niedrigeren Niveau 
von Truppenstärken und Rüstungen zu kommen. 

Im Namen meiner Fraktion möchte ich dem ame-
rikanischen Präsidenten sehr herzlich dafür dan-
ken, daß er die Fortsetzung der Genfer Verhandlun-
gen trotz der Zuspitzung der Polen-Krise angeord-
net und damit die grundsätzliche Bedeutung von Rü-
stungskontroll- und Abrüstungsverhandlungen für 
die Erhaltung des Friedens unterstrichen hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Handlungsweise des amerikanischen Präsi-
denten unterscheidet sich wohltuend von mancher 
törichten Äußerung aus Ihren Reihen! 

(Beifall bei der SPD) 

Auch in diesen Verhandlungen gehen wir von der 
Existenz der Militärblöcke aus. Wir verhandeln von 
Block zu Block. Ein Europa, das meinte — darin sind 
wir uns in diesem Hause nun sicher einig —, gewis-
sermaßen als neutralistischer Naturschutzpark zwi-
schen den Großmächten im Schatten der Weltpolitik 
still dahinleben zu können, wäre unfähig, seine In-
teressen, auch seine Sicherheitsinteressen, wahrzu-
nehmen, und zwar schon deswegen, weil es jeden 
Einfluß auf die Politik der Großmächte verlieren 
würde. 

Diese Sicherheitspolitik ist aber nur ein Teil unse-
rer Friedenspolitik. Der andere Teil ist die Entspan-
nungspolitik, die, wie gesagt, nicht nur vom Gewalt-
verzicht ausgeht, sondern auch mit ihm ernst macht. 
Die Entspannungspolitik will mit diesem Aspekt, 
den ich einmal als den Aspekt der gesamteuropäi-
schen Innenpolitik bezeichnen möchte, zugleich hel-
fen, die Teilung Europas und mit ihr die Teilung 
Deutschlands zu überwinden, so wie umgekehrt die 
europäische Funktion der Deutschlandpolitik darin  

liegt, daß sie zur Entspannung beiträgt. Ich bin der 
Meinung, statt Scheindebatten über das Wort „Wie-
dervereinigung" zu führen, 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Dr. 
Wörner [CDU/CSU]) 

sollten wir alle miteinander dazu beitragen, Herr 
Kollege Wörner, daß draußen diese europäische 
Funktion der Deutschlandpolitik besser verstanden 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Entspannungspolitik hat eine Unzahl von 
Kontakten im menschlichen Bereich ermöglicht und 
hat den Vorhang, den man vor noch nicht allzu lan-
ger Zeit den „Eisernen" genannt hat, durchlässig ge- 
macht. Sie hat den wirtschaftlichen, kulturellen, 
sportlichen und politischen Austausch von Ost und 
West aus der Erstarrung des Kalten Krieges gelöst, 
und sie hat damit, Herr Kollege Kohl, die Völker Eu-
ropas wieder einander näher gebracht. Für uns 
Deutsche dient diese Politik auch dem Zusammen-
halt der Nation. Für alle Europäer ist sie eine wich-
tige Anstrengung zur Bewahrung unserer gemeinsa-
men europäischen Tradition und damit eine An-
strengung zur Verwirklichung der Menschenrechte, 
wie sie in Helsinki auch von der Sowjetunion unter-
schrieben worden sind — übrigens in einem Doku-
ment, das Sie als eine der ganz wenigen Parteien in 
Europa abgelehnt haben, auch wenn Sie sich jetzt 
dauernd darauf berufen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Kohl, ich möchte mich wegen Ihrer 
schönen Zitate noch einmal an Sie wenden. Im we-
sentlichen haben wir von Ihnen j a nur Pressezitate 
gehört. Sehen Sie, es gibt im Ausland z. B. das fol-
gende Argument. Ich bin mit Ihnen der Meinung, 
daß man das ernst nehmen soll. Ich tue das nicht ein-
fach als Innenpolitik ab. Es ist immer gut zuzuhören, 
und es ist auch immer gut, nicht vorschnell beleidigt 
zu sein. Wir äußern uns j a manchmal auch ganz 
kräftig. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das war ganz be

-

zeichnend, was Sie gesagt haben!) 

— Ich sage, man soll nicht beleidigt sein. Man soll 
unter europäischen Freunden diskutieren, auch 
wenn man etwas Kritisches hört. Ich sage denen, die 
jetzt z. B. schreiben, daß diese Entspannungspolitik 
überhaupt nur ein Ausdruck von kommerziellen In-
teressen sei, dreierlei: 

Erstmal ist es für mich ganz neu, daß die Wahr-
nehmung kommerzieller Interessen als Sünde ange-
sehen wird. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Haben Sie 
denn keinen Begriff für diese Peinlichkeit 

in der Polen-Debatte?) 

Es gibt viele Bereiche, etwa den Waffenexport, in de-
nen andere ihre kommerziellen Interessen sehr viel 
stärker vertreten als wir. 

Zweitens muß ich sagen: Wer meint, daß die Ent-
spannungspolitik, der Versuch, Ost- und Westeuropa 
durch eine Vielzahl von Austausch und Kontakten 
einander näherzubringen, mit dem Stichwort der 
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kommerziellen Interessen abgetan werden kann, 
der hat nicht verstanden, worum es in Europa und 
worum es in der Entspannungspolitik geht. 

Schließlich zum dritten: Vielleicht sollten sich die 
Skeptiker einmal ansehen, was wir uns diese Politik 
kosten lassen, d. h. welche Opfer wir zu bringen be-
reit waren und sind. Ich kann jedenfalls gegenüber 
dieser Kritik nur sagen: Wir haben auch nach dem 
August 1980 niemanden daran gehindert, uns in der 
Hilfe für Polen zu übertreffen. 

Wir wollen mit diesem Austausch und mit dieser 
Kooperation — über alle Rückschläge hinaus, d. h. 
mit langem Atem, nicht hektisch, mal so mal so, wie 
die Schlagzeilen gerade sind — bessere Lebensbe-
dingungen in ganz Europa und damit auch bessere 
Voraussetzungen für die Erhaltung des Friedens 
schaffen. 

Wer meint, die Polenkrise zeige, daß die Entspan-
nungspolitik gescheitert sei, der übersieht, daß das, 
was in Polen seit August 1980 geschieht, ohne die 
Entspannungspolitik überhaupt nicht zu denken 
wäre. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist nun sicher, meine Kollegen, mit vielen Pro-
blemen verbunden, für den Westen, für die Osteuro-
päer wie für die Sowjetunion. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Aber was bedeutet 
denn das?) 

Fragt man sich, welche Interessen und Motive die 
Sowjetunion gehabt hat, sich der Entspannungspoli

-tik und den Ostblock dem westlichen Einfluß zu öff-
nen, so ist zunächst ihr Interesse zu nennen, für die 
eigene Entwicklung Kapital und technisches Know-
how aus dem Westen nutzbar zu machen. Die sowje-
tischen Militärs haben diese Politik aus Sorge vor 
der Machtentfaltung Chinas mitgetragen. 

Der Sowjetunion ging es dabei aber auch darum, 
sich in Osteuropa wirtschaftlich und psychologisch 
zu entlasten, d. h. sie wollte mit der Entspannungs-
politik auch die Lage in Osteuropa stabilisieren. 

Verehrte Kollegen, die Sowjetunion hat j a die 
schmerzliche Erfahrung machen müssen, daß der 
Satz von Talleyrand, man könne mit Bajonetten al-
lerhand anfangen, nur könne man sich nicht auf sie 
setzen, auch für Panzer gilt. Die polnischen Gene-
räle sind gerade dabei, die gleiche Erfahrung zu ma-
chen. 

Diese Öffnung des Ostblocks in der Entspan-
nungspolitik fordert von der Sowjetunion einen 
Preis. Denn dieser Versuch, das geteilte Europa wie-
der mit einem Netz von Kontakten, Handel, Aus-
tausch und Kooperation zu überziehen, stärkt in 
Osteuropa die Reformkräfte. Nicht daß die Entspan-
nungspolitik die Ursache der Reformbewegung in 
Osteuropa wäre! Diese Reformbewegung in Osteu-
ropa und ansatzweise auch in der Sowjetunion 
selbst entspringt den Widerspüchen des sowjeti-
schen Gesellschaftssystems. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Der Freiheitsliebe 
der Menschen!) 

— Das gehört dazu, Herr Marx. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das ist das Wichtig

-

ste!) 

Aber die Entspannungspolitik mit ihrem Austausch 
und ihren Kontakten hat natürlich den Bewegungs-
spielraum für diese Reformbewegung unendlich 
vergrößert. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Denken Sie den Ge- 
danken mal weiter bis zum heutigen 

Tage!) 

— Ich denke j a gleich weiter. Hören Sie einmal bis 
zum Ende zu, Herr Marx. 

Die Entspannungspolitik hat diesen Spielraum 
nicht etwa in Form einer Destabilisierungspolitik à 
la fünfte Kolonne erweitert. Das wäre ganz falsch 
und töricht, u. a. darum, weil es weder dem Frieden 
noch der Überwindung der Teilung Europas dienen 
würde. Da sind wir uns einig. Wir haben j a den 
Grundsatz der Nichteinmischung nicht nur prokla-
miert, wir haben uns auch strikt an ihn gehalten. 
Aber die Entspannungspolitik trägt natürlich indi-
rekt dazu bei, daß in Osteuropa Ideen, Kräfte, auch 
Produktivkräfte freiwerden, die einen neuen politi-
schen Ausdruck suchen. 

Nun ist es wahr — das soll auch laut gesagt wer-
den —, daß wir es weiß Gott nicht als unsere Auf-
gabe ansehen, diesen Prozeß zurückzudrehen. Im 
Gegenteil, ich sagte es schon,, nach unserer ganzen 
Geschichte, Tradition und Wertvorstellung kann un-
sere politische und menschliche Sympathie nur den 
Reformkräften gehören. Im übrigen müssen wir so-
wohl die polnische als auch die sowjetische Regie-
rung immer daran erinnern, daß die Akte von Hel-
sinki von beiden Seiten unterschrieben worden ist. 

Es ist schwer, zu beurteilen, ob die Sowjetunion 
diese Wirkung der Entspannungspolitik unter-
schätzt hat. Sollte das der Fall sein, Herr Kollege 
Kohl, dann befände sich die Sowjetunion in der Ge-
sellschaft der Konservativen des Westens, die Uni-
onsparteien in der Bundesrepublik eingeschlossen. 
Herr Kollege Kohl, was haben wir sogar in diesem 
Hause nicht alles an Anklagen, Vorwürfen und Sor-
gen gehört, wir würden uns mit unserer Ostpolitik 
am Sowjetkommunismus anstecken. Wir haben Ih-
nen immer gesagt: Welche demokratische Klein-
gläubigkeit steckt in solchen Berührungsängsten! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Kollege Kohl, ich habe mich natürlich ge-
freut, daß Sie das Dokument der italienischen Kom-
munisten zitiert haben. Was mich gewundert hat, ist, 
daß Sie sich dabei nicht komisch vorgekommen sind. 
Denn ich erinnere mich noch, was Sie hier mit mir 
veranstaltet haben, als ich den SPD-Kontakt mit den 
italienischen Kommunisten aufgenommen hatte. Da 
hieß es: Um Gottes willen! Mit Eurokommunisten! 
Das wird alles den Bach runtergehen! Und heute 
stellt der Herr Kohl sich hin und zitiert Herrn Ber-
linguer. Ich gratuliere Ihnen! Eine richtige Einsicht, 
aber wie bei der KSZE leider fünf Jahre zu spät. 
Trotzdem: Ich gratuliere Ihnen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Lenz? 

Dr. Ehmke (SPD): Nein. Ich gestatte keine Zwi-
schenfrage, weil ich gerade dem Kollegen Lenz auf 
Grund seiner Zwischenrufe sagen will: Was für eine 
politische Schwäche liegt doch in Ihrem ängstlichen 
Konservativismus! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Welche 
Schwäche liegt doch darin, daß Sie nicht 

einmal eine Zwischenfrage zulassen!) 

Die Sowjetunion steht jedenfalls vor einer schwie-
rigen Alternative. Sie muß sich entscheiden, ob sie in 
Zukunft versucht, die von ihr angestrebte Stabilisie-
rung in Osteuropa mit Reformen oder immer wieder 
doch noch einmal mit Panzern zu erreichen. Ich 
halte den Versuch mit Reformen für aussichtsrei-
cher, vom Großmachtinteresse der Sowjetunion 
aus. 

Ich gebe zu, das steht in Widerspruch zum Mos-
kauer Mythos der Weltrevolution. Aber, verehrte 
Kollegen, von dem ist ja sowieso nicht mehr viel üb-
riggeblieben nach dem mehrfachen kommunisti-
schen Schism, nach dem kommunistischen Krieg 
in Indochina, nach der militärischen Besetzung 
Afghanistans und nach den ständigen Mißerfolgen 
in Osteuropa. Es gibt Anzeichen dafür — und wir 
sollten sie durch Polemik nicht verdecken —, daß 
auch in der Sowjetunion darüber nachgedacht wird, 
ob sie nicht Änderungen des gesellschaftspoliti-
schen Status quo hinnehmen muß, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sacharow!) 

wenn sie Osteuropa stabilisieren will. 

Und was die sicherheitspolitischen Grenzen be-
trifft: Herr Walesa hat weder die Zugehörigkeit Po-
lens zum Warschauer Pakt in Frage gestellt noch die 
Verbindungslinien der Sowjets in die DDR be-
droht. 

Für uns selbst stellt sich hier zunächst eine Frage 
gegenüber den Osteuropäern. Es ist eine schwierige 
Frage. Wir sollten uns nicht vor ihr drücken. Wir soll-
ten sie offen aussprechen. Menschen, die aus der 
gleichen europäischen Tradition heraus, in der wir 
stehen, in Osteuropa unter großem persönlichem Ri-
siko für Reformen eintreten, lassen sich nicht von 
uns im Westen vorschreiben, wieviel Freiheit sie je-
weils in Anspruch nehmen dürfen. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Und ich muß sagen: Uns steht in der Tat weder mo-
ralisch noch politisch ein solches Zuteilungsrecht 
zu. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich glaube allerdings, mit den Reformkräften in 
Osteuropa auch darin übereinstimmen zu können — 
und da komme ich auf den Gewaltverzicht zurück —, 
daß auch die Reformkräfte die Bedingungen des 
nuklearen Zeitalters respektieren müssen. Hier 
müssen Sie sich jetzt entscheiden, meine Damen 
und Herren von den Unionsparteien: Ist das „feiges 

Kriechen vor den Sowjets", wie Herr Strauß gesagt 
hat, oder aber ist es Ernstmachen mit dem Grund-
satz des Gewaltverzichts, zu dem theoretisch auch 
Sie sich immer bekannt haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Marx [CDU/CSU]: Warum bringen Sie jetzt 
die nukleare Situation herein? Unbegreif

-

lich!) 

Der Sowjetunion muß klar sein — wir haben dar-
über keinen Zweifel gelassen —, daß eine Politik, die 
die geschichtliche Entwicklung in Osteuropa mit Ge-
walt aufhalten will, statt sie in eine friedliche Zu-
kunft hinein zu gestalten, nicht zur Stabilisierung in 
Osteuropa führen wird, zumal sie die Entspannungs-
politik gefährdet. Die Lasten einer solchen Politik, 
des Versuchs, die Geschichte mit Gewalt anzuhalten, 
würden sehr hoch sein, und sie würden im wesentli-
chen von der Sowjetunion zu tragen sein. Aber ma-
chen wir uns nichts vor: Auch die übrige Welt würde 
durch eine solche Rückkehr zum Kalten Krieg in 
Mitleidenschaft gezogen. Denn Frieden und Wohl-
stand setzen Zusammenarbeit voraus. Das gilt für 
das Ost-West-Verhältnis wie für das Nord-Süd-Ver-
hältnis. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Jetzt ist 
er schon beim Nord-Süd-Verhältnis!) 

Gemäß dieser Einsicht hat der Westen — bis hin 
zu selektiven Sanktionen — der polnischen und der 
sowjetischen Staatsführung Signale gesetzt. Sie 
sind um so deutlicher geworden, je länger der 
Kriegszustand in Polen andauert. Aber ich sage Ih-
nen hier noch einmal: Uns geht es dabei nicht um 
Muskelspiele der Stärke. Uns geht es dabei um poli-
tische Wirkung. Der Osten kann einen europäischen 
Weg mit uns oder einen antieuropäischen Weg ohne 
und gegen uns gehen. An der Alternative, vor der er 
steht, darf es keinen Zweifel geben. 

Aber ich sage auch: Die Fraktion der deutschen 
Sozialdemokraten stärkt der Bundesregierung 
nachdrücklich den Rücken für eine Politik, die in-
nerhalb dieses Rahmens von uns aus keine Chance 
verschüttet und alle Möglichkeiten der Kooperation 
offenhält. 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Unser Entschließungsantrag bringt diese Hoffnun-
gen und diese Befürchtungen gleichermaßen zum 
Ausdruck. Der Wunsch, den Polen zu helfen und mit 
allen unseren osteuropäischen Nachbarn in Frieden 
und Wohlstand zu leben, bestimmt unsere Politik 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort Herrn 
Bundesaußenminister Genscher. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Nach dem bemerkenswerten analytischen Bei-
trag, den der Kollege Ehmke eben geliefert hat und 
der für viele Anlaß sein sollte, über Alternativen 
nachzudenken, die sich jetzt für alle in Europa erge-
ben, möchte ich dem gleichen sachlichen Fluß folgen 
und der Versuchung widerstehen, auf manches ein- 
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zugehen, was hier vorgetragen wurde, Herr Dr. 
Kohl. 

Aber ich möchte doch sagen: Ich glaube, daß Sie in 
der Beurteilung des Verhaltens des Bundeskanzlers 
seit dem 13. Dezember 1981 dem Handeln, der Ver-
antwortung und der politischen Linie, die der Bun-
deskanzler verfolgt hat, nicht gerecht geworden 
sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vielleicht lesen Sie auch noch einmal seine heutige 
Rede nach. Dann werden Sie unter Umständen ent-
decken, daß er am Schluß seiner Rede wieder auf Sie 
zugegangen ist. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Kohl 
[CDU/CSU]: Aber Herr Kollege Genscher, 
das glauben Sie doch wohl selbst nicht!) 

— Doch, lesen Sie es nach. Ich versuche ja nur, Ih-
nen einen Rat zu geben, Herr Kollege Dr. Kohl. 

Ich hatte jedenfalls gehofft, daß nach dem 18. De-
zember 1981 und dem, was damals vom Kollegen Dr. 
Barzel für alle Fraktionen gesagt werden konnte, 
auch diese Bundestagsdebatte die Fraktionen des 
Hohen Hauses am Ende zusammenführen würde. 
Deshalb bitte ich Sie — wenn Sie sich die Ent-
schließungsanträge anschauen —, doch noch einmal 
darüber nachzudenken, ob Sie dem Vorschlag der 
Koalitionsfraktionen nicht zustimmen können, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Den umgekehrten 
Wunsch haben wir an Sie!) 

nämlich das zu begrüßen, was die Staaten der Euro-
päischen Gemeinschaft, die Staaten des westlichen 
Bündnisses sowie der Bundeskanzler und der Präsi-
dent der Vereinigten Staaten als gemeinsame Auf-
fassung zum Ausdruck gebracht haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Herr Bundesaußenmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Lenz? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Spä-
ter gern, Herr Kollege. 

Herr Kollege Dr. Kohl, Sie haben ein Wort zum 
Generalsekretär der FDP gesagt. Er hat sich entge-
gen Ihrer Darstellung mit dem Hinweis auf die Ge-
fahr des Rückgriffs auf den Kalten Krieg nicht an 
die gewandt, die dazu aufgerufen haben, ihren Pro-
test gegenüber dem zum Ausdruck zu bringen, was 
in Polen geschieht, sondern er hat im Zusammen-
hang mit der Forderung aus den Reihen der CDU/ 
CSU, man möge überlegen, ob nicht die Abrüstungs-
verhandlungen in Genf unterbrochen werden müß-
ten, davor gewarnt, zurückzukehren in die Gräben 
des Kalten Krieges. Diese Warnung halte ich ange-
sichts der Notwendigkeit, Abrüstung als Beitrag 
zum Frieden auch in schwerer Zeit aufzufassen, in 
der Tat für erforderlich. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
durch die Danziger Vereinbarung vom August 1980 
eingeleitete Prozeß der inneren Erneuerung und der 

Reformen ist durch die Obernahme der Macht durch 
den Militärrat jäh unterbrochen worden. Bis heute 
haben die Erwartungen keine Rechtfertigung gefun-
den, die sich für das polnische Volk an das knüpfen 
dürften und mußten, was die militärische Führung 
versprochen hat: die Rückkehr zum Prozeß der Re-
form und Erneuerung. Die ganze Welt hat bisher 
vergeblich auf Signale des Warschauer Militärrats 
géwartet, daß der Reformkurs wieder aufgenommen 
wird. Wir können nicht daran vorbeigehen, die Ent-
wicklung hat sich nicht zum Besseren gewendet, im 
Gegenteil, vieles spricht heute dafür, daß eine lang-
fristige Entwicklung eingeleitet werden soll, die vom 
Kurs der Reform und Erneuerung wegführt. 

Die Bundesregierung hat bei ihrer Einschätzung 
der Entwicklung in Polen von Anfang an auf die Be-
urteilung durch die katholische Kirche Wert gelegt; 
Sie haben das eben erwähnt, Herr Dr. Kohl. Die Bun-
desregierung teilt die tiefe Besorgnis über die jetzt 
eingetretene Entwicklung, wie sie Erzbischof Glemp 
in erschütternder Weise in seiner Predigt am 6. Ja-
nuar formuliert hat und wie sie auch in der Erklä-
rung des Papstes vom vergangenen Sonntag zum 
Ausdruck kommt. Die Bundesregierung hat sich zu 
gleicher Zeit mit der gleichen Besorgnis geäußert 
wie Bischof Glemp, wenn auch nicht am selben Tag. 
Aber ich bin mir dabei immer bewußt, daß es für uns 
mit Abstand einfacher ist, sich von hier aus zu den 
polnischen Ereignissen zu äußern, als für diejeni-
gen, die dort in der Verantwortung stehen und zu 
den wenigen gehören, die aus ihrer Stellung heraus 
— wie er als Primas — ein solches offenes Wort sa-
gen können.  

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Vereinzelte Lockerungen des Kriegsrechts kön-
nen unsere Sorge nicht zur Seite schieben. Die Be-
reitschaft der Militärregierung zu echtem Dialog 
wird aber durch Gespräche mit nicht genannten und 
ganz offensichtlich auch nicht legitimierten Vertre-
tern der Gewerkschaft Solidarität zusätzlich in 
Frage gestellt. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Also keine Vertre

-

ter!) 

— Nicht legimitierte Vertreter. 

Unser Volk hat bis zum 13. Dezember 1981 die Ge-
schehnisse in Polen mit besonderer Anteilnahme 
und Hoffnung verfolgt, und es hat seitdem die Ent-
wicklung mit großer Betroffenheit und innerer Be-
wegung aufgenommen. Es gibt gar keinen Zweifel 
darüber, wo wir stehen, wenn wir nach Polen blik-
ken; der Bundeskanzler hat das wiederholt zum Aus-
druck gebracht. Wir stehen auf der Seite der polni-
schen Bürger, für die eine freie Gewerkschaft Aus-
druck ihres Willens zu Reform und Erneuerung 
ist. 

Wir Deutschen sind uns der Tragik des polnischen 
Schicksals zutiefst bewußt. Polen und Deutsche sind 
durch eine wechselvolle Geschichte miteinander 
verbunden. Polen und Deutsche haben nach der leid-
vollen Vergangenheit zu einem gegenseitigen Ver-
ständnis gefunden, das vom Bemühen um Ausgleich 
und Versöhnung geprägt ist. 
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Ich möchte dazu für diejenigen, die uns in Polen, 

aber auch anderswo hören können, gern sagen: Es 
hat im Deutschen Bundestag im Zusammenhang 
mit den Ostverträgen leidenschaftliche Auseinan-
dersetzungen gegeben. Aber man wolle über diesen 
leidenschaftlichen Auseinandersetzungen nicht 
übersehen, daß für die ganz, ganz große Mehrheit 
des deutschen Volkes und auch für die Mitglieder 
des Deutschen Bundestages auf allen Seiten die 
Frage der Aussöhnung mit Polen nie ein Problem ge-
wesen ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der Vertrag von War-
schau ist Ausdruck unserer Entschlossenheit, den 
Teufelskreis zu durchbrechen, der durch Unrecht 
und neues Unrecht, durch Gewalt und neue Gewalt 
Europa von einem Krieg in den anderen gestürzt 
hat. Der Vertrag von Warschau ist das Dokument ei-
nes neuen Anfangs, und zwar nicht nur in den Bezie-
hungen zwischen Deutschen und Polen, sondern in 
dem Willen der Völker Europas, ihre Zukunft in Frie-
den zu gestalten. Dabei wissen wir als Deutsche, wel-
che besondere Verantwortung uns die gemeinsame 
Geschichte auferlegt. Diejenigen im Ausland, die 
glaubten, die Reaktion der deutschen Öffentlichkeit 
— ich spreche jetzt gar nicht von der Regierung — 
kritisieren zu müssen, sollten bedenken, daß viel-
leicht diese Geschichte der Grund dafür ist, daß die 
Deutschen das, was in Polen vor sich geht, tief emp-
finden, daß sich ihre Bitterkeit und ihre Empörung 
darüber vielleicht in anderer Weise äußern, als das 
woanders angemessen sein mag. Empörung, Bitter-
keit und Betroffenheit sind deshalb ganz gewiß 
nicht geringer als an anderen Plätzen in Europa und 
in der Welt. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Der Re-
gierung ist offenbar nicht klar, daß das Kri-

tik an ihrer Politik war!) 

— Nein, Herr Kollege, ich werde auch zur Regierung 
etwas sagen. Es ist ganz bemerkenswert, wie schwer 
es Ihnen fällt, selbst einem sachlichen Beitrag zuzu-
hören. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
des Abg. Dr. Lenz [CDU/CSU]) 

Vielleicht ist Ihnen, Herr Kollege, bei Ihren Zwi-
schenrufen entgangen, daß ich Sie, als ich vom unbe-
streitbaren Versöhnungswillen des deutschen Vol-
kes und aller Mitglieder des Bundestages gespro-
chen habe, gegen Angriffe aus dem Ausland in 
Schutz genommen habe, was ich in bezug auf die 
Bundesregierung bei Ihnen ja nicht immer feststel-
len kann, wie wir heute erlebt haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Marx [CDU/CSU]: Zur Zeit der Ostverträge 

war das ein bißchen anders!) 

Die spontane Hilfsbereitschaft unserer Bürger ist 
schon beeindruckend. Mehr als zwei Millionen Pa-
kete, mehr als zwei Millionen Entscheidungen ein-

zelner Menschen, spontan zu helfen — das ist eine 
eindeutige Demonstration, 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

die mehr über die Anteilnahme an den Ereignissen 
in Polen und über Sympathie für das polnische Volk 
aussagt als manches starke Wort. 

Der Wille, dem polnischen Volk zu helfen, Festig-
keit und Besonnenheit haben auch die Politik der 
Bundesregierung nach dem 13. Dezember geprägt. 
Unsere Forderungen sind ganz eindeutig. Sie lauten: 
Aufhebung des Kriegsrechts, Freilassung der Ver-
hafteten und Aufnahme eines wirklichen Dialogs 
der polnischen Führung mit der katholischen Kirche 
und der Gewerkschaft „Solidarität". Diese Forderun-
gen sind keine Einmischung in die inneren Angele-
genheiten Polens. Sie gründen sich auf die Schluß-
akte von Helsinki. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die Beachtung der darin enthaltenen Verpflichtun-
gen anzumahnen, ist das Recht jedes Unterzeichner-
staates gegenüber jedem anderen Unterzeichner-
staat. Für uns wäre die Erfüllung dieser drei Forde-
rungen der Beweis für den ernsthaften Willen der 
polnischen Führung, auf den Weg der Reform und 
der Erneuerung zurückzukehren. Diesen Willen hat 
die polnische Führung nicht nur gegenüber dem ei-
genen Volk öffentlich zum Ausdruck gebracht; sie 
hat ihn auch bei verschiedenen Gelegenheiten ge-
genüber der Bundesrepublik Deutschland und unse-
ren Verbündeten und Partnern bekundet. Nicht wir, 
die wir uns auf diese Erklärungen berufen, mischen 
uns in die Angelegenheiten Polens ein. Eine Einmi-
schung in die Angelegenheiten Polens findet seitens 
derjenigen statt, die den Weg der Erneuerung und 
der Reform in Polen von außen behindern wollen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung hat sich in ihrer Politik 
nicht auf Erklärungen beschränkt. Sie hat auch 
durch das unmittelbare Gespräch, den unmittelba-
ren Kontakt einzuwirken versucht. Wir haben den 
Dialog mit der polnischen Führung nicht abgebro-
chen. Wir haben die Möglichkeit gesucht, den Mili-
tärrat mit seinem Versprechen, zum Reformkurs zu-
rückzukehren, beim Wort zu nehmen. Das war der 
Zweck meiner Gespräche mit dem stellvertretenden 
Ministerpräsidenten Rakowski und auch der Zweck 
des Briefes, den der Bundeskanzler an General Ja-
ruzelski gerichtet hat. 

Der Beschluß der Außenminister der Europäi-
schen Gemeinschaft vom 4. Januar 1982, die Ge-
meinsame Erklärung des Bundeskanzlers und des 
amerikanischen Präsidenten vom 5. Januar und das 
Ergebnis der Außenministertagung der NATO vom 
11. Januar haben die Fähigkeit des Westens zu Ge-
meinsamkeit und zu Geschlossenheit bewiesen. Die 
Forderungen nach Aufhebung des Kriegsrechts, 
Freilassung der Verhafteten, Aufnahme des Dialogs 
sind auf unsere Initiative in die Erklärungen von EG 
und NATO eingegangen und vom Bundeskanzler 
und dem amerikanischen Präsidenten bekräftigt 
worden. 
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Meine Damen und Herren, auf der Außenmini-

stertagung der NATO ist die gemeinsame westliche 
Politik zu einer klaren politischen Strategie fortent-
wickelt worden. Und ich wünschte mir, daß die Kol-
legen von der Opposition, die jetzt noch das Wort er-
greifen, sich auch dazu äußerten, ob sie diese ge-
meinsame politische Strategie des westlichen Bünd-
nisses, die einer gemeinsamen Analyse folgt, mit der 
Bundesregierung gemeinsam unterstützen und ver-
folgen wollen. 

Wir müssen lernen, das Aussprachen des Deut-
schen Bundestages nicht nur das Ziel haben sollen, 
den eigenen Standpunkt, der ohnehin bekannt ist, zu 
bekräftigen, sondern — wenn sie den Charakter und 
das Prädikat „Aussprache" verdienen sollen — sich 
doch auch dorthin zu entwickeln, wo man dann, wie 
ich hoffe, gemeinsam sagen kann: Alle Fraktionen 
des Deutschen Bundestages unterstützen das, was 
die Bundesregierung mit allen Partnern des westli-
chen Bündnisses als gemeinsames Ziel angegeben 
hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Lenz? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Bitte 
schön. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU): Herr Bundes-
außenminister, wenn wir diese Entschließung lesen: 
Würden Sie mir zustimmen, daß da für den Ge-
schmack der Opposition sicher nicht berechtigtes 
Lob vorhanden ist, aber berechtigter Tadel leider 
völlig fehlt und es deshalb für uns unzumutbar ist, 
dieser Entschließung zuzustimmen? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Ich 
weiß nicht, ob Sie von der Entschließung der NATO 
sprachen. Ich hatte eben von der Entschließung der 
NATO gesprochen. 

(Heiterkeit bei der FDP) 

Mir würde schon genügen, Herr Kollege, wenn Sie 
der Entschließung der NATO zustimmen könnten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Franke 
[CDU/CSU]: Die ist hier gar nicht in der Ab-
stimmung! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Dann stimmen Sie doch dem Teil zu. Wenn Sie et-
was dagegen haben, daß die Bundesregierung be-
scheinigt bekommt, daß sie besonnen sei, werden 
wir das zu tragen wissen, Herr Kollege. 

Meine Kollegen, diese gemeinsame Strategie, 
über die wir hier zu sprechen haben, soll das in unse-
rer Möglichkeit Stehende tun, um den Weg für Er-
neuerung und Reform wieder zu öffnen. Dieser Er-
klärung könnte erhebliche Bedeutung zukommen, 
weil eine Bekräftigung der Erklärung des Bündnis-
ses durch alle Fraktionen des Bundestages erneut 
zeigt, daß wir in diesen Zielsetzungen übereinstim-
men. Das meine ich auch für die Beschlüsse und Vor-
schläge des Bündnisses im wirtschaftlichen Bereich. 
Hier muß ganz deutlich sein, daß es nicht nur darum 
geht, die humanitäre Hilfe, wie Sie, Herr Kollege 

Lenz, in Ihrem Entschließungsantrag mit Recht ge-
sagt haben, fortzusetzen — sie muß auch erhöht wer-
den; die Bundesregierung hat gestern eine positive 
Stellung eingenommen, auch zum Wegfall der Post-
gebühren, um hier einen zusätzlichen Impuls zu ge-
ben —, sondern auch darum, daß wir deutlich ma-
chen, daß zusätzlich zur humanitären Hilfe auch die 
öffentliche Nahrungsmittelhilfe, die in Ihrem An-
trag nicht enthalten ist, fortgesetzt werden soll, weil 
wir nicht wollen, daß das polnische Volk unter einer 
Politik zu leiden hat, die seine Regierung gegen sei-
nen Willen durchführt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das Bündnis erwähnt nämlich ganz ausdrücklich in 
seinem Beschluß nicht nur die humanitäre Hilfe, 
sondern als besonderen Punkt auch die öffentliche 
Nahrungsmittelhilfe. Da ist ganz wichtig, daß alle 
Hilfeleistungen wirklich in die Hände derjenigen ge-
langen, für die sie bestimmt sind — für die Bevölke-
rung in der Volksrepublik Polen. 

Was die Entscheidungen der amerikanischen Re-
gierung angeht, so hat der Bundeskanzler schon 
zum Ausdruck gebracht: Wir sehen darin ein klares 
politisches Signal gegenüber der Sowjetunion. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
halte es für wichtig, daß wir, wenn wir über wirt-
schaftliche und finanzielle Maßnahmen sprechen — 
hier hat das Bündnis sehr deutlich gemacht, was wir 
in Polen und von der Sowjetunion erwarten —, dann 
auch ganz klar sagen, daß wir bereit sind, einem 
Polen, das sich auf den Reformweg, auf den Weg der 
Erneuerung zurückbegibt, mit aller Kraft finanziell 
zu helfen. Nicht nur nein zu sagen, sondern auch po-
sitive Perspektiven zu zeigen, muß Teil einer opera-
tiven und politischen Strategie sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir können nur hoffen, daß die militärische Füh-
rung in Polen bald erkennt, daß es im Interesse des 
eigenen Volkes liegt, wenn sie auf dieses Angebot 
des Westens eingeht. Meine Damen und Herren, alle 
müssen sich bewußt sein, daß in dem Andauern der 
Lage in Polen eine Gefahr liegen kann, die sich aus 
der zunehmenden Rückwirkung auf das Gesamtge-
flecht unserer Beziehungen zur Sowjetunion und zu 
allen anderen Staaten des Ostens ergeben müßte. 
Gerade auch deshalb beobachten wir den anhalten-
den schweren Druck der Sowjetunion auf die innere 
Entwicklung in Polen mit besonderer Sorge. 

Die Bundesregierung wird gemeinsam mit ihren 
Verbündeten ihre auf eine günstige Beeinflussung 
der Lage in Polen gerichtete Politik fortsetzen. Bei 
der Wiederaufnahme der Madrider KSZE-Verhand-
lungen wird das Thema „Polen" vorrangig auf der 
Tagesordnung stehen. Alle stehen in der Pflicht der 
Schlußakte von Helsinki. Das sollte man in War-
schau und in Moskau nicht gering einschätzen. Die 
Fortdauer der Unterdrückung des polnischen Volkes 
bedeutet einen schweren Rückschlag bei der Ver-
trauensbildung zwischen Ost und West. Deshalb 
trägt die Sowjetunion für das, was in Polen ge-
schieht, eine schwere Verantwortung. Sie steht den 
Entwicklungsanstrengungen, den Reformbemühun-
gen im Wege, die dort den legitimen Erwartungen 
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der Menschen entsprechen. Der Kollege Ehmke hat 
völlig zu Recht auf diese Unfähigkeit zur Erneue-
rung hingewiesen, weil das über die Interessen eines 
davon betroffenen Volkes weit hinausgeht, weil 
diese Unfähigkeit, auf Bestrebungen zur Erneue-
rung einzugehen, zunehmend zu einem destabilisie-
renden Faktor in den internationalen Beziehungen 
wird. 

In der Politik der Bundesregierung hat das Be-
wußtsein von der Verantwortung der Sowjetunion 
auch Ausdruck gefunden in dem Brief des Bundes-
kanzlers an Generalsekretär Breschnew. Es wird 
häufig darüber geredet — auch hier —, der Bundes-
kanzler habe diese Verantwortung der Sowjetunion 
nicht sehen wollen. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, bei allem Respekt vor dem, was von an-
deren gesagt wurde: ich hätte mir gewünscht, der 
Bundeskanzler wäre in der Europäischen Gemein-
schaft nicht der einzige geblieben, der sich im De-
zember 1981 nicht nur an Herrn Jaruzelski, sondern 
auch an Herrn Breschnew wegen Polen gewandt 
hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das hat er ja nicht getan, weil Herr Breschnew 
nichts damit zu tun hat, sondern weil er seine Ver-
antwortung zum Gegenstand seines Briefes ge-
macht hat. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Können wir den 
Text denn mal sehen?) 

Es gibt keinen Zweifel: Die Vorgänge in Polen of-
fenbaren das Versagen des kommunistischen Sy-
stems. Sie haben deshalb grundsätzliche Bedeutung. 
Die Unfähigkeit dieses Systems, sich auf neue Ent-
wicklungen, die unübersehbar sind, einzustellen, 
wird überdeutlich. Diese neuen Entwicklungen 
drücken sich in einem starken Willen der Völker zur 
Bewahrung und zur Stärkung der eigenen Identität 
aus. In Europa wird doch das Bewußtsein europäi-
scher Identität immer stärker, übrigens unabhängig 
von den politischen Ordnungen. 

Die Schlußakte von Helsinki weist für ganz unter-
schiedliche Strukturen den Weg, sich darauf einzu-
stellen. Diese Schlußakte von Helsinki ist ja nicht 
ein Votum für eine bestimmte Staats- und Gesell-
schaftsordnung. Darüber zu entscheiden muß auch 
in Zukunft Sache der betroffenen Völker sein. Wir 
haben den Helsinki-Prozeß nie als ein Momentpro-
gramm verstanden. Wir haben ihn vielmehr immer 
als einen langfristig angelegten Prozeß, aber eben 
als einen dynamischen Prozeß verstanden, der die 
Perspektiven nationaler Identitätsbildung, europäi-
schen Friedenswillens, individueller Rechte und ge-
sellschaftlichen Fortschritts aufzeigt. Genau in die-
ser Perspektive liegt der polnische Prozeß der Re-
form und der Erneuerung. Wenn ich sage, er liegt in 
dieser Perspektive, so gibt ihm das nämlich seine hi-
storische Dimension. Wenn ich sage, er liegt, so heißt 
das, er ist nicht Vergangenheit. Was immer die Mili-
tärs in Polen jetzt tun werden, die Welt wird hinter-
her immer anders sein als vor dem August 1980. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn wir die Entwicklung in Polen in dieser histo-
rischen Perspektive sehen, dann müssen wir uns 
auch ihrer Auswirkungen auf das Ost-West-Verhält-
nis bewußt sein. Hier findet auch der Appell an War-
schau und Moskau seine Grundlage in der Schluß-
akte von Helsinki. Diese Schlußakte von Helsinki, 
die Erfüllung dieser Schlußakte von Helsinki mutet 
niemandem mehr zu, als er sich 1975 zu tun ver-
pflichtet hat. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Sehr 
gut!) 

Die Erfüllung der Schlußakte von Helsinki beein-
trächtigt niemandes Sicherheitsinteressen, im Ge-
genteil! Die Erfüllung der Schlußakte von Helsinki 
könnte Europa mehr Stabilität und damit allen auch 
mehr Sicherheit geben. Auch hier hat Herr Ehmke 
recht: Wer dem individuellen Freiheitswillen mit 
Repressionen begegnet, wird mehr Instabilität 
schaffen als derjenige, der sich innerlich reformbe-
reit zeigt, so schwer ihm das auch fallen mag. 

Die Zusammenarbeit in Europa wird durch Maß-
nahmen gefährdet, wie sie am 13. Dezember in Polen 
ergriffen worden sind, und wahrlich nicht durch die-
jenigen, die die Aufhebung dieser Maßnahmen for-
dern. Meine Damen und Herren, ebenso sicher ist 
aber auch — das sage ich an die Adresse derjenigen, 
die kritisieren wollten, die kritisiert haben, daß wir 
Herrn Rakowski hier empfangen haben —: Außen-
politische Untätigkeit, Beschränkung auf Protest 
und Unterbrechung der Gesprächskanäle würden 
gar nichts bewirken; das wäre Immobilismus. 

(Beifall bei der FDP und der SPD  — 
Dr.  Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Wer 
schiefe Vergleiche anstellt, ruft Beifall her

-

vor!) 

Nur wer ganz konsequent und ganz offensiv für Ent-
spannung, für Zusammenarbeit, für Dialog eintritt, 
hat auch Möglichkeiten und Instrumente, dem polni-
schen Volk zu helfen, so schwer das ist, so problem-
reich das ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, es ist — das muß man 
in Warschau und Moskau sehr ernst nehmen — 
auch unsere Sorge um die Ost-West-Beziehungen, 
um Entspannung und Zusammenarbeit, die uns zu 
dem Appell veranlaßt, die von der Unterbrechung 
des Prozesses der Reform und der Erneuerung aus-
gehenden Gefahren zu sehen und diesem Prozeß 
wieder freien Lauf zu geben. So sind unsere drei For-
derungen und Erwartungen zu verstehen, die wir für 
das polnische Volk erheben. Sie werden erhoben für 
dieses leidgeprüfte Volk, und sie werden erhoben für 
Stabilität, Zusammenarbeit und Entspannung in Eu-
ropa. Alles, was wir tun, alles, was wir auch in Zu-
kunft tun werden, muß allein danach bewertet wer-
den, ob es diesem Ziel dient oder nicht. Da kann ich 
nur noch einmal wiederholen: wer den Dialog fürch-
tet, der beraubt sich selbst wichtiger Instrumente 
und großer Möglichkeiten. 

Deshalb begrüßt es die Bundesregierung ganz 
ausdrücklich, daß der amerikanische Außenminister 
an seiner Absicht festhält, Ende Januar mit dem so-
wjetischen Außenminister zusammenzutreffen. Die 
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Durchsetzung unserer Ziele erfordert ein hohes Maß 
an Gemeinsamkeit im eigenen Lande, in der Euro-
päischen Gemeinschaft und im westlichen Bündnis. 
Wir fordern die Verantwortlichen in Warschau und 
Moskau auf, zur Grundlage der Schlußakte von Hel-
sinki zurückzukehren und dafür zu sorgen, daß der 
Prozeß der Zusammenarbeit zwischen Ost und West 
nicht beeinträchtigt wird. 

Die Genfer Verhandlungen über Mittelstrecken-
raketen sind planmäßig aufgenommen worden. Wir 
sind angesichts der großen Bedeutung, die der Rü-
stungskontrolle und der Abrüstung auf unserem 
hochgerüsteten Kontinent zukommt, gemeinsam 
mit unseren Bündnispartnern entschlossen, unsere 
auf konkrete und wirksame Rüstungskontrollver-
einbarungen gerichtete Politik fortzusetzen. Hier 
könnte die Vertrauensgrundlage durch eine Rück-
kehr zum Reformkurs in Polen verbessert werden. 

In den vergangenen Wochen ist aber auch noch et-
was anderes deutlich geworden. Europa kann seine 
Friedensaufgabe nur erfüllen, wenn es mit den De-
mokratien Nordamerikas fest verbunden bleibt. Nur 
im Bündnis mit den Vereinigten Staaten und Ka-
nada kann das für den Frieden notwendige Gleich-
gewicht in Europa und in der Welt gesichert wer-
den. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Bravo!) 

— Trotz des Bravo-Rufs von Herrn Kollegen Jäger 
fällt mir doch auf, wie schwer es Ihnen fällt, einer 
unpolemischen Rede zuzuhören. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Ja, es lohnt sich auch. Sie hören das selten dort, 
wo Sie mal zuhören. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Das Ergebnis des Außenministertreffens der 
NATO hat unseren Zusammenhalt eindrucksvoll un-
terstrichen. Ich würde von seiten der Opposition das 
nicht gering einschätzen und vielleicht selbst noch 
einen Strich darunter setzen. Wir wissen, das Bünd-
nis ist noch vor allen gemeinsamen vitalen Interes-
sen zuerst eine Gemeinschaft der Werte, eine 
Schicksalsgemeinschaft der Freiheit. Die Bundesre-
publik Deutschland wird sich dabei immer ihrer Ver-
antwortung bewußt sein müssen. Sie wird in diesem 
Bündnis politisch, abrüstungspolitisch und verteidi-
gungspolitisch immer eine aktive Rolle zu spielen 
haben. 

Wir wissen dabei auch, was das Ost-West-Verhält-
nis angeht — das hat Herr Ehmke hier sehr deutlich 
gesagt —: ein Rückfall in den kalten Krieg würde 
niemanden mehr treffen als uns Deutsche hier im 
Westen, aber auch drüben in der DDR. Wir würden 
aber auch unsere Interessen erheblich verletzen, 
wenn wir nur einen einzigen Augenblick übersähen, 
daß wir unsere nationalen Interessen immer nur mit 
unseren Partnern und Verbündeten gemeinsam ver-
treten können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Oder um es anders auszudrücken: unser Gewicht in 
der westlichen Gemeinschaft entscheidet auch über 

unser Gewicht als Gesprächspartner im West-Ost-
Verhältnis. 

Von diesem Fundament aus wird die Bundesregie-
rung auf der Grundlage der Erklärung der europäi-
schen Außenminister, der gemeinsamen Erklärung' 
des Bundeskanzlers und des amerikanischen Präsi-
denten und auf der Grundlage der von den NATO-
Außenministern gemeinsam erarbeiteten politi-
schen Strategie ihre Politik konsequent weiterfüh-
ren. Sie wird versuchen, dazu beizutragen, dem pol-
nischen Volk in seinem Bestreben zur Erneuerung 
und Reform zu helfen, um die Beziehungen zwi-
schen Ost und West wieder in konstruktive Bahnen 
zu leiten. Ich sage noch einmal: der Bundeskanzler 
hat am Ende seiner Rede wirklich den Versuch ge-
macht, wieder auf Sie zuzugehen.  

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Lassen Sie uns jetzt auf das Thema zugehen, um 
das es eigentlich heute hier gehen muß, um die 
Frage nämlich, wie eine westliche Politik aussehen 
muß, die geeignet ist, dem polnischen Volk in seinem 
Willen nach ein bißchen mehr Freiheit, Reformen 
und gesellschaftlichem Fortschritt zu helfen, wie 
eine Politik des Westens aussehen muß, die geeignet 
ist, die Belastungen der gegenwärtigen Entwicklung 
zu überwinden, damit in Polen Fortschritt möglich 
wird und damit im West-Ost-Verhältnis Zusammen-
arbeit und Entspannung weitergehen können. Das 
ist unsere Sorge, die wir als Deutsche haben müssen. 
Das ist unsere Sorge, die wir als Europäer haben 
müssen. Darum müssen wir hier ringen. Darüber 
wollen wir offen diskutieren. 

Wir müssen es da als einen hohen Wert einschät-
zen, daß sich entgegen allen Unkenrufen zuvor das 
westliche Bündnis am 11. Januar für eine gemein-
same Erklärung gefunden hat;  die mehr ist als nur 
eine Bekundung von Protest, die eine gemeinsame 
Erklärung ist, die eine politische Strategie aus-
drückt, nach der wir handeln wollen. Das ist der 
Grund, warum ich an die Opposition appelliere, sie 
möge sich entschließen, über ihren Antrag hinaus 
auch dem Antrag der Koalitionsfraktionen zuzu-
stimmen, die sich eben hinter diese gemeinsame Po-
litik des westlichen Bündnisses stellen wollen. — Ich 
danke Ihnen. 

(Anhaltender Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Klein (München). 

Klein (München) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr  verehrten Damen und Herren! Ich 
glaube zu wissen, daß dem Bundesaußenminister 
besonders viel daran gelegen ist, heute ein hohes 
Maß an Gemeinsamkeit in dieser Debatte zu errei-
chen. Abgesehen davon, daß die Regierung immer in 
Augenblicken der eigenen Bedrängnis Gemeinsam-
keiten beschwört, ist es für den Außenminister na-
türlich legitim, in einer so schwerwiegenden Frage 
eine möglichst breite Basis zu erhalten. 

Herr Bundesaußenminister, was die Sache anbe-
trifft, für die Sie Gemeinsamkeit erstreben, versi-
chere ich Ihnen: Die CDU/CSU-Fraktion ist in bezug 
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auf Beschlüsse unseres Bündnisses mit Sicherheit 
von niemandem übertreffbar, was ihre Zuverlässig-
keit angeht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Freilich, der Bundeskanzler hat dem Bundes-
außenminister einen polemischen Strich durch die 
Debattenrechnung gemacht. Nun machen wir un-
sere politische Haltung in einer solchen Frage nicht 
vom Auftreten des Herrn Bundeskanzlers hier ab-
hängig. Lassen Sie mich gleichwohl noch ein paar 
Bemerkungen zum Thema Gemeinsamkeit anfügen. 
Ein Kollege dieses Hohen Hauses hat mir vorhin er-
zählt, daß die CDU in Mainz versucht habe, mit der 
SPD und mit der FDP am 22. Dezember 1981 einen 
gemeinsamen Schweigemarsch „Solidarität mit dem 
polnischen Volk" zu veranstalten. Die Vorsitzenden 
der beiden Koalitonsparteien haben zugesagt und 
am nächsten Tag abgesagt, weil ihre Basis das nicht 
mitmachte. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört! — 
Das ist die Wirklichkeit! — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Da ist die Basis schon ziemlich ver-
dorben! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 
CSU: Jetzt weiß ich auch, warum der Herr 

Schäfer vorhin so geschrien hat!) 

Der wackere Kollege Ehmke ist leider 

(Zuruf von der CDU/CSU: Verschwunden!) 

im Moment nicht da; ich vermute, er hat drin-
gende 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bedürfnisse!) 

anderweitige Verpflichtungen. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben sehr 
recht!) 

Aber ein paar Sätze zu seinem Auftritt werden Sie 
mir schon erlauben. Ich hätte ihm das gerne in sei-
ner Gegenwart gesagt. 

Was seinen polemischen Pflichtteil betrifft, war er 
schon besser. Bei seiner sicheren Witterung für öf-
fentliche Wirkung hat er immer die Namen verwech-
selt; er hat immer „Kohl" gesagt, wo er eigentlich 
„Schmidt" hätte sagen müssen. 

Trotzdem verdanken wir ihm in dem Teil, den der 
Herr Bundesaußenminister als einen bemerkens-
werten analytischen Beitrag bezeichnet hat — man 
sollte hier dem Wort „analytisch" das Wörtchen 
„selbst" voranstellen: in einem bemerkenswerten 
selbstanalytischen Beitrag —, doch einige Enthül-
lungen, beispielsweise den Hinweis darauf, die Ent-
spannungspolitik sei ein Kind des Mauerbaus. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: In der Tat sehr ver-
blüffend!) 

Die Väter heißen infolgedessen Ulbricht und 
Chruschtschow. 

Er hat auch vom Frieden und vom Wohlstand im 
Ostblock gesprochen. Das Wort „Freiheit" kam in 
der „bemerkenswerten Analyse" nicht vor. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Herr Bundeskanzler hat uns vor der Gefahr 
gewarnt, aus der Krise des kommunistischen Sy-
stems eine Krise der Allianz herbeizureden. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das waren ja wohl 
nicht wir!) 

Doch die Bundesregierung selbst und prominente 
Vertreter der sie tragenden Parteien 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: So ist es!) 

haben die Krise des Bündnisses durch allzuviel Be-
dachtnahme auf die Sowjetunion 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Durch Beflissen- 
heit!) 

und das polnische Militärregime herbeigesäuselt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Noch nie in der Geschichte dieses Staates hat eine 
Bundesregierung weltweit, insbesondere aber bei 
den eigenen Verbündeten so viel Mißtrauen geweckt 
und antideutsche Emotionen mobilisiert wie die 
Ihre, Herr Bundeskanzler, in den Wochen seit der 
von Moskau erzwungenen kommunistischen Selbst-
besetzung Polens. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Dieser Tatbestand kann beschönigt, aber nicht ge-
leugnet werden. Er läßt sich nicht mit verkürzt wie-
dergegebenen Tonbandinterviews oder mit journali-
stischer Voreingenommenheit erklären. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben versucht, dieses 
international ziemlich einheitliche Meinungsbild 
zur „Kritik in einigen Medien" herunterzuspielen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Und zu sagen, wir 
seien schuld!) 

Aber die Wechselbeziehung zwischen öffentlicher 
Meinung und politischer Willensbildung gerade in 
einem demokratischen Staat wie den USA ist Ihnen 
doch nicht unbekannt. Schließlich gar die Verant-
wortung dafür der Opposition, die die Dinge bei ih-
ren wahren Namen nennt, zuschieben zu wollen 
Herr Bundeskanzler, ich glaube nicht, daß Sie das 
ernsthaft meinen können. 

Lassen Sie mich deshalb von vornherein klarstel-
len: Wenn die Opposition erklärt, daß der deutsche 
Bundeskanzler keine wie auch immer umschriebene 
schiedsrichternde Mittlerfunktion zwischen Mos-
kau und Washington einzunehmen hat, so beein-
trächtigt dies nicht die deutsche Position im westli-
chen Bündnis. 

Wenn die Opposition feststellt, daß die zuvorderst 
in deutschem Interesse liegende Solidarität mit den 
USA durch konkrete Politik und unbezweifelbare 
Bündnistreue bewiesen werden muß, beeinträchtigt 
dies nicht die deutsche Position im westlichen Bünd-
nis. 

Wenn die Opposition feststellt, daß Mitglieder der 
Regierungsmehrheit gegenüber den eigenen Ver-
bündeten mit weit härterer Kritik als gegenüber 
Moskau auftreten, dann gefährdet auch dies nicht 
die deutsche Position im westlichen Bündnis. Im Ge-
genteil! 
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Die Union, stärkste Fraktion in diesem Haus, Re-

gierungspartei in der Mehrheit der deutschen Bun-
desländer und geschlossenste politische Kraft dieser 
Republik, signalisiert damit vielmehr den Vereinig-
ten Staaten und unseren europäischen Bündnispart-
nern, was die Mehrheit der Menschen hierzulande 
wirklich empfindet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da werden in unserem Nachbarland Polen, dessen 
historisches Schicksal seit einem Jahrtausend mit 
unserem verbunden ist, bei Nacht und Nebel die 
kleinen, in den letzten eineinhalb Jahren mühsam 
erkämpften Menschen- und Bürgerrechte abge-
schafft, politische Widersacher der Kommunisten 
erschossen, Zehntausende in Gulags gesperrt, 
Kriegsrecht verhängt — und der Herr Bundeskanz-
ler schreibt zwei Briefe. Niemand auf der Welt und 
erst recht kein erfahrener Politiker, Herr Bundes-
kanzler, kann ernsthaft annehmen, daß zu diesem 
Zeitpunkt die Herren Breschnew und Jaruzelski da-
von irgendwie beeindruckt gewesen wären. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Entschließung des Deutschen Bundestages zu 
den polnischen Vorgängen, die der Bundeskanzler 
in Washington wie eine Standarte vor sich hergetra-
gen hat, ist zwar bei einer Enthaltung, wenn ich 
mich recht entsinne, einstimmig von allen Fraktio-
nen angenommen worden. Sie kam aber — das muß 
hier einmal festgehalten werden — auf Initiative 
und auf der Gundlage eines Papiers der CDU/CSU-
Fraktion zustande. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie enthält die drei Kardinalforderungen, die sich in-
zwischen in allen wichtigeren Erklärungen des We-
stens wiederfinden: Freilassung aller Inhaftierten, 
Wiederherstellung des Reformkurses und Wieder-
aufnahme des Dialogs mit den reformwilligen und 
patriotischen Kräften des polnischen Volkes. 

Meine Damen und Herren, diese Debatte soll 
keine künstlichen Frontstellungen schaffen. Sie soll 
der Wahrheit und der Klarheit dienen. Um ihretwil-
len lassen Sie micht nüchtern konstatieren, wo der 
Unterschied zwischen Regierung und Opposition in 
der politischen Antwort auf die Vorgänge in Polen 
liegt. In dem Entschließungsantrag von SPD und 
FDP wird — über das parlamentarische Rollenver-
ständnis der Mehrheit dieses Hauses habe ich nicht 
zu urteilen — die Bundesregierung für alles, was sie 
in den letzten Wochen getan und damit implizit auch 
unterlassen hat, gelobt. Sehr pauschal werden die di-
versen Erklärungen der EG-Außenminister, von 
Bundeskanzler und US-Präsident und der NATO be-
grüßt. Ausdrücklich bekräftigt wird die Fortsetzung 
der humanitären Hilfe an das polnische Volk, und 
hervorgehoben wird die Ankündigung verstärkter 
Wirtschafts- und Finanzhilfen, sobald die Vorausset-
zungen dafür gegeben sind. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Was ist daran ver-
kehrt? Ist das nicht sehr gut?) 

Ich weiß, meine Damen und Herren, Herr Kollege 
Voigt, daß das Thema wirtschaftlicher Gegenmaß- 
nahmen, insbesondere auch gegenüber der Sowjet- 

union als Urheber der Vorgänge in Polen, vielen Kol-
legen in der SPD und manchen in der FDP so unan-
genehm ist, daß es in dem Antrag nicht erwähnt 
wird. 

(Zuruf von der SPD: Weil es dumm ist!  — 
Graf  Huyn [CDU/CSU]: Das ist das Ent

-

scheidende!) 

Wer liest draußen schon den Text der NATO-Erklä-
rung genau nach, von dem man sich, Herr Kollege 
Voigt, im richtigen Zeitpunkt dann auch noch distan-
zieren kann? 

Ich halte es für mißverstandene Außenpolitik, in 
Kategorien von Belohnung und Bestrafung zu den-
ken. Es geht in der Außenpolitik ausschließlich um 
die Geltendmachung von Interessen. Auch in diesem 
Fall müssen wir uns schlicht fragen: Was dient — 
vor allem auch längerfristig — deutschen Interes-
sen, westlichen Interessen und den Interessen des 
um seine Freiheit ringenden polnischen Volkes? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gewährung und Zusage von Krediten ebenso wie 
der Abschluß von Außenhandelsgeschäften mit der 
Volksrepublik Polen sind uns in den letzten andert-
halb Jahren doch stets mit dem Hinweis schmack-
haft gemacht worden, daß dadurch der Reformkurs 
abgesichert werden soll. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU — Voigt 
[Frankfurt] [SPD]: Das ist ja auch richtig!) 

Das war die offizielle Geschäftsgrundlage. Ist diese 
Grundlage entfallen, Herr Kollege Voigt, dann ist 
der Grundsatz „Pacta sunt servanda" von der Gegen-
seite verletzt worden. Wer seine Einhaltung gleich-
wohl jetzt von uns erzwingen will und deshalb wirt-
schaftlichen Sanktionen, wie Sie, Herr Kollege, das 
mit dem Einwurf getan haben, das sei Dummheit, 
widerrät, der ermutigt das kommunistische System 
geradezu, seinen menschenverachtenden Kurs fort-
zusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Doch genau das, meine Damen und Herren, wider-
spricht deutschen, westlichen und polnischen Inter-
essen. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber hier gerät die Regierungsmehrheit mit sich 
selbst in Konflikt. Denn sie will doch unter allen Um-
ständen beweisen, daß ihre Art von Entspannungs-
politik erfolgreich gewesen sei, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist der ei

-

gentliche Grund!) 

trotz Afghanistan, was ja für den Herrn Bundes-
kanzler heute offenbar nur noch ein anonymer Staat 
in Westasien ist 

(Urbaniak [SPD]: Unerhört! Er hat es doch 
klar angesprochen!) 

— dann haben sie nicht zugehört, Herr Kollege —, 

(Zuruf von der SPD: Sie nicht!) 

trotz Erhöhung der Zwangsumtauschrate, trotz bru-
taler Drosselung der Zahl der deutschen Aussiedler 
aus Osteuropa, trotz Polen. 
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Herr Kollege Ehmke hat eben in einer Weise das 

Wort „Entspannungspolitik" in diese Debatte einzu-
führen versucht — ich glaube, er hat es einige hun-
dert Male gebraucht —, von der ich nicht weiß, 
meine Damen und Herren, ob ich sie grotesk oder 
gespenstisch finden soll. Denken wir doch einmal 
daran, wie es in den Ohren von Polen klingen muß, 
wenn jemand hier auf diesem Rostrum einen Vertei-
digungsritt für jene Form der Entspannungspolitik 
unternimmt, die genau zu solchen Ergebnissen ge-
führt hat, wie wir sie vor uns haben! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber damit das klar ist: Nur sehr einschichtige 
Polemiker haben den — inzwischen freilich auf der 
ganzen Breite mißglückten — Versuch unternom-
men, die Interpretation der Entspannungspolitik 
durch die Unionsparteien in Feindseligkeit gegen-
über der Sowjetunion, in Kalten Krieg oder, Herr 
Bundeskanzler, in Friedensunfähigkeit umzufäl-
schen. 

CDU und CSU haben sich lediglich erlaubt, die so-
wjetische Politik realistischer einzuschätzen. Heißt 
Entspannung für den Westen Menschenrechte und 
Gleichgewicht, so hieß sie für Moskau zu jedem Zeit-
punkt Unterdrückung und Übergewicht. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Wir haben uns — der tragische Ablauf der jüngsten 
Geschichte hat uns leider immer wieder bestätigt — 
von  Anfang an in der Einschätzung der Sowjetunion 

) einfach einer größeren Nüchternheit befleißigt als 
beispielsweise Willy Brandt oder seinerzeit Franklin 
Delano Roosevelt. 

Dieser nüchternen Einschätzung entspringt auch 
die Feststellung, daß für die Bundesrepublik 
Deutschland wie für den gesamten freien Westen 
kein Anlaß besteht, sich so zu verhalten, als säße 
Moskau grundsätzlich am längeren Hebelarm. Die 
Wirtschaftslage in sämtlichen kommunistischen 
Staaten jenseits des Eisernen Vorhangs ist verhee-
rend. Der Drang nach wenigstens bescheidenen bür-
gerlichen Freiheiten wächst. Der Ruf nach nationa-
ler Unabhängigkeit in den Ländern Osteuropas und 
nach autonomen Nationalitätenrechten in der 
UdSSR kann, wie das Beispiel Polen zeigt, nur mit 
brutaler Gewalt unterdrückt werden. Und selbst 
nach Jahrzehnten staatlicher Atheismuspropa-
ganda sind die christliche Religiosität der Slawen in 
Osteuropa und die islamische Religiosität der orien-
talischen Völkerschaften in der UdSSR ungebro-
chen. Das weltweite Versagen des Kommunismus, 
der den Menschen Freiheit raubt und Brot vorent-
hält, gibt seine Anhänger und Fürsprecher in der 
westlichen Welt der Lächerlichkeit preis. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die gigantischen inneren Schwierigkeiten der so-
wjetischen Gerontokratie spiegeln auch die länger 
werdenden Eingreiffristen. Den Volksaufstand 1953 
in Mitteldeutschland haben die Sowjets in wenigen 
Tagen niedergewalzt. Die Erhebung in Ungarn 
schlugen sie erst nach einigen Wochen nieder. Der 
Prager Frühling 1968, dieser treuherzig-sympathi-

sche Versuch, einen Sozialismus mit menschlichem 
Antlitz zu errichten, währte Monate. 

(Gansel [SPD]: Was ist an dieser Tragödie 
treuherzig? Ist es nicht etwas makaber, das 

treuherzig zu nennen?) 

— Ich fürchte: nein, Herr Kollege Gansel. Die Art 
und Weise, wie die Sowjetunion darauf reagiert hat, 
hat die Treuherzigkeit ja geradezu unterstrichen. 
Den Einmarsch damals unternahmen die Sowjets 
bereits gemeinsam mit anderen Warschauer-Pakt-
Staaten, darunter schändlicherweise die DDR. Und 
in Polen lebte die wohl kühnste Freiheitsbewegung 
unserer Zeit ohne Eingriff über ein Jahr. Für ihre 
Vernichtung hat sich der Kreml jetzt eine besonders 
heimtückische Methode ausgedacht. Wie in den 
schlimmsten Tagen stalinistischer Säuberungswel-
len läßt er mit Massenverhaftungen, Terror, Mord, 
Mord auch an den Seelen der Menschen, gegen die 
vorgehen, die nur das wollen, was Moskau so oft in 
völkerrechtlich verbindlichen Dokumenten unter-
schrieben hat, wofür seine Waffenlieferungen nach 
Afrika, Asien und Lateinamerika angeblich be-
stimmt sind 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Angeblich!) 

und was dem Wortlaut nach sogar in den meisten 
kommunistischen Verfassungen steht. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Verfassung und Ver

-

fassungswirklichkeit!) 

Nach neuesten, sehr zuverlässigen Informationen 
liegt gegenwärtig die Zahl der sowjetischen Solda-
ten in polnischen Uniformen, die wohlgemerkt nicht 
den sowjetischen Stationierungstruppen angehören, 
bei 80 000. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Die Kontrolle der Sowjets über Armee und Miliz gilt 
bereits als nahezu perfekt. Stehen irgendwo mehr 
als vier Uniformierte beisammen, rechnet die polni-
sche Bevölkerung realistischerweise damit, daß ei-
ner von ihnen ein Sowjetsoldat ist. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: In polnischer Uni

-

form!) 

Unmittelbar nach dem 13. Dezember wurden die 
meisten militärischen Führungspositionen, oft hin-
unter bis zum Zugführer, neu besetzt. Zwischen den 
regulären polnischen Streitkräften und der kommu-
nistisch beherrschten Miliz findet ein ständiger Per-
sonalaustausch statt. Aber die polnische Zivilbevöl-
kerung — das ist eine bittere Ironie marxistischer 
Wirtschaftswirklichkeit — hat das Merkmal für die 
Unterscheidung zwischen echten und vorgeblichen 
Soldaten rasch herausgefunden. Die als Armeeange-
hörige verkleideten Milizionäre tragen mangels 
neuen Schuhwerks meist immer noch ihre 
schwarzen Milizstiefel, die Armee dagegen trägt 
braune. 

Bei ihren Einsätzen zur Disziplinierung der Bevöl-
kerung schlagen die Milizionäre mit langen, eisen-
bewehrten Stöcken den Menschen auf Beine und 
Füße. Nach Aussage eines Arztes standen sie in Kat-
towitz offenkundig unter Drogeneinfluß und schlu-
gen besonders erbarmungslos zu. Wie dialektisch 
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Beweggründe und Verhalten des polnischen Militär-
regimes von Herrn Rakowski in Bonn auch interpre-
tiert wurden und zu welch abenteuerlich naivem Ur-
teil das den Herrn Bundeskanzler verführt haben 
mag: In den Augen der polnischen Bevölkerung gilt 
General Jaruzelski im doppelten Wortsinn als Kom-
missar der Sowjetunion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Polen — betroffene, hungernde — haben uns wis-
sen lassen, ja angefleht, westliche Hilfe um Gottes 
willen nicht an die gegenwärtige polnische Regie-
rung zu leisten oder auch nur über sie zu leiten. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das sollte 
die Bundesregierung endlich zur Kenntnis 
nehmen! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 

CSU: Das ist sehr wichtig!) 

Nach ihrer Darstellung fahren täglich Eisenbahn-
züge voll Kohle und Getreide in Richtung UdSSR. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Anderen — ich erkläre ausdrücklich: weniger zuver-
lässigen — Informationen zufolge sollen auch Le-
bensmittelgeschenksendungen aus dem Westen in 
sowjetische Kanäle verschwunden sein. 

Die Bundesregierung muß, gegebenenfalls ge-
meinsam mit den EG-Partnern, einen wirksamen 
Kontrollmechanismus für die Verteilung humanitä-
rer Hilfe, einschließlich Lebensmittel, einrichten. 
Wir wollen den Menschen helfen und nicht das Sy-
stem stabilisieren, das die Menschen unterdrückt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hätte die Bundesregierung diesen Grundsatz in der 
Vergangenheit strenger beachtet, dafür gesorgt, daß 
pauschal geleistete Rentennachzahlungen auch in 
die Hände der Betroffenen gelangen, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

daß die in der KSZE-Schlußakte vereinbarten Men-
schenrechte auch den Deutschen in Polen gewährt 
werden, 

(Graf Stauffenberg [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

daß Wirtschaftskredite nicht — auch nicht teilweise 
— zur Etatstützung verschwinden, wäre manche 
Entwicklung vielleicht anders verlaufen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

auch was unsere Glaubwürdigkeit im westlichen 
Bündnis betrifft. 

Der Herr Bundeskanzler fühlt sich von einer 
Welle der Ablehnung beschwert. Wer die internatio-
nale Presse verfolgt hat, weiß, daß es teilweise eine 
Welle des Hasses ist, der die Haltung der Bundesre-
gierung in der öffentlichen Meinung vieler unserer 
Verbündeter begegnet. Aber die latenten Neutralis-
mustendenzen innerhalb der SPD, die vom Bundes-
kanzler selbst immer wieder eingenommene Pose 
des Ost-West-Dolmetschers, 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

auch die überwiegend gegen den Westen gerichtete 
und von manchem namhaften Sozialdemokraten un-

terstützte sogenannte Friedensbewegung — von der 
übrigens seit dem 13. Dezember vorigen Jahres so 
gut wie nichts mehr zu hören ist —, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

haben die Nerven unserer westlichen Partner stra-
paziert. 

Da aber nicht nur West-Berlins Freiheit von Ame-
rika, Frankreich und Großbritannien gewährleistet 
wird, sondern die Existenz unseres Staates, unserer 
Freiheit von einem intakten Bündnis abhängt, muß 
diese Entwicklung uns alle beschweren. Deshalb ist 
es an der Bundesregierung, ihre Ursachen auszuräu-
men. 

Niemand hätte Sie daran gehindert, Herr Bundes-
kanzler, heute diesem Hohen Hause und damit der 
internationalen Öffentlichkeit ein Konzept — und 
wäre es nur in Form eines Katalogs von Zielvorstel-
lungen gewesen — dafür vorzulegen, wie die Bun-
desregierung den Punkt 16 der gemeinsamen Erklä-
rung der NATO-Außenminister zu verwirklichen ge-
denkt. Darin heißt es, daß die Bündnispartner auch 
die längerfristigen Wirtschaftsbeziehungen zwi-
schen Ost und West überdenken werden, insbeso-
dere im Energiebereich, bei landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen und anderen Gütern und beim Technolo-
gie-Export, und zwar im Licht der veränderten Si-
tuation und der Notwendigkeit, ihre Wettbewerbspo-
sition auf dem Gebiet der militärischen und techno-
logischen Fähigkeiten zu schützen. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Erdgas-Röhren

-

Geschäft!) 

Diese Chance, unseren Partnern Solidarität zu si-
gnalisieren, hat der Bundeskanzler heute nicht ge-
nutzt. Es wird erlaubt sein, zu fragen: Mit Rücksicht 
auf wen? Sicher nicht auf die USA, denen er ja Pres-
seberichten zufolge — im kleinen Plauderkreis, ver-
steht sich — vorgerechnet hat, daß sie mit Einstel-
lung ihrer Getreidelieferungen mehr bewirken 
könnten als wir mit dem Verzicht auf das Gas-Röh-
ren-Geschäft. Wieviel staatsmännische Klugheit 
eine solche Rechnung, aufgemacht als Gast in den 
Vereinigten Staaten, verrät, will ich nicht beurteilen. 
Fest steht nur, daß die Sowjets für das Getreide 
nicht mit vorfinanzierten Naturalien bezahlen und 
daß man mit Mais- oder Weizenkörnern nicht schie-
ßen kann. Langfristige Milliardenkredite dagegen, 
die später mit Gas abgestottert werden sollen, ma-
chen automatisch Mittel für Moskaus Rüstungsetat 
frei. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Voigt [Frank

-

furt] [SPD]: Quatsch! Schlicht und ergrei

-

fend Quatsch!) 

— Ich bedaure, Herr Kollege Voigt, wenn das Ihr Be-
griffsvermögen übersteigt. 

Vor dem Hintergrund der NATO-Erklärung noch 
eine Bemerkung zu den sieben Tage vorher gefaß-
ten Beschlüssen der EG-Außenminister. Die ge-
samte NATO-Erklärung hebt sich wohltuend davon 
ab. Denn die Außenminister haben lediglich mißbil-
ligt, zur Kenntnis genommen, appelliert, festgestellt, 
gewarnt, sich solidarisch erklärt, Konsultationen an-
geregt, die Wiederaufnahme des Madrider Treffens 
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vorgeschlagen, Tätigwerden zugunsten einer UN-
Rüge gegen Menschenrechtsverletzungen angekün-
digt, Maßnahmen ins Auge gefaßt und Prüfungen 
zugesagt. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
die Kreml-Gewaltigen werden gezittert haben — vor 
Lachen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung bescheinigte sich flugs „ent-
schiedene, aber maßvolle" Haltung. Das Lob aus 
Moskau ließ nicht auf sich warten. „Die Europäer", 
so stellte der sowjetisches Staatsrundfunk mit satter 
Genugtuung fest, „haben dem Druck der USA wider-
standen". Denn die Konferenz hatte sich wie die 
Bundesregierung bis nach dem Kanzlerbesuch in 
Washington um eine eindeutige Anprangerung der 
sowjetischen Verantwortung für die Entwicklung in 
Polen herumgedrückt. 

Auf den schon am 30. Dezember von Regierungs-
sprecher Kurt Becker gefällten Freispruch für Mos-
kau will ich hier nicht eingehen, aus Respekt vor ei-
nem alten Berufskollegen, dessen Seriosität jetzt 
mißbraucht und als Propagandamünze ausgegeben 
wird. 

In der Beurteilung der EG-Außenminister-Erklä-
rung mache ich mir den lakonischen Kommentar 
des Kollegen Dr. Manfred Wörner zu eigen: „Der 
schädliche Bonner Kurs der Beschwichtigung be-
ginnt in Europa die Oberhand zu gewinnen." 

(Zuruf von der SPD: Also auch bei den Fran-
zosen, oder?) 

Unser polnisches Nachbarvolk — lassen Sie mich 
das zum Schluß noch einmal sagen — ist in schwerer 
Not. Die wechselseitigen Beziehungen des Leids 
sind von Herrn Dr. Kohl beschrieben worden. Meine 
Damen und Herren, helfen wir jetzt den tapferen 
Polen als gute Nachbarn, die wir aus der Geschichte 
gelernt haben! Helfen wir ihnen, Hunger und Kälte 
zu überstehen! Helfen wir ihnen auch, durch solida-
rische westliche Haltung ihre Freiheitsbewegung in 
eine bessere Zukunft hinüberzuretten! Zeigen wir 
ihnen, daß ihr Patriotismus nicht nur zu Beginn des 
vorigen Jahrhunderts deutsche Bewunderer hatte, 
sondern daß er uns angesichts unserer eigenen Tei-
lung ein Beispiel gibt! In dieser welthistorisch dra-
matischen Situation ist Ihre Politik, Herr Bundes-
kanzler, wie Ihr heutiger Auftritt vor dem Deutschen 
Bundestag aber eher nur peinlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile dem Abgeord-
neten Mischnick das Wort. 

Mischnick (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Klein, was 
hier peinlich ist, werden alle die merken, die genau 
zugehört haben oder, wenn sie es nicht gehört ha-
ben, die nachlesen, was Sie gesagt haben. Ich werde 
auf einzelnes noch zurückkommen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Zunächst möchte ich im Namen der FDP-Bundes-
tagsfraktion dem Herrn Bundeskanzler und dem 

Herrn Bundesaußenminister unseren Dank dafür 
aussprechen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Um Gottes Wil

-

len!) 

daß sie in verantwortungsbewußter Weise konse-
quent die Politik fortgesetzt haben, die wir von der 
Koalition gemeinsam für notwendig hielten, näm-
lich in jeder kritischen Situation sorgfältig zu prü-
fen, was nicht nur für den Augenblick, sondern auch 
mittel- und langfristig für unser Volk, für unser Land 
das Beste ist. Dieser Weg ist beschritten worden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir stimmen dem Entschließungsantrag der Ko-
alitionsfraktionen zu, weil er konsequent das fort-
setzt, was wir am 18. Dezember begonnen haben. 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
Poltern ist leicht; die daraus entstandenen Scherben 
wieder zusammenzukitten ist aber schwer, manch-
mal unmöglich. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir wollen hier gar nicht erst Scherben machen. 
Was heute an Urteil und Verurteilung sehr klug 
klingt, muß, mittel- und langfristig gesehen, noch 
lange nicht klug sein. Das, was hier in den Reden der 
Opposition anklang, war doch auch ein Abgehen von 
dem, was wir gemeinsam am 18. Dezember beschlos-
sen haben. 

Der Herr Kollege Kohl hat hier davon gesprochen, 
daß der Herr Bundeskanzler blanke Aggressivität 
und Beleidigung als Ausweg aus einer mißlichen Si-
tuation benutzt hat. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: War es et

-

was anderes? — Dr. Möller [CDU/CSU]: Da 
bringen Sie ihn auch nicht heraus!) 

— Lieber Herr Kollege, wenn Sie sagen, ich würde 
hier blanke Aggressivität und Beleidigung brin-
gen, 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das hat doch nie

-

mand gesagt!) 

weiß ich nicht, was Sie meinen. Das, was ich gesagt 
habe, kann mit Sicherheit weder Aggressivität noch 
Beleidigung gewesen sein. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das sagt auch kei

-

ner!) 

— Er hat es ja gesagt, nicht Sie. — Herr Kollege 
Kohl, wenn Sie der Meinung waren, dies sei blanke 
Aggressivität und Beleidigung gewesen: 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: War es ja 
auch!) 

Man könnte zu ähnlichen Ergebnissen kommen, 
wenn man sich einmal manche Passagen Ihrer Rede 
ansieht. Ich halte nichts davon, daß man diese Art 
Bewertungen vornimmt, wie ich überhaupt bedaure, 
daß manchmal herumstehende Schuhe angezogen 
werden, ohne daß das notwendig ist. Das scheint hier 
aber manchmal zu passieren. Herr Kollege Kohl, Sie 
haben auch gefragt, ob denn der Bundeskanzler 
nicht begreife, daß auch andere recht haben könn- 
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ten. Ich kann nur hoffen, daß das auch für jeden Re-
debeitrag aus Ihren Reihen hier gilt. 

(Dr. Stercken [CDU/CSU]: Natürlich!) 

Wenn ich mich dann aber an manches erinnere, was 
der Herr Kollege Klein hier gesagt hat, habe ich 
nicht das Gefühl, daß die Bereitschaft, sich wirklich 
in Argumente hineinzudenken, so vorhanden ist, wie 
Sie es verlangen, wie ich es — das gebe ich aller-
dings zu — von jedem erwarte und verlange und wie 
ich Skepsis und Gegenposition auch gegenüber mei-
nen eigenen Ausführungen jederzeit für berechtigt 
halte. Aber meine herzliche Bitte, das nicht nur als 
Maßstab bei anderen anzulegen, sondern das auch 
für sich selbst gelten zu lassen! Ich denke da z. B. an 
die Frage — ich werde noch darauf zurückkom-
men —: Sind Sanktionen eine sinnvolle Maßnahme 
oder nicht? Es kann doch wohl nicht so sein, daß, 
wenn man gegen Sanktionen ist, man natürlich im 
Unrecht ist, man aber, wenn man für Sanktionen ist, 
im Recht ist. Hier muß man dieses Abwägen ge-
nauso gelten lassen. 

Es ist hier mehrfach von Jalta und der falschen Zi-
tierung gesprochen worden. Ich gestehe ganz offen: 
Als ich „Jalta" gehört habe, ist mir natürlich auch 
Teheran in Erinnerung gekommen, ist mir auch in 
Erinnerung gekommen, was in den 50er Jahren 
sonst an bedenklichen Entscheidungen gefallen ist, 
ist mir der Februar 1961 in Wien in Erinnerung ge-
kommen, als zwischen Kennedy und Chruschtschow 
gewisse Festlegungen getroffen worden sind. 
Warum sage ich das? Ich habe oft den Eindruck, daß 
man immer nur versucht, aus Entscheidungen, Ver-
trägen, Verhandlungen, Vereinbarungen genau das, 
was gerade in die Diskussion hineinpaßt, herauszu-
nehmen, statt wirklich die Gesamtentwicklung zu 
sehen, die zu heutigen, schwierigen Situationen ge-
führt hat. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es ist geklagt worden, die Koalitionsfraktionen, 
besonders die FDP, seien in den letzten Wochen 
sprachlos gewesen. Ich kann Ihnen sämtliche Erklä-
rungen, die allein ich in den letzten vier Wochen zu 
diesem Punkt abgegeben habe, vortragen. Von 
Sprachlosigkeit kann keine Rede sein. Aber wir sind 
immer bemüht gewesen, abgewogen zu dem Stel-
lung zu nehmen, was sich in Polen entwickelt, und 
nicht durch lautstarkes Vorpreschen Negatives zu 
erreichen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Herr Kollege Klein, Sie haben kritisiert, 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Zu 
Recht!) 

daß der Herr Bundeskanzler zwei Briefe geschrie-
ben habe. Sie haben gefragt, was das solle. Jetzt bin 
ich mir nicht ganz klar, ob Sie damit auch den Brief 
des Präsidenten Reagan an Herrn Breschnew kriti-
sieren wollten. Sie haben deutlich gemacht, daß das 
Ihrer Meinung nach nichts bewirken würde. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das ist zu 
billig!) 

Ich bin sicher, daß, wenn das nicht geschehen wäre, 
hier kritisiert worden wäre, warum der Bundeskanz-
ler nicht die Gelegenheit wahrgenommen hätte, den 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 18. De-
zember auch Breschnew, auch Jaruzelski deutlich zu 
machen, ihn umzusetzen, ihn ihnen nahezubrin-
gen. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Aber das 
allein ist zuwenig!) 

— Lieber Herr Kollege, wenn die Kritik gewesen 
wäre, das allein sei zuwenig, hätte man gern darüber 
reden können. Aber hier wird doch immer wieder 
versucht, das, was geschieht, herabzusetzen, wenn 
das jedoch nicht geschehen wäre, den Vorwurf des 
Nichtstuns zu erheben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Herr Kollege Klein, Sie sprachen davon, daß die 
Krise „herbeigesäuselt" worden sei. Ich habe mit 
verschiedenen Kollegen meiner Fraktion gespro-
chen, aber sie alle konnten mir nicht sagen, was da-
mit gemeint sein könnte. Da war doch sehr dunkel 
Ihrer Rede Sinn. 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Klein hat 
aber auch einen sehr interessanten und, wie ich mei-
ne, sehr wichtigen Satz gesagt: Keine Belohnung! 
Keine Bestrafung! Ich wäre sehr froh, wenn das 
auch in Ihren eigenen Entschließungen so zum Aus-
druck käme. Das ist aber nicht der Fall. Hier ist wie-
der ein Widerspruch zwischen dem, was Sie sagen 
und dem, wie Sie handeln. Räumen Sie den doch 
bitte selber aus! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir haben am 18. De-
zember, wie ich schon erwähnte, hier eine gemein-
same Entschließung verabschiedet. Ich meine, sie 
war erfreulicherweise sehr differenziert in der Be-
trachtungsweise der polnischen Entwicklung. Der-
zeit müssen wir leider im wachsendem Maße laut-
starke Stellungnahmen aus den Reihen der Union 
hören, die sich auch in der heute vorgelegten Ent-
schließung niederschlagen und die diese differen-
zierte Betrachtungsweise vermissen lassen. Man ge-
winnt dabei den Eindruck, daß sich wieder einmal 
der Gedanke durchgesetzt hat, Politik in Krisenzei-
ten könne nur durch den Gegenschlag beantwortet 
werden. Aber genau das ist doch falsch. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Aber, aber! 
Welche Polemik!) 

Wohin der Verzicht auf mäßigenden Einfluß füh-
ren muß, haben doch viele Nationen in den Nach-
kriegsjahren bitter erfahren müssen. Der Kalte 
Krieg hatte doch die Verbindung zwischen Ost und 
West völlig einfrieren lassen. Es ist noch gar nicht 
lange her, daß gerade Millionen Menschen dadurch 
unmittelbar Nachteile zu tragen und zu ertragen 
hatten. Man kann doch beim besten Willen nicht be-
haupten, daß die damalige Politik des gegenseitigen 
Übertrumpfens den Frieden etwa sicherer gemacht 
oder den Menschen mehr Freiheitsspielraum ge-
schaffen hätte. Das Gegenteil war der Fall. 

Mich erfüllt mit großer Sorge, daß immer mehr 
glauben, daß diese schwierige internationale Lage 
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durch Scharfmacherei — wie ich meine, für durch-
sichtige innenpolitische Zwecke — gebraucht oder 
mißbraucht werden soll. Ich möchte hier von Hans 
Jakob Stehle, einem Journalisten das zitieren — - 
jetzt können Sie zurufen „Zitat" —, was er am ver-
gangenen Sonntag in der Höfer-Runde unter ande-
rem sagte. Er war jahrelang in Warschau und ist 
heute in Rom. Jeder, der ihn kennt, weiß, daß er ein 
sehr seriöser und überlegter Journalist ist. Er hat 
wörtlich gesagt: 

Die Chancen zu einer Veränderung sind aber 
auch deshalb schlecht — wenn Sie mich das 
noch sagen lassen —, weil wir im Westen gene-
rell dazu neigen, aus der polnischen Tragödie in-
nenpolitische und außenpolitische Munition für 
unsere eigenen Auseinandersetzungen zu ma-
chen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir führen — das gilt nicht nur für die Bundes-
republik, ich erlebe das auch in Italien — mit 
der polnischen Tragödie innenpolitische Aus-
einandersetzungen. Wir, d. h. der Westen als 
Ganzer und der Osten genauso, haben begon-
nen, den Kalten Krieg zu reaktivieren mit Hilfe 
dieser polnischen Munition — dies alles auf Ko-
sten der armen Menschen in Polen. Wenn ich 
das einmal so banal sagen darf: Auf ihrem Buk-
kel werden jetzt innenpolitische und außenpoli-
tische Auseinandersetzungen der ganzen Welt 
ausgetragen. Und das ist die zweite polnische 
Tragödie. 

(Beifall bei der FDP und der SPD  — 
Dr.  Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das ist zu 

billig!) 

Ich stimme weitgehend — ich sage nicht, Wort für 
Wort — dem zu. Wer ehrlich ist und sich nicht von 
Propagandathesen gefangen nehmen läßt, muß zu-
geben, daß der Wahrheitsgehalt dieser Worte viel 
größer ist, als uns allen im Interesse unserer eigenen 
Politik und im Interesse des polnischen Volkes lieb 
sein kann. 

Meine Damen und Herren, nur wenn wir Krisen 
zu überwinden suchen und nicht durch Anstacheln 
von Emotionen, durch Schüren von Emotionen und 
durch impulsive verbale Kraftakte, sondern mit ra-
tionalem Handeln nach gründlicher Analyse vorge-
hen, nur so kann das kalkulierbare politische Han-
deln möglich gemacht werden, das wir brauchen, um 
solche krisenhaften Situationen zu überwinden. 

Niemand bestreitet doch, meine Kolleginnen und 
Kollegen von der CDU/CSU, daß der Jahresbeginn 
1982 durch die Verhängung des Ausnahmezustandes 
in Polen mit einer schweren Hypothek belastet ist. 
Niemand bestreitet doch, daß es dort Tote gegeben 
hat, daß Hunderte, Tausende verhaftet worden sind; 
das beklagen wir doch alle gemeinsam. Natürlich ha-
ben diese Vorgänge in Polen Auswirkungen auf die 
Ost-West-Beziehungen. Bei weiterer Eskalation 
kann das natürlich den Frieden gefährden. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Natürlich kann das den Frieden gefährden, wenn 
das eskaliert. 

(Dr. Stercken [CDU/CSU]: Was soll noch es

-

kalieren? — Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: 
Worauf warten Sie noch?) 

— Aber Entschuldigung! Wenn Sie fragen: Was kann 
noch eskalieren?, dann kann ich nur darüber ver-
wundert sein, daß Sie damit offensichtlich sagen 
wollen, jede weitere Entwicklung sei ausgeschlos-
sen. Ich schließe sie nicht aus. Ich muß doch die Ge-
fahren sehen und meine Politik darauf einrichten, 
daß solche Gefahren möglichst nicht Wirklichkeit 
werden. Das ist doch der Sinn unserer politischen 
Arbeit. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Friedmann [CDU/CSU]: Wir müssen auch 
das polnische Volk sehen! — Dr. Kunz [Wei

-

den] [CDU/CSU]: Welche Gefahren sehen 
Sie denn noch?) 

— Keine Sorge, dazu werde ich noch einiges sagen. 
Es gibt vielleicht sehr viele, die so viel direkte Kon-
takte nach Polen haben, wie ich sie habe. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Sie denken zu 
sehr an die Russen!) 

— Ich denke überhaupt nicht an die Russen. Diese 
primitive Art, zu sagen: Denken Sie nicht so viel an 
die Russen!, macht doch deutlich, daß Sie gar nicht 
bereit sind, über diese Dinge sachlich nachzuden-
ken, sondern nur polemisch an sie herangehen wol-
len. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Gerade die Notwendigkeit, hier herauszufühlen 
und zu spüren, welcher richtige Weg gegangen wer-
den kann, machte es so wichtig, daß der stellvertre-
tende Ministerpräsident Rakowski hier in Bonn 
war, um den Dialog zu suchen, wohlwissend, daß er 
hier vom Bundesaußenminister und von uns keine 
Schmeicheleien zu hören bekam. Im Gegenteil, un-
sere Forderungen — um es hier noch einmal klar zu 
sagen — sind ihm vom Außenminister und von Ver-
tretern aller drei Fraktionen in gleicher Form in al-
ler Deutlichkeit gesagt worden: Freilassung der In-
ternierten, Aufhebung des Ausnahmezustandes, 
Weiterführung des Dialogs mit der Kirche und den 
Gewerkschaften. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Sie sollten 
aber nicht von Internierten, sondern von In

-

haftierten sprechen! Das ist ein Unter

-

schied!) 

Spielen wir doch nicht herunter, wie gut und wie 
wichtig es ist, daß diesem polnischen Vertreter hier 
gemeinsam von Regierung und Fraktionen das deut-
lich gemacht worden ist, was wir beschlossen ha-
ben. 

Natürlich gilt, um auch das hier in aller Offenheit 
zu sagen, für uns der Grundsatz der Nichteinmi-
schung in die inneren Angelegenheiten anderer 
Staaten, wie er auch in der KSZE-Schlußakte nie-
dergelegt ist. Aber dies kann, darf und wird uns nicht 
daran hindern, unsere andere Meinung zur politi-
schen Entwicklung deutlich zu sagen, wenn es erfor- 
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Mischnick 
derlich ist. Die haben wir in diesem Fall in aller 
Deutlichkeit gesagt. 

Wer aber in diesem Zusammenhang immer wie-
der an der Bündnistreue der Bundesrepublik 
Deutschland zweifelt, muß doch ein sehr schlechtes 
Gedächtnis haben. Man erinnere sich doch: Nicht 
alle EG-Staaten und NATO-Verbündeten haben im 
Frühjahr 1980 den Beschluß gefaßt, auf die Teil-
nahme an den Olympischen Spielen in Moskau zu 
verzichten. Im übrigen wissen wir doch heute sehr 
genau, wie wenig Wirkung der Boykott der Olympi-
schen Spiele durch die Bundesrepublik Deutschland 
hatte. Ich verhehle nicht: So alleingelassen wie da-
nach habe ich mich selten gefühlt. Nachdem wir die-
sen Beschluß gefaßt hatten, mußten wir feststellen, 
daß die Solidarität sehr gering war. Das heißt für 
mich aber nicht, daß nun Solidarität umgekehrt 
nicht in Betracht kommt. Das zeigt aber, daß wir im-
mer bereit waren, Zugesagtes, wie es der Herr Bun-
deskanzler zum Ausdruck gebracht hat, einzuhalten 
und durchzuführen, und daß zwischen verbaler Dar-
stellung und praktischem Handeln bei uns keine 
Kluft bestanden hat. Dies ist leider bei anderen des 
öfteren feststellbar gewesen. Deshalb kann doch un-
ser Bemühen nur sein, alles zu tun, um zu erreichen: 
wenn man sich im Bündnis auf eine gemeinsame 
Entschließung, auf ein gemeinsames Konzept geei-
nigt hat, muß man auch sicher sein, daß das, was ge-
meinsam vorgesehen ist, auch durchgeführt wird. 
Deshalb muß man darum ringen, daß, wenn man 
sich bestimmte Dinge gemeinsam vornimmt, dann 
wirklich eine Gemeinsamkeit im Handeln vorhan-
den ist. 

Jetzt geht die Diskussion wieder einmal darum, 
welche die geeigneten Mittel sind, um möglichst 
bald zu einer Beendigung des Ausnahmezustandes 
in Polen zu kommen und damit weitere Menschen-
rechtsverletzungen auszuschließen. Es gibt auch 
keine Meinungsverschiedenheit darüber, daß wir 
natürlich aus unserem Demokratieverständnis dem 
polnischen Volk jede Möglichkeit zur eigenen Ge-
staltung seines Lebens, seiner Gesellschaftsordnung 
geben wollen. Wir wollen, daß die Polen ihre Freiheit 
so nutzen, wie es für mich, wie es für uns selbstver-
ständlich ist. 

Natürlich ist es schlimm, daß in Polen, aber nicht 
nur in Polen, möchte ich hier hinzufügen, sondern in 
vielen Teilen der Welt, dieses alles eben nicht selbst-
verständlich ist. Aber es nützt doch den betreffenden 
Menschen gar nichts, wenn meine eigene Bereit-
schaft, wenn unsere Bereitschaft, uns für die Frei-
heit einzusetzen, wirkungslos bleibt, wirkungslos 
bleiben muß, wenn ich über die emotionalen Reak-
tionen hinaus nicht sehe, welche praktischen Um-
setzungsmöglichkeiten vorhanden sind oder auch 
nicht vorhanden sind. Dies muß ich doch bei all die-
sen Überlegungen mit einbeziehen. Wir haben ja in 
unserem eigenen Volk — wenn ich an den 17. Juni, 
wenn ich an den 13. August erinnern darf — nur 
allzu deutlich bei mehreren Gelegenheiten das glei-
che spüren müssen. Ich weiß, mancher ist geneigt, 
dies als Resignation auszulegen. Das ist es mitnich-
ten. Aber wer wie ich mehrfach erlebt hat, daß aller 
gute Wille, aller persönlicher Einsatz nicht aus-

reicht, die Gesellschaftsform zu schaffen, in der man 
leben will, der ist eher bereit, über Willensbekundun-
gen hinaus zu prüfen, welche Möglichkeiten zur 
Durchsetzung es überhaupt gibt. 

Wir wissen doch alle, daß die Entwicklungen der 
Nachkriegsjahre Abhängigkeiten mit sich gebracht 
haben, die durch noch so viele Entschließungen, 
lautstarke Forderungen und Bekenntnisse nicht ein-
fach aus der Welt geschafft werden können. Ich 
frage mich oft — und ich bin sicher, das werden viele 
tun —: habe ich selbst genug getan, um anderen die 
Freiheit zu ermöglichen, die ich für mich in An-
spruch nehmen kann? Aber das Bemühen darum 
scheitert oft an Fakten, die gar nicht oder schwer zu 
ändern sind. Dann bleibt doch nur übrig, Schritt für 
Schritt, auch wenn das nur über einen längeren Zeit-
raum möglich ist, die Fakten, die Bedingungen so zu 
ändern, daß allmählich die Chance für mehr Freiheit 
auch Wirklichkeit werden kann. Das ist eine mühse-
lige Aufgabe. Aber an diese mühselige Aufgabe her-
anzugehen, ist langfristig gesehen für die Menschen 
in Polen mehr wert als jede lautstarke Demonstra-
tion. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn man heute so tut, als habe sich seit den Be-
schlüssen von Helsinki nichts geändert, so ist das 
doch schlicht falsch. Für meine Begriffe ist noch 
nicht genug geschehen. Für meine Begriffe ist noch 
nicht genug umgesetzt. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Noch nicht genug 
Entspannung? Noch mehr?) 

Aber für viele Betroffene — auch das müssen Sie zu-
geben — ist doch schon erheblich mehr erreicht, als 
es 1975 der Fall war. 

Deshalb muß sich jeder, der es ernst mit mehr 
Selbstgestaltung für das polnische Volk meint, fra-
gen, ob noch so gut gemeinte Reaktionen oder beab-
sichtigte Aktionen am Ende wirklich zu dem ge-
wünschten Erfolg führen. Ich finde es deshalb wenig 
hilfreich, daß manche schon das Nachdenken dar-
über, ob der eine oder der andere Weg richtig ist, als 
einen Verrat an der Freiheit betrachten. Wer selbst, 
wie ich, von der anderen Seite, von der Unfreiheit 
aus, gute Ratschläge ohne praktische Konsequen-
zen gehört hat, ist hellhöriger für das, was realisti-
scher, und für das, was Utopie ist. 

Diesen Maßstab lege ich natürlich auch an — das 
bekenne ich ganz offen — an das, was in dem Ge-
spräch mit Herrn Rakowski und anderen Vertretern 
der Warschauer-Pakt-Staaten in den letzten Tagen 
möglich war und was andere polnische Bekannte 
von mir nur mündlich oder schriftlich mitgeteilt ha-
ben. Ich sage hier in aller Offenheit: Ich bin über-
zeugt, daß Herr Rakowski es mit dem Bemühen 
ernst meint, die wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu 
meistern, die in seinem Land vorhanden sind. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das wäre ja auch 
noch schöner!) 
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Ich bin überzeugt, daß er es ernst meint mit dem Be-
mühen, diesen Ausnahmezustand möglichst rasch 
zu beseitigen 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Den Kriegszu

-

stand!) 

und weitere reformerische Entwicklungen möglich 
zu machen. 

(Zuruf des Abg. Graf Huyn [CDU/CSU]) 

— Sie sagen, das darf doch wohl nicht wahr sein. Ich 
sage, ich bin überzeugt, daß er es ernst meint. Ich 
füge hinzu: das, was ich seit diesem Gespräch an Be-
weisen gehört habe, reicht mir nicht aus. Das ist für 
mich nicht das Signal, daß die Entwicklung schon 
voll in die richtige Richtung geht. Ich verstehe auch, 
daß viele diesen Erklärungen skeptisch gegenüber-
stehen. Aber wenn man nicht der Meinung ist, daß 
man nur selbst recht hat, dann muß ich auch bereit 
sein, hier weitere Entwicklungen in die eigenen Ent-
scheidungen einzubeziehen. Deshalb billige ich das 
doch nicht. Deswegen heiße ich doch nicht gut, was 
dort geschieht. Aber ich bin bereit, Möglichkeiten 
der Entwicklung aufzunehmen und, wenn sie nicht 
eintreten, die Verhältnisse natürlich mit der glei-
chen Schärfe zu kritisieren, wie wir das bisher getan 
haben. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Wir haben doch in unseren Gesprächen keinerlei 
Zweifel darüber gelassen, wie wir hier stehen. Je 
schneller der Kriegszustand aufgehoben wird, je 
schneller der Dialog mit Kirche und Gesellschaft 
vorangetrieben wird, um so leichter wird es für uns 
sein, die auch in unserer Entschließung vorgeschla-
genen wirtschaftlichen und finanziellen Hilfen in 
die Tat umzusetzen. 

Ganz nebenbei: Die Äußerung des Kollegen Graf 
Huyn, der das Gespräch mit Herrn Rakowski — ich 
zitiere wörtlich — „eine Brüskierung der westlichen 
Alliierten" nannte, ist deplaziert und wird der tat-
sächlichen Situation überhaupt nicht gerecht. 

(Beifall bei der FDP) 

Eine Hinnahme der Gewaltanwendung, der Ge-
waltandrohung und der vielfältigen Menschen-
rechtsverletzungen gibt es für uns nicht. Aber diese 
Haltung und der Ausdruck unserer Empörung rei-
chen nicht aus, eine Besserung der bedrückten Ver-
hältnisse für die Menschen in Polen zu erreichen. In 
ihrem Interesse müssen wir die Bereitschaft zum 
Gespräch mit allen Regierungen der osteuropäi-
schen Staaten ungeschmälert aufrechterhalten. 
Nichts wäre falscher, als durch eine Unterbrechung 
der Kontakte und durch Drohgebärden ein stärke-
res Zusammenrücken und dichteres Abschotten des 
Warschauer Paktes zu provozieren und damit den 
Reformkräften in Polen die letzte Hoffnung zu neh-
men. Wer heute mit markigen Worten jedwede wirt-
schaftliche Stabilisierung Polens gefährdet oder gar 
verhindert, schmiedet doch das erschöpfte Land 
noch viel stärker an die Sowjetunion, als es bisher 
schon geschehen ist. 

Natürlich, jeder Gedanke an einen Alleingang von 
uns Deutschen in dieser Lage wäre falsch, wäre so-

gar vermessen. Wir brauchen die Abstimmung und 
den Konsens im westlichen Bündnis. Natürlich 
brauchen wir auch die Aufgeschlossenheit der Ge-
genseite, nämlich des Warschauer Paktes und da vor 
allem der Sowjetunion. Deshalb begrüße ich für 
meine Fraktion ausdrücklich, daß die Genfer Ver

-

handlungen zwischen den Vereinigten Staaten und 
der Sowjetunion über die Mittelstreckenraketen 
fortgesetzt werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Aber es lag j a ganz auf der Linie Ihrer kurzsichtigen 
Ratschläge von Kreuth, Herr Kollege Zimmermann, 
von einem Abbruch dieser Verhandlungen zu 
schwärmen. Von unseren Zielen rücken wir nicht ab, 
so mühselig es sein wird, ihnen nahezukommen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Mir erscheint es wichtig, gerade jetzt in der emo-
tionalisierten Diskussion die Grundlagen unserer 
praktischen Politik nicht zudecken zu lassen; denn 
wir wissen nur allzu genau: Das, was einmal als „Po-
litik der Stärke" bezeichnet wurde, führt zu einer 
Schwäche der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Wischneswki. 

Wischnewski (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Bei so viel Überein-
stimmung mit dem Vorredner kann ich im Interesse 
der Abstimmung, die wir vor uns haben, auf eine 
ganze Reihe von Minuten verzichten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Re-
den, die hier heute von Herrn Dr. Kohl und von 
Herrn Klein gehalten worden sind, 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Waren 
sehr gut!) 

waren eine Absage an die Gemeinsamkeit vom 
18. Dezember, um die wir uns bemüht haben. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das möch

-

ten Sie so darstellen!) 

Sie haben diesen Weg verlassen. 

Ich habe in diesen Tagen ein Parteitagsprotokoll 
der CDU mit einem Zitat einer gewichtigen Rede 
von Konrad Adenauer, auf den sich insbesondere 
Herr Dr. Kohl immer wieder beruft, gelesen. Konrad 
Adenauer hat auf dem Parteitag der CDU in Karls-
ruhe gesagt: 

Wer sich irgendwie einmal in Außenpolitik ver-
tieft, der muß wissen, daß Außenpolitik und Pro-
paganda etwas ganz Verschiedenes sind. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Mir scheint, daß die beiden Kollegen an diesem Par-
teitag der CDU nicht teilgenommen haben. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP — 
Dr.  Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das müs

-

sen Sie Ihrem Kanzler sagen! — Dr. Marx 
[CDU/CSU]: Diese Bemerkung ist nicht ein

-

mal Propaganda!) 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, für uns 

stehen drei Grundsatzpositionen im Vordergrund, 
und zu diesen drei Grundsatzpositionen möchte ich 
einige Bemerkungen machen. 

Erstens. Wir werden alles tun, was den Menschen 
in Polen helfen kann. Wir werden alles unterlassen, 
was die Lage in Polen weiter erschweren kann. Die 
Rückkehr zum Kalten Krieg hilft keinem Menschen 
in Polen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

In diesen Tagen hat in Paris ein Mitglied des pol-
nischen Parlaments, das viele von uns kennen, weil 
es in journalistischer Eigenschaft viele Jahre hier in 
Bonn tätig war, einige Aussagen aus der Sicht eines 
polnischen Abgeordneten in dieser Stunde gemacht. 
Ich möchte das hier gern zitieren, weil ich das für 
sehr wichtig halte. Der Abgeordnete Wojna hat vor 
zwei Tagen in Paris folgendes gesagt: 

Wenn die Regierungsgewalt in den Händen der 
Militärs liegt, führt das zu keiner Lösung, son-
dern blockiert nur den Lauf der Ereignisse, was 
tragische Folgen haben könnte. Für diese politi-
sche Normalisierung und für diese politische 
Lösung brauchen wir — auch das ist klar — eine 
gewisse Unterstützung durch den Westen. Wenn 
der Westen Polen gegenüber eine harte Position 
bezieht, Sanktionen verhängt usw., dann begün-
stigt der Westen automatisch auch die Falken 
bei uns. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Halten Sie den 
Wojna für eine Taube?) 

So sagte Wojna vor zwei Tagen in Paris. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Warum haben sie 
den wohl rausgelassen? — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Der ist keine Taube, sondern ein alter 

Kommunist!) 

Es lohnt sich, über diese Sache nachzudenken. 

Zweitens. Wir haben unseren Beitrag geleistet, 
und wir werden unseren Beitrag leisten, daß das 
Bündnis und die Europäische Gemeinschaft eine 
gemeinsame Haltung einnehmen können. Die Doku-
mente und dementsprechend auch der gemeinsame 
Resolutionsentwurf von SPD und FDP sind eindeu-
tig: die gemeinsame Entscheidung der Außenmini-
ster der Europäischen Gemeinschaft, die gemein-
same Erklärung des Präsidenten der Vereinigten 
Staaten und des Bundeskanzlers, die Entscheidung 
des Bündnisses und die Gespräche, die der Bundes-
kanzler gestern mit dem französischen Staatspräsi-
denten geführt hat. Wir sind dabei der Bundesregie-
rung sehr dankbar, daß sie unsere besonderen Pro-
bleme in die internationale Debatte auf jeder Ebene 
eingeführt hat. Das hat nichts mit Geschäftemache-
rei zu tun. Es geht uns darum, nicht ein bißchen 
mehr Außenhandel zu haben, sondern es geht dar-
um, daß unsere besonderen Probleme berücksichtigt 
werden, wenn die Europäische Gemeinschaft und 
wenn das Bündnis die Entscheidungen fällen. 

Drittens. Wir wollen alles tun, was uns möglich ist, 
damit die Bundesrepublik Deutschland ihren Bei-
trag leisten kann, um den Frieden in Europa zu er-
halten. Wir sind deshalb dankbar, daß der Präsident  

der Vereinigten Staaten ausdrücklich — entgegen 
anderen Stimmen aus der Opposition — festgestellt 
hat, daß die Verhandlungen in Genf durch diese Ent-
wicklung nicht betroffen werden. Wir sind dafür 
dankbar, daß der Außenminister der Vereinigten 
Staaten dabei bleibt, im nächsten Monat den Außen-
minister der Sowjetunion zu treffen, und wir begrü-
ßen es ebenfalls, daß der Präsident der Vereinigten 
Staaten weiterhin bereit ist und es für notwendig 
hält, mit dem Generalsekretär Breschnew zusam-
menzutreffen. 

Der amerikanische Außenminister hat im vergan-
genen Monat einen wichtigen Beitrag für den 
NATO-Brief geschrieben. Ich möchte den Außenmi-
nister der Vereinigten Staaten hier zitieren und ins-
besondere die Opposition bitten, über diese Sätze 
aus dem vergangenen Monat nachzudenken: 

Vor über 100 Jahren hat Alexis de Tocqueville 
vorausgesagt, daß die Vereinigten Staaten und 
Rußland dazu bestimmt seien, die mächtigsten 
Staaten der Welt zu werden. Diese Prophezei-
ung hat sich im Nuklearzeitalter erfüllt. 

Das schreibt Staatssekretär Haig. Weiter schreibt 
er: 

Wir dürfen nicht zulassen, daß unsere ungelö-
sten Differenzen über Menschenrechte zu einer 
globalen Katastrophe führen. Wir müssen mit 
der Sowjetunion einen Wettstreit führen, um die 
Freiheit zu schützen, aber wir müssen auch 
nach Zusammenarbeit suchen, um die Mensch-
heit zu schützen. 

Ich kann jedes einzelne Wort in dieser Aussage des 
Außenministers der Vereinigten Staaten ausdrück-
lich nur unterschreiben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Jeder in diesem 
Hause!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, alle 
drei Fraktionen haben erfreulicherweise die Gele-
genheit wahrgenommen, mit dem stellvertretenden 
polnischen Ministerpräsidenten zu sprechen. Ich 
sage: Wir werden auch zukünftige Möglichkeiten 
wahrnehmen, um unsere Vorstellungen und Überle-
gungen dorthin zu bringen, wo sie hingehören. Wir 
haben dem stellvertretenden Ministerpräsidenten 
unsere Meinung über die Lage in Polen eindeutig 
und unmißverständlich gesagt: Forderung nach Be-
endigung des Kriegszustandes in Polen, Forderung 
nach Freilassung der Inhaftierten und der Internier-
ten, Wiederaufnahme des Dialogs zwischen der 
Staatsmacht, der katholischen Kirche und der Ge-
werkschaft „Solidarität" sowie Fortsetzung des Re-
formkurses. Wir haben ihm — ich glaube, überein-
stimmend — klar gemacht, daß Polen die Antworten 
auf diese Fragen geben muß. 

Hier ist gerade in dem Beitrag des Kollegen Klein 
noch einmal in aller Deutlichkeit die Frage der 
Sanktionen angesprochen worden. Wer sich mit der 
Geschichte von Sanktionen beschäftigt, — es ist eine 
sehr lange Geschichte —, wird feststellen, daß es 
hier sehr unterschiedliche Erfolge, in den weitaus 
meisten Fällen aber keine Erfolge gibt. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Aber warum?) 
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Wischnewski 
Ich sehe, was unsere besonderen Erfahrungen be-

trifft, drei Beispiele. Diese möchte ich in Erinnerung 
bringen und bitte, darüber nachzudenken. 

Erstens. Ich erinnere mich noch sehr genau, wie in 
diesem Hause damals — übrigens gegen uns — über 
das Röhrenembargo gegenüber der Sowjetunion 
entschieden wurde. Die Bundesrepublik Deutsch-
land hatte sich damals dem Embargo angeschlossen. 
Schweden, Japan, Italien und Großbritannien haben 
das Embargo unterlaufen. Es wurde 1965 offiziell 
aufgehoben. 

Zweitens. Auf Grund der Geiselnahme der ameri-
kanischen Botschaftsangehörigen durch den Iran 
durch iranische Terroristen verhängten die Verei-
nigten Staaten 1979/80 verschiedene Sanktionsmaß-
nahmen: Importstopp, Verbot für Reisen, Einstel-
lung des Finanztransfers usw. Diesen Maßnahmen 
haben sich andere westliche Staaten, selbstver-
ständlich auch die Bundesrepublik, in Solidarität 
mit den Vereinigten Staaten angeschlossen. Nach 
Beendigung der Geiselaffäre wurden die Maßnah-
men weitgehend wieder aufgehoben. Die Beendi-
gung der Angelegenheit ist nach allgemeiner inter-
nationaler Beurteilung auf die Verhandlungen zu-
rückzuführen, die von Drittstaaten geführt worden 
sind und nicht auf die Sanktionsmaßnahmen, die 
Verhandlungen von Drittstaaten, bei denen insbe-
sondere, wie die Vereinigten Staaten erklärt haben, 
die Bundesregierung eine besonders aktive Rolle ge-
spielt hat, um selbstverständlich ihre Möglichkeiten 
zu nutzen, den Vereinigten Staaten dabei behilflich 
zu sein. 

Drittens. Ich möchte die Frage der Olympiade nur 
noch erwähnen. An das, was wir gemeinsam erlebt 
haben, nachdem wir unseren Mann klar und eindeu-
tig auch in diesem Hause gestanden haben, sei nur 
noch einmal erinnert. 

Der Präsident des Deutschen Industrie- und Han-
delstages hat zu den Sanktionen folgendes gesagt: 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Wie heißt 
er denn?) 

Der sogenannte deutsche Osthandel — und der 
würde ja dadurch betroffen — wird in Amerika weit 
überschätzt. Es wird in Amerika — und daher 
kommt auch die Einstellung — gesagt: Wir sind die 
großen Profiteure der Entspannungspolitik. Die 
Zahlen sprechen im Augenblick klar und eindeutig 
dagegen. 1975 betrug der deutsche Osthandel 7,2 % 
des gesamten deutschen Außenhandels. Heute sind 
es nur noch 4,9 %. Das heißt, diejenigen, die darüber 
reden und uns kritisieren, gehen auch in dieser 
Frage von völlig falschen Vorstellungen aus. 

Der Kollege Dr. Kohl beruft sich immer gern auf 
Konrad Adenauer. Und das ist sein gutes Recht. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Sehr zu 
Recht!) 

Aber das bedeutet, Herr Kollege Dr. Kohl, daß Sie 
nicht das ausklammern dürfen, was Konrad Ade-
nauer in schwierigen und gefährlichen Situationen 
gesagt hat, die es selbstverständlich während seiner 
Amtszeit gegeben hat. Der Kollege Mischnick hat 

bereits an den 13. August 1961, an den Bau der Berli-
ner Mauer, erinnert. 

(Zuruf des Abg. Freiherr von Schorlemer 
[CDU/CSU]) 

Am 14. August, am Tag nach dem Mauerbau, hat 
Konrad Adenauer zu unserem damaligen Verhältnis 
zur Sowjetunion Stellung genommen. In Anspielung 
an Jalta hat sich Konrad Adenauer zu den Fragen 
geäußert, die in der Debatte heute eine Rolle spielen. 
Er hat wörtlich gesagt — ich darf mit Genehmigung 
des Herrn Präsidenten zitieren —: 

Bitte denken Sie einmal zurück, welche Beweg-
gründe Stalin dazu gebracht haben, sich diese 
ganzen Satellitenstaaten vor Sowjetrußland 
hinzulegen, Jugoslawien, 

— das hat er damals noch einbezogen — 

Bulgarien, Rumänien, Ungarn, Polen, Tsche-
choslowakei bis zur DDR. Weil er fürchtete, daß 
eines Tages Rußland vom Westen her angegrif-
fen werden würde, wollte er dafür sorgen, daß in 
diesen Ländern und nicht in Sowjetrußland die 
entscheidenden Schlachten eines solchen Krie-
ges sich abspielen. 

Er hat hinzugefügt: 

Nun, meine Freunde, unser oberstes Ziel ist und 
bleibt die kontrollierte Abrüstung. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr früh hat Ade

-

nauer das gesagt!) 

Es wird auf der Welt keinen Frieden geben, 
wenn man nicht mit der kontrollierten Abrü-
stung sowohl der nuklearen Waffen wie der kon-
ventionellen Waffen einen wirklichen und 
ernsthaften Anfang macht. 

Dies ist das, was Konrad Adenauer am 14. August 
1961, einen Tag nach dem Mauerbau, gesagt hat. 

Und nun haben Sie offensichtlich besondere Sor-
gen hinsichtlich unseres Verhältnisses zu unseren 
Schwesterparteien. Deshalb mache ich dazu einige 
klarstellende Bemerkungen. Wir waren Ende des 
Jahres in Paris beisammen, und es haben selbstver-
ständlich alle Parteien — bis auf eine, für die ich be-
sonderes Verständnis habe — in unserer Sozialisti-
schen Internationale einen gemeinsamen Weg ge-
funden. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Wurbs: Verzeihen Sie, Herr Abgeord-
neter, daß ich Sie unterbreche. 

Meine Damen und Herren, ich darf Sie doch bit-
ten, Platz zu nehmen. 

Wischnewski (SPD): Wir haben einen gemeinsa-
men Weg gefunden. Dieses Bemühen ist in unserer 
Internationale eine Selbstverständlichkeit. Aber un-
sere politischen Freunde haben in einer Diskussion 
dort Verständnis für die Haltung aufgebracht, die 
die Bundesregierung und die Sozialdemokratische 
Partei eingenommen haben, so daß es möglich war, 
mit allen anderen eine gemeinsame Haltung einzu-
nehmen. 
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Wischnewski 
Wenn Sie z. B. über die französischen Sozialisten 

reden, möchte ich doch insbesondere folgenden Satz 
deutlich herausstellen: 

Die Sozialistische Internationale fordert alle be-
treffenden Seiten auf, die polnische Krise nicht 
als Vorwand für eine Abschwächung der Bemü-
hungen um Entspannung und Rüstungskon-
trolle noch als Alibi für Interventionen in ande-
ren Teilen der Welt zu benutzen. 

In diesen Fragen hat es eine völlige Übereinstim-
mung gegeben. 

Dem Hause liegen drei Entschließungsanträge 
vor. Lassen Sie mich zu diesen drei Entschließungs-
anträgen eine Bemerkung machen. Zuerst zur 
Drucksache 9/1265 (neu), einem Entschließungsan-
trag der Fraktion der CDU/CSU in bezug auf die Pa-
ketsendungen nach Polen. Die SPD-Bundestags-
fraktion ist damit einverstanden, daß dieser Ent-
schließungsantrag dem zuständigen Ausschuß über-
wiesen wird und daß man sich darum bemüht, in die-
sem Sinne in kürzester Zeit eine vernünftige Lösung 
zu finden. 

Zweitens. Dem Parlament liegen zwei Entschlie-
ßungsanträge zur Regierungserklärung vor. Am 
18. Dezember 1981 waren wir noch in der Lage, eine 
gemeinsame Stellungnahme zur Situation in Polen 
abzugeben. Nach den Entscheidungen der Europäi-
schen Gemeinschaft, nach den Entscheidungen im 
Bündnis, zu denen wir uns ausdrücklich bekennen, 
ist diese gemeinsame Stellungnahme jetzt offen-
sichtlich nicht mehr möglich. Darüber haben Sie, 
meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
Opposition, nachzudenken. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie können doch 
unserem Antrag zustimmen!) 

SPD und FDP werden deshalb Ihren Entschlie-
ßungsantrag ablehnen und dem Entschließungsan-
trag zustimmen, der sich auf die gemeinsame Hal-
tung der Europäischen Gemeinschaft, auf die ge-
meinsame Haltung unseres Bündnisses und auf die 
Fortsetzung der Politik unserer Bundesregierung 
beruft. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Zu der Erklärung der Bundesregierung liegen drei 
Entschließungsanträge auf den Drucksachen 9/1262, 
9/1263 und 9/1265 (neu) vor. 

Ich rufe zuerst den Entschließungsantrag der 
CDU/CSU auf Drucksache 9/1262 auf. Wer dem Ent-
schließungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Danke. Gegenstimmen! 
— Enthaltungen? — Der Entschließungsantrag ist 
abgelehnt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich rufe jetzt den Entschließungsantrag der Frak-
tionen der SPD und FDP auf Drucksache 9/1263 auf. 
Wer dem Entschließungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Dan-
ke. Gegenstimmen! — Danke. Enthaltungen? — Der 
Entschließungsantrag ist angenommen. 

Wir kommen nun zum Entschließungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 9/1265 (neu). 
Es ist beantragt, den Entschließungsantrag an den 
Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen zur fe-
derführenden Beratung und zur Beratung gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung an den Haushaltsaus-
schuß zu überweisen. Ist das Haus hiermit einver-
standen? — Ich höre keinen Widerspruch; dann ist 
so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu dem Entschließungsantrag 
der Fraktionen der SPD und FDP zur Bera-
tung der Großen Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU 

Zweites Folgetreffen der Konferenz über Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Europa in 
Madrid 

— bisherige Verwirklichung der Schlußakte 
in Helsinki 

— weiterführende Vorschläge zur Schluß-
akte von Helsinki 

— Drucksachen 9/803, 9/1251 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Hupka 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Der Ausschuß empfiehlt in Drucksache 9/1251 die 
Annahme einer Entschließung. Wer dem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Danke. Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Die 
Entschließung ist angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Lo-
renz, Baron von Wrangel, Jäger (Wangen), 
Schulze (Berlin), Graf Huyn, Dr. Kunz (Wei-
den), Dr. Hennig, Lintner, Lowack, Frau Ber-
ger (Berlin), Böhm (Melsungen), Sauer (Salz-
gitter), Dr. Schwarz-Schilling, Kittelmann, 
Dr. Mertes (Gerolstein), Höffkes, Werner, 
Dr. Wörner, Clemens, Straßmeir, Schwarz, 
Schröder (Lüneburg) und der Fraktion der 
CDU/CSU 

Presse- und Informationsfreiheit in der 
DDR 
— Drucksache 9/1047 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

Im Ältestenrat ist Aussprache in einer Debatten-
runde vereinbart worden. — Ich sehe, das Haus ist 
damit einverstanden. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. 
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Vizepräsident Wurbs 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-

geordnete Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Eines der grundlegenden 
Menschenrechte für alle Menschen ist die Informa-
tionsfreiheit einschließlich der ihr dienenden Infor-
mations-, Bewegungs- und Berichterstattungsfrei-
heit der Journalisten. Im Internationalen Pakt der 
Vereinten Nationen über bürgerliche und politische 
Rechte und in der KSZE-Schlußakte ist dieses Men-
schenrecht bekräftigt worden. 

In Art. 2 des Grundlagenvertrags mit seiner Ver-
pflichtung zur Achtung der Menschenrechte und in 
dem Briefwechsel betreffend die Arbeitsmöglichkei-
ten für Journalisten vom 8. November 1972 hat das 
Menschenrecht auf Informationsfreiheit seine spe-
zifische innerdeutsche Regelung gefunden. Danach 
gewährt die DDR — ich zitiere wörtlich — „Journali-
sten aus der Bundesrepublik Deutschland und deren 
Hilfspersonen das Recht zur Ausübung der berufli-
chen Tätigkeit und der freien Information und der 
Berichterstattung", allerdings — ich zitiere noch-
mals wörtlich — „im Rahmen ihrer geltenden 
Rechtsordnung", wohlgemerkt nicht etwa im Rah-
men der jeweils geltenden Rechtsordnung. 

Daß der Briefwechsel so und nicht anders zu inter-
pretieren ist, ergibt sich aus dem letzten Absatz, in 
dem es heißt — ich darf erneut zitieren —: 

Für die Tätigkeit als ständiger Korrespondent 
der Bundesrepublik Deutschland in der Deut-
schen Demokratischen Republik ist Vorausset-
zung: 

— Die Akkreditierung ..  

— die folgende Passage kann ich mir sparen —

— die Einhaltung von gesetzlichen Bestimmun-
gen und Verordnungen, die im Interesse der Si-
cherheit, Verbrechensbekämpfung, zum Schutz 
der öffentlichen Gesundheit und zum Schutz 
der Rechte und Freiheiten anderer erlassen 
wurden. 

Das heißt also: zum Zeitpunkt des Briefwechsels er-
lassen wurden, nicht etwa in Zukunft noch erlassen 
werden. Daraus ergibt sich, daß es mit dieser Verein-
barung im Briefwechsel nicht vereinbar ist, durch 
spätere einseitige Rechtsetzung der DDR eine Min-
derung des vereinbarten Standards dieses Men-
schenrechts herbeizuführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber bereits durch die Verordnung über die Tätig-
keit von Publikationsorganen anderer Staaten und 
deren Korrespondenten in der DDR vom 21. Fe-
bruar 1973, insbesondere durch § 5 dieser Verord-
nung, ist die Vertragsgrundlage des Grundlagenver-
trages verlassen worden. Die danach folgende Pra-
xis gegenüber einzelnen, bei den Machthabern un-
liebsam aufgefallenen Journalisten hat dies verdeut-
licht. Ich erwähne etwa den Fall Mettke 1975, den 
Fall Loewe 1976, den Fall Schwarz 1977, den Fall 
Wiesner 1978, die Schließung des „Spiegel"-Büros 
ebenfalls 1978, den Fall van Loyen 1979. 

Massiv verschärft aber wurde die Einschränkung 
der Informationsfreiheit mit der Durchführungsbe-
stimmung vom 11. April 1979, dem sogenannten 
Maulkorberlaß, und kurze Zeit später mit dem 
3. Strafrechtsänderungsgesetz der DDR vom 
28. Juni 1979. 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx [CDU/CSU]) 

— Meine Damen und Herren, ich will den Kollegen, 
die nicht zuhören wollen, keinen Maulkorb umhän-
gen. Wir haben in diesem Parlament das Recht, uns 
auch so zu benehmen, wie es denen entspricht, die 
uninteressiert sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit dem Maulkorberlaß wurden Interviews und 
Befragungen jeder Art genehmigungspflichtig. Rei-
sen außerhalb Ost-Berlins dürfen nur noch erfolgen, 
wenn sie dem Außenministerium spätestens 24 
Stunden vorher mitgeteilt werden. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das entspricht dem 
Geist von Helsinki!) 

Damit wurde eine rasche Information durch das 
Fernsehen über aktuelle Geschehnisse in der DDR 
faktisch unmöglich gemacht. Von Journalisten, die 
drüben arbeiten, wissen wir, daß ihre Tätigkeit 
durch diesen Maulkorberlaß bis auf den heutigen 
Tag massiv beeinträchtigt ist. 

Das 3. Strafrechtsänderungsgesetz kriminalisiert 
nunmehr in einem Umfang, von dem die deutsche 
Öffentlichkeit noch immer nicht ausreichend Kennt-
nis genommen hat, jede journalistische Tätigkeit in 
der DDR, die von der Staatsführung als „zum Nach-
teil der Interessen der Deutschen Demokratischen 
Republik" gebrandmarkt wird. Ich verweise insbe-
sondere auf die §§ 99,106, 219 und 220 des DDR-Straf-
gesetzbuches in der derzeit geltenden Fassung. 

Lassen Sie mich als Beispiele zwei dieser Paragra-
phen zitieren. § 99 lautet: 

Wer der Geheimhaltung nicht unterliegende 
Nachrichten zum Nachteil der Interessen der 
Deutschen Demokratischen Republik an die in 
§ 97 genannten Stellen oder Personen übergibt, 
für sie sammelt oder ihnen zugänglich macht, 
wird mit Freiheitsstrafe von zwei bis zwölf Jah-
ren bestraft. Vorbereitung und Versuch sind 
strafbar. 

Meine Damen und Herren, es gehört nur geringe 
Phantasie dazu, sich vorzustellen, wie leicht einem 
Journalisten ein solcher Tatbestand angehängt wer-
den kann, wenn er auch nur einfachste Nachrichten 
gesammelt hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich zitiere nun aus § 219 — Ungesetzliche Verbin-
dungsaufnahme —; Abs. 1 lautet: 

Wer zu Organisationen, Einrichtungen oder 
Personen, die sich eine gegen die staatliche Ord-
nung der Deutschen Demokratischen Republik 
gerichtete Tätigkeit zum Ziel setzen, 

— das ist möglicherweise j a schon bei Herrn Have-
mann der Fall — 
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Jäger (Wangen) 
in Kenntnis dieser Ziele oder Tätigkeit in Ver-
bindung tritt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren auf Bewährung verurteilt oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

Absatz 2 — den ersten Punkt lasse ich weg, der 
zweite interessiert mehr —: 

... wer Schriften, Manuskripte oder andere Ma-
terialien, die geeignet sind, den Interessen der 
Deutschen Demokratischen Republik zu scha-
den, unter Umgehung von Rechtsvorschriften 
an Organisationen, Einrichtungen oder Perso-
nen im Ausland übergibt oder übergeben läßt. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Ist das ein Para

-

graph!) 

Der Versuch ist in diesem Fall strafbar. 

Meine Damen und Herren, solche Strafbestim-
mungen sprechen allen von der DDR feierlich unter-
schriebenen Verträgen und Abmachungen auf dem 
Gebiet der Menschenrechte Hohn. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch wenn es bislang noch keinen Journalisten-Pro-
zeß auf der Grundlage dieser Strafbestimmungen 
gegeben hat, so hängt das neue Strafrecht doch wie 
ein Damoklesschwert über jedem Journalisten, der 
drüben seinen Beruf als Dienst an der Information 
der Bürger ernstnimmt. 

An dieser Stelle möchte ich diesen drüben arbei-
tenden Journalisten aus der Bundesrepublik 
Deutschland, die mit einem Fuß immer in den DDR-
Gefängnissen stehen, namens der CDU/CSU für 
ihre nicht leichte Arbeit danken und ihnen auch 
künftig ein zumindest von jeder Strafverfolgung, 
aber auch von ungerechtfertigten Eingriffen und 
Schikanen freies Wirken wünschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Verbesserung der Informationsfreiheit im ge-
teilten Deutschland sollte auch die Vereinbarung in 
Ziffer 10 des Zusatzprotokolls zu Artikel 7 des 
Grundlagenvertrages über den Bücher- und Zei-
tungsaustausch dienen. Daß sich die DDR-Regie-
rung bis heute, neun Jahre später, weigert, über die 
dort vorgesehenen Vereinbarungen auch nur zu ver-
handeln, ist eine weitere schwere Verletzung des 
Vertrages, die in diesem Zusammenhang nicht uner-
wähnt bleiben darf. 

Zusammenfassend ist festzuhalten: Mit allen die-
sen Vertragsverletzungen, mit der Weigerung der 
DDR, eingegangene Verpflichtungen, wohlgemerkt: 
freiwillig zum beiderseitigen Vorteil eingegangene 
Verpflichtungen, zu erfüllen, ist ein bedeutender Teil 
dessen ausgeblieben oder wieder zerstört worden, 
was zur Verbesserung der Informationsfreiheit in 
der DDR und der Arbeitsmöglichkeiten unserer 
Journalisten drüben vertraglich abgesichert 
schien. 

Mit dem vorliegenden Antrag fordern wir die Bun-
desregierung auf, auf der Grundlage der darin be-
zeichneten Abmachungen zur Informations- und 
Pressefreiheit ein Konzept zur Verwirklichung die-
ser Abmachungen einschließlich der Rückgängig-

machung geschehener Verletzungen zu erarbeiten 
und diesem Parlament vorzulegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daß der Bundeskanzler diese Frage bei seinem 
Besuch in der DDR angesprochen hat, ist zu begrü-
ßen, genügt aber nicht. 

Des weiteren fordern wir die Unterrichtung der 
Weltöffentlichkeit, vor allem der UNO und der 
UNESCO, durch ein Weißbuch, in welchem die Ver-
stöße der DDR gegen das Menschenrecht auf Infor-
mationsfreiheit dargestellt werden. 

Wir wollen bekräftigt wissen — und das sage ich 
ausdrücklich —, daß es auch künftig wie bisher 
keine grundgesetzwidrigen oder vertragswidrigen 
Eingriffe in Rechte oder Freiheiten von Journalisten 
aus der DDR geben darf, auch nicht als Repressalie 
gegen rechtswidrige Maßnahmen in der DDR gegen 
die Vertreter unserer Medien. 

Dies hatte ja — ich möchte heute daran erinnern 
— im ersten Zorn über den sogenannten Maulkorb-

Erlaß der Kollege Bahr gefordert. Er ist davon abge-
rückt, aber noch heute bleibt seine damalige Fest-
stellung richtig, daß durch die Maßnahmen der DDR 
die • innerdeutschen Abmachungen schrecklich 
durchlöchert worden sind, wie er sich ausdrückte, 
und daß sich die DDR um feierlich abgeschlossene 
Vereinbarungen — auch jetzt wieder original Bahr 
— „einen feuchten Kehricht schert". 

Der Bundesregierung wünsche ich, meine Damen 
und Herren, daß sie sich endlich dazu durchringt, 
Unrecht und Vertragsbruch ebenso deutlich beim 
Namen zu nennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bedeutung der Informationsfreiheit und der 
verbesserten Arbeitsbedingungen für Journalisten 
für das Geflecht der innerdeutschen Abmachungen 
ist von der Bundesregierung immer wieder hervor-
gehoben worden. In der Tat ist das für den Zusam-
menhalt des deutschen Volkes, für die gegenseitige 
Information, für eine Teilhabe der Menschen am 
beiderseitigen Geschehen entscheidend wichtig. Für 
die SED-Führung hinwiederum ist es klar, daß aus 
der Sicht ihrer Abgrenzungspolitik diese Grundlage 
zu schwächen ist, wo immer das möglich ist. Solches 
Vorgehen entspricht auch ihrer Ideologie und dem 
daraus abgeleiteten Informationsmonopol für Par-
tei- und Staatsführung. Immerhin haben sogar die 
Vertreter der DDR — das möchte ich hier doch ein-
mal erwähnen, nachdem ich den Kollegen Hennig 
hier sitzen sehe — bei der Interparlamentarischen 
Konferenz der KSZE in Brüssel einer Erklärung zu-
gestimmt, in der die verbesserte Informationsfrei-
heit und verbesserte Arbeitsbedingungen für Jour-
nalisten gefordert werden. Aber praktisches Han-
deln ist daraus nicht erfolgt, und ich bedaure, fest-
stellen zu müssen, daß es auch nicht angemahnt 
worden ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider wahr!) 

Meine Damen und Herren, beim Madrider Folge-
treffen hat sich die DDR hartnäckig geweigert, ent-
sprechenden Verbesserungsvorschlägen zuzustim-
men, hat diese vielmehr aktiv bekämpft. Um so mehr 
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erwarten die Menschen jenseits des innerdeutschen 
Vorhangs, um so mehr erwarten auch unsere Jour-
nalisten in Ostberlin und in der DDR von der Bun-
desregierung, daß sie nicht länger hinnimmt, daß die 
von der DDR-Führung vertraglich eingegangenen 
Zugeständnisse durch einseitige Maßnahmen Stück 
für Stück wieder zurückgenommen werden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Dazu bedarf es aber eines Handelns, das auf einem 
klaren Konzept beruht; dabei bedarf es der nachhal-
tigen Unterstützung durch die Weltöffentlichkeit. 
Auf beides zielt unser Antrag ab. 

Ein Einwand, meine Damen und Herren, sollte 
nicht gegen unseren Antrag erhoben werden, was 
man auch dazu sagen mag, nämlich: in der DDR 
herrsche nun einmal eine andere, eine kommunisti-
sche Gesellschaftsordnung, die man auch durch ab-
geschlossene Verträge nicht ändern könne. 

Wer so argumentieren wollte, würde den Machtha-
bern drüben einen Freibrief für jede Art von Ver-
tragsbruch oder Nichteinhaltung getroffener Ver-
einbarungen unter Berufung auf die kommunisti-
sche Ideologie ausstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Grenzen der Pres-
se- und Informationsfreiheit sind zugleich die Gren-
zen zwischen Demokratie und Diktatur, zwischen 
Rechtsstaat und totalitärer Gewaltherrschaft, auch 
auf deutschem Boden. Deshalb muß jede Bundesre-
gierung, die innerdeutsche Grenzen durchlässiger 
machen will, alles daransetzen, um wenigstens jenes 
Stück Informationsfreiheit zu retten, das die SED-
Führer im Grundlagenvertrag zugesagt haben, und 
mit aller Kraft durchzusetzen versuchen, daß die Be-
stimmungen des Menschenrechtspakts und der 
KSZE-Schlußakte allmählich Wirklichkeit werden. 

Was nottut, ist eine Offensive für die Informa-
tions- und Pressefreiheit im geteilten Deutschland. 
Die CDU/CSU will mit ihrem Antrag dazu beitragen, 
diese politische Offensive in Gang zu setzen. Wenn 
die Bundesregierung und die sie tragenden Fraktio-
nen dazu bereit sind, werden sie unsere Unterstüt-
zung finden. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Geßner. 

Dr. Geßner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zur Erörterung steht heute ein Thema, 
von dem man weiß, daß es zu den sensibelsten im 
Verhältnis Bundesrepublik/DDR gehört: die Tätig-
keit von Journalisten aus der Bundesrepublik ein-
schließlich Westberlins in der DDR. 

Bei realistischer Einschätzung des politischen 
und ideologischen Systems des anderen deutschen 
Staates war von vornherein nicht hundertprozentig 
auszuschließen, daß ihre Arbeit auch Behinderun-
gen und starken Beeinträchtigungen ausgesetzt 
werden könnte. Diese Befürchtung hat sich leider 
mehrfach bestätigt. In der Vergangenheit wurden 
mehrere Korrespondenten ausgewiesen, Arbeits

-

möglichkeiten eingeschränkt. Es gab Selektionen 
von Journalisten, etwa bei der Berichterstattung 
über kirchliche Synoden. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Die gibt es noch! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Leider 

wahr!) 

Und schließlich darf man auch nicht die restriktiven 
gesetzlichen Bestimmungen vergessen, durch die 
westdeutsche Journalisten bei der Erfüllung ihrer 
beruflichen Aufgaben bedenklich beeinträchtigt 
werden können. Soeben ist darüber gesprochen wor-
den. 

Ich stelle fest, daß die Koalitionsfraktionen 
ebenso wie die Bundesregierung in der Vergangen-
heit stets energisch gegen jede Art der Beeinträchti-
gung journalistischer Tätigkeit Protest eingelegt 
und mit Nachdruck Abhilfe gefordert haben. Unsere 
Haltung in diesem Punkt ist unverrückbar. Für die 
Beeinträchtigung von Mitarbeitern von Presse, 
Funk und Fernsehen bei der vereinbarten Aus-
übung ihres Berufes in der DDR gibt es für uns we-
der Rechtfertigungen noch Entschuldigungen. 

Wie Sie wissen, haben wir uns sofort nach Beginn 
unserer Bemühungen, die Beziehungen zwischen 
der Bundesrepublik und der DDR auf eine vernünf-
tigere, bessere Grundlage zu stellen, konsequent für 
Regelungen zur Aufnahme und Gewährleistung 
journalistischer Tätigkeit in dem jeweils anderen 
deutschen Staat eingesetzt. Wenn wir dies taten, 
dann deshalb, weil dies erstens zur Schaffung von 
mehr Normalität gehört und weil zweitens die Uner-
träglichkeit der damaligen Situationen, die wir 1969 
bei Regierungsübernahme vorfanden, nicht mehr 
übertroffen werden konnte. Es konnte nur noch bes-
ser werden. Jede Sendung, die inzwischen von Jour-
nalisten aus der Bundesrepublik gemacht wurde 
und die zu uns herüberstrahlt, ist ein Stück Erfolg 
unserer Politik. Jeder Zeitungsbericht, der in der 
DDR von bundesrepublikanischen Korresponden-
ten verfaßt wird, ist das Ergebnis einer Politik, die 
von der Opposition bisher hartnäckig bekämpft 
wurde. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Und jeder, der 
nicht kommt, auch!) 

Wenn nun die Unionsfraktion meint — davon 
kann man getrost ausgehen —, unter ihrer politi-
schen Führung wäre es zu den beklagenswerten 
Einschränkungen gar nicht erst gekommen, so hat 
sie, wenn auch auf makabere Weise, durchaus recht. 
Wenn es nämlich ab 1969 nach ihrem Willen gegan-
gen wäre, so würde sich das anstehende Problem 
deshalb nicht stellen, weil es dann Vertreter unserer 
Medien in der DDR überhaupt nicht gäbe. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Warum spre

-

chen Sie eigentlich zu Ihren eigenen Leu

-

ten?) 

CDU und CSU hatten viele Jahre Zeit, zu beweisen, 
wie man konfliktvermeidende Regelungen zustande 
bringt. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Wissen Sie, wer 
1968 der zuständige Minister war?) 

Nichts ist geschehen. 
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Trotz der zeitweiligen Rückschläge darf man mit 

Fug und Recht feststellen: Obwohl sich zwei grund-
verschiedene Gesellschaftssysteme gegenüberste-
hen, wurde auch im Bereich unmittelbarer journali-
stischer Berichterstattung und Kommentierung die 
bis dahin fast total vorhandene Abgrenzung der 
DDR beendet. 

Im übrigen: Daß wir heute rechtsgültige Doku-
mente haben 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Das stimmt leider 
nicht! Einen Brief!) 

— doch, es stimmt —, auf die wir uns bei unserem 
Anspruch auf ungehinderte Arbeit der Journalisten 
berufen können, unterstreicht die Verbesserung un-
serer Position gegenüber früher. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Das hat der Weh-
ner in seiner Zeit nicht hingekriegt!) 

Das wird von Ihnen, wenn Sie ein bißchen objektiv 
nachdenken, auch nicht bestritten. 

In diesem Zusammenhang ist einigermaßen pi-
kant, daß sich die Opposition in ihrem Antrag auf 
Abmachungen mit der DDR beruft, deren Zustande-
kommen sie erstens massiv bekämpft hat und die sie 
zweitens immer noch als das „schlechte Ergebnis ei-
ner falsch angelegten Politik" herabsetzt. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sie haben sich in Ih-
rem Antrag auf die NATO berufen! Da hät-
ten wir doch die Parallele! Lassen Sie doch 

diese Spaßmacherei!) 

— Entschuldigen Sie, ich sage das, was ich hier für 
notwendig halte. Sie haben nur zwei Möglichkeiten, 
wenn Sie sich hier parlamentarisch verhalten wol-
len: Zuhören oder gehen. — Man muß sich fragen: 
Wo bleibt die politische und moralische Rechtferti-
gung dieser Ihrer Bezugnahme? 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Ihres höhe-
ren Blödsinns!) 

Im übrigen ist es schon höchst merkwürdig, wenn 
CDU und CSU auf der einen Seite behaupten, die Ab-
machungen mit der DDR seien schlecht ausgehan-
delt worden, 

(Lintner [CDU/CSU]: So ist es!) 

auf der anderen Seite aber in Verwunderung und 
Protest ausbrechen, wenn sich die DDR daran nicht 
hält. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Das ist doch eine 
Verordnung!) 

Die Einleitung des Abschnittes A erhellt aller-
dings das Motiv Ihres Antrags. Sie verlangen dort 
unter Berufung auf die KSZE-Schlußakte zu Recht 
sowohl die volle Informationsfreiheit der Bürger als 
auch die Informations-, Bewegungs- und Berichter-
stattungsfreiheit der Medien als Voraussetzung u. a. 
für bessere Beziehungen zwischen den Staaten. Wir 
teilen diese Auffassung ohne jede Einschränkung. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Dann stim-
men Sie doch dem Antrag zu!) 

— Hören Sie doch einmal zu; Geduld, Geduld! — 
Man  muß sich aber darüber im klaren sein, daß der 
Freiheitsbegriff der Kommunisten in diametralem 

Gegensatz zum Freiheitsbegriff der westlichen De-
mokratien steht. Dagegen werden Sie doch wohl hof-
fentlich nicht opponieren wollen. Von der DDR-Füh-
rung die Übernahme unseres Freiheitsbegriffes zu 
verlangen, ist irreale Wunschvorstellung. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Ach so!) 

So prinzipiell richtig die zitierte Feststellung der Op-
position ist, so stellt sie doch ein Verlangen dar, das 
an den ideologischen und machtpolitischen Realitä-
ten in der DDR meilenweit vorbeigeht. 

Volle Informationsfreiheit auch der Bürger in der 
DDR und die Arbeit der Medien drüben nach unse-
ren demokratischen Maßstäben würden das System 
der DDR von innen her sprengen. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Wie verträgt sich 
denn das mit dem ersten Teil Ihrer 

Rede?) 

Wer etwa glauben sollte, die Führung der DDR sei zu 
einer Auslegung von Vereinbarungen bereit, die 
zwangsläufig zur Überwindung ihres Gesellschafts-
systems führen müßte, der ist ein hoffnungsloser 
Phantast. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht zu fas

-

sen!) 

Verbesserungen der Beziehungen können daher im 
wesentlichen immer nur im Rahmen der dort gülti-
gen gesellschaftspolitischen Normen erwartet wer-
den — wenn wir uns auch vorstellen könnten, daß es 
viel bessere Lösungen geben könnte. 

Falls nun die Opposition bestreiten sollte, daß die-
ser Irrealismus Bestandteil ihrer Position sei, so 
bleibt als Erklärung nur übrig, daß es ihr mit ihrem 
Antrag weniger um den Protest gegen die Behinde-
rung von Journalisten in der DDR geht, sondern viel-
mehr um den Wunsch, unsere Entspannungspolitik 
prinzipiell anzugreifen und zu bekämpfen. 

(Lorenz [CDU/CSU]: Um die Erfüllung ei- 
nes Vertrages geht es uns!) 

— Ich komme noch darauf. 

Auch Ziffer 1 in Abschnitt C scheint mir mehr auf 
Schaueffekte denn auf konstruktive Vorschläge ab-
gestellt zu sein. Sie fordern darin die Bundesregie-
rung auf, ein Konzept zur Verwirklichung der ver-
traglichen Abmachungen, zur Rückgängigmachung 
geschehener und zur Verminderung künftiger Ver-
letzungen dem Parlament vorzulegen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: So vermessen 
sind wir nicht!) 

In Klammern möchte ich zunächst einmal sagen: Im 
Gegensatz zu sonstigen Gepflogenheiten räumen 
Sie diesmal ein, daß die getroffenen Abmachungen 
gar nicht so schlecht sein können. Oder wollen Sie 
etwa Regelungen verwirklicht sehen, die nach Ihrer 
Auffassung nichts taugen? 

Der Punkt aber, der mich ganz besonders berührt, 
ist, daß Sie kein Wort darüber verlieren, wie Sie sich 
ein derartiges Konzept vorstellen. Was würden Sie 
an Stelle der jetzigen Regierung tun, um sicherzu- 
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stellen, daß Verletzungen seitens der DDR nicht 
mehr vorkommen können? Das wollen wir wissen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das erwarten wir 
von Ihnen seit langen Jahren!) 

Was schlagen Sie vor, damit geschehene Verletzun-
gen rückgängig gemacht werden könnten? Ihre Ant-
wort ist bisher Schweigen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was tun denn Sie 
gegen die Verletzungen?) 

— Ich habe das deutlich gesagt, wofür ich bin. 

Ich fordere Sie auf, konkrete Vorschläge zu unter-
breiten. Wir würden sachlich und fair — dessen dür-
fen Sie sicher sein — mit Ihnen darüber diskutieren. 
Ich vermute allerdings auf Grund von Erfahrungen 
in der Vergangenheit, daß von Ihrer Seite nichts 
Brauchbares zu hören sein dürfte. Wollen Sie Sank-
tionen, dann sagen Sie es offen und erklären Sie 
konkret, welche Art von Sanktionen Sie wünschen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch nicht 
zu fassen!) 

— Dann hat ja Ihr ganzer Antrag keinen Sinn. Sie 
müssen sich mal über das klar werden, was Ihr An-
trag eigentlich will. Den haben Sie offensichtlich gar 
nicht gelesen. 

Die Koalition hat jedenfalls keinen Grund, von ih-
rer bisherigen Haltung abzugehen. Sie ist stets un-
zweideutig für die Einhaltung des Vertragswerks 
mit der DDR eingetreten. Sie hat in der Vergangen-
heit stets das Mögliche getan, um Behinderungen 
und Beeinträchtigungen rückgängig zu machen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo denn?) 

— Sie können ja sagen, wie man das machen muß. 

Es gibt daher keine Veranlassung, den im Ab-
schnitt C des Antrags erhobenen Forderungen zu 
folgen. Ich empfehle Überweisung des Antrags an 
den Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen sowie 
an den Auswärtigen Ausschuß. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat Frau Abgeord-
nete Fromm. 

Frau Fromm (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Über die Presse- und Informationsfrei-
heit besteht ein grundsätzlicher Dissens zwischen 
sozialistischen und freiheitlich-demokratischen Ge-
sellschaftsordnungen. 

Herr Kollege Jäger, jetzt spreche ich Sie an, weil 
Sie sagten, wir sollten das nicht immer wiederholen. 
Ich finde, wir müssen doch endlich einmal den Reali-
täten ins Gesicht sehen und Politik nicht immer nur 
als Wunschdenken auffassen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Herr Kollege Jäger, was ist denn eigentlich gesche-
hen mit der Pressearbeit von westdeutschen und 
westlichen Journalisten? Sicherlich ist ihre Arbeit 

doch erst möglich geworden durch die Politik der so-
zialliberalen Koalition. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Mir kommen die 
Tränen! — Durch Herrn „Spiegel"-Augstein 

besonders!) 

— Sie müssen auch einmal zugeben, was wirklich 
wahr ist. Wir können uns im Ausschuß noch sehr in-
tensiv darüber unterhalten. 

Nach den Kriterien eines freiheitlich orientierten 
Bewußtseins westlicher Demokratien, die auf der 
Idee der klassischen Grundrechte wie Meinungs-  
und Informationsfreiheit basieren, sind die Rechte 
in der DDR nicht gegeben. Unterschiedliche Demo-
kratievorstellungen, unterschiedliches demokrati-
sches Selbstverständnis charakterisieren die Posi-
tionen: die Gewähr vielfältiger Meinungen und Mög-
lichkeiten der Meinungsäußerung in unserem Sy-
stem, die einseitige Information zur Unterstützung 
der Einheitspartei in der DDR. Dazu hat Erich Ho-
necker auf dem 9. Parteitag der SED 1976 in Ost-Ber-
lin erklärt: 

Presse, Rundfunk und Fernsehen der DDR lei-
sten als ideologische Waffen der Partei mit ih-
ren Mitteln einen wichtigen Beitrag zur poli-
tisch-ideologischen Orientierung ..  

Die Presse der DDR ist somit ein medienpolitisches 
Instrument der SED. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hier geht es doch 
um unsere Korrespondenten und nicht um 

die Presse der DDR!) 

— Wir sprechen heute von Presse- und Informa-
tionsarbeit in der DDR. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Aber von unserer!) 

Das war Ihr Wunsch, Ihr Antrag. 

Da die Partei allein bestimmt, wie der sozialisti-
sche Aufbau in der DDR voranzuschreiten hat, wird 
von ihr deshalb unter Pressefreiheit und freier Mei-
nungsäußerung allein die Vertretung ihrer Meinung, 
ihrer Erkenntnisse und Beschlüsse verstanden. 

Rundfunk und Fernsehen der DDR unterstehen 
formalrechtlich der staatlichen Leitung, d. h. der un-
mittelbaren Leitung der SED. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Darum geht es 
doch nun wirklich nicht!) 

In den Berichten des Zentralkomitees der SED an 
die Parteitage werden Funk und Fernsehen sogar 
unverblümt als Einrichtungen der Partei eingestuft. 
Diese Unvereinbarkeit hat sich in der Vergangen-
heit immer wieder, angefangen bei den Verhandlun-
gen im Zusammenhang mit dem Grundlagenvertrag 
von 1972, in der praktischen Anwendung der mit der 
DDR getroffenen Vereinbarungen bemerkbar ge-
macht. 

Meine Damen und Herren, wir sind uns mit Ihnen 
in diesem Hause alle einig, daß die DDR seit 1975 
mehrfach die durch den in Ihrem Antrag angespro-
chenen Briefwechsel vom 8. November 1972 geschaf- 
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fenen Arbeitsmöglichkeiten für Journalisten aus der 
Bundesrepublik Deutschland eingeschränkt hat. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Das ist das The-
ma!) 

In diesem Zusammenhang erinnere ich auch an die 
Ausweisung von Korrespondenten des „Spiegel", der 
ARD und des ZDF sowie die Behinderung westlicher 
Journalisten in der Berichterstattung von Synodal-
tagungen der Evangelischen Kirche in der DDR. 
Meine Kollegen von der CDU/CSU, dies ist beson-
ders — das dürfte Ihnen bekannt sein — unter ande-
rem von meinem Kollegen, dem Vorsitzenden des 
Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen, Uwe 
Ronneburger, kritisiert worden. 

Es ist richtig, daß sich die DDR in dem bereits er-
wähnten Briefwechsel verpflichtet hat, das Recht 
der freien Information und Berichterstattung zu ge-
währen. Diese Verpflichtung ist sie aber nur im Rah-
men ihrer geltenden Rechtsordnung eingegangen. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Das war der 
Grundfehler dieser Abmachung!) 

Ich verweise hier z. B. auf das, was in der KSZE-
Schlußakte in dem zitierten Korb III Abschnitt 2 
dazu steht: 

... setzen sich zum Ziel, die freiere und umfas-
sendere Verbreitung von Informationen aller 
Art zu erleichtern, die Zusammenarbeit im Be-
reich der Information und den Informationsaus-
tausch mit anderen Ländern zu fördern sowie 
die Bedingungen zu verbessern, unter denen 
Journalisten aus einem Teilnehmerstaat ihren 
Beruf in einem anderen Teilnehmerstaat aus-
üben, ..  

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Wenn Worte 
einen Sinn haben, dann ist „freier" freier als 

vorher!) 

Meine Damen und Herren, mit der Unterzeichnung 
der KSZE-SchluBakte ist die DDR nach ihrem Ver-
ständnis nicht die Verpflichtung eingegangen, die 
Presse- und Informationsfreiheit in unserem frei-
heitlich-demokratischen Verständnis zu gewähren. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Lesen Sie mal 
Prinzip 7 der KSZE-Schlußakte nach, da 

steht die drin!) 

Die Unterzeichnung der KSZE-Schlußakte ist eine 
„politische Selbstbindung", keine völkerrechtliche 
Verpflichtung. 

Damit Sie mich nicht mißverstehen, meine Damen 
und Herren: 

(Straßmeir [CDU/CSU]: Das ist sehr 
schwer!) 

Ich teile die Auffassung der DDR nicht, ich vertei-
dige sie auch nicht, aber ich meine, ich bin reali-
stisch, wenn ich sie nach dem, was möglich ist, beur-
teile. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Das ist nicht Ver-
tragserfüllung! — Dr. Marx [CDU/CSU]: Es 
ist eine völlige Auflösung, der hier das Wort 

geredet wird!) 

Die Bundesregierung war sich beim Abschluß ei-
ner Reihe vertraglicher Abmachungen und bei der 
Formulierung gemeinschaftlicher Absichtserklä-
rungen hinsichtlich der Informationsmöglichkeiten 
der Bürger und der ihnen dienenden Informations-, 
Bewegungs- und Berichterstattungsfreiheit der Me-
dien durchaus der außerordentlich unterschiedli-
chen Rahmenbedingungen bewußt, die durch die je-
weiligen Rechtsordnungen in den beiden Staaten ge-
geben sind. 

Trotz der durch die jeweiligen Gesellschaftsord-
nungen bedingten unterschiedlichen Auffassungen 
von Presse- und Informationsfreiheit gelang es der 
Bundesregierung in zahlreichen Gesprächen mit der 
DDR, den 1972 erfolgten Briefwechsel dahin gehend 
zu realisieren, daß erstmals für Zeitungen, Zeit-
schriften und Rundfunk- und Fernsehanstalten aus 
der Bundesrepublik Deutschland eine aktuelle Be-
richterstattung aus der DDR möglich wurde. 

Meine Damen und Herren, Sie können sich noch 
an die Tage vor Weihnachten erinnern. Ich verweise 
auf die Fernsehdirektsendung des Senders Freies 
Berlin im Rahmen der „Berliner Abendschau", in 
der vom Ost-Berliner Weihnachtsmarkt berichtet 
wurde. Können Sie sich vorstellen, daß das vor 
10 Jahren möglich gewesen wäre? 

(Sehr richtig! bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Es geht aber nicht um den Weih

-

nachtsmarkt, sondern um die anderen, um 
die politischen Dinge!) 

— Das sind die kleinen Schritte, die auch beachtet 
werden müssen, wenn wir weitere, größere Schritte 
erreichen wollen! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Auch wenn sich seit 1975 die Arbeitsbedingungen 
für westliche Journalisten in der DDR vereinzelt er-
schwert haben, wird es weiter unser Ziel bleiben, die 
in den Jahren 1974 und 1975. zufriedenstellende Pra-
xis der Arbeitsmöglichkeiten für Journalisten wie-
derherzustellen und sie im Geiste der KSZE-
Schlußakte von Helsinki zu verbessern. 

Meine Damen und Herren, ebenso wird die FDP 
— wie auch in der Vergangenheit — heftig gegen 
jegliche Einschränkung der Arbeitsmöglichkeiten 
für Journalisten protestieren. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Wir werden die DDR-Führung immer wieder darauf 
hinweisen, daß die Arbeitsmöglichkeiten für Journa-
listen nicht beschränkt werden dürfen, und werden 
die DDR an die Abmachungen und gemeinsamen 
Erklärungen erinnern. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Prima, das 
ist ja schon etwas!) 

Die FDP-Bundestagsfraktion schlägt Ihnen vor, 
den Antrag zur weiteren Beratung in die jeweiligen 
Ausschüsse zu überweisen. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Das ist par

-

lamentsüblich!) 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag auf 
Drucksache 9/1047 an den Ausschuß für innerdeut-
sche Beziehungen zur federführenden Beratung und 
an den Auswärtigen Ausschuß zur Mitberatung zu 
überweisen. Ist das Haus mit der vorgeschlagenen 
Überweisung einverstanden? — Es erhebt sich kein 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zum Abkommen vom 
28. April 1980 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Arabischen Republik 
Ägypten über die Regelung gewisser Fragen 
betreffend deutsches Vermögen und zur Ver-
teilung von Entschädigungen für deutsches 
Vermögen in Ägypten und Honduras 

— Drucksache 9/990 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksache 9/1223 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Baack 

(Erste Beratung 67. Sitzung) 

Wird vom Berichterstatter das Wort gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Wird anderweitig das Wort 
gewünscht? — Auch das ist nicht der Fall. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und zur 
Schlußabstimmung. Ich rufe die Art. 1 bis 5, Einlei-
tung und Überschrift in der Ausschußfassung auf. 
Die Abstimmung hierüber wird mit der Schlußab-
stimmung verbunden. Wer dem Gesetz als Ganzem 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich der 
Stimme? — Das Gesetz ist damit angenommen. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Ta-
gesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Freitag, den 15. Januar 
1982, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 19.31 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. van Aerssen * 15. 1. 
Dr. Ahrens * 15. 1. 
Dr. Bardens * 15. 1. 
Bergerowski 14. 1. 
Dr. Böhme (Freiburg) 14. 1. 
Büchner (Speyer) * 14. 1. 
Echternach 15. 1. 
Egert 15. 1. 
Dr. Ehrenberg 15. 1. 
Erhard (Bad Schwalbach) 15. 1. 
Feinendegen 15. 1. 
Frau Geier 15. 1. 
Dr. Geßner * 15. 1. 
Haar 15. 1. 
Dr. Hackel 15. 1. 
Hauser (Krefeld) 14. 1. 
Jung (Kandel) * 15. 1. 
Dr. Kreile 15. 1. 
Möllemann 15. 1. 
Müller (Bayreuth) 15. 1. 
Rawe 14. 1. 
Reddemann * 15. 1. 
Rohde 15. 1. 
Frau Roitzsch 15. 1. 
Schmidt (Wattenscheid) 15. 1. 
Schmöle 15. 1. 
Schulte (Unna) * 15. 1. 
Dr. Solms 15. 1. 
Stöckl 15. 1. 
Dr. Vohrer * 15. 1. 
Dr. Wendig 15. 1. 
Dr. Wittmann 14. 1. 
Baron von Wrangel 15. 1. 

für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Becker auf die Frage des 
Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Drucksache 9/1252 
Frage 30): 

Ist die Bundesregierung bereit, für eine befristete Zeit an-
gesichts der wirtschaftlichen Notlage der Bevölkerung in 
Polen und aus humanitären Gründen private Spendenpakete 
portofrei zu befördern? 

Der Bundesregierung sind in letzter Zeit vielfäl-
tige Anregungen zugegangen, im Postpaketverkehr 
mit Polen die Beförderungsgebühren zu senken bzw. 
zu erlassen. 

Die Klärung dieser Frage erfordert die Lösung 
schwieriger rechtlicher und postbetrieblicher Pro-
bleme. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

In Anbetracht der Versorgungssituation in Polen 
und der bisher gezeigten Spendenbereitschaft der 
Bevölkerung unseres Landes prüft die Bundesregie-
rung zur Zeit, ob und inwieweit der Postpaketver-
kehr nach diesem Land vorübergehend gebühren-
mäßig erleichtert werden kann. 

Sie sieht sich damit in Übereinstimmung mit den 
Beschlüssen der Außenminister der NATO, humani-
täre Maßnahmen für die polnische Bevölkerung 
auch in Zukunft zu fördern. 

Anlage 3 

Antwort 

des Staatssekretärs Becker auf die Fragen des Ab-
geordneten Reddemann (CDU/CSU) und Niegel 
(CDU/CSU) (Drucksache 9/1252 Fragen 38, 39 und 
40): 

Wie kann die Bundesregierung erklären, daß der Bundes-
kanzler gemeinsam mit dem Präsidenten der USA seine 
„Sorge über den Druck, den die Sowjetunion auf die polni-
schen Bemühungen um eine Erneuerung ausübt", ausdrückt 
und expressis verbis „auf die Verantwortung der Sowjetunion 
für die Ereignisse in Polen" hinweist, während der Sprecher 
der Bundesregierung, Staatssekretär Becker, bislang unwi-
derrufen als Auffassung des Bundeskanzlers und seiner Bun-
desminister wörtlich versicherte, „Wir teilen die Auffassung 
nicht, daß die Sowjetunion als Anstifter für die Verhängung 
des Kriegsrechts (in Polen) zu betrachten  ist"?  

Warum hat Bundeskanzler Schmidt seinen Regierungs-
sprecher angewiesen, Ende Dezember zu erklären, „Wir teilen 
die Auffassung nicht, daß die Sowjetunion als Anstifter für die 
Verhängung des Kriegsrechts (in Polen) zu betrachten  ist.", 

 und warum hat nunmehr Bundeskanzler Schmidt in etwa 
eine Woche später, am 5. Januar, gemeinsam mit Präsident 
Reagan in dem gemeinsamen Kommuniqué folgendes erklärt, 
„Beide wiesen auf die Verantwortung der Sowjetunion für die 
Ereignisse in Polen hin und brachten ihre Sorgen über den 
schwerwiegenden Druck, den die Sowjetunion auf die polni-
schen Bemühungen uni eine Erneuerung ausübt, zum Aus-
druck. ? 

Welche Meinung ist nunmehr gültig? 

Zu Fragen 38 und 39: 

In der Bundespressekonferenz am 30. Dezember 
1981 habe ich zur Lage in Polen und zur Reaktion 
des Westens auf diese Lage Stellung genommen. Ich 
habe diese Stellungnahme in 12 Punkten zusam-
mengefaßt, die die abgestimmte Meinung der Bun-
desregierung darstellten. In Punkt 9 dieser Stellung-
nahme hieß es: „Wir stehen mit der amerikanischen 
Regierung wie auch mit den anderen Verbündeten 
und Partnern der Europäischen Gemeinschaft in en-
gem Kontakt. In den Konsultationen sind natürlich 
auch unterschiedliche Bewertungen der Vorgänge 
zur Sprache gekommen. Wir sind uns aber alle darin 
einig, daß ein endgültig gesichertes Urteil über diese 
Fragen zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht 
möglich ist." 

In Beantwortung der Frage eines Journalisten zu 
diesem Punkt habe ich selbst die von mir als theore-
tisch qualifizierte Frage gestellt, ob die Sowjetunion 
gewissermaßen als Anstifter der Verhängung des 
Kriegszustandes in Polen zu betrachten ist, und ge- 
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sagt, daß wir diese Auffassung nicht teilen. Ich habe 
diese Fragestellung als theoretisch bezeichnet, weil 
die Verantwortung der Sowjetunion für die Vor-
gänge in Polen sich nicht danach bestimmt, wer den 
letzten Anstoß für die Anordnung des Kriegszustan-
des in Polen gegeben hat. Es war jedenfalls nicht 
meine Absicht, mit diesen Ausführungen die Sowjet-
union von der Verantwortung für die Verhängung 
des Kriegszustandes in Polen freizusprechen. Im 
Gegenteil, ich habe in der Pressekonferenz am 
30. Dezember 1981 mehrfach den Brief des Bundes-
kanzlers an Generalsekretär Breschnew vom 26. De-
zember 1981 erwähnt, in dem die Gesamtverantwor-
tung der Sowjetunion für die Ereignisse in Polen an-
gesprochen war. Ich bedauere es, daß meine Antwort 
von einigen Medien, vor allem im Ausland, fehlinter-
pretiert wurde. 

Zu Frage 40: 

Die Haltung der Bundesregierung zur Frage der 
sowjetischen Verantwortung für die Ereignisse in 
Polen ergibt sich aus dem Schlußkommuniqué der 
Sitzung der Außenminister der 10 EG-Staaten vom 
4. Januar 1982, der gemeinsamen Erklärung über die 
Gespräche des Bundeskanzlers mit dem Präsiden-
ten der Vereinigten Staaten von Amerika vom 5. Ja-
nuar 1982 und der von der Sondertagung des Nordat-
lantikrats auf Ministerebene am 11. Januar 1982 ver-
abschiedeten Erklärung zu den Ereignissen in 
Polen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Voss (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1252 Fragen 76 und 77): 

Ist für die weitere Gewährung des zinslosen Überziehungs-
kredits an die „DDR" in Höhe von 850 Millionen DM bis zum 
30. Juni 1982, die anläßlich des Besuchs von Bundeskanzler 
Schmidt in der „DDR" erfolgte, die Zustimmung des Zentral-
bankrats sowie der Deutschen Bundesbank eingeholt worden, 
und welche Einlassung ist von dort gegeben worden? 

Welche ökonomischen, kommerziellen und politischen 
Gründe sprechen für die jetzige und eventuelle weitere Ver-
längerungen des zinslosen Überziehungskredits? 

Zu Frage 76: 

Die Verlängerung der Swing-Regelung um 6 Mo-
nate bis zum 30. Juni 1982 erfolgte in Absprache mit 
dem Zentralbankrat der Deutschen Bundesbank. 

Wegen der Vertraulichkeit der Sitzungen des Zen-
tralbankrates bitte ich um Verständnis, daß ich auf 
weitere Einzelheiten nicht eingehen kann. 

Zu Frage 77: 

Für den Swing gibt es bedeutsame ökonomische, 
kommerzielle und politische Gründe. Die mit der 
DDR zu vereinbarende künftige Swing-Regelung ge-
hört insbesondere in den politischen Gesamtzusam-
menhang der Beziehungen zwischen der Bundesre-
publik Deutschland mit der Deutschen Demokrati-
schen Republik. An diesem Gesamtzusammenhang 

hat und wird sich die Verhandlungsposition der 
Bundesregierung orientieren. 

Ich bitte um Verständnis dafür, daß es mit Rück-
sicht auf die Verhandlungsposition vor Verhandlun-
gen mit der DDR nicht hilfreich wäre, hier die 
Gründe für den Swing und seine künftige Ausgestal-
tung im einzelnen zu erörtern. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1252 Frage 102): 

Warum hat die Bundesregierung ihre mir in der Frage-
stunde vom 24. Juni 1981 gegebene Zusage, den parlamentari-
schen Gremien noch im Jahr 1981 einen Regierungsentwurf 
zur Neuordnung des Rechts der Kriegsdienstverweigerung 
und des Zivildienstes zuzuleiten, nicht eingehalten, und 
warum braucht die Bundesregierung vier Jahre, um endlich 
die Konsequenzen aus einer Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zu ziehen und damit ihrer Ankündigung in der 
Regierungserklärung des Bundeskanzlers zu entsprechen? 

Die Antwort in der Fragestunde vom 24. Juni 1981, 
auf die Sie sich berufen, entsprach dem damaligen 
Sach- und Meinungsstand. Seit dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichtes vom 13. April 1978 gibt es 
Bemühungen um eine interfraktionelle Lösung. Zu-
nächst haben alle drei Fraktionen in einer gemein-
samen Arbeitsgruppe einen Gesetzentwurf erarbei-
tet, zu dem die Bundesregierung Formulierungshilfe 
geleistet hat. Zu einer gemeinsamen Einbringung 
kam es leider nicht, weil die CDU/CSU-Fraktion sich 
dazu entschloß, den gemeinsam erarbeiteten Ent-
wurf mit Abweichungen in einigen wichtigen Punk-
ten einzubringen. Beide Entwürfe scheiterten kurz 
vor Ende der 8. Legislaturperiode. 

Inzwischen ist die interfraktionelle Diskussion 
fortgeführt worden. In einem interfraktionellen Ge-
spräch am 1. Dezember 1981 im Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit haben Vertreter 
aller drei Bundestagsfraktionen darin übereinge-
stimmt, daß eine gemeinsame Regelung angestrebt 
werden soll. Dabei wurde in Aussicht genommen, bis 
zur Sommerpause 1982 die interne Meinungsbil-
dung abzuschließen und noch im Laufe des Jahres 
einen Gesetzentwurf einzubringen. 

Angesichts des Standes der Diskussion im Parla-
ment konnte die Bundesregierung davon absehen, 
einen eigenen Gesetzentwurf vorzulegen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Kuhlwein auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Benedix-Engler (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1252 Fragen 104 und 105): 

Trifft es zu, daß der Staatssekretär im Bundesministerium 
für Bildung und Wissenschaft empfohlen hat, die 15teilige so-
wjetisch-amerikanische Fernsehserie „Der unvergessene 
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Krieg" an Schulen vorzuführen, und heißt das, daß er sie für 
geeignet hält, die Enkel der Kriegsgeneration ein so schwer-
wiegendes Stück Zeitgeschichte nacherleben zu lassen? 

Billigt die Bundesregierung gegebenenfalls die Empfeh-
lung des Staatssekretärs im Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft, und wenn ja, bedeutet dies, daß sie den 
Film, der erwiesenermaßen keinen Anspruch auf Objektivität 
erheben kann, für geeignet hält, der jungen Generation wie-
der ein ungebrochenes Verhältnis zur deutschen Geschichte 
zu vermitteln und die bedrohlichen Verständigungsschwierig-
keiten zwischen den Generationen beheben zu helfen? 

Zu Frage 104: 

In seinem Kommentar im Funkreport vom 
15. September 1981 hat Staatssekretär Dr. Granzow 
zu einer kritischen Auseinandersetzung mit dieser 
Fernsehserie und zu einer breiten Diskussion über 
die dort dargestellten Schrecken des Krieges, die 
Leiden und Opfer, vor allem auch der sowjetischen 
Bevölkerung aufgefordert. Insofern stimmt Dr. 
Granzow mit dem Niedersächsischen Kultusmini-
ster Dr. Remmers überein, der eine vertiefte Ausein-
andersetzung mit diesem Filmmaterial in den Schu-
len angeregt hat. Es kann gar keinen Zweifel daran 
geben, daß die Fernsehserie einen Beitrag zum 
Nacherleben eines schwerwiegenden Stückes Zeit-
geschichte darstellt. 

Zu Frage 105: 

Die Bundesregierung hält es für richtig, daß Ju-
gendliche und Erwachsene sich mit dieser Serie aus-
einandersetzen. Zweifellos hat die Fernsehreihe do-
kumentarische Schwächen; Fehleinschätzungen ge-
schichtlicher Fakten sind nicht zu übersehen. Den-
noch leistet diese Dokumentation einen Beitrag 
dazu, der Jugend ein tieferes Verständnis der 
Schrecken des Krieges zu übermitteln. Notwendige 
Voraussetzung ist, daß diese Filmdokumente durch 
sachkundige Erläuterungen begleitet und mit den 
Jugendlichen diskutiert werden. Eben dazu hat 
Staatssekretär Granzow aufgefordert. Diesem 
Zweck dienen auch die mediendidaktischen Hand-
reichungen zu dieser Sendereihe, die für Kursleiter 
in der Erwachsenenbildung entwickelt wurden. Im 
übrigen kann es nicht alleiniges Ziel des Geschichts-
unterrichts sein, ein „ungebrochenes" Verhältnis zur 
deutschen Geschichte zu vermitteln; gerade im Hin-
blick auf die jüngste Zeitgeschichte kommt es eher 
auf eine möglichst differenzierte Betrachtung des 
Geschehens und der handelnden Personen an. 

Anlage 7 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Kuhlwein auf die Fragen 
des Abgeordneten Daweke (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1252 Fragen 106 und 107): 

Sind der Bundesregierung Presseberichte bekannt, wonach 
Strafgefangene in Nordrhein-Westfalen BAföG-Zahlungen er-
halten, und wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung diesen 
Vorgang? 

Sieht die Bundesregierung bei der Zahlung von BAföG-Gel

-

dern n Strafgefangene den Gleichheitsgrundsatz verletzt, 
wenn Gefangene bis zu 161 DM BAföG beziehen, was dem mo-
natlichen Arbeitsentgeld eines acht Stunden täglich arbeiten-
den Gefangenen entspricht? 

Zu Frage 106: 

Ja, entsprechende Presseberichte sind der Bun-
desregierung bekannt: Viele Strafgefangene durch-
laufen während der Haftzeit Schul- oder Berufsaus-
bildungen. Soweit es sich dabei um Ausbildungen 
handelt, die nach dem Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz förderungsfähig sind, werden Leistun-
gen nach diesem Gesetz grundsätzlich auch an 
Strafgefangene gewährt. Die Höhe der Ausbildungs-
förderung richtet sich nach den in §§ 12, 13 BAföG 
genannten Bedarfssätzen, von denen allerdings die 
Kosten für Unterbringung und Verpflegung abgezo-
gen werden. Auch unter dem Gesichtspunkt der Re-
sozialisierung erscheint eine finanzielle Förderung 
für Strafgefangene in der Ausbildung sinnvoll. 

Zu Frage 107: 

Nein, die Bundesregierung sieht den Gleichheits-
grundsatz nicht als verletzt an. Mit dem Arbeitsent-
gelt wird für die Arbeitsleistung eines Strafgefange-
nen nach den im Strafvollzug geltenden Grundsät-
zen bezahlt. Wenn Gefangene eine im Sinne der 
§§ 2, 3 BAföG förderungsfähige Ausbildung absolvie-
ren, haben sie (sofern die übrigen gesetzlichen Vor-
aussetzungen erfüllt werden) Anspruch auf Ausbil-
dungsförderung, die auch etwaige Ausbildungsko-
sten mit abdeckt. 

Anlage 8 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Kuhlwein auf die Frage 
des Abgeordneten Reddemann (CDU/CSU) (Druck-
sache 9/1252 Frage 108): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, der mitt-
lerweile auf 36 639 Studenten angewachsenen Fern-Universi-
tät Hagen finanzielle Unterstützung zur Erfüllung ihrer bun-
desweiten Aufgaben zu geben? 

Die Möglichkeiten der Bundesregierung, eine 
Hochschule eines Landes in ihrer Arbeit zu fördern, 
sind durch die Kompetenzverteilung zwischen Bund 
und Ländern eng begrenzt. 

Die Bundesregierung hat unter weitgehender 
Ausschöpfung der vorhandenen Möglichkeiten der 
Fernuniversität bis einschließlich 1981 über die Ge-
meinschaftsaufgabe Hochschulbau Investitionsmit-
tel in Höhe von etwa 27 Millionen DM, für Modell-
versuche etwa 9,9 Millionen DM und für Vorhaben 
der Bildungsforschung etwa 530 000 DM zur Verfü-
gung gestellt. 

Auch für die kommenden Jahre sind für Modell-
versuche und Forschungsvorhaben Mittel für lau-
fende und neue Vorhaben geplant. Ihre Höhe ist 
noch nicht absehbar, solange konkrete Anträge des 
Landes nicht vorliegen. Welche Investitionsvorha-
ben nach dem Hochschulförderungsgesetz in den 
kommenden Jahren mitfinanziert werden können, 
läßt sich erst nach Abschluß der Beratungen im Wis-
senschaftsrat und im Planungsausschuß für den 
Hochschulbau über die weitere Ausbauplanung ab-
sehen. Die entsprechenden Beschlüsse sollen bis 
Ende März gefaßt werden. 
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